p okla ia 20275 F 


Zeitschrift für politische Ökonomie 
und sozialistische Politik 


Jalta- eine 
Kontroverse 


Oral History 
Weltmarktsamba 


Klaus Hänsch, Die deutsche Frage und Europa t %« 
Ferenc Feher, Agnes Heller, Osteuropa unter dem 
Schatten eines neuen Rapallo / Walter Süß, # Einzelheft 
Rapallo, Entspannungspolitik und # DM 15.- 
Friedensbewegung / Ulrich Herbert, Zur 
Entwicklung der Ruhrar eiterschaft 1930-1960 / U, 
Wozu taugt Oral History / | Im Abo 
Remco van Capelleveen, Karibische Migranten in DM 12.- 
New York City / Gerd Junne, Neue Technologien 
bedrohen die Exporte der Entwicklungsländer / # Rotbuch 
Klaus Busch, Mythen über den Weltmarkt II # Verlag 


6 0 


Editorial 


Kein Zweifel, nach dem Ende des 2. Weltkrieges entstand nach dem Willen der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion eine bipolare Weltordnung, die — zumindest in Europa — den 
heißen Krieg verhindern half. 

Kein Zweifel aber auch, daß die von den beiden Großmächten sich jeweils zugebilligten Ein- 
flußsphären in Europa zur Folge hatten, daß Prozesse der Veränderung in den Ländern, die 
den jeweiligen Einflußsphären zugeschlagen worden waren, erschwert oder gar unmöglich 
wurden. Die Veränderung des status quo in den gesellschaftlichen Verhältnissen dieser Län- 
der schien das fragile Gleichgewicht in Europa zu gefährden und ließ aus der Sicht der Groß- 
mächte auch die militärische Sicherung der Einflußsphären geboten erscheinen. Der Hand- 
lungsspielraum für oppositionelle Bewegungen in allen europäischen Ländern blieb gering, 
die Integration in das jeweilige Wirtschafts- und Militärbündnis durfte nicht in Frage gestellt 
werden. Die Formen der Sicherung der Einflußsphäre waren in Ost und West verschieden, in 
der Sache aber lief es stets auf dasselbe hinaus: Eine Infragestellung rief immer wieder die eine 
oder die andere Großmacht in mehr oder weniger direkter Form auf den Plan. 

In den Ländern des realen Sozialismus freilich bedeutete der Vorrang des status quo, daß auch 
einer demokratisch-sozialistischen Opposition, die sich mit einer bürokratisch organisierten 
staatssozialistischen Gesellschaftsordnung nicht abfinden wollte und die einen »Sozialismus 
mit menschlichem Antlitz« anstrebte, enge Grenzen gesetzt waren. Die Sowjetunion sicherte 
in ihrer Einflußsphäre nicht nur ihren Machtanspruch mit allen Mitteln, sie nahm auch das 
Recht für sich in Anspruch zu definieren, was Sozialismus ist und was nicht. 
Esüberrascht deshalb nicht, daß die— sicherlich ein widersprüchliches Bild offenbarenden — 
oppositionellen Bewegungen in den Ländern des realen Sozialismus immer häufiger die nach 
1945 entstandene und den status quo zementierende Weltordnung in Frage stellen. Es kann 
dann auch nicht überraschen, daß diese Opposition auch die Linke in den west- und mitteleu- 
ropäischen Ländern, die den status quo wegen seiner friedenssichernden Wirkung nicht an- 
tasten will, voller Skepsis und Mißtrauen zu betrachten beginnt. 

Sie verweisen uns damit auf unsere eigenen Lücken, denn die spezifischen Bedingungen einer 
demokratisch-sozialistischen Opposition in den Ländern des realen Sozialismus wurden 
kaum zur Kenntnis genommen oder gar in ihren Auswirkungen analysiert. Die Priestersou- 
tane unter den Solidarnosz- Anhängern war oft willkommener Anlaß, die eingeforderte Soli- 
darität zu verweigern oder mit vielen Wenn und Aber zu versehen. 

Zu den spezifischen Bedingungen einer Opposition in jenen Ländern gehört aber zweifellos 
auch, daß der Handlungsspielraum für sozialistische Veränderungen in Ost und West durch 
den status quo der Nachkriegszeit sehr eingeengt ist. Die Frage, wie er zu erweitern ist, muß 
deshalb auch unsere Frage sein. 

Freilich kann unser »schlechtes Gewissen« nicht zur Folge haben, alle aus diesen Ländern 
kommenden Antworten auf die Frage zu akzeptieren und Vorwürfe gegen uns nicht kritisch 
zu prüfen. 

Die zwei ungarischen, zur Zeit im Westen lebenden Marxisten Ferenc Feher und Agnes Heller 
haben ihr Mißtrauen gegenüber der praktischen Politik der westdeutschen und westeuro- 
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päischen Linken in einem sehr pointierten Text mit dem bezeichnenden Titel »Östeuropa 
unter dem Schatten eines neuen Rapallo« zusammengefaßt. Der Aufsatz löste bei Grünen 
und Alternativen wie beider SPD eine heftige Diskussion aus. Wir sehen in diesem Aufsatz ei- 
nen prototypischen Text für die Probleme und Sichtweisen einer osteuropäischen Opposi- 
tion, die sich selbst als sozialistisch versteht, den wir ernst nehmen, auch wenn wir in vielen 
Urteilen und Verurteilungen Irrationalismen entdecken, die es zu kritisieren gilt. 

Wir wollen deshalb mit unserem Schwerpunkt über die bipolare Weltordnung nach 1945 ei- 
nen Teil der um diesen Text entstandenen Kontroverse dokumentieren. Das heißt zunächst, 
den Aufsatz von Feher und Heller, der bislang in deutscher Sprache meist nur sehr verkürzt 
zugänglich war, umfänglich zu dokumentieren. 

Das heißt aber auch, mit unserer Kritik an dieser Position nicht hinter dem Berg zu halten. 
Walter Süß faßt in seiner Antwort an Feher und Heller auch dieKritik der Redaktion zusam- 
men. Wir wollen an dieser Stelle nicht verschweigen, daß die Diskussion um Für und Wider 
eines Abdrucks des Aufsatzes von Feh£r/Heller auch in der Redaktion einen heftigen Streit 
auslöste und die Einschätzung der Widersprüchlichkeit von demokratisch-sozialistischen 
Oppositionsbewegungen (schon diese Benennung fand nicht einhelligen Beifall) vor allem 
unser Defizit in der Beschäftigung mit dieser Frage zu Tage förderte. 

Wir waren aber alle der Meinung, daß das zu beklagende Defizit kein Anlaß für weitere Ver- 
drängungsleistungen sein darf: der solidarischen und kritischen Diskussion mit der demo- 
kratisch-sozialistischen Opposition in den Ländern des realen Sozialismus müssen wir uns 
stellen. 

Ein wesentlicher Zielpunkt der Kritik von Feher/Heller ist auch die deutsche Sozialdemo- 
kratie. Der SPD-Europaabgeordnete Klaus Hänsch macht in seinem Aufsatz klar, wie weit 
die Kritik von Feher/Heller an der SPD über das Ziel hinausschießt. Darüber hinaus analy- 
siert er einige Grundirrtümer deutscher Nachkriegspolitik, die bis heute in den unterschied- 
lichsten politischen Lagern weiterwuchern. 


6 


Zwei weitere Aufsätze in diesem Heft behandeln Themen, die bislang in der Prokla nicht oft 
diskutiert wurden, Sozialhistoriker fanden nur selten zur Prokla als Publikationsorgan. Das 
muß nicht so bleiben. Mit den beiden Aufsätzen von Lutz Niethammer und Ulrich Herbert 
will die Prokla sozialgeschichtliche Themen und Kontroversen zukünftig häufiger zur Dis 
kussion stellen. 

Ende der siebziger Jahre konzipierten Franz Brüggemeier, Lutz Niethammer und Detlef 
Peukert ein Projekt, das »Lebensgeschichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet von 1930 bis 
1960« (LUSIR) erforschen sollte. Eine große Zahl lebensgeschichtlicher Interviews sollte 
Antworten auf die Frage geben, wie nach 1945 aus dem Ruhrgebiet eine sozialdemokratische 
Hochburg werden konnte. Ergebnisse des Forschungsprojektes sind inzwischen in zwei Bän- 
den veröffentlicht worden. In einem in Kürze erscheinenden dritten Band soll eine Zusam- 
menfassung der Ergebnisse und eın Vergleich mit ähnlichen Forschungsprojekten versucht 
werden. 

Aus diesem Band veröffentlichen wir als Vorabdruck Teile der Einleitung von Niethammer 
und Herbert. 

»Wozu taugt Oral History?« von Niethammer ist ein hochinteressanter Versuch, »Perspekti- 
ven der Arbeit mit Erinnerungsinterviews« verallgemeinernd zu umreißen — eine Anregung 
auch für jeden Sozialwissenschaftler, der sich mit qualitativen Methoden der Wirklichkeit 


2 Redaktion 


nähern will. Damit geht Niethammer auch auf den Streit unter Sozialgeschichtlern ein, in- 
wieweit die Beschäftigung mit »Alltagsgeschichte des Volkes« eine wesentliche Bereicherung 
eines sozialgeschichtlichen Forschungsansatzes ist oder ob das nur »kleinteiligen Historis- 
mus« zur Folge habe, der eher romantisch verklärt als rational aufklärt. Der Streit ist gerade 
nach dem arroganten Diktum von Hans Ulrich Wehler über den unverdaulichen »grünen 
Hirsebrei«, der in den vielen Geschichtswerkstätten zusammengekocht würde, noch lange 
nicht ausgestanden. Es ist aber an der Zeit, zur Kenntnis zu nehmen, was der methodische 
Ansatz zu leisten vermag und wo seine Grenzen liegen. Niethammer macht klar, daß All- 
tagsgeschichtsschreibung und Oral History weder eine »sozialromantische Selbsttäu- 
schunge ist, die wissenschaftlich nichts tauge, noch eine »instant history«, die »Großvaters 
verlorene Welten anhand seiner letzten Kassette zu verstehen« vermag. 

Ulrich Herbert faßt in seinem Beitrag wichtige Ergebnisse des Forschungsprojekts zusam- 
men. Er macht deutlich, welchen Gewinn Oral History-Projekte bringen können, wenn 
der methodische Ansatz nicht überfordert wird. Es geht nicht um »statistisch verifizierbare 
Ergebnisses, sondern um »Fragen nach Plausibilität und Aussagekraft«, die im Kontext der 
übrigen sozialgeschichtlichen Forschung zu sehen sind. Vor allem die Aussagen über das 
Bewußtsein der Ruhrarbeiter nach 1945 helfen viele Fragen der Forschung zur Nachkriegs- 
geschichte beantworten, so etwa die Frage nach den Ursachen dafür, daß die Nachkriegsdo- 
minanz der Arbeiterbewegung schon nach drei Jahren verloren ging. Die Ergebnisse des 
Projektes liefern viele Hinweise, weshalb die »sozialistischen Blütenträume« nach 1945 
nicht reifen konnten und sie machen viele Verratsthesen oder Schuldzuweisungen der bis- 
herigen Forschung hinfällig. Ein sozialhistorischer Beitrag zur Verringerung von Legenden- 
bildungen. 
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Im letzten Heft der PROKLA haben wir den Versuch unternommen, eine Diskussion über 
Theorien der Weltwirtschaft zu initiieren, die sich den Problemen von Abhängigkeit und 
Entwicklungschancen in den achtziger Jahren stellen. Während ein Teil der Autoren die fi- 
nanziellen Abhängigkeiten von Ländern der Dritten Welt gegenüber den kapitalistischen 
Industrieländern als Entwicklungsblockade diskutierten, wurden von anderen insbesondere 
die ostasiatischen »Schwellenländer« aber auch Brasilien als Modelle erfolgreicher Industria- 
lisierungsstrategien vorgestellt, die trotz hoher — und im Falle Brasiliens sogar dramatischer 
— Außenverschuldung in der Lage sein könnten, den Abhängigkeitszirkel zu durchbrechen 
und zu »Zentren in der Peripherie« innerhalb der kapitalistischen Weltwirtschaft aufzustei- 
gen. Diese Diskussion steht erst an ihren Anfängen. Die gegenwärtige Umstrukturierung 
der internationalen Arbeitsteilung erfolgt allein nicht nur unter dem Damoklesschwert der 
Verschuldungskrise, sondern wird auch in starkem Maße beeinflußt durch den Schub an 
neuen Technologien, der sowohl die Ex- und Importpositionen aller weltmarktintegrierten 
Länder als auch die Motive der Standortwahl für industrielle Produktionen berührt. Gerd 
Junne diskutiert die Folgen des Innovationsschubs im Bereich der Mikroelektronik und vor 
allem der Biotechnologie für die Exportchancen der Entwicklungsländer und kommt zu 
dem Ergebnis, daß die Abhängigkeit dieser Länder ohne politisch organisierte, gemeinsame 
binnenorientierte Entwicklungsstrategien noch vergrößert werden und die zukünftigen 
Entwicklungschancen eher pessimistisch einzuschätzen sind. Für einen modernisierungspoli- 
tischen Optimismus jedenfalls dürfte angesichts solcher Entwicklungstendenzen weniger 
Anlaß bestehen als je zuvor. 


Editorial 3 


Als direkte Gegenthese zu Junne liest sich die Replik von Klaus Busch auf einen Diskussions- 
beitrag von Elmar Altvater im letzten Heft der PROKLA, der mit Bezug auf die ausgleichen- 
den und äquilibristischen Wirkungen der Wechselkurse schreibt: »Die Wechselkursstruktu- 
ren erlauben eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis komparativer Kostenvorteile, 
die die schwächer entwickelten Länder nicht nur vor der überlegenen Konkurrenzkraft der 
höher entwickelten Nationen schützt — ihnen damit auch die Realisierungihrer Akkumula- 
tionsvorteile ermöglicht —, sondern ihnen darüber hinaus auch noch Produktivitätsgewinne 
zufließen läßt« (Busch in diesem Heft). Die von Busch angeführten empirischen Belege für 
diese These verdecken allerdings den zentralen Tatbestand, daß die von ihm konstatierte Zu- 
nahme des Anteils von Industriegütern an den Exporten von Entwicklungsländern vorallem 
im Laufe der siebziger Jahre — zum Teil als realwirtschaftliche Entsprechung der Außenver- 
schuldung — erfolgte, während in den fünfziger und sechziger Jahren dieser Anteil sich nur 
geringfügig verbesserte und er zu Beginn der achtziger Jahre stagniert. Ausgenommen davon 
scheinen einige »Schwellenländer«, doch viele Länder der Dritten Welt sind sogar einem rapi- 
den Deindustrialisierungsprozeß unterworfen, der das Entwicklungsgefälle gegenüber den 
kapitalistischen Industrieländern weiter vertieft. Inwieweit sich das System der internationa- 
len Arbeitsteilung nach dem von Klaus Busch propagierten Theorem der komparativen Ko- 
stenvorteile strukturiert, ist nun nicht allein eine Frage der empirischen Entwicklungsten- 
denzen, sondern konstituiert selbst bereits ein theoretisches Problem, nämlich die Frage nach 
der theoretischen Bestimmung der Triebkräfte der Strukturierung der Weltwirtschaft. Klaus 
Busch bemüht in seiner Antwort auf Elmar Altvater zur Untermauerung der empirischen 
und theoretischen Tragfähigkeit seiner Theorie der.Modifikation des Wertgesetzes auf dem 
Weltmarkt die nationalökonomische Außenhandelstheorie, die, wie er schreibt, »in vielen 
Bereichen differenzierte Theorien anzubieten hat«, und die deshalb gerade von marxistischen 
Weltmarkttheoretikern genau zur Kenntnisgenommen werden sollte. Wir werden diese An- 
regung aufgreifen und in einem der nächsten Hefte die Theoriebildung der wohl bedeutend- 
sten außenwirtschaftlichen Theorieschule im deutschsprachigen Raum, die Vertreter des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft — die nicht allein theorieprägend sind, sondern aktuell in 
Argentinien auch zu praktischen Politikberatern aufsteigen konnten —, genauer diskutieren. 
Methodische Aporien, wie sie sich aus der umstandslosen Einverleibung neoklassischer 
Gleichgewichtsmodelle in die marxistische Werttheorie ergeben, werden dort näher ausge- 
führt werden können. 
Urs Müller-Plantenberg hat bereits in PROKLA 42 darauf aufmerksam gemacht, daß in den 
heutigen Theorien der Weltwirtschaft dem Weltarbeitsmarkt, wenn überhaupt, dann nur 
noch eine periphere Bedeutung zukommt. In der tagespolitischen Diskussion um die von ein- 
schlägigen Kreisen als »Wirtschaftsflüchtlinge« bezeichneten Immigrationsströme werden 
die entwicklungssoziologischen und ökonomischen Zusammenhänge, die mit der Interna- 
tionalisierung der Ware Arbeitskraft einhergehen, durch die Mobilisierung von »Überfrem- 
dungsängsten« in eine tendenziell rassistische Form überzuführen versucht, hinter der die 
Funktionalität einer gesteuerten Internationalisierung der Arbeitsmärkte verschwindet. Am 
Beispiel der Transformation einer städtischen Ökonomie zeigt Renco van Capelleveen, wie 
der internationale Zustrom billiger und häufig rechtloser und ungeschützter Arbeitskräfte 
mit De- und Reindustrialisierungsprozessen einhergehen kann und wie auf diese Weise Ent- 
wicklungsprozesse in Ländern der Dritten und Ersten Welt über den Weltarbeitsmarkt ver- 
koppelt sind. 
Die Redaktion 


Klaus Hänsch 
Die deutsche Frage und Europa’ 


Die deutsche Frage ist eine europäische Frage. Das ist eine banale Erkenntnis. Weniger banal 
ist allerdings die Konsequenz, die daraus zu ziehen ist: Die deutsche Frage wird nicht nur von 
uns gestellt, sie wirdauch an uns gestellt. Viele Deutsche hielten und halten die staatliche Ein- 
heit Deutschlands für die deutsche Frage. Für viele Europäer, im Osten wie im Westen, war 
und ist das Verhalten der Deutschen in der Mitte Europas die eigentliche deutsche Frage. Es 
war Hybris und Verhängnis der deutschen Politik, diesen Unterschied immer wieder überse- 
hen, vergessen und verdrängt zu haben. 

Daß die deutsche Frage immer eine europäische war, ergibt sıch aus Anspruch und Macht der 
Deutschen. Ihr Anspruch manifestierte sich in der Universalreichsidee des frühen und hohen 
Mittelalters. Ihre Macht wurde bestimmt durch Mittellage und Volksmasse. Der Anspruch 
ist längst verfallen. Auch das zweite Reich hatte ihn so nicht mehr. Geblieben ist die Frage 
nach dem Gewicht, mit dem die in einer staatlichen Einheit zusammengefaßten 80 Millionen 
Deutschen aufgewogen werden können, nach der Spannung zwischen deutscher Einheit und 
europäischem Gleichgewicht. 

Wer glaubt, die deutsche Frage sei auf das Endziel zur staatlichen Vereinigung aller Deut- 
schen hin offen gewesen und geblieben, denkt unhistorisch. Es gehört nicht viel intellektuelle 
Anstrengung dazu, in der Geschichte Deutschlands durch die Jahrhunderte auch eine Ge- 
schichte der Abspaltungen und Teilungen zu sehen, eine Geschichte der Freiheitskämpfe und 
Sezessionskriege, von der Lösung der Eidgenossen vom Reich bis zum Unabhängigkeits- 
kampf der Niederländer, eine Geschichte der religiösen Spaltungen mit Reformation und Ge- 
genreformation, eine Geschichte nichtvölkischer ungenauer und wechselnder Grenzziehun- 
gen im Osten wie im Westen, im Norden und sogar im Süden, schließlich die Geschichte des 
preußisch-österreichischen Dualismus, der nicht durch Einigung, sondern durch Ausgren- 
zung gelöst wurde. 

Die Spannung zwischen deutscher Einheit und europäischem Gleichgewicht war auch mit 
dem kleindeutschen Reich nicht gelöst. Die Furcht vor der Gefährdung des innereuropä- 
ischen Gleichgewichts durch ein einiges Deutschland ist älter als die Herausforderung durch 
Hitler. Bismarck konnte mit »zynisch-sensibler, manchmal genialer Diplomatie« (Willy 
Brandt) das Sicherheitsbedürfnis der Nachbarn und die deutschen nationalen Ambitionen ei- 
ne Zeit lang ausbalancieren. Nach seinem Abschied, vielleicht schon vorher, zerbrach diese 
allzu fragile Konstruktion. Die Zeit des»zweiten Reiches« währte weniger alsein Zehntel der 
tausendjährigen staatlichen Geschichte der Deutschen in Europa. Die Teilung dessen, was 
vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte nicht zu Unrecht als»Rest-Deutschland« be- 
zeichnet wurde, ist, historisch betrachtet, kein unerhörter Vorgang außerhalb des Gangs der 
deutschen und der europäischen Geschichte. 

* Beitrag anläßlich der Tagung »Brauchen wir eine neue deutsche Identität?« im Mai 1985 in der 
Gustav-Heinemann-Akademie in Freudenberg. 
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Die Frage nach der staatlichen Zukunft der Deutschen in der Mitte Europas stellen heißt, die 
Antwort in ihrem politischen Verhalten in der Vergangenheit suchen. Dabei begegnet uns 
die Frage der Europäer nach unserem politischen Selbstverständnis, nach unserer Identität. 
»Wer hat die Deutschen zu Richtern über die Völker gesetzt? Wer hat diesen rohen und bru- 
talen Leuten das Recht gegeben, nach ihrem Belieben einen Fürsten über die Häupter der 
Menschenkinder zu setzen?« fragte John von Salesbury, Sekretär des Erzbischofs von Can- 
terbury. Das war um 1180. Seitdem ist diese Frage immer neu gestellt worden, vielfältig vari- 
iert, aber im Kern immer gleich. Es ist die Frage nach der politischen Zivilisation der Deut- 
schen. 

Welche Rolle spielen Rationalität und Irrationalität, Selbstüberschätzung und Unterwürfig- 
keit, technologische Fortschrittlichkeit und romantische Träumerei in der deutschen Poli- 
tik? Ich weiß, daß diese Frage auch in der Geschichte der anderen europäischen Völker eine 
Rolle gespielt hat. Ich mache auch den unsinnigen Versuch nicht mit, der in den ersten Nach- 
kriegsjahren vor allem in Westeuropa unternommen wurde, eine Kausalkette von Luther 
über Friedrich den Großen, Bismarck, Wilhelm I. zu Hitler und den nationalsozialistischen 
Verbrechen zu ziehen. Selbstverständlich sind Idealismus und Mordlust, der Wille zu natio- 
naler Selbstbehauptung und hegemonial-imperialistisches Expansionsstreben, moderne öko- 
nomisch-technische Entwicklungen und überalterte gesellschaftliche Strukturen auch an- 
derswo in Europa brisante und schlimme Mischungen eingegangen. So wenig es einen klar 
vorgezeichneten, unabänderlichen deutschen Sonderweg zu Hitler und in den zweiten Welt- 
krieg gab, so sicher war die Barbarei des Nationalsozialismus, dieser ungezügelte Ausbruch 
von Irrationalismus, von idealistischer Schwärmerei und Inhumanität, von kleinbürgerlich 
mißverstandener Romantik und mißbrauchter moderner Technologie ein deutsches Ge- 
bräu, das eben nicht in Frankreich oder Großbritannien, Dänemark oder Belgien, nicht ein- 
mal in Italien angerührt wurde. Und weil es anderswo in Europa vielleicht hätte dazu kom- 
men können, in Deutschland aber dazu gekommen ist, deswegen ist die deutsche Frage — die 
Frage der Europäer an die Deutschen — noch immer nicht abschließend beantwortet. Sie 
wird jedem Deutschen, gleich welchen Alters gestellt, und jeder Deutsche hat sich ihr zu stel- 
len — in Israel, aber nicht nur dort. 

Die Antwort auf die deutsche Frage, wie wir sie im 19. Jahrhundert gestellt haben, ist uns da- 
gegen in den letzten vierzig Jahren mehrfach gegeben worden. Mit diesen Antworten geht es 
manchem der Jüngeren wie vielen der Väter und Großväter mit der Verarbeitung des Hitler- 
Faschismus: So wie die Älteren häufig nicht wahrhaben wollten, was zwischen 1933 und 
1945 geschehen war, so wollen manche der Jüngeren nicht wahrhaben, daß die deutsche Ge- 
schichte in Europa nicht 1945 oder 1949 stehengeblieben ist. So wie damals viele glaubten, 
nichts gewußt zu haben, müsse davon befreien, die Folgen der nationalsozialistischen Ver- 
brechen mittragen zu müssen, so meinen heute manche, Ignoranz der historischen Fakten 
mache Geschichte ungeschehen. Die Verarbeitung des Faschismus endet aber nicht mit dem 
Eingeständnis einer historischen Schuld, mit erhöhter Wachsamkeit gegenüber neofaschisti- 
schen Parolen von rechts und der Denunziation neofaschistischer Umtriebe im eigenen Volk 
und bei anderen. Sie schließt die Erkenntnis ein, daß die Nachkriegsgeschichte ein legitimes 
Kind der deutschen Vorkriegsgeschichte ist und nicht bloß der zwölf Jahre des Hitler-Fa- 
schismus. 

Die Vergangenheit hat bewältigt, wer die Gegenwart so akzeptiert, wie sie aus ihr geworden 
ist. Das Bild dieser Gegenwart wird durch drei Grundirrrümer der deutschen Politik über- 
deckt. Jeder dieser Irrtümer reichte aus, als Lebenslüge der deutschen Nachkriegspolitik be- 
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zeichnet zu werden. Befangen in ihnen sind keineswegs die gegenwärtige Bundesregierung, 
die Rechtsparteien und ihre Verbündeten allein. Zeit- und teilweise waren ihnen fast alle poli- 
tischen Kräfte und Gruppierungen verfallen. 


Deutschland wurde besiegt. 


{ Dererste Grundirrtum offenbarte sich in diesem Frühjahr. Er lautet: Der 8. Mai 1945 war der 
- Tag des Neubeginns, ja, der Befreiung. Wer aus seinem individuellen Erleben berechtigt 
; glaubt, daß die Alliierten 1945 als Befreier nach Deutschland gekommen seien, macht sich 
{ dennoch etwas vor. Sie kamen als Sieger. Sie wollten die Franzosen, die Belgier und Hollän- 
der, die Dänen und Ungarn, die Polen und Tschechen vom deutschen Joch befreien. Sie be 
freiten die Menschen in den Konzentrationslagern. Deutschland und die Deutschen wollten 
sie nicht befreien, sondern besiegen. Dazu hatten sie allen Grund. Hitler, Göring, Goebbels 
sind ja schließlich nicht allein in Paris und Antwerpen einmarschiert, haben nicht allein Nar- 
vik und Kreta erobert, standen nicht allein vor Moskau und in Stalingrad. Das Opfer von 30 
Millionen Toten, nur um ein anderes Volk von einer kleinen Verbrecherclique zu befreien? 
Wer heute den Tag der Niederlage hinter einem Tag der Befreiung versteckt, der verstellt sich 
den Blick auf das, was 1945 wirklich geschehen ist: Die Sieger haben nicht nur den Hitler-Fa- 
schismus in Deutschland ausgelöscht, sondern auch das Deutsche Reich. 
Zu der sich hartnäckig haltenden Illusion, die Alliierten im Osten wie im Westen hätten 1945 
etwasanderes beabsichtigen können, als die Niederlage und die Zerstörung des Reichs herbei- 
zuführen, gehört die Legende über die Konferenz von Jalta: Der schwerkranke, leider etwas 
naive Roosevelt habe sich, so heißt es, von einem raffiniert klar denkenden Stalin um den Fin- 
ger wickeln lassen und so die Einheit Europas und Deutschlands, ja sogar den Frieden, ver- 
spielt. In Wahrheit hatten die politischen Perspektiven beider Staatsmänner sehr wenig mit 
der Zukunft Deutschlands oder der Deutschen, aber sehr viel mit ihren eigenen amerikani- 
schen bzw. sowjetischen Interessen zutun. Warum hätten sieauch am EndeeinesKrieges, der 
die Welt veränderte, Europa mit europäischen oder gar deutschen Augen betrachten sollen? 
Der eine hatte die militärisch- ideologische Sicherheit seines Landes im Auge, der andere die 
ökonomisch-marktpolitische Dominanz des seinen. Worauf sie sich einigen konnten, waren 
erstens Einflußzonen, die die spätere Teilung Europas vorzeichneten, und zweitens die West- 
verlagerung Polens, indem die Westmächte der Annektion Ostpolens durch die Sowjetunion 
und der Entschädigung Polens durch ostdeutsche Gebiete ihre Zustimmung gaben. Dem hat 
übrigens auch das Frankreich de Gaulles — trotz aller Kritik an Jalta — ausdrücklich zuge- 
stimmt. Die Verkleinerung Deutschlands um fast ein Viertel seines Staatsgebiets: Das war die 
erste Antwort auf die deutsche Frage nach 1945. Sie wurde nicht von Befreiern, sondern von 
Siegern gegeben. 
Das hatte eine damals schon vorhergesehene und gewollte Folge für die künftige Position 
Deutschlands in Europa. Die deutschen Ostgebiete sollten Polen nicht nur für die an die So- 
wjetunion verlorenen Gebiete entschädigen, sondern auch das deutsch-polnische Verhältnis 
mit deutschen Gebietsansprüchen belasten. Das polnische Wechselspiel zwischen Deutsch- 
land und Rußland wäre damit ein für allemal beendet, die Sowjetunion würde der einzig 
denkbare Garant für die neuen polnischen Westgebiete werden und Polen wäre, gleichgültig 
unter welchem Regime, für immer an die Sowjetunion gebunden. 
Darum treibt das Spiel Stalins, wer heute noch »Schlesien bleibt unser« sagt. Wer behauptet, 
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»Schiesien bleibt unsere Zukunft in einem Europa der freien Völker«, tut alles, daß die Polen 
ein solches Europa der freien Völker nicht wünschen können. Er schafft nicht neuen Spiel- 
raum für ein freieres Polen, sondern treibt es immer wieder neu in die Arme des östlichen 
Nachbarn. Es gibt im Westen Europas niemanden, keinen Staatsmann, keinen Politiker, kei- 
ne politische Kraft, die uns bei einer solchen Politik unterstützen würde. Schlesien, Pom- 
mern, Ostpreußen: Das warüber viele Jahrhunderte deutsches Land. Es war nicht polnischer 
als die Pfalz französisch oder Tirol italienisch. Ich halte daran fest, daß ich in Sprottau, nicht 
in Sprottawa, in Deutschland, nicht in Polen geboren wurde. Heute aber ist dieses Land pol- 
nisch, Heimat bereits für die dritte Generation. Es wurde uns weggenommen nach der Nie- 
derlage in einem Krieg, den Deutschland als Eroberungskrieg begonnen hatte. 


Die Nachkriegspolitik ist zu Ende, 


Als zweiter Fundamentalirrtum der deutschen Nachkriegspolitik hat sich herausgestellt: 
Moskau hat die Teilung Deutschlands verursacht, also liegt der Schlüssel zur deutschen Ein- 
heit in Moskau. Das verschafft uns einen Schuldigen und bewahrt uns vor eigenen Anstren- 
gungen. Damit verschleiern wir, daß die Teilung Deutschlands 1947/50 nicht bloß eine Frage 
des Konflikts zwischen Ost und West und des Kalten Krieges war, sondern auch die Folge ei- 
ner von den Deutschen selbst getroffenen oder zumindest akzeptierten Entscheidung. Wir 
haben bürgerlicher Freiheit und westlicher Lebensweise den Vorrang gegeben vor der staatli- 
chen Einheit Deutschlands. Das war nicht allein, wie es manche heute glauben machen wol- 
len, die Entscheidung Adenauers. Das war die Politik aller politischen Kräfte in Deutschland 
mit Ausnahme der KPD. Vielleicht hätte Stalin bis 1947 (möglicherweise bis 1952) ein verei- 
nigtes, von ihm nicht direkt kontrolliertes Deutschland zugelassen (natürlich ohne Pom- 
mern, Schlesien und Ostpreußen), wenn er damit zunächst die Reparationen aus den Westzo- 
nen sichern und danach die Eingliederung der Bundesrepublik in das westliche Bündnis hätte 
verhindern können. Die Probe aufs Exempel ist nie gemacht worden. Und daß er es zugelas- 
sen hätte, heißt nicht, daß er es gewollt hat. Die Westmächte dagegen haben später vielleicht 
ein wiedervereinigtes Deutschland gewollt, aber es zunächst nicht zugelassen. Frankreich 
hatte noch 1947 seine Politik der extremen Föderalisierung, d.h. der Zerstückelung Deutsch- 
lands, nicht aufgegeben. Und die Amerikaner gaben seit 1946 der Sicherung des Erreichten 
den Vorrang vor der Erweiterung ihres Einflußbereiches. 

Historisch gesehen hat es im Westen Deutschlands zwei Ansätze gegeben, der Entscheidung 
zwischen Einheit und Freiheit zu entgehen, bzw. die Einheit zu gewinnen, ohne die Freiheit 
aufzugeben: Auf der einen Seite Adenauers und der bürgerlichen Mehrheit Politik der Stärke 
durch die gesellschaftspolitische, ökonomische und militärische Integration der Bundesrepu- 
blik in den Westen. Auf der anderen Seite diePolitik derSPD, einer militärischen, möglicher- 
weise ökonomischen, aber nicht gesellschaftspolitischen Neutralitätsbereitschaft. 
Adenauer versprach die Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit und Sicherheit als logi- 
sche Folge einer Eingliederung der Bundesrepublik in das westliche Bündnis. Er hoffte, durch 
die Politik der Stärke nicht nur die deutsche, sondern auch die europäische Spaltung aufhe- 
ben, also den in Jalta begonnenen Prozeß revidieren zu können. 1952 sagte er: »Wenn der We- 
sten stärker ist als Sowjetrußland, dann ist der Tag der Verhandlungen mit Sowjetrußland ge- 
kommen. Dann wird man auf der einen Seite Deutschland die Furcht nehmen müssen, die es 
hat. Dann wird man auch Sowjetrußland klarmachen müssen, daß es nicht so geht, daß esun- 
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möglich halb Europa in Sklaverei halten kann, und daß im Wege einer Auseinandersetzung, 
nicht einer kriegerischen Auseinandersetzung, sondern im Wege einer friedlichen Auseinan- 
„dersetzung, die Verhältnisse in Osteuropa neu geklärt werden müssen.« 

f Nach dem 17. Juni 1953 in der DDR und im Oktober 1956 in Ungarn, nach dem 13. August 
1961 in Berlin und dem 21. August 1968 in Prag, nach dem »Aufwuchs« hunderter von ato- 
maren Mittelstreckenwaffen im Osten und im Westen Europas wird man sagen können: Die- 
ses Konzept ist gescheitert. Vermutlich wardiePolitik der Stärke mit dem Ziel des»rollback« 
des sowjetischen Einflußbereiches in Europa immer eine Illusion. Was ihren Teilaspekt 
»Wiedervereinigung durch Westintegration« anlangt, war sie wohl von Anfang an Volks- 
betrug. In jedem Fall ist sie bei keinem unserer europäischen Partner jemals als Instrument 

ur Wiederherstellung eines unabhängigen deutschen Staates in der Mitte Europas verstan- 
den worden. 
Die Sozialdemokraten haben damals getan, was sie für ihre patriotische Pflicht halten muß- 
ten: Sie haben immer wieder den Preis dafür zu erkunden versucht, deran die Siegermacht im 
Osten für die Einheit Deutschlands in Freiheit zu zahlen wäre: an militärischer, an außen- 
politischer und an ökonomischer Souveränitätsbegrenzung, an äußerer Sicherheit und inne 
rer Stabilität. Spätestens mit dem Scheitern des Deutschlandplans 1959 haben wir erfahren 
müssen, daß die Einheit in Freiheit zu keinem Preis mehr zu haben war. Willy Brandt hat vor 
einigen Monaten in München berichtet, wie ihm vor gut 25 Jahren der amerikanische Außen- 
minister Dulles in Washington erklärt habe, daß die Ausgliederung der beiden Deutschland 
aus den Paktsystemen — ihre Neutralisierung — eine destabilisierende, gefährliche Illusion 
sei, und Willy Brandt hat hinzugefügt: »Kein führender Mann in der Sowjetunion hat mir das 
Gegenteil gesagt.« 
Wir Sozialdemokraten haben die Konsequenzen daraus gezogen. Das wird uns als Verzichts- 
politik vorgeworfen. Es ist heute fast so banal, daß man sich kaum traut, esnoch einmal zu er- 
wähnen: Man kann nicht auf etwas verzichten, was man nicht hat. Weil es nicht um Befrei- 
ung, sondern um Sieg oder Niederlage, nicht um die Deutschen und ihre Wünsche, sondern 
um die Perspektiven der Sieger ging, haben und hatten die Deutschen nach 1945 weder die 
Ostgebiete, noch die staatliche Einheit, auf die sie verzichten konnten. Wir kennen die Vor- 
behalte bezüglich Deutschlands als Ganzem in den Verträgen mit den Alliierten. Wir kennen 
den Spruch des Verfassungsgerichts, das Grundgesetz, die Briefe zur deutschen Einheit. Es 
geht nicht darum, sie zu zerreißen. Wer aber diese Rechtspositionen zur Grundlage neuer 
deutscher Hoffnungen macht, der hängt nicht einer Utopie an, sondern jagt einer Illusion 
nach. Er verwechselt — um ein berühmtes Zitat aufzunehmen — die Weltgeschichte mit dem 
Amtsgericht. 
Die Geschichte der deutschen Teilung nach 1945 zeigt jedenfalls, daß die Schlüssel zur deut- 
schen Einheit nicht bloß in Moskau, sondern auch in Paris und Washington lagen. Aus euro- 
päischer Sicht ist es unhistorisch zu glauben, man könne Moskau durch Druck oder durch 
Konzessionen, durch Aufrüstung oder Entmilitarisierung, durch Westbindung oder durch 
Neutralisierung Westdeutschlands dazu bewegen, den Schlüssel zur staatlichen Einheit 
Deutschlands wieder hervorzuholen. Er wäre auch in Paris, in London oder Washington 
wieder anzufordern. Wir bekämen ihn aber weder von hier noch von dort indie Hände, denn 
wir leben noch in einem dritten Selbstbetrug befangen. 


10 Klaus Hänsch 


Die deutsche Vergangenheit ist nicht die europäische Zukunft. 


Das ist der dritte Fundamentalirrtum der westdeutschen Nachkriegspolitik. Er baut darauf, 
daß die Vergangenheit auch die Zukunft sei. Das Schlesiermotto drückt unverblümt aus, was 
beim Gebrauch des Wortes »Wieder«-Vereinigung meist nicht bemerkt wird: Der Wunsch 
nach der Wiederherstellung eines Zustands in Deutschland und in Europa, der dem von — sa- 
gen wir — 1925 ähnlicher ist als der heutige. Für unsere Nachbarn, für die im Osten wie für 
die im Westen, hat aber die deutsche Vergangenheit absolut nichts Verlockendes, nicht nur 
wegen Hitler. Im September vergangenen Jahres ist es »dem Herrn Andreotti halt passiert, 
daß er etwas deutlicher formulierte, was alle denken« (Bruno Kreisky): Die Wiedervereini- 
gung sei »nicht wünschenswert«, sagt er. Es »müssen zwei deutsche Staaten bleiben«. Wer Jal- 
ta verändern wolle, bedrohe »den Frieden in Europa«. 

Diese — vielleicht spontane — Äußerung ist glaubwürdiger als alle nachgeschobenen, kalku- 
lierten Interpretationen. Damit bestätigt ein italienischer Christdemokrat als Außenmini- 
* ster, was der französische Sozialist Frangois Mitterrand schon als Oppositionspolitiker geäu- 
Bert hat: Die Wiedervereinigung sei »weder wünschenswert noch möglich«, und was er als 
Staatschef im Juni 1984 während seines Besuchs in Moskau in seiner Antwort aufeineKritik 
Tschernenkos an angeblichen deutschen Bestrebungen, den territorial-politischen Status 
Nachkriegseuropas zu verändern, noch einmal bekräftigt hat: »Wir werden die Geschichte 
nicht vergessen. Sie haben ja im übrigen in einer Rede selbst daran erinnert, daß Sieein Frank- 
reich sehen möchten, daß treu zu seinen Verpflichtungen steht, die es nicht nur vor 60, son- 

dern auch vor 40 Jahren am Ende des Weltkrieges auf sich genommen hat. Ich kann Ihnen 
versichern, daß Frankreich unter diesem Gesichtspunkt ein und dasselbe Land geblieben ist.« 

Nichts anderes sagt im Grunde die als Hilfestellung für die Bundesregierung im Streit mit An- 
dreotti gedachte Bemerkung des britischen Außenministers Howe, daß »eine reale und dau- 
erhafte Stabilität in Europa sehr schwierig zu erreichen (ist), solange die deutsche Nation ge- 

gen ihren Willen geteilt ist.« Wer genau hinhört, wird bemerken, daß nach Howe nicht die 
Teilung Deutschlands, sondern der tatsächliche oder angenommene Wille der Deutschen, sie 
zu überwinden, einer dauerhaften Stabilität in Europa entgegensteht. 

Schließlich bringt die »International Flerald Tribune« die Meinung vieler — fast aller — be 

deutender amerikanischer Zeitungen auf den Punkt, wenn sie am 16. August vergangenen 

Jahres schreibt: »Die Deutschen haben 1945 auf unabsehbare Zeit einen Teil ihrer nationalen 

Autonomie verloren. Das gilt sowohl hinsichtlich der westlichen Alliierten, wie Moskaus, 

Warschaus und Prags... Es gibt in Westeuropa keine Revisionisten. Auch in den USA nicht. 

Es gibt ganz gewiß keine in Moskau. Das ist die Realität, der sowohl die Ost- als auch die 

Westdeutschen ins Auge sehen müssen.« 

Die Deutschen in Ost und West haben nicht nur einen Teil ihrer nationalen Autonomie ver- 

loren. Aus der Einbindung der DDR in den Warschauer Pakt und den Rat für Gegenseitige 

Wirtschaftshilfe und der Bundesrepublik Deutschland in die Atlantische Allianz und die Eu- 

ropäische Gemeinschaft sind neue Verbindungen, dauerhafte Bindungen und damit europä- 

ische Verpflichtungen entstanden, die grundlegend verschieden sind von denen zwischen 

Deutschland und den europäischen Staaten der Vorkriegszeit. Wer den Frieden in Europa 

nicht stören will, muß das erkennen und anerkennen. 

Die europäische Nachkriegsgeschichte hat nicht nur das historische und politische Bewußt- 

sein in beiden deutschen Staaten mit unterschiedlichen Akzenten versehen {man lese dazu 

Günter Gaus: »Wo Deutschland liegt«). Sie hat in Europaauch ein neues Macht- und Einfluß- 
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geflecht entstehen lassen. Das Deutsche Reich des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts war 
für die Staaten in Mittel- und Südosteuropa vielleicht der dominierende Partner. In jedem 
Fall aber war es der wichtigste Partner für alle Staaten in Europa. Heute ist jeweils ein deut- 
scher Teilstaat nach der jeweiligen Führungsmacht der wichtigste Partner — der eine für 
Osteuropa, der andere für Westeuropa. Dies gilt nicht nur in militärischer, sondern vor allem 
in ökonomischer Hinsicht. Seit mehr als 30 Jahren verkauft die Bundesrepublik rund die 
Hälfte ihres Exports in Westeuropa, genauer: in die Länder der Europäischen Gemeinschaft. 
Dagegen nur rund 5 Prozent nach Osteuropa und in die Sowjetunion, etwa 1,5 Prozent in die 
DDR. Für die DDR gilt Entsprechendes in Osteuropa. Das Verhältnis mag nicht ganz so dra- 
matisch sein, ist aber im Kern nicht anders. Seit mehr als 30 Jahren orientieren sich Dienstlei- 
stungsverkehr und Kapitalverkehr, Freundschaften und Heiraten nicht Ost-West, sondern 
West-West und Ost-Ost. Der Anteil der Exporte der Bundesrepublik Deutschland in die 
EG-Staaten ist von 1958 bis 1982 von 35,4 Prozent auf 48,1 Prozent gestiegen, der des Im- 
ports aus der EG von 33,6 Prozent auf 49,1 Prozent. Die Einbindung des jeweiligen deut- 
schen Teilstaats ist konstitutivgeworden für die Stabilität nicht nur des jeweiligen Bündnisses 
insgesamt, sondern auch für die ökonomische und gesellschaftliche Stabilität jedes einzelnen 
Partners. 

Wir übersehen häufig die europäische Komponente unserer eigenen Europapolitik. Das 
hängt damit zusammen, daß sie zu lange eine Ersatzhandlung für nationale Politik war. Für 
viele ist sie es im Grunde heute noch. Die europäische Einigung schien vieles zu erlauben, das 
national verboten war. Folgerichtig mißverstehen manche die Einigung Westeuropas immer 
noch als die Fortsetzung der Reichseinigung mit europäischen Mitteln. Aus der Politik der 
Integration in den Westen ist uns ein Fundamentalirrtum in die achtziger Jahre überkom- 
men: Die Einigung ganz Europas sei die Voraussetzung für die Einheit Deutschlands. In 
Wahrheit ist es genau umgekehrt: Die Anerkennung der Spaltung Deutschlands ist die Vor- 
aussetzung für die Überwindung der Spaltung Europas. 


Die europäische Einigung ist mehr als ein Ersatz für die nationale Politik 


Tatsächlich ist auch die Europäische Gemeinschaft eine westeuropäische Antwort auf die 
deutsche Frage. Die Gemeinschaftsbildung im Westeuropa der fünfziger Jahre hatte vier 
Motive. Sie sollte erstens einen Krieg zwischen den westeuropäischen Völkern für alle Zei- 
ten unmöglich machen. Sie sollte zweitens die Eigenständigkeit der europäischen Völker 
zwischen dem sowjetischen Imperialismus und dem amerikanischen Hegemonialismus be- 
wahren (das war vor allem in Frankreich populär). Sie sollte drittens der Bedrohung aus dem 
Osten geschlossenen Widerstand entgegensetzen. Und sie sollte viertens das im Zuge des 
Ost-West-Konflikts wieder erstarkende deutsche militärische und ökonomische Potential 
fest einbinden. 

Wenn die Europäische Gemeinschaft heute nicht das ist, was sie sein könnte und sein müßte, 
hängt das damit zusammen, daß diese Motive verblaßt sind. Daß die westeuropäischen Völ- 
ker gegeneinander zu den Waffen greifen könnten, ist inzwischen so unvorstellbar, daß es ei- 
ner supranationalen Organisation zwischen ihnen nicht mehr zu bedürfen scheint. Das Mo- 
tiv der Unabhängigkeit Europas, das in der Bundesrepublik und in Großbritannien ohnehin 
keine nennenswerte Anhängerschaft hatte, wurde zwischen den Blöcken im Kalten Krieg 
zerrieben. Die Sowjetunion wird kaum noch als unmittelbare Bedrohung empfunden, jeden- 
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falls viel weniger als Anfang der fünfziger Jahre unmittelbar nach der Sowjetisierung Polens 
und Ungarns, Bulgariens und Rumäniens und der Tschechoslowakei. Und schließlich: Nach 
der festen Einbindung der beiden deutschen Teile in jeweils getrennte Militär- und Wirt- 
schaftsorganisationen weckt auch das deutsche Problem keine motivierende Beunruhigung 
mehr. 

Es weckt fast keine Beunruhigung mehr: »Die deutsche Frage ist wieder da«, schrieb der ange- 
sehene französische Politikwissenschaftler Pierre Hassner 1982. Die Initiative des französi- 
schen Staatspräsidenten zur Belebung und Verstärkung der westeuropäischen Union 
(WEU), eines Militärbündnisses von sieben europäischen Staaten mit durchaus festeren ge- 
genseitigen Verpflichtungen, als sie innerhalb der NATO bestehen, hat auch etwas zu tun 
mit Diskussionen in der deutschen Öffentlichkeit über einen möglichen Austritt ausder NA- 
TO, über ein Aussteigen aus der westlichen Sicherheitsgemeinschaft, über die Neutralisie- 
rung des einen oder der beiden deutschen Staaten. 

Wer die deutsche Frage als europäische Frage ernst nimmt, beobachtet in der letzten Zeit in 
unseren Nachbarländern »nervöse« Reaktionen auf bestimmte Vorgänge der deutschen Poli- 
tik. Diese Reaktionen sind in der Sache unberechtigt. Sie sind Mißverständnisse deutscher 
Absichten und deutschen Verhaltens. Aber es sind symptomatische Mißverständnisse. 

Ein Beispiel: Die sehr zurückhaltende deutsche Reaktion auf die Ausrufung des Kriegsrechts 
in Polen im Dezember 1981 hat bei manchen unserer französischen und vielen unserer italie- 
nischen Partner und Freunde den Verdacht ausgelöst, die Deutschen wollten sich — wieder 
einmal — mit den Russen auf Kosten der polnischen Freiheit verständigen. Ein anderes Bei- 
spiel: Der Milliardenkredit an die DDR und der beabsichtigte Besuch Erich Honeckersin der 
Bundesrepublik hat in Westeuropa und in den Vereinigten Staaten zu Interpretationen und 
Kommentaren geführt, aus denen der sensible Beobachter die Besorgnis erkennen konnte, all 
dies ziele unmittelbar auf die Überwindung der Teilung Deutschlands, und die Deutschen 
glaubten, wie die»New York Times« am 13. August 1984 unterstellte, »einen Weg gefunden 
zu haben, die Supermächte vorsichtig zu umgehen.« 

Daß es solche Mißverständnisse gibt, hat mit einer in Deutschland wieder entstehenden Nei- 
gung zu tun, sich in Mythen zu verlieren, sich der Gegenaufklärung zu verschreiben, sich 
deutschen Un bedingtheiten hinzugeben. Ich will— heute noch vereinzelte— Reaktionen in 
Frankreich, aber auch in Großbritannien, in den Niederlanden und Italien nicht zu einer 
akuten Besorgnis der dortigen Öffentlichkeit und Politik dramatisieren. Zu der deutschen 
Frage, die an uns gestellt wird, gehört aber auch daß wir uns bewußt sind: Im westeuropä- 
ischen Ausland werden die deutsche Friedensbewegung und die Grünen alstendenziell neu- 
tralistisch und als tendenziell integrationsfeindlich angesehen. Seit dem Hamburger Kongreß 
der Grünen wissen wir, daß eine solche Interpretation, zumindest was die Funktionäre der 
Grünen anlangt, nicht falsch ist. Ein National-Neutralismus in Deutschland wird von unse 
ren europäischen Partnern weniger als Beitrag zur Sicherung des Friedens verstanden — auch 
dann nicht, wenn er so gemeint ist —, sondern eher alsRückkehr auf einen deutschen Sonder- 
weg zu alten deutschen Unbedingtheiten, Irrationalitäten und Unberechenbarkeiten. 

Ich halte es für richtig und für notwendig, daß die Deutschen in der DDR und die Deutschen 
in der Bundesrepublik zu sich selbst finden. Auch unsere Nachbarn erwarten das von uns. 
Dazu gehört gewiß nicht allein, aber doch auch, die Besinnung auf Heimat, Volk und Nation, 
auf Staat und Selbstbestimmung. Diese Kategorien sind nicht schon deswegen für alle Zeiten 
diskreditiert und für Deutsche nicht verwendbar, weil nationalsozialistische Verbrecher und 
deutsche Hybris sie mißbraucht und verstümmelt haben. Unsere Nachbarn mit ihrer erleb- 
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ten und gelernten Geschichte entdecken aber im Klang dieser Worte sensibler als wir und 
schneller bedrohliche Untertöne. Für sie bleibt Heinrich Heine aktuell: »Nie sind die Deut- 
schen so außer sich, als wenn sie ganz bei sich sind.« 


Die Deutschen in Europa 


Das heißt keineswegs, daß wir deutsche Gemeinsamkeiten leugnen oder auflösen müßten. 
Auch vor dem Hintergrund der europäischen Gegenwart ist deutschePolitik keineswegs nur 
als Vasallenpolitik denkbar, dazu verdammt, ohne eigene Perspektive den Windungen und 
Wendungen der jeweiligen Supermacht nachzukriechen. 

Nichts in der Geschichte ist von Dauer. (Die Franzosen wissen allerdings: »Rien ne dure que 
le provisoire.«) Auch die aus dem vom Hitler-Faschismus verbrecherisch vom Zaun gebro- 
chenen Zweiten Weltkrieg entstandene Teilung Furopas an der heutigen Linie zwischen Lü- 
beck und Triest wird nicht ewig dauern. Auch der Kreml hat das perpetuum mobile der Ge- 
schichte noch nicht erfunden. Dennoch ist der Satz, daß Europa in fünfzig oder hundert 
Jahren nicht so aussehen wird, wie es heute aussieht, ebenso richtig wie nichtssagend. 
Wenn sich die Lage in Furopa verändert, dann nicht auf ein Abziehbild des Europas der 
zwanziger Jahre hin, so als habe es 1938 nicht gegeben und 1939 nicht, 1941 und 1945 auch 
nicht. Davon träumen, heißt sich vorstellen, nach dem Dreißigjährigen Krieg hätte es die 
Möglichkeit gegeben, das Stauffer-Reich wiederherzustellen, oder nach den napoleonischen 
Kriegen den Flickenteppich der deutschen Kleinstaaterei von 1648, oder nach dem im Na- 
men des Nationalprinzips geführten Ersten Weltkriegs sei die Wiederherstellung des Vielvöl- 
kerstaates der Donau-Monarchie eine realistische Perspektive gewesen. 

Mit dem Blick auf die ehemals deutschen Ostgebiete wird gesagt, Frankreich habe Elsaß- 
Lothringen nach 48 Jahren zurückgewonnen, indem es »nie davon sprach und immer daran 
dachte.« Obwohl in Elsaß-Lothringen weiterhin Menschen lebten, die französisch fühlten, 
dachten, handelten, wäre Elsaß-Lothringen ohne den Ersten Weltkrieg mit seinen Millionen 
Toten immer noch deutsch. Die Deutschen aus Schlesien, Pommern und Ostpreußen dage- 
gen flüchteten oder wurden vertrieben. Wer dennoch die Parallele zu Elsaß-Lothringen 
zieht, muß wissen, daß er sie bis zum Kriege zieht. Polen, so heißt es, habe nach mehr als 150 
Jahren seine staatliche Einheit zurückgewonnen. Das stimmt. Es gelang aber erst, nachdem 
der europäische Kontinent in die Katastrophe des Ersten Weltkrieges und Rußland in die bol- 
schewistische Revolution gestürzt waren. Eine weitere Katastrophe in Europa, auch wenn sie 
nicht wegen der Deutschen ausbricht, wird nicht die Einheit Deutschlands als gewolltes oder 
zufälliges Ergebnis haben, sondern die physische Vernichtung unseres ganzen Volkes. 

Für die Politik unseres Landes, für die Bundesrepublik Deutschland, den einen Staat auf deut- 
schem Boden, ergeben sich daraus drei Folgerungen: 

1. Konfrontation abbauen, zuallererst zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Darüber hinaus muß sich der eine wie der andere deutsche Staat in seinem jeweiligen 
Bündnis statt auf Konfliktverschärfung für Konfliktminderung einsetzen. Je geringer die 
Spannung zwischen den Blöcken, desto größer der Spielraum ihrer Mitglieder. Ihn zu vergrö- 
ßern, liegt im Interesse unseres deutschen Staates, es liegt auch im Interesse der anderen. 
Für diese nationale Politik können wir Bundesgenossen gewinnen. Sie liegt auch im Interesse 
der anderen europäischen Völker. Es gibt in Belgien und in den Niederlanden, in Frankreich, 
auch in Großbritannien, ein europäisches Verständnis von den Beziehungen zwischen Mäch- 
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ten, das sich vom amerikanischen Schwarz-Weiß-Denken unterscheidet. Rumänien, Un- 
garn achten auf Differenzierung in ihrem Bereich. Die lange europäische Geschichte hat uns 
allegelehrt, daß es das absolut Gute und das absolut Böse, das in jedem Fall Richtige und das in 
jedem Fall Falsche nicht gibt. Die europäischen Völker wissen, daß europäische Politik ein 
Konzert ist und keine Solo-Arie. Ihr Ohr ist für Zwischentöne geöffnet und ihr Auge an ge- 
dämpfte Farben gewöhnt. Das aber ist eine Voraussetzung für eine friedliche gemeinsame Zu- 
kunft der vielen verschiedenen Völker auf unserem schwierigen Kontinent. Um sie zu gewin- 
nen, muß deutsche Politik europäische Eigenständigkeit entwickeln helfen und das Gewicht 
Westeuropas im Bündnis verstärken. 

2. Von der Konfliktminderung zur Zusammenarbeit zwischen Ost und West in Europa: Vor 
allem die Deutschen müssen sie fördern, verbreitern und vertiefen. Gerade sie müssen die Fel- 
der der Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet ausbauen, neue, zum 
Beispiel im Umweltschutz, erschließen. Das kann neue Verbindungen schaffen, aus denen fe- 
ste Beziehungen wachsen. Die »raison d’etre« der westeuropäischen Integration nach dem 
Kriege wares, die Verbundenheit der europäischen Völker durch Zusammenarbeit herzustel- 
len und den Frieden durch Verflechtung, durch Schaffung von Gemeinsamkeiten zu sichern. 
Nicht die Form, aber das Prinzip kann für die Erhaltung des Friedens in ganz Europa ange- 
wandt werden. Dafür die westeuropäischen Partner zum Mitmachen zu gewinnen, ist die 
Aufgabe bundesdeutscher Politik in Europa. 

Das hat nichts mit einer häufig beschworenen, aber nur sogenannten europäischen Identität 
zutun. Europa ist mehr als die Gemeinschaft der Zehn. Schärfer als andere müssen gerade die 
Deutschen darauf sehen, daß die Europäische Gemeinschaft nicht das ganze Europa ist und 
nicht beanspruchen darf, das ganze zu sein. Die Spaltung unseres Kontinents wird nie durch 
Anschluß der Länder Ost- und Mitteleuropas an die Europäische Gemeinschaft überwunden 
werden. 

Eine gesamteuropäische Identität kann die Europäische Gemeinschaft nicht entwickeln, aber 
westeuropäische Interessen kann sie definieren. Wenn sie dies tut, kann sietrotz aller Widrig- 
keiten und Widersprüche, trotz aller Kräche und Krisen zum Sprecher europäischer Interes- 
sen werden. Sie kann dann nicht nur einen Rahmen für eine den Europäern und gerade den 
Deutschen angemessene Bewältigung der neuen Probleme aus Wirtschaft und Technik, für 
einen behutsamen Umgang mit der Natur und ihren Reichtümern, für eine Beteiligung der 
Betroffenen an den Entscheidungen bieten, der europäischer Differenzierung und Vielfalt ge- 
recht wird und ihre neuen Raum schafft. Siekann zum Kern einer OrdnungdesFriedens wer- 
den, die die europäischen Völker in verantwortlicher Selbstbestimmung gestalten. Sie wird 
damit auf alle ausstrahlen, die sich auf unserem Kontinent als Europäer fühlen. Und sie wird 
die deutsche Frage aufheben. 

3. Natürlich gibt es eine gesamtdeutsche Identität längst nicht mehr. Aber noch auf viele Jahr- 
zehnte hin ist eine »bundesdeutsche« Identität nicht denkbar ohne das politische, kulturelle 
und gesellschaftliche Erbe Preußens und Sachsens. Und auch eine DDR-Identität wird trotz 
aller Bemühungen um Luther und Bismarck, Wartburg und Semper-Oper nicht ohne die 
Hansestädte, ohne Bayern und Württemberg gedacht werden können. Deutsche Politik muß 
deutsche Gemeinsamkeiten bewahren. Dafür hat die Politik der Bundesregierungen Brandt 
und Schmidt die V.oraussetzungen geschaffen bis in alle Nischen des ökonomisch und verfas- 
sungsrechtlich Möglichen. Deutsche Gemeinsamkeiten werden nicht durch die Respektie- 
rung einer DDR-Staatsbürgerschaft aufgegeben, sondern durch Abschottung der Menschen. 
Alles, was die Deutschen gemeinsam neu beginnen, bewahrt auch alte Gemeinsamkeiten. 
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Auch ohne die staatliche Einheit gibt es eine gemeinsame Verantwortung der Deutschen. Da- 
zu gehört die Berechenbarkeit deutscher Politiker. Wir müssen unseren Nachbarn im Osten 
wie im Westen jede Sorge vor einem deutschen Sonderweg, vor einem Rückfall in deutsche 
Maßlosigkeit nehmen. Nur durch Berechenbarkeit läßt sich das Vertrauen bei unseren Part- 
nern gewinnen, daß alle Veränderungen in Europa, die die Zukunft bereithalten mag, nicht 
belastet werden mit einer sogenannten deutschen Frage. 

Wir wollen die Spaltung Europas überwinden helfen, weil das auf die Dauer der Sicherung 
des Friedens auf unserem Kontinent mehr dient als das waffenstarrende unmittelbare Gegen- 
über der beiden Weltmächte. Das können wir nur mit unseren europäischen Nachbarn im 
Osten, aber auch im Westen erreichen, niemals gegen sıe. In einer Zeit, in der auf deutschem 
Boden ın Öst und West immer mehr und mehr gefährlichere Atomwaffen angehäuft werden, 
in der »pax atomica«, darf weder die eine noch die andere Seite politische Entwicklungen »na- 
turwüchsig« werden lassen. Jede Bewegung muß noch vorsichtiger und sorgfältiger kalku- 
liert und abgesichert werden, als es in vergangenen Jahrhunderten schon nötig gewesen wäre. 
Das heißt nicht, daß wir zur Tatenlosigkeit oder Bewegungslosigkeit verdammt seien. Das 
heißt aber, daß wir unsere Bewegungen im Einklang und nicht im Mißklang mit den anderen 
tun müssen. Das heißt nicht, daß es uns nicht gestattet ist, eigene Interessen zu vertreten, son- 
dern das heißt, daß wir die letzten sind, die dabei gemeinsame Regeln verletzen dürfen. 
Wenn es den Deutschen Ernst ist mit dem Satz, von deutschem Boden dürfe nie wieder ein 
Krieg ausgehen, dann ist es ihnen verboten, die deutsche Frage im Geiste der Vergangenheit 
zu stellen, sei esin dem des 19. Jahrhunderts, der Zwischenkriegszeit oder der fünfziger Jahre. 
Auf die alten deutschen Fragen werden sie von Europa auch die alten europäischen Antwor- 
ten erhalten. Esist ihnen aber geboten, sich mit Zuversicht auf die Zeit einzustellen, in der die 
Frage nach der staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung auch der Deutschen in Europa ei- 
ne neue Antwort erheischt. 
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Ferenc Feher — Agnes Heller 
Osteuropa unter dem Schatten eines neuen Rapallo’ 


I. Von Rapallo zu einem »neuen Rapallo« 


Ist der Alptraum von einem neuen »Rapallo« (einer Neuauflage des Abkommens von 1922 
zwischen dem besiegten Deutschland, das unter dem Diktat von Versailles litt, und dem 
schwerverwundeten Sowjetrußland, das gerade die ersten Symptome einer Erholung von 
Bürgerkrieg und Hungersnot zeigte) mehr als das Trugbild einer dissidenten Fieberphantasie, 
heimgesucht von der Schreckvorstellung destriumphierenden Großen Bruders? Wir werden 
im Folgenden untersuchen, was ein neues Rapallo praktisch bedeuten und was für Folgen es 
für die unter sowjetischer Oberhoheit stehende Region Osteuropa haben könnte. 

Die Beweggründe, die Deutschland nach Rapallo führten, wurden bündig zusammengefaßt 
von einem Biographen Brockdorff-Rantzaus, des ersten konservativen deutschen Diploma- 
ten, der für die Versöhnung zwischen dem deutschen Konservativismus und dem russischen 
Bolschewismus wirkte: »Nach dem militärischen Zusammenbruch Deutschlands spielte der 
Plan einer aufrichtigen Annäherung an die ehemaligen Kriegsgegner im Westen, um den Bol- 
schewismus gemeinsam zu bekämpfen, eine gewisse Rolle in den Überlegungen des Außen- 
ministers Brockdorff-Rantzau über die künftige Außenpolitik. Die Vorbedingung für den 
Erfolg einer solchen Politik war die Verwirklichung des versprochenen gerechten Friedens. 
Statt dessen legten die Westmächte in Versailles eine unversöhnliche Haltung an den Tag: als 
Folge der fehlenden Bereitschaft, die Erfordernisse der einfachsten Lebensbedingungen und 
Lebensrechte zu verstehen, war die deutsche Nation völlig vernachlässigt und mißachtet 
worden.« (Helbig 1958, 38 f.) 

E.H. Carr bemerkt zu dieser allgemein bekannten Voraussetzung von Rapallo weiter: »Die 
Wahl zwischen Ost und West, die dem Deutschen Rat der Volksvertreter wenige Stunden 
nach dem Waffenstillstand durch das Angebot zweier Züge mit russischem Getreide aufge- 
zwungen wurde, war ein permanentes Dilemma der deutschen Außenpolitik, besonders 
wenn die Wahl von einer Position der Schwäche aus getroffen werden mußte. Von den deut- 
schen Parteien in der Weimarer Republik hatte nur die SPD ihre Wurzeln im Westen und 
war konsequent westlich orientiert. Sie war mit den anderen Parteien der Zweiten Interna- 
tionale verbunden, deren Hauptstärke in Westeuropa lag; sie war aus Tradition gegen Ruß- 
land, das nicht nur als reaktionär sondern auch als rückständig und barbarisch angesehen 
wurde; und nach dem Verlust der revolutionären Reinheit und Intransigenz des Marxismus 
hatte sie viel von dem bürgerlich-demokratischen Radikalismus der westeuropäischen Lin- 
ken in sich aufgesogen. So hatte sie fast als einzige deutsche Partei ein offenes Ohr für Wilsons 
demokratischen Pazifismus, verkörpert in Konzepten wie Selbstbestimmungsrecht der Na- 
tionen und Völkerbund. In der ersten Periode der Weimarer Republik, als die Westorientie- 


* Leicht gekürzte Fassung der Studie Nr. 6 des Forschungsprojektes »Krisen in den Systemen sowjeti- 
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rung für Deutschland wesentlich war, hielt dieSPD die Zügel der Macht in der Hand; ihre Be- 
deutung nahm ab, als Deutschland wieder fähig wurde, eine unabhängige Außenpolitik zu 
verfolgen. Von den anderen Parteien hatte die katholische Zentrumspartei westliche Neigun- 
gen. Da sie aber mehr auf konfessionellen als auf politischen Bindungen beruhte, sprach sie 
nur selten mit einer festen und einheitlichen Stimme zu wichtigen Problemen und konnte zu- 
meist nur als ausgleichende Kraft agieren. Keine der anderen Kräfte im politischen Leben 
Deutschlands war primär nach dem Westen orientiert. Die extreme Linke ... war für ein 
Bündnis mit Sowjetrußland. Die Parteien rechts von der Mitte waren alle mehr oder weniger 
feindselig gegen den Westen. Den Kern dieser Parteien bildeten zwei Kräfte, die hinter der 
Fassade der Weimarer Republik weiterhin Deutschland beherrschten, so wie sie es unter Wil- 
helm II. beherrscht hatten: die Armee und die Schwerindustrie. Die Offizierskaste der besieg- 
ten Armee hegte fast bis zum letzten Mann den langfristigen Ehrgeiz, sich am Westen zu rä- 
chen; und dazu war ein Bündnis mit dem Osten unerläßlich. Die von den westlichen und 
überseeischen Märkten ausgeschlossene Schwerindustrie konnte nur im Osten eine Öffnung 
finden. Die Kräfte, die für eine Östorientierung eintraten, waren in Deutschland schon 1919 
mächtig, wenn sie auch nur wenige Mittel hatten, ihren Ansichten und Ambitionen Wir- 
kung zu geben.« (Carr 1973, 307 f.) 

Als die Politik der Westmächte, die weiterhin die deutschen Lebensrechte und Vorbedingun- 
gen des nationalen Lebens mißachteten, mit dem ausdrücklichen sowjetischen Wunsch zusam- 
menfielen, ein Bündnis mit jedem einzugehen, der helfen würde, den »cordon sanitaire« um 
Rußland zu durchbrechen, und als sogar so überzeugte Befürworter einer Annäherung an den 
Westen wie Rathenau — oft in beleidigender Form — abgewiesen wurden, da wurde die ur- 
sprünglich als Treffen der Westmächte geplante Konferenz von Genua (1922) zu Rapallo, dem 
ersten Geheimkommen zwischen Deutschland und der Sowjetrußland. Das Wesen des Ab- 
kommens wird am besten von Carr formuliert: »Die Tatsache der Unterschrift war wichtiger 
als der formale Inhalt des Vertrages. Er sah den beiderseitigen Verzicht auf alle finanziellen An- 
sprüche vor, auch deutsche Ansprüche, die sich aus sowjetischen Nationalisierungsdekreten 
ergeben konnten, ‘unter der Bedingung, daß die Regierung der RSFSR analoge Ansprüche an- 
derer Staaten ebenfalls nicht erfüllte’. Diplomatische und konsularische Beziehungen sollten 
wiederaufgenommen werden; und der wichtigste Artikel des Vertrages bezog sich auf die wirt- 
schaftlichen Beziehungen... Der Effekt dieser Klausel war, den Anspruch Deutschlands von 
jedem internationalen Plan für die Ausbeutung russischer Ressourcen und die einer gemeinsa- 
men Wirtschaftsfront zwischen den beiden Ländern sicherzustellen...«. (Carr 1973, 375) Jen- 
seits all dieser Einzelheiten war Rapallo ein syrnbolisches, aber in dieser Funktion entscheiden- 
des Ereignis. Es zeigte erstens, daß das besiegte Deutschland und das geschwächte und belagerte 
Rußland als Kräfte, mit denen man rechnen mußte, das Zentrum der Weltpolitik wieder betra- 
ten, und zweitens, daß in einer Welt machiavellistischer Politik weder weit divergierende So- 
zialstrukturen noch ebenso divergierende, ja sogar gegensätzliche Ideologien absolute Barrieren 
gegen strategische Bündnisse darstellen. (...) 

Was die Ziele und Substanz des Rapallo-Paktes betrifft, wurden die ersteren von beiden Seiten 
mit ungewöhnlicher Klarheit und Nüchternheit ausgesprochen. Auf Brockdorff-Rantzau 
bezugnehmend, schreibt Helbig: »Er dachte von Anfang an nicht daran, ein Bündniseinzuge- 
hen. Sollten jedoch die alliierten Mächte beabsichtigen, Deutschland zu vernichten, und dies, 
‘ so meinteer, war allem Anschein nach der Fall, dann wäre es nicht nur würdevoller, sondern 
auch politisch klüger, aktiv in die Weltentwicklung einzugreifen und zumindest einen Ver- 
such zu machen, die geistige Führung zu übernehmen, anstatt passiv das einem zugedachte 
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Schicksal hinzunehmen. Vor allem müßte Moskau eingeschätzt werden, ob es Anzeichen da- 
für gab, daß die Revolution sich in Evolution verwandelte. Jedenfalls aber fand er die Einheit 
des Reiches durch eine Annäherung an Rußland weniger gefährdet als durch die Politik der 
Entente.« (Helbig 1958, 49) 

Russischerseits definierte Radek, damals ein hochoffizieller Sprecher für die russische Politik, 
wenige Monate nach Rapallo »diese Beziehung im Sinn der ewigen Interessen Rußlands und 
der traditionellen Erfordernisse der alten Diplomatie: ‘Die Politik der Strangulierung 
Deutschlands impliziert faktisch die Vernichtung Rußlands als Großmacht; denn wie immer 
Rufland regiert wird, ist es immer daran interessiert, daß Deutschland existiert... Ein durch den 
Krieg aufs äußerste geschwächtes Rußland hätte weder eine Großmacht bleiben noch die 
ökonomischen und technischen Mittel für den Wiederaufbau gewinnen können, wenn es 
nicht in der Existenz Deutschlands ein Gegengewicht zur Übermacht der Alliierten gehabt 
hätte’...« (Carr 1973, 380. Hervorhebungen von uns, F/H) (...) 

Es wäre ein schweres Mißverständnis unseres Textes, ihn als einen Versuch anzusehen, »ver- 
brecherische deutsch-sowjetische Absichten« zu demaskieren. Im Sinn einer »naturalisti- 
schen« Politikauffassung (und das war die Sprache sowohl der sowjetrussischen als auch der 
deutschen Politiker) war Rapallo für beide Parteien ein durchaus vernünftiger Schachzug, 
Wie der Internationalist und Nichtrusse Radek ganz richtig feststellte, hatteRußland von sei- 
nem eigenen nationalistischen Standpunkt aus stets großes Interesse an einem unabhängigen 
und starken, aber freundlichen Deutschland gehabt. Andererseits war die preußisch-deut- 
sche Politik (ungefähr seit Friedrich dem Großen, als der Kampf für ein geeintes Deutschland 
unter preußischer Führung begann, über Bismarck bis zum Ende der Weimarer Republik) 
stets von drei Faktoren beherrscht gewesen: dem Russischen Reich, dem Westen und den 
»Mittelmächtens, (unter denen die Habsburgermonarchie aus Gründen, die hier nicht erör- 
tert werden können, immer eine Sonderstellung eingenommen hatte). Das bedeutet erstens, 
daß Deutschland (Preußen) sich als verschieden sowohl vom Westen als auch vom (russi- 
schen) Osten verstand. Das war nicht nur eine geopolitische Frage, sondern spiegelte auch be- 
stimmte philosophische Überlegungen wider. Zweitens unternahm Deutschland, obwohl es 
sich als ein »Reich« auffaßte, mit entschieden imperialistischen Aspirationen außerhalb Euro- 
pas und der unmißverständlichen Absicht, seine schwächeren Nachbarn zu dominieren, wie 
alle imperialistischen Mächte es tun, dennoch keinen Versuch, ein »künstliches Imperium« 
zu schaffen, sondern strebte vielmehr nach der Vereinigung aller deutschsprachigen Staaten 
und Volksgruppen in einer »großen Nation«‘. (...) 

Eben weil»Deutschland« von Friedrich bis zum Ende der Weimarer Republik kein »künstli- 
ches Imperium« war, sondern eine expansive Nation, war es keine prinzipielle Frage, sondern 
einfach eine Frage pragmatischer Zweckmäßigkeit für die deutschen Politiker aller Schattie- 
rungen, ob sie im Bündnis mit dem Osten gegen den Westen kämpfen sollten oder umge- 
kehrt. »Östen« und »Westen« waren separate und, wie es den traditionellen Konservativen 
und auch den traditionellen Liberalen schien, ewige Faktoren der an sıch neutralen Machtpo- 
litik. Es galt nicht als Verrat, sondern eher als Prinzipientreue für deutsche Staatsmänner, ih- 
re expansıve Nation bald mit dem Westen, bald mit dem Osten zu verbünden. Dies erklärt, 
daß der deutsche Alptraum von einem »Zweifrontenkrieg« mehr als ein strategisches Prinzip 
war; er ergab sich organisch aus einer historischen Auffassung der europäischen Welt, in der 
es einen spezifischen »Östen« und einen spezifischen » Westen« zu geben hatte. Im Sinn dieser 
Auffassung war es vergeblich, ja verrückt, zu glauben, man könne eine dieser spezifischen 
und ewigen Gegebenheiten »eliminieren« (geschweige denn alle beide). Es mit allen beiden 
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zugleich aufzunehmen, bedeutete daher sichere Niederlage, während ein schneller Schlag ge- 
gen die eine Seite, wobei die andere verbündet oder wenigstens neutral war, den sicheren Sieg 
versprach. (...) 

Die sozial-liberalen und Kosten deutschen Politiker der Weimarer Republik, die mit 
Hitlers neuem Reich nichts zu schaffen hatten, glaubten ganz einfach — und im Sinn einer 
»naturalistischen« Politikauffassung, in der die menschliche »Natur« im Sinne von Hobbes 
verstanden wird, mit sehr gutem Grund, der traditionellen Linie der »deutschen« Politik zu 
folgen: den »natürlichen« östlichen Verbündeten ins Spiel zu bringen, als der Westen uner- 
träglich selbstgerecht und tyrannisch geworden war. Tatsächlich hatten sie in vielen Punkten 
recht, und selbst rückblickend kann ihnen kaum ein moralischer Vorwurf gemacht werden. 
Vor allem gibt es keine moralische Autorität, in deren Namen solche Bemerkungen gemacht 
werden könnten. Wilsons moralisierende Politik war für die Rolle eines Schiedsrichters am 
wenigsten geeignet, weil sein liberaler Pazifismus leicht von Clemenceau chauvinistisch-ego- 
istisch im Sinn der deutschen Verantwortung interpretiert werden konnte, ein Chauvinis- 
mus, der in Versailles kulminierte, in einer simplen Umkehrung des ungerechten deutschen 
Friedens, der Frankreich 1871 diktiert worden war. Ferner ist es einfach nicht wahr, daß 
Frankreich und England im Gegensatz zu Rapallo-Deutschland Bannerträger der Demokra- 
tie waren. Das Vorgehen Englands in Irland nach dem Ersten Weltkrieg, die wohlwollende 
Unterstützung britischer und französischer Politiker für Minidiktatoren in Östeuropa als 
Garanten gegen den Kommunismus sind genügend Beweise des Gegenteils. Auch ist die übli- 
che (übrigens berechtigte) Kritik, wonach Rapallo es den deutschen Militärs ermöglichte, die 
in Versailles verhängten Restriktionen zu übertreten, moralisch nicht besonders überzeu- 
gend. Einerseits waren die Versailler Bestimmungen keine absoluten Hindernisse gegen ei- 
nen Krieg, andererseits kann Hitler nicht von Seeckts Einvernehmen mit den sowjetischen 
Militärs, von deren Bemühungen um die Aufrechterhaltung eines legitimen Niveaus der Lan- 
desverteidigung, »abgeleiter« werden. Es gab jedoch einen Punkt, einen ominösen in Anbe- 
tracht der Möglichkeit eines neuen Rapallo, der moralisch überhaupt nicht verteidigt werden 
kann: der Vertrag war deutlich und bewußt gegen Polen gerichtet, gegen dessen Stärke, ja Exi- 
stenz. Der Liberale Wirch, damals Reichskanzler, verwendete in einer Unterredung mit dem 
Konservativen Brockdorff-Rantzau am 19. Juli 1922 eine Sprache, deren Botschaft die Polen 
mehr als ein halbes Jahrhundert lang nicht vergessen sollten: »...Ich sage es, ohne zu zögern: 
Polen muß erledigt werden. Das ist das Ziel, auf das meine Politik gerichtet ist... Ich werde 
keinen Vertrag unterzeichnen, durch den Polen gestärkt werden würde... in diesem Punkt 
bin ich völlig einer Meinung mit den Militärs, besonders mit General von Seeckt.« (Helbig 
1958, 119) 

Hitler mit seinem Ehrgeiz, der Gipfelpunkt alles Deutschen zu sein, brach radikal mit allen 
traditionellen deutschen Mustern, den strategischen, politischen und kulturellen. Sein Reich 
war ein »künstliches Imperium«, keine expansive und konservative nationalistische »große 
Nation; seine rassistische Mythologie war »nordischer« Import, kein deutscher Chauvinis- 
mus oder Patriotismus; sein Pakt mit Stalin hatte nicht den Zweck, wie einst Rapallo, 
Deutschland zu stärken, und auch nicht, den Westen zu demütigen, sondern ihn geradewegs 
zu vernichten, was niemalsein deutsches Ziel gewesen war; wäre ihm dies gelungen, dann hät- 
te sein Plan »Barbarossa« seine Fahnen in Fernen getragen, von denen nicht einmal der ver- 
rückteste Hohenstaufen je geträumt hatte; seine Kultur war eine heidnische, teutonische Or- 
gte über Hekatomben, nicht Bildung, wie sehr dieser Begriff in den Händen konservativer 
und arroganter Schulmeister auch geschändet worden war. Das heißt nicht, daß die Deut- 
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schen für die Duldung Hitlers nicht verantwortlich waren (so wie die Russen und andere für 
die Duldung Stalins und seiner Nachfolger verantwortlich waren und immer noch sind); es 
geht nur darum, auf die condition allemande im Jahre 1945 hinzuweisen. Nach einem derma- 
ßen radikalen Bruch mit der deutschen Tradition war es nicht nur das Reich, das in Trüm- 
mern lag. Das bloße Recht, ein Deutscher und in diesem Sinn ein deutscher Nationalist zu 
sein, ist von allen Opfern der Hitlerschen Aggression in Frage gestellt worden. 

Und hier beginnt das Problem, hier bricht die Kommunikation zwischen der überwältigen- 
den Mehrheit der Deutschen, die sich entschieden weigern, die Situation von 1945 als immer- 
während zu akzeptieren, und der übrigen Welt zusammen. Unsere Analyse einer Entwick- 
lung, die auf die Möglichkeit und die inhärenten Gefahren eines neuen Rapallo hinweist, zielt 
auf eine andere Anschauung der Dinge und der deutschen Aspirationen. Aus drei Gründen. 
Erstens glauben wir, daß die Anerkennung der Legitimität eines jeden Nationalismus mit 
Ausnahme des deutschen oder dessen Verdächtigung nur wegen vergangener Ereignisse im 
Kern ein neuer, umgekehrter Rassismus ist. Die einzigen annehmbaren Positionen sind unse- 
rer Ansicht nach entweder die allgemeine Eliminierung aller Nationalismen (eine humane, 
aber wohl undurchführbare Idee), oder die historische Legitimierung eines jeden Nationalis- 
mus, solange er nicht explizit oder implizit die Ausrottung anderer menschlicher Gruppen 
zum Ziel hat. (Hier kann nicht einmal die »Erlösung« anderer, in diesem Jahrhundert ein 
mehr als fragwürdiges Vorhaben geduldet werden.) Zweitens ist es nicht nötig, eine große 
Theorie der Nation oder des Nationalismus, eine radikale Theorie der Anerkennungaller nicht 
ausbeuterischen Bedürfnisse zu haben, um das Recht der Deutschen auf eine geeinte Nation 
und auf Nationalismus anzuerkennen. Es gibt sehr viele Argumente für und gegen das deut- 
sche Ziel der Wiedervereinigung dessen, was vor Hitler Deutschland war, und diese Argu- 
mente sindauch wirklich sowohl außerhalb als auch innerhalb Deutschlands zu finden. Diese 
Argumente können mehrere praktische Vorteile haben, indem sie zeigen, wie viele Scyllae 
und Charybdes vermieden würden, wenn die Deutschen die Hoffnung aufgäben, zu errei- 
chen, was für sie nicht erreichbar ist. Das mag zutreffen oder nicht, doch das ist irrelevant an- 
gesichts des hartnäckigen kollektiven Wunsches nach Wiedervereinigung, Unsere radikale 
Theorie der Demokratie als Basis des Sozialismus kann nicht umhin, einen solchen elementa- 
ren Wunsch anzuerkennen — mit gewissen Vorbehalten, die wir später erörtern werden. Es 
war eine reichliche Portion bitterer welthistorischer Ironie, was die Deutschen und die Juden 
in einer Hinsicht einander so nahe gebracht hat. Es wäre ein Sakrileg, den Vergleich zu weit 
zu treiben, aber soviel kann ohneFrivolität gesagt werden: Beide Gruppen beanspruchen das 
Recht und die Möglichkeit, »unter einem Dach zu leben«, und solange sie diesen Anspruch 
nicht so weit ausdehnen, daß sie anderen deren eigene, ebenso legitime Existenzrechte abspre- 
chen, ist ihr Anspruch letztlich durch den emphatischen kollektiven Willen, der dahinter 
steht, gerechtfertigt. Schließlich übersehen verärgerte Beobachter manchmal den wichtigen 
Faktor der Selbstkritik in der Struktur des neuen deutschen Kollektivgefühls; es ist ein Natzo- 
nalismus der deutschen Nation, nicht eines deutschen Reiches. Während ein ständiges neudeut- 
sches, nationalistisches Argument lautet, die Bevölkerung der DDR habe dieselbe Kultur wie 
die »Westdeutschen« und müsse deshalb früher oder später gemeinsam mit diesen einen sou- 
veränen deutschen Staat bilden, gibt es bezeichnenderweise weder bei der politischen Rech- 
ten noch bei der politischen Linken ein solches Argument in bezug auf Österreich (oder auf 
verbleibende deutsche Sprachgruppen in anderen Ländern). In dieser Hinsicht scheinen die 
Deutschen die Lehren des Deutschen Reiches, wahrscheinlich des letzten, von einem Öster- 
reicher gegründeten, richtig gelernt zu haben. (...) 
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Tatsächlich scheint 1944 der letzte historische Zeitpunkt gewesen zu sein, an dem eine deut- 
sche Revolution die Teilung Deutschlands hätte verhindern können, indem sie der Schmach 
unddemElend, die zahllose Millionen durch Deutsche erlitten, entschlossen und durch deut- 
sche Taten ein Ende gesetzt, das eigene Haus in Ordnunggebracht und damit das alte Gebäu- 
de gerettet hätte. Es ist hier nicht unsere Sorge, ob eine solche deutsche Revolution »wahr- 
scheinlich« oder »unwahrscheinlich« war. In der valternativen Geschichtsschreibung« hängt 
alles von der Art der Darstellung ab. Wir wollen nur auf theoretische Möglichkeiten hinwer- 
sen. (...) 

Sobald der historische Augenblick für eine deutsche Revolution verpaßt war, wurde die Tei- 
lung Deutschlands unvermeidlich, und die deutsche Geschichte hat sich biszur Gegenwart in 
Antinomien entwickelt, die von der überwältigenden Mehrzahl der Deutschen als Leiden erlebt 
wurden. Was als Leiden empfunden wird, ist Leiden. Wir wären jedoch nicht ganz aufrichtig, 
wenn wir bestreiten wollten, daß die Deutschen insofern Glück hatten, als der Großteil des 
besetzten Staatsgebietes und der Bevölkerung in die Hände des Westens und nicht in Stalins 
Hände gelangte. Ob man nun an historische Ereignisse bürgerliche-liberale oder echt soziali- 
stische Maßstäbe anlegt, es steht außer Zweifel, daß selbst Adenauers extrem restriktiver, 
konservativ-liberaler Obrigkeitsstaat, dieses Musterbeispiel des Kalter-Krieg-Westens, ver- 
glichen mit Ulbrichts und Honeckers »realem Sozialismus« ein Hort der Freiheit war. Wenn 
der Sozialismus in Deutschland überhaupt eine Zukunft hat, dann nur dort, wo zumindest 
ein gewisses Maß an Freiheit herrscht. Außerdem hatten die westlichen Besatzungsmächte, 
auf deren Verantwortlichkeit wir später zu sprechen kommen werden, wenigstens eine Lek- 
tion von Versailles gelernt: daß die Ausbeutung und Demütigung der Masse der deutschen 
Bevölkerung einfach eine schlechte Politik ist. Darum »schenkten« die Westmächte Deutsch- 
land ein liberales System (oder zwangen es ihm auf) und beherzigten Rathenaus Rat mit drei- 
Big Jahren Verspätung in Form des Marshallplans. Dies, in Verbindung mit dem außeror- 
dentlichen Talent des konservativen, misanthropischen Staatsmannes Adenauer (das nur 
dem Talent de Gaulles vergleichbar ist) und der Tüchtigkeit seiner zynischen Elite, schuf das 
von der ganzen Welt bestaunte Wunder: den seltsamen »Sieg« des einen Deutschlands nach ei- 
nem Krieg ohne Frieden, der die andere Seite der deutschen Schicksalslage ist. 

Was kann man zu den Antinomien der deutschen Situation nach 1945, nach der De-facto- 
Teilung, sagen? (Wir verwenden hier das Wort »Antinomien« im klassisch-philosophischen 
Sinn: als kontrastierende Optionen, deren jede von den Handelnden gewählt werden kann 
und oft wird, wobei aber keine aus einer besonderen Situation eliminiert werden kann, so- 
lange es diese »besondere Situation gibt; keine bringt an sich Harmonie, sie können weder zu 
einer harmonischen Lösung vereinigt werden, noch gibt es eine dritte, fruchtbare Option, 
solange die »besondere Situation« vorherrscht.) Das erste Antinomienpaar wurde in den fol- 
genden Optionen präsentiert: entweder kollektive passive Resistenz aller Deutschen gegen alle 
Besatzungsmächte als langfristige Politik oder Zusammenarbeit mit ikmen an beiden Polen. Hier 
gab es in der Tat keine dritte Option. Unseres Wissens erschien weder auf der Rechten noch 
auf der Linken ein ernsthafter politischer Faktor, der die Deutschen 1945 veranlaßt hätte, 
sich für Gandhis Strategie der Nichtzusammenarbeit zu entscheiden. Gegen eine solche Ent- 
scheidung gab es tatsächlich sehr gute moralische und politische Gründe. Erstens empfanden 
demokratische und sozialistische Deutsche und oft auch religiöse Deutsche ohne politische 
Überzeugung so tiefe Reue für die schrecklichen Verbrechen, die im Namen Deutschlands 
von Deutschen begangen worden waren, daß sie die für solch einen langfristigen Boykott 
notwendige Selbstsicherheit nicht aufbringen konnten. Sie fürchteten auch, Werkzeuge ei- 
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ner geheimen Nazi-Widerstandsbewegung zu werden, diesie geschickt von hinter den Kulissen 
manipulierten, was zweifellos möglich gewesen wäre. Es stimmt aber auch, daß die Alliierten 
alle Trümpfe in der Hand hielten und daß führende Politiker der Siegermächte ohnehin schon 
mit dem Gedanken gespielt hatten, das besiegte Deutschland zu einem neuen Karthago zu ma- 
chen. Ein gesamtdeutscher Boykott hätte eine anglo-amerikanische und eine sowjetische Reak- 
tion dieser Art auslösen können. Bei all dem ist im Rückblick nicht zu bestreiten, daß dies eine 
relevante und adäquate Antwort gewesen wäre, ein kollektiver Protest, der, nach dem Ausbler- 
ben einer Revolution im Jahre 1944, den deutschen Anspruch auf volle Souveränität angemes- 
sener und vielleicht erfolgreicher unterstützt hätte alsalle späteren Manöver der deutschen Poli- 
tiker. 
Die andere der Antinomie innewohnende Option war die Annahme der Politik, der Strate- 
gie, der Hegemonie und des Gesellschaftssystems einer der Siegermächte. Eine der deutschen 
politischen Kräfte hatte sich in dieser Hinsicht bereits entschlossen, bevor noch die Teilung 
begann: die deutschen Kommunisten, die in ihrer überwältigenden Mehrheit immer schon 
bereit gewesen waren, jede gerade aktuelle sowjetische Politik in bezug auf Deutschland zu 
akzeptieren. Wir halten die Darstellung des »deutschen Problems« von Brandt und Ammon 
(1981, 97 £.)? für inakzeptabel, obgleich sıe zweifellos eine ernsthafte Erklärung ist. Wenn sie 
jedoch Ulbrichts-Partei vor der Gründung der DDR als »noch nicht bolschewistisch« be- 
zeichnen, so kann man das nicht ernst nehmen. Ganz offensichtlich sind die Autoren nicht 
im geringsten vertraut mit den osteuropäischen »Verhaltensmustern« der kommunistischen 
Parteien, die immer an bestimmte strategische Ziele gebunden sind, welche sie sich selbst ge- 
stellt haben oder die ihnen von Moskau gestellt worden sind. Der Bogen reicht‘ vom »Hyper- 
liberalismus« in Ungarn und der Tschechoslowakei, wo häufig, sogar täglich jede Verwandt- 
schaft mit einer Diktatur bestritten wird, bis zu starren, offen diktatorischen Methoden (in 
Polen, Jugoslawien, Albanien). Ulbricht gehörte, gewiß auf Moskaus Befehl, anfänglich zur 
ersten Gruppe. 
Der Anschluß an das westliche Bündnis bot zwei Möglichkeiten. Die eine wurde von der 
SPD unter Schumacher vertreten. Um nicht voreingenommen zu scheinen, akzeptieren wir 
einfach Brandts und Ammons Beschreibung von Schumachers Politik als richtig: »Innerhalb 
der SPD setzte sich nunmehr endgültig die Linie Kurt Schumachers durch. Schumacher, der 
während des Dritten Reiches zehn Jahre im Konzentrationslager gesessen hatte, betonte wie 
kein anderer seit dem Februar 1945 gleichermaßen die Notwendigkeit radikaler Selbstreini- 
gung und gesellschaftlicher Veränderung wie das Recht des deutschen Volkes auf nationale 
Einheit und Gleichberechtigung. Dabei kritisierte er in ungewöhnlicher Offenheit die Besat- 
zungsmächte, insbesondere die UdSSR, so daß er im Ausland als ‘Nationalist’ galt. Neben 
grundsätzlichen Überzeugungen lagSchumachers patriotischer Rhetorik auch die Furcht zu- 
grunde, es könnten — wie in der Weimarer Republik — wiederum die ‘falschen’ Kräfte(in sei- 
nem Verständnis die Rechte und die Kommunisten) die tatsächlich vorhandenen Probleme 
für sich ausnutzen. Schumacher war überzeugt, daß Deutschland nur ‘sozialistisch’ wieder- 
aufgebaut werden könne, um Bestand zu haben — dazu gehörte die Sozialisierung der Grund- 
stoff- und Schlüsselindustrien sowie der Großbanken. Für die SPD als einzige unzweifelhaft 
demokratische, freiheitlich-sozialistische, gleichzeitig internationalistische und patriotische 
Partei beanspruchte Schumacher die politische Führung, die er in scharfer Frontstellung zu 
- den bürgerlichen Rechts- und Mittelparteien und zu den Kommunisten durchsetzen wollte. 
Der KPD bzw. SED warf er vor allem vor, sich ausschließlich an den Interessen der Sowjet- 
union statt an denen der deutschen Werktätigen zu orientieren. Die UdSSR war für ihn als 
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nichtdemokratischer auch ein nichtsozialistischer Staat, während er in den westlichen De- 
mokratien sozialistische Tendenzen sich entfalten sah (New Deal, Labour-Regierung). Inso- 
fern war Schuhmacher von vorneherein eindeutig westorientiert... Im Unterschied zu Ade- 
nauer trat er jedoch nicht rückhaltlos für den Anschluß der Westzone an den Westen ein. 

Obgleich er in späteren Jahren einen deutschen Wehrbeitrag nicht prinzipiell ablehnte — al- 
lerdings unerfüllbare Bedingungen daran knüpfte —, lag das Schwergewicht seiner Überle- 
gungen immer auf der demokratischen und sozialen “Magnetwirkung Westdeutschlands auf 
Ostdeutschland statt auf militärischem Gebiet.« (Brandt/ Ammon 1981, 36 £.)? 

An diesem Punkt begreifen wir die historische Verantwortung der Westmächte für den Be- 
stand eines konservativen Deutschlands während zweier Jahrzehnte (und in gewissem Maß 
sogar noch bis heute). Das war die zweite Möglichkeit, die sich aus der Hinnahme der westli- 
chen Allianz ergab. Amerika war natürlicherweise mißtrauisch gegen Schumachers sozialısti- 
sche Konzeptionen, desgleichen das britische Tory-Establishment, dessen politische und mi- 
Iitärische Infrastruktur die De-Facto-Verwaltung der britischen Zone war. Undnicht einmal 
die siegreiche Labour Party konnte sich — aus nationalistischen Gründen — zu dem Ent- 
schluß durchringen, sich auf die Seite eines natürlichen Verbündeten zu stellen. Es wäre über- 
trieben, zu sagen, sie hätten die sozialistische Option »unterdrückt« (obwohl sie in jenen Jah- 
ren natürlich allmächtig waren und alles taten, um die sozialistische Option zu behindern). 
Aber die bloße Tatsache, daß Schumachers Option für sie — deutlich und öffentlich — inak- 
zeptabel, ja indiskutabel war, blockierte die Chancen einer radikalen sozialen Demokratie 
von Anfang an. 

Die Westmächte brauchten Adenauer, den Anti-Bismarck, den Mann, der den moralischen 
Mut hatte, sein Volk zu teilen, um dessen Rolle als mächtige Nation wiederherzustellen, der 
aber bismarckisch genug war, um eine parlamentarische Regierung nur im absolut notwendi- 
gen minimalen Ausmaß zuzulassen. Aber mit der prometheischen Tat, knappe vier bis fünf 
Jahre nach Kriegsende eine konservative Nation zu schaffen, einer Leistung, die 1945 nie- 
mand für möglich gehalten hätte, trat eine Reihe negativer Wesenszüge, die nie mehr elimi- 
niert oder korrigiert wurden, als typisch westdeutsch zutage. Erstens — und das bestätigen 
die entscheidenden Dokumente der westdeutschen Gewerkschaften aus der Ära Adenauer — 
war Adenauers Sieg nicht nur von der Entstehung eines extrem restriktiven und autoritären 
Staates begleitet, der unter den späteren sozial-liberalen Regierungen kaum reformiert wur- 
de, sondern dieser Staat verkörperte auch die reinste kapitalistische Beherrschung des wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens im liberalen Westeuropa. Während in allen libera- 
len Ländern der Region große soziale Kämpfe zwischen Kapital (Staat) und Arbeit zu einer 
Hebung des Lebensstandards und einem gewissen Maß an industrieller Demokratie führten, 
wurde die deutsche Arbeiterklasse sehr wirksam zu einer mehr als traditionellen Fügsamkeit 
gezähmt. Die Kehrseite dieser Situation war natürlich eine Politik der allmählichen Hebung 
des Lebensstandards im Laufe einer Periode von mehr als zwanzig Jahren, während welcher 
Westdeutschland zur reichsten Nation Europas wurde. Aber die neue deutsche Prosperität 
kam vor allem einer protzigen, repressiven und unkultivierten Klasse von Neureichen zugu- 
te, deren Wurzeln in eine dunkle Vorgeschichte während des Dritten Reiches zurückrei- 
chen. Ferner: sobald die »geschenkte Souveränität« einmal angenommen worden ıst (und 
eben deshalb erfreute sich Adenauer des Vertrauens der Westmächte), gibt es kein Zurück: 
die Souveränität wird als Faktum stipuliert, nicht in einem gesamtnationalen Konsens ge- 
formt. 

Die Unabhängigkeit existiert ohne eine Unabhängigkeitserklärung und kann daher Nicht- 
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Unabhängigkeit genannt werden — und wird es s auch; genauer gesagt, handelt es sich um 
Nicht-Souveränität. Solche Feststellungen können Übertreibungen sein, es mangelt ihnen je- 
doch gewiß nicht an historischer Fundierung; sie waren wesentliche Bestandteile des Ade- 
nauerschen Weges zur neuen (west-)deutschen Nation. 

Drittens kann auf dieser Basis nie ein Friedensvertrag zustandekommen: Die Beendigung 
des Krieges, ebenso wie der Beginn der Souveränität, war ein Akt ohne ratifizierte Verträge, 
eine Art mythologisches Ereignis, dessen Interpretation wahrhaft offen ist. Und schließlich 
konnte es auf dieser Grundlage ganz einfach keine Entnazifizierung geben; die Gründe dafür 
sind tiefer als bloß eine Reihe von Verhüllungen seitens des erzkonservativen Establish- 
ments. Wer mit den elementaren Fakten von Adenauers Biographie vertraut ist, wird wis- 
sen, daß dieser Typus eines Konservativen den »plebeischen« Hitler immer schon verachtet 
hat, und die letzten Monate der Hitlerherrschaft waren kaum dazu angetan, die Liebe zum 
Führer zu fördern. Dies war jedoch eine neue westdeutsche Nation, die sich als souverän an- 
sah, aber über kein Instrument der Souveränität verfügte, die sich als geschlagen und durch 
die UdSSR eines Viertels ihres Staatsgebietes beraubt betrachtete, aber nicht die Macht hat- 
te, das empfundene Unrecht in eine offene Verurteilung der Bedingungen der deutschen 
Niederlage umzusetzen, wegen der Westmächte, auf die sie sich stützen mußte; eine neue 
westdeutsche Nation, die als politisches und militärisches Instrument gegen die UdSSR be- 
nützt und sehr geschätzt wurde, der man aber zugleich öffentlich mißtraute; ein neuer kon- 
servativer westdeutscher Staat, der seine Wählerschaft kaum darüber hinwegtäuschen konn- 
te, daß er die Wiedervereinigung ad calendas Graecas verschoben hatte und der deshalb in 
bezug auf die Vergangenheit und die Taten derselben Wählerschaft überaus vorsichtig sein 
mußte; kurz, Adenauers Westdeutschland, im Spinnennetz all dieser Widersprüche gefan- 
gen, konnte wenig anderes tun, als das »Hitler-Syndrom« durch oberflächliche Rhetorik 
über Barbarei zu umgehen, statt zumindest jene Wurzeln des Nazismus, die mit einer christ- 
lichen Kultur unvereinbar sind, radikal zu eliminieren. Doch Adenauer-Deutschlands 
Bündnis mit dem Westen oder seine Integration in den Westen hat ein neues Antinomien- 
paar ın Bewegung gesetzt. Einerseits war ein »europäisches«, »westliches« Deutschland 
kaum ein kleinerer Bruch mit den deutschen Traditionen als jener, den Hitler vollzogen hat- 
te, wenn auch ein wohltätiger. Politisch bedeutete es die radikale Aufgabe jedes Gedankens 
an ein »Reich«. Die CDU/CSU-Kreise konnten noch so viel Lärm schlagen über Heimat- 
vertriebene, gegen die Gebietsverluste an Rußland — die Bundesrepublik wird doch nie ein 
Übergang zu einem künftigen messianischen Reich sein, sondern vielmehr ein integrierter 
(oder wie die Deutschen immer noch meinen, ein überintegrierter) Teil eines Bündnissy- 
stems. Kulturell bedeutete es eine weitgehende Amerikanisierung Westdeutschlands, eine 
Tendenz, die natürlich am Ende das Selbstvertrauen der Überreste einer der führenden 
Weltkuliuren nicht erschüttern konnte, dennoch aber eine Tendenz, gegen die die Deut- 
schen heute mit gutem Grund ankämpfen, wenn auch oft im Namen fragwürdiger Ziele. 
Und was am wichtigsten ist — und das ist heute eine typische Kritik, die von der Linken, zu- 
nehmend aber auch von der Mitte und vielleicht bald auch von der Rechten gegen Adenauers 
Politik erhoben wird —: die Integration in die westliche Allianz, die Politik des »alles oder 
nichts« bedeutete einen vielleicht absichtlichen und sicherlich endgültigen Verzicht auf die 
Wiedervereinigung Deutschlands, sofern nicht ein Wunder in der Geschichte eintreten sollte 
(etwa der Zusammenbruch der Sowjetunion). Aber, und das ist die andere Seite dieser antino- 
mischen Situation, dieses neue Deutschland, das in der »Selbstverwestlichung« und der Auf- 
gabe der Reichsidee am weitesten gegangen ist, konnte dennoch weder im Osten noch im 
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Westen das Mißtrauen zerstreuen. Was den Osten betrifft, haben die aufeinander folgenden 
sowjetischen Führungen bis 1970 die »Gefahr des deutschen Revanchismus« an die Wand ge- 
malt. Natürlich ist es immer schwierig, zu entscheiden, ob solche Drohungen real sind oder 
bloß für politische Zwecke ausgebeutet werden, aber es ist nicht zu bezweifeln, daß mit Aus- 
nahme Chinas und der »gelben Gefahr« der einzige Fall einer Übereinstimmung zwischen 
der Regierung und dem Volksempfinden in der Außenpolitik die gemeinsame Angst vor ei- 
ner neuen deutschen Großmacht gewesen ist. Was den Westen angeht, müßte der Aufstieg ei- 
ner neuen deutschen Großmacht zwangsläufig sofortigen französischen Verdacht auslösen. 
Die letzten Jahre der Vierten Republik waren erfüllt von nervösen Diskussionen über die 
Rolle Frankreichs in der NATO, wenn Westdeutschland dieser als Vollmitglied beitreten 
sollte. Weder in den Vereinigten Staaten noch in der Bundesrepublik täuschte man sich dar- 
über, daß de Gaulles Entscheidung, aus der militärischen Allianz auszutreten, durch den 
Aufstieg Deutschlands zur Quasi-Unabhängigkeit veranlaßt worden war. De Gaulle drohte 
öffentlich mit einer völligen Kehrtwendung Frankreichs und nötigenfalls einer Wiederbele- 
bung des traditionellen französisch-russischen Paktes im Fall einer deutschen Nuklearaufrü- 
stung. Wenn deutsche Beobachter jetzt behaupten, zumindest einige der Raketen der »force 
de frappe« seien auf deutsche Städte gerichtet, antworten versierte französische Kommenta- 
toren entweder mit Stillschweigen oder mit einem höflichen »kein Kommentar«. Das ist kei- 
ne zufällige Entwicklung. Zwar bezweifeln wır stark, daß es jemals eine »geheime westdeut- 
sche Verschwörung« zur Unterjochung Westeuropas gegeben hat, aber es ist offenkundig, 
daß angesichts des französischen Ausscheidens aus der NATO und des erheblich geschwäch- 
ten, nur zum Teil auf den Kontinent orientierten Großbritanniens Westdeutschland die 
westliche Kontinentalmacht par excellence ist, mit all den Lasten, Risiken und Pflichten, die 
mit dieser Rolle verbunden sind, aber ohne das Vertrauen und die Anerkennung, die norma- 
lerweise mit einer solchen Rolle innerhalb eines Bündnisses einhergehen. Das ist in der Tat 
eine antinomische Situation sowohl für Westdeutschland als auch für seine Verbündeten. 
Eine dritte Gruppe von Antinomien ergab sich in den Beziehungen zwischen der Bundesre- 
publik und dem östlichen Teil Deutschlands, den Adenauer-Deutschland mit einem unge- 
wöhnlichen Mangel an Realismus hartnäckig SBZ (sowjetische Besatzungszone) nannte und 
nicht als einen Staat mit zumindest formaler Souveränität anerkennen wollte. Das war natür- 
lich mehr als bloß Dickköpfigkeit; es war integral verbunden mit dem ganzen System der 
»Ersatzlegitimation« von Adenauers historischer Option. Da er sich durch die »Integration 
in den Westen« für einen besonderen deutschen Staat entschieden hatte, der die einzig mögli- 
che deutsche Nation verkörperte, war er faktisch gezwungen, den Rest Deutschlands als so- 
wjetische Kolonie anzusehen. Sehr lange Zeit war Adenauers Propaganda nicht nur wegen 
der nackten Brutalität wirksam, mit der die Sowjets die deutsche Frage behandelten (wir den- 
ken dabei insbesondere an das Drama der »Volksdeutschen« aus dem Osten, die auf die ab- 
scheulichste Weise vertrieben wurden), sondern auch wegen der Haltung der ostdeutschen 
Apparatschiki selbst, die ihre Positionen behalten wollten, aber über die Absichten ihres 
Herrn und Meisters völlig im unklaren waren. 

Mit ihrer schnellen Legitimierung aller Greueltaten gegen deutsche Kriegsgefangene und 
Volksdeutsche in den osteuropäischen Ländern und ihrer direkten und offenen Abhängig- 
keit von den sowjetischen Militärkommandanten ähnelten die Östdeutschen tatsächlich viel 
mehr einer Kolonialverwaltung als einer dienstwilligen Regierung. Doch es war Adenauers 
Lösung, die die Dinge beschleunigt hatte: jetiefer die Bundesrepublik in die westliche Allianz 
integriert wurde, desto schneller vollzog sich die Formalisierung einer wenigstens nominel- 
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len Souveränität Ostdeutschlands, sehr gegen dessen eigene Intentionen und Interessen. Das 
wirft natürlich die bekannte Frage auf: Haben Adenauer et alii bewüßt einemögliche Wieder- 
vereinigung Deutschlands, basierend auf sowjetischen Verhandlungsangeboten im Jahre 
1952 und später im Jahre 1955 sabotiert, in dem sie ihre Politik des »alles oder nichts« verfolg- 
ten, um ihre politische Hegemonie zu bewahren, oder nicht? Da eine direkte Antwort auf 
diese Frage nicht nur eine unvergleichlich größere Kenntnis der deutschen Geschichte erfor- 
dern würde, als wir sie haben, sondern auch Einsicht in gewisse dunkle Stellen der Geschich- 
te, wollen wir lieber eine breitere Frage zu beantworten suchen: Stellten diese sowjetischen 
‚Angebote eine objektive Möglichkeit für die Wiedervereinigung Deutschlands dar oder nicht? 
Wir glauben, daß sie 1952 gewiß keine solche Möglichkeit bedeuteten, wohlaber 1955, als die 
Initiative mehr in den Händen der Vereinigten Staaten als in denen der westdeutschen Diplo- 
matie lag. 


Was das erste Angebot betrifft, zeigen alle verfügbaren historischen Beweismittel eindeutig, 


\ 


daß Stalin nicht ernstlich und ehrlich die Absicht hatte, eine Wiedervereinigung Deutsch- 
lands selbst auf der Basis einer Finnlandisierung zuzulassen: dabei hätte er nur viel verloren 
und nichts gewonnen. In Anbetracht der sowjetischen Wirtschaftslage kurz nach dem Krieg 
wäre ein wiedervereinigtes, wenn auch finnlandisiertes Deutschland wie ein Wirtschaftsriese 
über der Sowjetunion gestanden und hätte mehr der westlichen als der östlichen Wirtschaft 
genützt. Obwohl das westliche Atommonopol gebrochen war, konnte man nicht wissen, 
wann der Westen ganz Deutschland gewonnen haben würde, sobald die Sowjets Ostdeutsch- 
land aus ihrem Griff entschlüpfen ließen, wobei ihnen nur die Möglichkeit einesKrieges ver- 
blieben wäre, falls sie wünschen sollten, eine strategisch nachteilige Situation zu korrigieren. 
Damals war die gaullistische Option (und die Angst der Franzosen wegen des vorangegange- 
nen deutschen Aufstiegs) noch nicht aufgetaucht; eine zu enge Beziehung zwischen Deutsch- 
land und Rußland konnte nur noch engere Bindungen zwischen den USA und dem übrigen 
Westeuropa zur Folge haben. All dies ist eine starke Widerlegung der Echtheit von Stalins 
Angebot. Viel eher war es ein Versuch, die Integration Westdeutschlands in den Westen zu 
bremsen. Nach Stalins Tod jedoch änderte sich die Lage. In einem geheimnisvollen Doku- 
ment, welches »Der Spiegel« 1978 veröffentlichte und das den Titel trug: »Manifest des Bun- 
des demokratischer Kommunisten in der DDR«, wurde die Situation in der DDR folgender- 
maßen dargestellt: »Alle Machtkämpfe im Politbüro — Ackermann, Zaisser, Herrnstadt, 
Oelssner, Schirdewan, Ulbricht kontra Honecker — waren mit der nationalen Frage verbun- 
den.« (Brandt/Ammon 1981, 343) Ein solcher Kommentar mag wohl eine richtige Finschät- 
zung der damaligen Ansichten über die nationale Frage in der DDR sein, ja er enthält eine ge- 
wisse Bedeutung, weil Zaisser, der Innenminister, eng mit Beria verbunden war und nach der 
Verhaftung und Hinrichtung seines Protektors in Moskau 1953 aus der politischen Führung 
und später auch aus der Partei ausgeschlossen wurde. Seit damals kursieren Gerüchte, Beria 
hätte die DDR »verkaufen« wollen, mit anderen Worten, was unter Stalin eine bloße Propa- 
gandaübung gewesen war, wurde zu einer ernsthaften, wenn auch nicht unbedingt ehrlichen 
Verhandlungsposition. Doch das waren eben nur Gerüchte. Inzwischen ist jedoch ein ent- 
scheidendes Beweisstück veröffentlicht worden, das bis dahin der Aufmerksamkeit der deut- 
schen Historiker entgangen war und bestätigt, daß Beria tatsächlich einen Handel eingehen 
wollte, der die mögliche Abtretung der DDR an den Westen für einen unbekannten Preis ein- 
schloß (ein Angebot, das höchstwahrscheinlich nie bis zum State Department gelangte). Die- 
ser Beweis stammt von Pietro Secchia, dem damals dritthöchsten Funktionär der Kommuni- 
stischen Partei Italiens.* 
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Angesichts dessen, was kommunistische Politik schon immer gewesen ist, ist das Resultat der 
Beria-Öption kein Argument gegen, sondern eher für die Echtheit des sowjetischen Deutsch- 
land- Angebotes vom Jahre 1955. Ja, Beria wurde von seinen Kollegen ermordet (so wie er sie 
ermordet hätte), wobei sie unter anderem seinen »Verrat« in der deutschen Frage als Recht- 
fertigung benützten; aber sie könnten die bemerkenswerte Idee im Gedächtnis behalten und 
sie zwei Jahre später als »marxistisch-leninistische Lösung eines komplexen Problems« ange- 
wandt haben. In unserem Buch über Ungarn, 1956 (Feher/Heller 1983), äußerten wir die An- 
sicht, die erste Führung nach Stalin, geschüttelt von inneren Kämpfen und Rebellionen, die 
fast das ganze Imperium in Mitleidenschaft zogen, könnte dem Gedanken eines frühen Be- 
ginns der Detente zumindest zugänglich gewesen sein. 

Im folgenden werden wir kurz hinweisen auf die restlichen antinomischen Elemente im deut- 
schen Problem, geschaffen von der Option Adenauers, der »Mitteldeutschland« als sowjeti- 
sche Besatzungszone belassen wollte, faktisch aber deren Umwandlung in einen sowjetischen 
Staat mit formaler Souveränität beschleunigt hatte. Das erste Element ist offenkundig: eine 
»nationale« ostdeutsche Bürokratie, konsolidiert als Staat, die— zumindest kurzfristig— kei- 
ne Chance sieht, in ganz Deutschland die Macht zu ergreifen, wird mindestens ebensowenig 
an der Wiedervereinigung Deutschlands interessiert sein, wie es nach Ansicht der Linken die 
'Adenauer-Führung gewesen ist. In der von Brandt und Ammon herausgegeben Dokumen- 
tensammlung spricht Willi Stoph in seiner Eigenschaft als ostdeutscher Ministerpräsident 
mit ungewöhnlicher Offenheit von der Unmöglichkeit, die beiden deutschen Staaten zu ver- 
einigen oder zu verschmelzen. Eine weitere, weniger offenkundige Folgerung wurde von Pe- 
ter Brückner auf eine Weise formuliert, die für die Auffassung breiter Strömungen in der 
westdeutschen Linken charakteristisch ist: eine der wichtigsten Oppositionskräfte, nämlich 
die kommunistische — sagt Brückner —, existiert in Deutschland in Form eines Staates. Und 
diese scharfsinnige Formulierung drückt eine der traurigsten Selbsttäuschungen der west- 
deutschen Linken aus. Betrachten wir einen Stat mit einem voll entwickelten modernen 
Unterdrückungssystem, in dem es aus prinzipiellen Gründen weder eine »Rechte« noch eine 
»Linke« gibt?, alseine politische Oppositionspartei, dann ergibt sich daraus natürlich eine ganze 
Reihe von obligatorischen politischen Normen. Nicht nur nichtkommunistische Soziali- 
sten, sondern auch Liberale müssen gelegentlich »Bündnisse« mit ihm in Betracht ziehen und 
seine »politischen Bedürfnisse« als eine der legitimen Stimmen der Opposition anerkennen, 
denn eine völlig ablehnende Haltung ihm gegenüber scheint stets an »kaltes Kriegertum« zu 
grenzen. Dies zeigt sich besonders in den deutschen Diskussionen der Antiatombewegung, in 
der ostdeutsche kommunistische Manipulation und Unnachgiebigkeit sehr oft gerade des- 
halb geduldet wird, weil die Kommunisten als »Oppositionskraft« und Teil der westdeut- 
schen (in weiterem Sinne der deutschen) politischen Szene gesehen wird, so daß ihre Stimme 
als ebenso legitim betrachtet wird wie die jeder anderen politischen Kraft. Der springende 
Punkt ist, daß die DDR natürlich keire politische Partei am linken Ende des westdeutschen 
politischen Spektrums ist, sondern ein unterdrückerischer Staat jenseits der Alternative von 
»rechts« oder »links«. Aus diesem Grund hat die eurokommunistische Option sich auf der 
Szene nie durchsetzen können. Aber diese Konfusion ist auch einer der Faktoren, die imKiel- 
wasser der Adenauer-Öption entstanden sind. Die SPD hat lange Zeit für die Anerkennung 
der DDR alssouveräner Staat gekämpft. Doch Egon Bahr, der Hauptexponent des innerdeut- 
schen Problems in der SPD, sagte 1963, die richtige Vorgangsweise in der deutschen Frage sei 
folgende: »Die Voraussetzungen zur Wiedervereinigung sind nur mit der Sowjetunion zu 
schaffen. Sie sind nicht in Ost-Berlin zu bekommen...« (Brandt/Ammon 1981, 235). Das ist 
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nicht nur eine graphische Darstellung der authentischen sozialdemokratischen Konzeption 
eines »souveränen Staates«, den die Sozialdemokraten im übrigen anerkennen wollen, son- 
dern auch die Darstellung eines traditionellen Typus deutschen politischen Denkens: einer 
Politik, die immer »von oben« geführt wird, immer in Form sublimer (und stets unrealisti- 
scher) Pläne aller möglichen Marquis Posas, immer mit nachweislicher Feindseligkeit gegen 
soziale Bewegungen (im Östen wie im Westen). Der gegenwärtige unkritische Zusammen- 
bruch der deutschen Sozialdemokratie angesichts gewisser höchst problematischer Tenden- 
zen in der Antiatombewegung und der sich daraus ergebenden politischen Konsequenzen ist 
die verdiente historische Strafe für ihre hochmütige Arroganz gegenüber Bewegungen wäh- 
rend einer Periode von zwanzig Jahren, für ihren dogmatischen Glauben an die Weisheit der 
Herren der Welt, die zusammenkommen und die Konflikte nach ihren eigenen Vorstellun- 
gen beilegen. 

Von Anfang der sechziger Jahre an vollzog sich in der deutschen Köngdlinan ein allmählı- 
cher, aber radikaler Wandel, dessen sichtbarstes politisches Ergebnis das Ende der politischen 
Hegemonie der CDU/CSU und die schrittweise Eroberung der Macht durch die SPD (im 
Bündnis mit den Freien Demokraten) war. Die Ursachen dieses Wandels lassen sich in lako- 
nischer Kürze zusammenfassen. Erstens war die Adenauer-Option in vollem Maße verwirk- 
licht worden, die Bundesrepublik war nicht nur als (fast völlig) souveräner Staat in das westli- 
che Bündnis integriert, sondern war auch dessen wichtigste »Kontinentalmacht« geworden. 
Da damit die historische Aufgabe, die Adenauer sich gestellt hatte, erfüllt war und da dies in 
unbeabsichtigter Weise die Entstehung der DDR, selbst ein symbolisches Zeichen für die 
Unmöglichkeit einer Wiedervereinigung Deutschlands nach Adenauers Vorstellungen, be- 
schleunigt hatte, gab es in der Tat keine historische Aufgabe mehr, die die Unionsparteien 
hätten erfüllen können. Zweitens war zwar das deutsche »Wirtschaftswunder«, das insofern 
tatsächlich ein Wunder war, als es das zerstörte Deutschland in den wohlhabendsten Staat 
Westeuropas verwandelte, eine Art »Trostpreis« für die unwiederbringlich verlorene natio- 
nale Einheit und den verletzten Nationalstolz, aber es entstanden gewisse strukturelle soziale 
Probleme, die eine selbstbewußt prokapitalistische, konservative Regierung nicht lösen 
konnte. Die Zeit war reif für einen Wandel, wenn er auch später mehr Desillusionierung als 
Erfüllung brachte. Drittens begann nach der Berlinkrise der Kalte Krieg »nachzulassen« und 
(in Form vertraulicher Kommunikationen zwischen Chruschtschow und Kennedy) einem 
Zustand Platz zu machen, der später Kissingers strategische Option werden sollte. Der Viet- 
namkrieg lenkte die Spannungen von Europa nach Asien ab, so daß ein Hauptargument der 
Unionspartei, nur ihre unbeugsame Energie könne den neuen Staat beschützen, nicht mehr 
eine Wählerschaft ansprach, deren Bedürfnisse und politische Prioritäten sich änderten. Und 
schließlich vollzog sich auch in der Sozialdemokratie mit dem Antritt einer neuen Führerge- 
neration eine Reihe von Änderungen. Einerseits gaben die Sozialdemokraten Schumachers 
Nationalismus auf und akzeptierten die Integration Westdeutschlands in das westliche Bünd- 
nis, während sie andererseits (in Bad Godesberg) ihre sozialistischen Ambitionen zurück- 
schraubten; letztlich gewannen sie allmählich Verständnis für eine neue Öffnung, die später 
unter dem Namen »Neue Östpolitik« bekannt wurde und objektiv Adenauers Mission voll- 
endete. Während der konservative Bundeskanzler dem Westen versichert hatte, die Bundes- 
republik sei ein Nationalstaat und kein Kern eines deutschen Reiches, betonte der sozialde- 
mokratische Bundeskanzler, typisch für einen Mann, der einst die Uniform der »Feinde 
Deutschlands« getragen hatte, daß Deutschland unter der Führung seiner Partei den Gedan- 
ken einer Überschreitung der Oder-Neiße-Linie für immer aufgegeben habe. In diesem Sin- 
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ne sind Adenauer und Brandt weniger politische Gegner als komplementäre Gestalten der 
deutschen Nachkriegsgeschichte. 

Wie es in der deutschen Politik so oft vorkommt, wurde der wahre Inhalt der bevorstehen- 
den wichtigen politischen Wendung von jemandem ausgesprochen, der nicht zum Zentrum 
der Politik im engeren Sinne gehörte (wenngleich er eine kulturelle Zentralgestalt von poli- 
tischer Bedeutung war). Lange bevor »Der Spiegel« ein fast unkritischer Befürworter von 
Brandts Politik wurde, gab Rudolf Augstein 1965 dort die beste Zusammenfassung der »neu- 
en Östpolitik«: »Angenommen, wir bekämen trotz allem eine handlungsfähige Regierung, 
was könnte sie tun? Als erstes, sich eingestehen, daß Krieg in Europa nicht aus sich heraus 
droht, nicht aus der Teufelei des gottlosen Bolschewismus, sondern zu allererst aus der Ver- 
knotung der Deutschlandfrage. Die gegenwärtigen Grenzen müssen anerkannt werden, da- 
mit Polen und die CSSR ihren Weg zur Selbständigkeit weitergehen könnten. Von ganz 
Osteuropa muß der Druck des deutschen Revisionismus — ich benutze hier absichtlich eine 
ursprünglich kommunistische Vokabel — genommen werden. Zu den Regierungen der frü- 
heren Satellitenländer sollten freundschaftliche Beziehungen jeder Art, selbstredend auch 
diplomatische, angeknüpft werden. Das alles wäre schon viel. Zweitens: Erwägungen der 
beiden Weltmächte, sich ohne Gefährdung der Balance aus der Mitte Europas zurückzuzie- 
hen, sollten nicht länger sabotiert, lächerlich gemacht und konterkariert, sondern konstruk- 
tiv gefördert werden. Ohne atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa, ohne Auseinander- 
rücken der Militärblöcke auf einem begrenzten Gebiet, ohne ‘Diskriminierung’ keine 
Chance für innerdeutsche Annäherung, keine Chance für Rückeuropäisierung in den frühe- 
ren Satellitenländern. Hier ist ein absolutes Umdenken notwendig, und zwar in einer der 
deutschen Mentalität zuwiderlaufenden Richtung, ein Umdenken gegen den Strich. Hätten 
die Sowjets erst Polen, Ungarn und Deutschland verlassen, wäre die Evolution gesichert. 
Hätten die Amerikaner den Kontinent verlassen, müßte auch de Gaulle, oder wer immer in 
seine Schuhe steigt, zufrieden sein. Freilich, ohne die USA als Garanten einer europäischen 
Regelung, wird es keine geben. Wie Frankreich und Schweden den Westfälischen Frieden 
garantierten, so sind die USA und Rußland, ob wir das wollen oder nicht, ob es uns paßt 
oder nicht, die Garanten jedes Systems im heutigen Europa. Und drittens, letztens, die 
DDR, die fälschlich so genannte: sie sollte durch Kollaboration, durch vielfältige Wirt- 
schaftsverflechtung, sogar durch Wirtschaftshilfe auf ein ökonomisch höheres Niveau ge- 
bracht werden. Ob ihre Regierung eine deutsche Regierung ist, kann einstweilen mit gutem 
Grund bezweifelt werden, nicht aber, daß sie eine de facto- Autorität, eben eine Regierung 
ist... Unser Interesse geht dahin, daß die DDR-Behörden zu einer Regierung ohne Gänse- 
füßchen, zu einer selbständigeren, selbstbewußteren Körperschaft werden. Unser Interesse 
geht dahin, die DDR-Regierung zu einer deutscheren, zu einer deutschen Regierung zu ma- 
chen... Kommunistisch oder was sie dafür hält, mag sie bleiben, das soll uns nicht hindern.« 
(Brandt/Ammon 1981, 254 f£.) 

Die Bilanz der »Ostpolitik« kann folgendermaßen zusammengefaßt werden: Erstens erfüll- 
ten die neuen führenden Politiker Deutschlands, die öffentlich erklärten, für die im Namen 
Deutschlands und von Deutschen begangenen entsetzlichen Untaten Scham und Reue zu 
fühlen, und gewissermaßen die Verantwortung auf sich nahmen, obwohl viele von ihnen 
selbst Opfer von Verfolgung gewesen waren, eine Pflicht für ihre Nation und für die ganze 
Menschheit; ohne das hätte es nie Versöhnunggeben können. Man muß hinzufügen, daß die- 
se Pflicht von den konservativen Politikern nie auf ehrliche Weise erfüllt worden ist. Zwei- 
tens, und nicht unabhängig von dem oben Gesagten, hat die »neue Ostpolitik« die Spannun- 
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gen in den deutsch-sowjetischen Beziehungen gelockert, nicht nur auf offizieller Ebene, son- 
dern auch an der sozialen Basis. Drittens war der Prozeß der »Verschmelzung« der DDR-Wirt- 
schaft mit der westdeutschen, wodurch Honeckers Deutschland über westdeutsche Kanäle 
ein stiller Partner der EG wurde, ebenfalls ein organischer Teil der »Ostpolitik«. Betrachtet 
man diese Öffnung von einem ausschließlich nationalistischen Gesichtspunkt, dann war sie 
natürlich in dem Sinn erfolgreich, daß die DDR, sowohl von den Sowjets und von der BRD 
gefördert, den höchsten Lebensstandard innerhalb des Ostblocks erreicht hat und gewisse 
ökonomische Belastungen auf die westdeutschen Steuerzahler abschieben konnte. Beurteilt 
man jedoch den Prozeß nach dem Wert der Freiheit (der Demokratie), dann war erein totaler 
Versager. Es wurde keine nennenswerte Liberalisierung der DDR erreicht oder auch nur ge- 
fordert, nicht einmal in der Form des innerdeutschen Verkehrs, mit Ausnahme einer Erleich- 
terung der Familienzusammenführung. Honeckers »Arbeiter- und Bauernrepublik«, über 
welche die westdeutsche Linke sich immer wieder Täuschungen hingibt, bleibt neben der 
Türkei und Albanien der repressivste Staat Europas, seit dem Sturz oder dem allmählichen 
Abbau der Diktatur in Portugal, Griechenland und Spanien (sofern man hier die Sowjet- 
union ausnimmt). Viertens zeigt auch die grundlegende ideologische Selbsttäuschung der 
Brandt-Schmidt-Ära, die »Politik der kleinen Schritte«, ihr Janusgesicht. Der neue Slogan, 
der mit der in Bad Godesberg vollzogenen Revision der marzistischen Tradition aufkam, war 
Teil eines Pakets: Annahme der amerikanischen Soziologie der »Industriegesellschaft« und 
Aufgabe jedes Gedankens an eine radikal sozialistische Strategie, ob marzistisch oder nicht- 
marxistisch. Das wurde von deutschen Politikern (den sehr wenigen, welche die Philoso- 
phen, die ihnen als Quelle ihrer Politik dienen, kennen) als Verwirklichung des Weberschen 
Postulats angesehen: Verzicht auf eine Politik der »Endziele«, die stets zu totalitären Schluß- 
folgerungen führt. Aber zitieren wir einen kurzen Absatz aus einer Rede Brandts von 1970, 
um zu zeigen, zu welch gefährlichen Illusionen die angeblich überlegene »Politik der kleinen 
Schritte« geführt hat: »Schon die Vorstudien für diesen größeren Bericht (‘Die Angleichung 
der Bedingungen in der Bundesrepublik und der DDR’ — F.F./A.H.) haben die Erkenntnis 
hervorgebracht oder bestätigt, daß die unter dem Namen “Konvergenztheorie’ bekannte 
Konzeption gleichzeitig falsch und richtig ist. Sie ist falsch, denn die beiden deutschen Staaten 
entwickeln sich nicht aufeinander zu; aber sie ist richtig, weil die Notwendigkeiten der mo- 
dernen Industriegesellschaft den Osten und den Westen, ungeachtet der gegebenen politi- 
schen und sozialen Bedingungen, zu Reformen veranlassen. So ist es zuerklären, daß mehrere 
technologische und wissenschaftliche Projekte und die Behandlung bestimmter Strukturpro- 
bleme in verschiedenen Regionen beider Teile Deutschlands in die gleiche Richtung weisen.« 
(Brandt/Ammon 1981, 303) 

Es erübrigt sich, die Richtigkeit und Relevanz dieser Vorhersage zu kommentieren. Wichti- 
ger ist es, zu sehen, was durch den oberflächlichen Optimismus des Programms der »kleinen 
Schritte« verdeckt worden ist: die tatsächliche Verschiebung aller echten Bemühungen um die 
Wiedervereinigung Deutschlands ad calendas Graecas. Das war noch kennzeichnender für die 
Ära Schmidt, als der Bundeskanzler es als Optimum seiner Deutschlandpolitik bezeichnen 
konnte, daß das Problem »offen geblieben« sei. Die SPD, die Schumachers Nationalismus 
aufgegeben hatte, aber zur Macht gekommen war mit einer Kritik an der Romantik des Kal- 
ten Krieges und mit den Versprechen, der Realismus ihrer »Politik der kleinen Schritte« wer- 
de Resultate erbringen, die mit den CDU/CSU-Illusionen nicht zu erzielen wären, erreichte 
genau das gleiche wie ihre Vorgänger: überhaupt keinen Fortschritt. 

Was sind — falls es welche gibt — die abstrakt-logischen Chancen einer Wiedervereinigung 
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Deutschlands in solch einer Situation, erst vom westlichen, dann vom östlichen Standpunkt 
„betrachtet? 
Aus Gründen, die sofort klar sein werden, ist es leichter, mit der östlichen Perspektive zube- 
ginnen. Für die DDR hat es, rein logisch gesprochen, immer die »Beria-Option« gegeben, das 
heißt die Möglichkeit eines Ausverkaufs an den Westen im Rahmen cincs globalen Handels 
zwischen den Supermächten. Wenn wir unter »DDR« den herrschenden Apparat verstehen 
nd nicht die Bevölkerung (für diese wäre es natürlich eine Befreiung), dann ist unserer festerı 
Überzeugung nach diese Option von keinem Teil des Apparats jemals ernstlich in Betracht 
gezogen worden. Die Beria-Option hätte den ostdeutschen Apparat gezwungen, einen der 
folgenden zwei Wege zu beschreiten: entweder sein Verhalten so radikal zu ändern, daß aus 
ihm etwas geworden wäre, was er nie gewesen ist, oder seine gegenwärtige allmächtige Posi- 
tion aufzugeben und zu politischer Bedeutungslosigkeit herabzusinken. Ferner gibt es, wie- 
der rein logisch gesprochen, die Möglichkeit einer »Jugoslawisierungs, das heißt ein beträcht- 
liches Maß an innerer Liberalisierung, verbunden mit einem wachsenden Maß an relativer 
Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Diese Option wird jetzt von Teilen der westdeut- 
schen politischen Szene als ein garantiertes Allheilmittel angesehen. Es wäre nicht gerecht, zu 
sagen, dies sei nur eine logische Möglichkeit, aber ihre Verwirklichung würde dennoch von 
ganz anderen Faktoren abhängen als jenen, die von westdeutschen Analytikern angenom- 
men werden. Kurz gesagt, sie kann nicht zustande kommen, bevor irgendeine Art von Wie 
dervereinigung vollzogen ist, nur nach der Bildung einer Konföderation, bei welcher die for- 
male Gewalt (die eine Intervention gegen potentielle »Titoisten« sogar »legitim« macht) über 
die DDR gelockert wäre. Doch sogar nach der Bildung einer Konföderation wäre dies in An- 
betracht der Natur des ostdeutschen Kommunismus ein sehr unwahrscheinliches Ergebnis 
der Freignisse. Fine Konföderation mit der DDR würde zweifellos Risiken mit sich bringen 
und einen hohen Preis erfordern: die »Finnlandisierung« Westdeutschlands wäre eine bessere 
Bezeichnung für das wahrscheinliche Resultat einer Konföderation. Drittens gibt es die hy- 
pothetische Möglichkeit einer »allmählichen Wiedervereinigung«, einer »stückweisen Ver- 
schmelzung« der beiden deutschen Staaten. Wie wir gesehen haben, hegten Brandt und die 
SPD solche Hoffnungen; ihre unvergleichlich realistischeren Gegenspieler in der DDR ha- 
ben dies jedoch nie getan. Willi Stoph sagte das beim Erfurter Treffen der Delegationen bei- 
der deutscher Staaten im Jahre 1970 sehr klar: »In der Tat — die beiden souveränen Staaten 
DDR und BRD lassen sich nicht vereinigen, weil gegensätzliche Gesellschaftsordnungen 
nicht vereinigt werden können.«(Brandt/Ammon 1981, 310) Für den herrschenden Apparat 
wäre die Vereinigung nur eine freiwillige Annahme der ersten Version, der »Beria-Option«, 
und wir haben es hier ja nicht mit Narren zu tun. Viertens und letztens hat die DDR stets eine 
Lösung empfohlen: eine Konföderation. Dies würde Westdeutschland eine symbolisch-»kul- 
turelle« Genugtuung bringen und dem ostdeutschen Apparat mehrere unschätzbare Vortei- 
le. Die Genugtuung für den Westen wäre eine kulturell-geistige Einheit um den Preis der 
Selbstfinnlandisierung ganz Deutschlands, was natürlich automatisch die Rückkehr zu einer 
der schlechtesten Traditionen der deutschen Kultur bedeuten würde: zu einem erhöhten Pa- 
triotismus ohne politisches Selbstbewujstsein. Unter den Bedingungen einer Selbstfinnlandisie- 
rung wäre nämlich weder eine Kritik an Ostdeutschland noch ein echter (demokratischer) 
westlicher Radikalismus vorstellbar. 
Die Vorteile des Ostens sind leicht aufzuzählen. Erstens wäre es ein enormer politischer Sieg 
für einen repressiven politischen Apparat, eine faktische Bestätigung des zynischsten aller 
ostdeutschen Schlagwörter: »Wer mit der Sowjetunion ist, ist mit den Siegern« (Das ist natür- 
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lich im Sinn der friderizianischen Tradition). Zweitens ist es leicht, die ökonomischen Vor- 
teile einer solchen Konföderation für ein hochindustrialisiertes Land zu sehen (die DDR ist 
die fünftgrößte Industriemacht Europas), das aber wegen seines Gesellschaftssystems an un- 
heilbaren Krankheiten leidet, was die wirtschaftlich-zweckmäßige Rationalität betrifft. Poli- 
tisch würde eine Selbstfinnlandisierung ganz Deutschlands (der einzige Preis, um den es zu-, 
mindest theoretisch vorstellbar ist, daß der russische Apparat einer solchen Konföderation 
zustimmen würde) es dem ostdeutschen Apparat ermöglichen, jeden ihm beliebigen Kurs 
einzuschlagen. Der wahrscheinlichste ist die Fortsetzung des bisherigen harten Kurses, mit 
der einzigen Ausnahme, daß er im innerdeutschen Reiseverkehr Zugeständnisse machen 
müßte (die wegen der neuen ökonomischen Konstellation nicht zu einem neuen Exodus füh- 
ren könnten). Zugleich würde er ein Brückenkopf für eine spätere Unterordnung ganz 
Deutschlands unter die Bedürfnisse des sowjetischen Expansionismus werden. 

Was die westliche Wiedervereinigungsstrategie betrifft, so hatte sie immer zwei Optionen, 
die zwar kaum jemals öffentlich verkündet wurden, aber unvermeidlich in der unrealisti- 
schen Alternative des »alles oder nichts« enthalten waren. Die erste war ein amerikanischer 
Sieg über die Sowjetunion, die zweite eine neue russische Revolution oder ein Zusammen- 
bruch der UdSSR in einer unvorhergesehenen Form (in welchem Fall die Wiedervereinigung 
eine Selbstverständlichkeit wäre). Die erste ist inzwischen eine physische Unmöglichkeit ge- 
worden, da sie identisch wäre mit einem auf Biegen oder Brechen geführten Atomkrieg, nach 
dem die Überlebenden Dringenderes zu tun hätten als die Wiedervereinigung der beiden Tei- 
le Deutschlands. Die zweite ist weder eine theoretische noch eine physische Unmöglichkeit, 
aber sie ist eine politische Nicht-Option, weil sie eine Alternative darstellt, auf die hin keine 
deutsche politische Tätigkeit entfaltet werden kann; sie ist daher ein frommer oder unfrom- 
mer Wunsch. Es hat eine dritte Möglichkeit gegeben (gibt sie aber nicht mehr): die »Beria- 
Option«. Für den ostdeutschen Apparat hätte sie Selbstmord bedeutet, aber für den Westen 
wäre sie bis in die frühen sechziger Jahre einerealistische Alternativegewesen. Wir haben ver- 
_ sucht, die (nicht mehr bestehenden) historischen Voraussetzungen für ein solches, vom We- 
sten in den Jahren 1955-1956 versäumtes Globalabkommen zu analysieren, von dem die Wie- 
dervereinigung Deutschlands ein wichtiger Teil hätte sein können. Eine vierte theoretische 
Option ist ein spezieller deutsch-russischer Handel, eine einfache Neuauflage von 1922, aber 
dafür fehlen die Voraussetzungen und werden höchstwahrscheinlich auch nie wieder entste- 
hen. Rapallo im Jahre 1922 war ein Abkommen zwischen zwei fast gleichermaßen ge- 
schwächten Großmächten, die einander brauchten und einander mehrere Vorteile zu bieten 
hatten. Heutesind Westdeutschland und die UdSSR gleichermaßen stark, aber in verschiede- 
nen Formen. Die UdSSR ist die führende Militärmacht der Welt mit einem osteuropäischen 
Imperium von Satellitenstaaten, das an Westdeutschland grenzt, und mit einer wachsenden 
Anzahl von Stützpunkten in allen Teilen der Welt. Zugleich ist ihre Wirtschaft, trotz indu- 
striellem Wachstum, fortwährend kränklich geblieben und würde im Prinzip große und 
langfristige westdeutsche Investitionen brauchen. Doch die Ungleichheit im ersten Aspekt 
ist so enorm (und kann ohne eine atomare Selbstbewaffnung Westdeutschlands, die faktisch 
unmöglich ist, nicht beseitigt werden), und die Risiken des zweiten Kurses sind für das west- 
deutsche Kapital so komplex und unvorhersehbar, daß sie eine einfache Wiederholung von 
Rapallo nicht zulassen. Ferner gibt es die theoretische Möglichkeit, daß die Bundesrepublik 
ein für allemal den Gedanken an eine Wiedervereinigung Deutschlands aufgibt, als Preis für 
den Vorteil, zum Westen zu gehören. Das Bedürfnis der Deutschen nach Wiedervereinigung 
ist jedoch so stark (und nochmals: es kommt nicht daraufan, warum dieses Bedürfnis so stark 
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ist, sondern darauf, daß es als ein starkes kollektives Bedürfnis existiert), daß keine gewählte 
deutsche Regierung sich eine solche formale Geste leisten könnte. (Sogar die nichtgewählte 
Regierung der DDR bietet öffentlich eine historische und ferne Öffnung für solche Hoffnun- 
gen.) Was letztlich bleibt, ist das genaue Gegenteil der dritten Alternative, die einmal eine hi- 
storisch realistische Option war, es aber nicht mehr ist. Es ist die Selbstfinnlandisierung West- 
deutschlands, die vor Jahrzehnten als Unsinn, als eine Nicht-Option angesehen wurde, heute 
jedoch nicht mehr; sie ist zu einer aktuellen, echten Option auf der Tagesordnunggeworden. 
Ihre konkrete Form kann nur eine Konföderation sein, mit totaler innerer Unabhängigkeit 
des ostdeutschen Apparats, der seine Macht über die Bevölkerung behält, und ihre Vorbedin- 
gung der Austritt Westdeutschlands aus der NATO und seine faktische Abrüstung, Was im- 
mer die westdeutschen Illusionen über eine»Wiedervereinigung auf bundesrepublikanischer 
Grundlage« sein mögen, sie kann nur auf finnische Art vollzogen werden: indem dieSouverä- 
nität Deutschlands formal von sowjetischer Zustimmungabhängig wird, zumindest vorläufig 
in bezug auf die Außenpolitik. Das ist die potentielle Tagesordnung eines neuen Rapallo. Die 
politischen Experten Westdeutschlands mögen diese Alternative herablassend als bloßen 
Alptraum einer dissidenten Fieberphantasie bezeichnen, tatsächlich aber können wir jeden 
Teil davon mit Dokumenten belegen, nicht nur mit solchen von winzigen kommunistischen 
Zellen in Westdeutschland, sondern auch mit Transparenten bei Massendemonstrationen 
und mit Artikeln großer liberaler Zeitungen. 

Was hat solch eine unwahrscheinliche, früher faktisch unvorstellbare Option in weniger als 
einem Jahrzehnt zu einer echten Alternative gemacht? Vor allem muß man verstehen, daß 
diese Option in der einen oder anderen Form, heimlich und kaum verbalisiert, als Element 
der deutschen Verzweiflung über die Gleichgültigkeit der Welt angesichts berechtigter deut- 
scher Klagen vorhanden gewesen ist. Hitlers dauerndes Vermächtnis besteht darin, die Tiefe 
dieses Gefühls unter den Deutschen gezeigt zu haben, die sich immer im Gegensatz zur übri- 
gen Welt gesehen und ihre Vergangenheit nie gänzlich bewältigt haben. Das typische deut- 
sche Gesellschaftsspiel ist das in Faßbinders »Chinesischem Roulette«, bei dem jeder Teil- 
nehmer unausweichlich gefragt wird: Was wärst du im Dritten Reich gewesen? Andererseits 
hat die übrige Welt (zumindest der Teil von ihr, der vor vierzig Jahren mit den Deutschen in 
Berührung kam) im Osten und im Westen die deutschen Selbstreform nie gründlich und 
endgültig genug gefunden. Infolgedessen konnten die Deutschen sich mit Recht als ewig 
Verdächtigte fühlen. In dieser ungesunden Atmosphäre, in der es für die Deutschen aller po- 
litischen Richtungen zumindest ein Element der Berechtigung gab, sich mit der Welt in 
Konflikt zu sehen, ist es kaum verwunderlich, daß sie die ganze Zeit alle Optionen theore- 
tisch offen gehalten haben. 

Es gibt jedoch noch gewichtigere Gründe. Der erste ist eine totale, poltischeund ökonomische, 
Wandlung des Westens. Eine kurze Analyse eines einfachen Satzes wird klarmachen, was wir 
meinen. Wenn Mitte oder Ende der fünfziger Jahre ein westlicher Staatsmann erklärte, »der 
Westen werde diese oder jene Lösung der deutschen Frage nicht zulassen« (sei es die atomare 
oder nicht atomare Wiederaufrüstung Deutschlands, die freiwillige Wiedervereinigung 
Deutschlands als Werk der Deutschen, die Errichtung eines totalitären Staates im westlichen 
TeilDeutschlands und dergleichen), war dieser Satz durchaus vernünftigund mit praktischen 
Sanktionen verbunden. »Der Westen«, worunter damals die USA, Großbritannien und 
Frankreich zu verstehen waren, die wenigstens in bezug auf Deutschland einvernehmlich 
vorgingen, hatte sowohl die ökonomischen als auch die militärischen Mittel, um seinen Wil- 
len auf denkbar einfachste Weise durchzusetzen. Inzwischen ist eine dramatische Verschie- 
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bung eingetreten, so daß »der Westen« weder das im Niedergang befindliche Vereinigte Kö- 
nigreich noch das aus der militärischen Allianz ausgetretene Frankreich bedeutet, sondern — 
nach den USA — in Europa vor allem Westdeutschland. (Wenn daher Mitterrand heute er- 
klärt — siehe»Newsweeks, 7. Mai 1984, $. 18 —, es werde keine Wiedervereinigung Deutsch- 
lands geben, so ist das eine persönliche Erklärung; als de Gaulle das gleiche erklärte, war es 
politisches Faktum.) Ohne Westdeutschland wäre der Westen machtlos; und er kann die 
Bundesrepublik gewiß nicht mit ökonomischen Mitteln lenken. Andererseits Westdeutsch- 
land mit Waffengewalt zu etwas zwingen zu wollen, wäre erstens für die westliche Öffent- 
lichkeit unvorstellbar und zweitens in praktischer Hinsicht ein selbstmörderischer Akt des 
Westens. Deshalb hat Deutschland (das heißt die Bundesrepublik) keinen Grund mehr, zu 
warten, ob»der Westen« etwas für oder gegen die Deutschen tut. Wenn überhaupt, dann sind 
es sie, als »der Westen«, die etwas für sich selbst tun können. 

Zweitens ist zwischen dem Vietnamkrieg und der Reaganperiode die amerikanische Hegemo- 
nie zusammengebrochen.° Es ist und war immer die Frage für die Deutschen jeder politischen 
Richtung, ob Amerika einst eine Zauberformel für das deutsche Dilemma hatte und beab- 
sichtigte, sie zu verwenden. Heute ist das keine Frage mehr. Während die amerikanischen Re- 
gierungen, die in dieser Hinsicht Ausdruck des amerikanischen Kapitalismus sind, versuchen, 
obsolete Formen politischer und militärischer Hegemonie innerhalb der Allianz und über 
Westdeutschland aufrechtzuerhalten, haben sie nicht mehr die Macht und auch nicht die zu- 
gegebene Absicht, einen einzigen ernsten Schritt zur Wiedervereinigung Deutschlands hin 
zu unternehmen. Für die Amerikaner hat die deutsche Frage die bestmögliche Lösung gefun- 
den. Das ist jedoch sicherlich nicht die Ansicht der Deutschen. 

Drei weitere Faktoren müssen zu dieser Konstellation hinzugefügt werden. Trotz einem äu- 
ßerst geschickten »Krisenmanagement« (das ist das beste, was man von der ÄraSchmidt sagen 
kann) mußte dieKurve des westdeutschen Wohlstands an einem bestimmten Punkt ganz ein- 
fach zu sinken beginnen; damit verschwand der deutsche »Trostpreis« für die verlorene Ein- 
heit der Nation und die eingeschränkte Souveränität. Ferner brachten die Ereignisse in der 
Tschechoslowakei 1968 und jene in Polen 1981 die wichtige Lehre (aus der in Westdeutsch- 
land die Linke und die liberale Mitte die moralisch und politisch schlechtesten Schlußfolgerun- 
gen gezogen haben), daß die Periode des Chruschtschowschen Reformismus — für die Deut- 
schen ohnehin ein zweifelhaftes Konzept — vorüber war und die UdSSR niemanden mehr 
durch ihr »menschliches Antlitz« zu gewinnen suchte, sondern statt dessen Respekt und Ge- 
horsam verlangte. Drittens hat der Westen mit dem Antritt der Reagan-Administration — 
erstmals seit den französischen Regierungen der zwanziger Jahre-— einestarke Regierung, die 
für die deutschen Beschwerden am wenigsten Verständnis hat. Reagan persönlich und Mitglie- 
der seiner Regierung im Kollektiv haben alle nur möglichen Fehler in bezugauf Deutschland 
(und auf Westeuropa im allgemeinen) gemacht. Diese Politik wär natürlich zum Teil von 
struktureller Bedeutung für den amerikanischen Kapitalismus: die Kosten der sehr begrenz- 
ten und bescheidenen wirtschaftlichen Erholung Amerikas wurden auf Westeuropa abge- 
wälzt. Der Rest war schlicht und einfach Stümperei. 

Was aus all dem resultierte, wurde vom »Spiegel« als »Aufstand gegen die Raketen« bezeich- 
net, und Karl Kaiser nannte es»national im antinuklearen Gewande« (Kaiser 1983). Der Aus- 
druck » Aufstand« ist nur scheinbar übertrieben. Hinter der Anti-Raketen-Bewegung steckt 
in Wirklichkeit eine Bewegung gegen das Yalta-Potsdam-System (der Hauptstoß kommt von 
der »romantischen« Mitte und der Linken, aber die Bewegung verbreitet sich zunehmend 
über ganz Westdeutschland). Außerdem ist es gewiß kein Zufall, daß dies vom Raketenpro- 
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blem provoziert worden ist. Theoretische Befürworter der atomaren Abrüstung werden na- 
türlich sagen, daß die Aufstellung von Pershing-H-Raketen und Cruise missiles tatsächlich 
kein bloßer Zufall sei, sondern nur der letzte Schritt in einer langen Kette von gefährlichen, 
unverantwortlichen usw. Schritten der Amerikaner in ihrer Globalstrategie. Daher muß ih- 
rer Ansicht nach das Raketenproblem nicht in einem national deutschen, sondern in einem 
globalstrategischen und humanitären Kontext gesehen werden. Läßt man jedoch für den 
Augenblick das ganze Problem der Antiatombewegung beiseite, kann man aufgrund der 
Brandt-Ammonschen Dokumentensammlung feststellen, daß die Lagerung von Raketen 
für alle Deutschen, die die Adenaueroption nicht als endgültig akzeptierten, immer schon eı- 
ne nationale Bedeutung gehabt hat. Selbstverständlich ist es völlig sinnlos, zu versuchen, den 
Anteil von Angst und jenen von nationalistischen Überlegungen am Protest gegen die Rake- 
ten festzustellen. Danach befragt, wird jeder Protestierer erklären, daß er tatsächlich Angst 
empfindet, und wer kann sich schon über eine solche Gefühlsäußerung hinwegsetzen (ganz 
abgesehen davon, daß es mehr als genug Gründe für Angst gibt)? Aber die wichtige Tatsache 
ist, daß die sozialdemokratischen Politiker, solange sie gegen die Integration Westdeutsch- 
lands in die westliche Allianz waren, gegen die Raketen mit nationalistischen Argumenten 
auftraten. So sagte Fritz Erler 1958: »Meine Damen und Herren, lassen Sie mich die “Times’ 
“ zitieren, eine von Ihnen so hoch geschätzte Zeitung, die am 7. Januar dieses Jahres einfach 
feststellt: “Grob gesprochen gibt es die folgenden Alternativen. Entweder Raketensilos in 
Westdeutschland, die die Teilung des Landes auf Generationen hinaus verfestigen werden, 
oder ein System einer Art militärischer Entflechtung...’«. (Brandt/Ammon 1981, 162) Mit 
anderen Worten, alle Antiatom-Kräfte begannen ihre Kampagne, bewußt oder unbewußt, 
an einem Punkt, den der Westen wie der Osten als symbolisches, wenn auch reales Hinder- 
nis für die Wiedervereinigung Deutschlands ansehen. Dem Hauptstrom der Bewegung geht 
es weniger um Pershing-Raketen und Cruise missiles, was immer die ursprüngliche Absicht 
der Beigetretenen gewesen sein mag, sondern um die Wiedervereinigung Deutschlands. Die- 
se ist, wir wiederholen es, eine völlig berechtigte, ja gerechte Sache; die Frage ist jedoch (wie 
in allen Fällen nationaler Vereinigung), mit welchen Mitteln und um welchen Preis sie ver- 
wirklicht werden soll. Unsere Kritik stützt sich auf mehr als hundert Jahre sozialistischer, 
demokratischer und liberaler Traditionen, die, um beim Beispiel Deutschland zu bleiben, 
energisch für die deutsche Einheit in abstracto eintraten, während sie ebenso energisch die 
besondere Bismarcksche Form der Verwirklichung verurteilten. 

Die Entwicklung eines neuen Rapallo verspricht keineswegs günstige Aussichten. Die Bedin- 
gungen eines neuen Rapallo könnten nur so beschaffen sein, daß sie, mit einem formellen 
Friedensvertrag oder ohne einen solchen, eine Änderung des Yalta-Potsdam- Abkommens 
zum Schaden des Westens und zugunsten der UdSSR fördern. Es würde ein »neutralisiertes« 
Deutschland bedeuten, das dem Westen feindlich wäre, unter der außenpolitischen Vor- 
mundschaft der Sowjetunion stünde, mit seinen gewaltigen technologischen und finanziellen 
Ressourcen den sowjetischen Regimen helfen würde, ihre Wirtschaftsprobleme ohne Libera- 
lisierung ihres brutalen inneren Repressionssystems zu bewältigen, und damit indirekt (iro- 
nischerweise durch den Erfolg einer Antiatombewegung) die sowjetische Kriegsmaschine 
unterstützte. Dies wäre — abgesehen von einem Sieg Hitlers oder einer sofortigen Besetzung 
Westeuropas durch Stalin — der schlechtmöglichste Abschluß des Zweiten Weltkriegs. Dar- 
über darf es keine Illusionen geben: Wenn eszu einem neuen Rapallo käme, wären diesdie Be- 
dingungen und das Ergebnis. 

Wieso ist diese Gefahr real? Erstens wegen der zunehmenden Aufsplitterung der westlichen 
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Allianz, die eine Reihe von strukturellen Gründen hat, welche wir hier nicht analysieren 
können; zweitens wegen der Bedeutung gewisser »Hintergrundfaktoren« wie etwa der 
Schwächung der amerikanischen Suprematie (die Vereinigten Staaten können deshalb in die- 
sem Prozeß nicht als Gegengewicht dienen, gewiß nicht gegen den Willen Europas und vor al- 
lem Deutschlands), und, was am wichtigsten ist, wegen der dominierenden Tendenzen inner- 
halb des einzigen potentiellen Subjekts, das ein solches Abkommen schließen könnte — der 
deutschen Sozialdemokratie. Man kann fast vorhersagen, was für eine herablassende Ant- 
wort die »Experten« darauf geben werden. Die deutsche Sozialdemokratie, werden sie sagen, 
wird sich niemals gegen die westliche Allianz wenden. Erst vor kurzem, als sie die Aufstel- 
lung neuer Raketen ablehnte, erneuerte sie ihre Verpflichtung gegenüber der westlichen Al- 
lianz. Doch abgesehen davon, daß es in der Politik kein »Niemals« gibt, abgesehen davon, daß 
1978 alle autoritativen Sprecher der britischen Labour Party den Gedanken, ihre Partei 
könnte jemals die unilateralistische Position einnehmen, die zwei Jahre später zur offiziellen 
Parteipolitik wurde, als »feindliche Verleumdung« von sich gewiesen hätten, gibt esdirektere 
Indizien für die Richtigkeit unserer These. In seinem oben erwähnten Artikel nennt Kaiser 
die Position Bahrs eine (illusorische) »Rückkehr zur Position des Nationalstaats, die mit der 
Idee des Bündnisses unvereinbar ist«, einen deutschen Gaullismus, dem die notwendigen 
Voraussetzungen der gaullistischen Politik fehlen. Und Egon Bahr ist zwanzig Jahre lang et- 
was mehr gewesen als der Vertreter idiosynkratischer Ideen in der SPD. Tatsächlich treibt die 
innere Dynamik der SPD die Partei, soweit wir sehen können, auf einen Unilateralismus zu, 
der in diesem Fall identisch ist mit der Neutralisierung Westdeutschlands und der Aufgabe 
der Allianz. 

Diese innere Dynamik ist in den tiefen Widersprüchen der Partei selbst fest verankert. Einer- 
seits hat die Wahlniederlage die Partei des Glorienscheins beraubt, den sie ein Jahrzehnt lang 
getragen hatte: der Atmosphäre eines sachkundigen Pragmatismus, der über den »simplisti- 
schen« sozialen Radikalismus triumphierte. Die deutsche Sozialdemokratie hat versagt in der 
einzigen Eigenschaft, in der sieüberlegen und leistungsfähig zu sein schien, ohne wieder sozial- 
radikal im eigentlichen Sinn des Wortes zu werden. (Die Wahldemagogie zugunsten des »Ar- 
beitnehmers« mag erfolgreich gewesen sein in einer schlechten Wirtschaftslage, in der die 
Menschen eher der Partei, die gerade nicht an der Macht ist, den Vorzug geben, aber das hat 
nichts mit einem radikalen Programm zu tun). Deshalb wandte die SPD sich dem Nationalis- 
mus zu, im Kielwasser der romantischen Zentristen und der Nationalbolschewisten, deren 
unbestreitbares Verdienst es war, dem defaitistischen Schlagwort von »Finis Germaniae« den 
Krieg erklärt und ihren »Willen zur Nation« verkündet zu haben. Doch dieser Nationalis- 
mus, der seine traurige Laufbahn mit dem faktischen Verrat an Polen im Jahre 19817 begon- 
nen hat, kann nur zu einem neuen Rapallo führen, dessen Bedingungen allesamt einen für den 
Westen ungünstigen Schlußstrich unter den Zweiten Weltkrieg erleichtern würden. 
Könnte ein neues Rapallo, unter den oben skizzierten Bedingungen, die deutsche Nation aus 
den Antinomien herausführen, die sie sich selbst geschaffen hat, nachdem die Revolution ge- 
gen Hitler fehlgeschlagen war? Unsere Antwort ist vorbehaltlos negativ. Ein neues Rapallo, 
wenn es zumindest das Symbol der Einheit, eine Konföderation, zustande bringt, würde die 
deutsche Nation noch einmal zu der Wegkreuzung führen, wo Freiheit und Nationalidee zu- 
sammentreffen und dann für sehr lange Zeit, wenn auch nicht zum ersten Mal, auseinander- 
gehen. Eine Konföderation könnte die Lasten des östlichen (oder »mittleren«) Teiles 
Deutschlands keineswegs erleichtern, abgesehen von der gewiß wichtigen Frage der persönli- 
chen Kontakte zwischen den Deutschen. Es kann jedoch kein Zweifel bestehen, daß der 
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DDR-Apparat als Vorbedingung einer Konföderation die zwangsweise Rückführung der Be- 
wohner des »östlichen Bundesstaates« an ihre ursprünglichen Wohnorte fordern würde. In- 
folgedessen würde das innere Repressionssystem kaum liberalisiert werden, und es würde sı- 
cherlich nicht verschwinden. Bestenfalls würde es den Westdeutschen möglich sein, ihren 
konservativ-liberalen Staat zu behalten, den sie recht treffend als »Obrigkeitsstaat« bezeich- 
nen. Dieser könnte sogar schlechter werden durch einen neuen MacCarthyismus, der so- 
wohl gegen linke als auch gegen rechte Kritiker des nationalen Konsenses wirken würde, der 
zu dem »neuen Rapallo« führt; er würde gewiß keinen sozialen Spielraum für Sozialismus als 
radikale Demokratie einräumen. Deutsche aller Richtungen klagen heute über ihre einge- 
schränkte Souveränität, und selbst wenn manche Erklärungen übertrieben oder nicht au- 
thentisch klingen, ist das Faktum an sich doch wahr. Nach einem neuen Rapallo, als Folge der 
Selbstfinnlandisierung, würden wir erfahren, was es heißt, eine eingeschränkte nationale 
Souveränität A la sovi&tique zu haben. Und bei all dem haben wir die offenbar nicht unmittel- 
bar drohende Möglichkeit von Versuchen, ganz Deutschland zu sowjetisieren, wofür eine 
Konföderation zumindest einen Brückenkopf darstellen würde, nicht einmal erwähnt. 


IL. Die möglichen Auswirkungen eines neuen Rapallo auf Osteuropa 


Die erste Frage über die Auswirkungen eines neuen Rapallo ist die alte Frage: Wem würde es 
nützen? Bevor wir darangehen, sie zu beantworten, ist eine methodologische Bemerkung 
notwendig. Was folgt, ist zweifellos zum großen Teil Vermutung und (negativ) »Futurolo- 
gie«. Diese ist bis zu einem gewissen Grad eine unverantwortliche intellektuelle Tätigkeit 
und gewiß kein Wissenszweig, denn es kann, wie schon Aristoteles kategorisch feststellte, 
keine Kenntnis der Zukunft geben. Daher können und wollen wir in dieser Hinsicht keinen 
Anspruch auf strenge Wissenschaftlichkeit erheben. Wir können nur behaupten, daß das, 
was wir als faktische Tendenzen der Gegenwart feststellen und miteinander zu einem neuen 
Ensemble kombinieren, das dominierende Muster einer sehr bedrohlichen Zukunft ist. Wir 
sind jedoch überzeugt, daß die Gesellschaftstheorie an kritischen Punkten der Geschichte 
verpflichtet ist, wie Kassandra auch mögliche künftige Gefahren zu artikulieren, selbst wenn 
solche Warnungen nicht immer den Anforderungen der »theoretischen Respektabilität« ent- 
sprechen mögen. 

Der Hauptnutznießer eines neuen Rapallo könnte nur die konservative sowjetische Nomenkla- 
tura sein, die das gegenwärtige Unterdrückungssystem ohne auch die bescheidensten inneren Re- 
formen aufrechterhalten will. Die entschiedene Ablehnung aller Sozialreformen war seit 
Chruschtschows Sturz so deutlich der kollektive Wille der Nomenklatura, daß man sie nur 
entweder bewußt oder aufgrund einer narzißtischen Beschränkung auf die eigenen Interes- 
sen und Probleme übersehen kann. Es ist besonders beunruhigend, daß fast alle westlichen 
Beobachter der sowjetischen Szene, Liberale und Konservative inbegriffen, eine entschei- 
dende Entwicklung der jüngeren Zeit nicht bemerkt haben: die allmähliche, aber fast offiziel- 
le Rehabilitierung Stalins und die damit parallel laufende Abwertung des 20. Parteitages.’ Der 
erzkonservativen und repressiven UdSSR in der Zeit nach Chruschtschow würde ein »neues 
Rapallo« vor allem einen notwendigen cordon sanitaire rund um das widerspenstige Osteuropa 
bringen. 

Der Begriff »cordon sanitaire« bedarf genauerer Spezifizierung, denn er ist sicherlich ver- 
schieden von dem der Westmächte nach dem Ersten Weltkrieg, als sie rund um die UdSSR ei- 
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nen Ring von konservativen (in den meisten Fällen diktatorisch regierten) Staaten errichte- 
ten, den sie potentiell als militärische Basis für eine neuerliche Intervention benützen woll- 
ten, wozu es jedoch nie gekommen ist. Der »cordon sanitaire«, so wie wir ihn hier verstehen, 
hat überhaupt keine militärische Bedeutung. Es gibt im Westen keine »Regionalmächte«, die 
sich mit der UdSSR messen könnten. Die osteuropäischen Länder, welcher »stillschweigende 
Konsens« auch hinter der offiziellen Propaganda stecken mag, vertrauen nicht auf westliche 
Hilfe und würden deshalb auch keine verlangen. Bis jetzt haben die Bewohner dieser Länder 
in einer politischen Umwelt gelebt, die mit ihrer Sache, mit ihrem Kampf um Emanzipation 
sympathisierte. Außerdem hat die Entwicklung seit Prag 1968 zunehmende Sympathie wich- 
tiger Sektoren im Westen gebracht, besonders seitens der Eurokommunisten, die noch 1956 
die ungarische Revolution als Aufruhr eines reaktionären Pöbels angesehen hatten; 1968 je- 
doch stimmten sie in die Proteste gegen die Unterdrückung der tschechoslowakischen Re- 
form ein. Diese Art von Unterstützung könnte im Vergleich mit der sehr materiellen Macht 
der Sowjetunion allzu sublim scheinen; doch die Situation ist, wie wir glauben, komplexer. 
Es genügt, an Franco-Spanien zu denken, diesen verharrenden Gegenstand des »Iyrischen Be- 
wußtseins der europäischen Linken«, wie Jorge Semprun formulierte, wo der unaufhörliche 
Protest gegen die frankistische Anomalie eine unbestreitbare Rolle bei der Öffnung Spaniens 
zum Liberalismus nach Francos Tod gespielt hat.!? 

Man kann ohne zu übertreiben sagen, daß zumindest bei der deutschen Linken und beim 
»romantischen Zentrum«, das Vorspiel zu einem neuen Rapallo, zu einer Selbstfinnlandisie- 
rung bereits begonnen hat. Ostdeutsche Dissidenten, sofern sie nicht wie Bahro einem »Na- 
tionalbolschewismus« huldigen, werden kaum geduldet in der Antiatombewegung, die die 
Hauptlast der gegenwärtigen sozialen Turbulenz trägt. Der bedeutende Schriftsteller und 
Dissident Jürgen Fuchs hat in Reden und Broschüren wiederholt festgestellt, wie weit die 
Führung und auch die Basis der heutigen nationalistischen Antiatombewegung bereits die 
Geduld mit den »ewigen Jeremiaden« der östlichen Dissidenten verloren haben, die sie jetzt 
als Unruhestifter betrachten. Nach dem wahrlich schändlichen Stillschweigen in den Tagen 
der polnischen Katastrophe gab es fast schon einen Konsens von der Sozialdemokratie über 
die »romantische« Linke bis zu den Liberalen (deren Meinung in der »Zeit« adäquat wieder- 
gegeben wird), daß Jaruzelski mit seinem »Realismus und Patriotismus« der Retter Europas 
und des Weltfriedens sei. Leute, die sonst bitter über die eingeschränkte Souveränität 
Deutschlands klagen, loben uneingeschränkt den Mann, der die Oberhoheit der UdSSR 
über Polen wieder einmal außer Frage gestellt hat. Der sowjetische Krieg in Afghanistan 
(dessen Greuel stark an die Untaten der Wehrmacht und der »Einsatzgruppen« in der Ukrai- 
ne zwischen 1941 und 1943 erinnern) ist aus dem Öffentlichen Diskurs der Bewegung ver- 
schwunden oder wird bestenfalls nur euphemistisch erwähnt. Der Kult mit Kadar-Ungarn, 
dem zweifellos liberalsten und aufgeklärtesten aller osteuropäischen Polizeistaaten, hat das 
Niveau eines kultischen Dogmas erreicht: er kann in der deutschen liberalen Presse nicht 
einmal mehr in Frage gestellt werden. »Der Spiegel« hat die Rolle der französischen Kom- 
munisten von 1956 übernommen und veröffentlicht in Fortsetzungen ein Werk über die 
ungarische Revolution (von David Irving, der sich selbst als »leicht faschistisch« bezeichnet), 
worin dieses entscheidende Ereignis der europäischen Emanzipation als verächtlicher, 
bliadwütiger Pöbelaufruhr dargestellt wird. 

Eine weitere, noch offenkundiger prosowjetische Folge eines neuen Rapallo wäre die Vertrer- 
bung der Vereinigien Staaten vom europäischen Kontinent durch die Deutschen und damit in ei- 
ner Form, die keine direkte amerikanisch-sowjetische Konfrontation implizieren würde. Ei- 


Osteuropa unter dem Schatten einesneuen Rapallo 39 


ne solche Aktion Westdeutschlands wäre die einzige Möglichkeit, in Anbetracht der spezifi- 
schen Unstabilität der politischen Atmosphäre in Arnerika nach Vietnam und des Ausmaßes 
der gegenwärtigen Krise, den Abzug der Amerikaner aus Europa zu erreichen. Eine direkte 
sowjetische Forderung würde ignoriert werden; einer Drohung würde mit fast allgemeinem 
Konsens Widerstand geleistet werden; eine deutsche Forderung andererseits würde mit Ab- 
scheu und Ressentiments aufgenommen werden, aber ihre Folge könnte nur ein Isolationis- 
mus der USA sein, zusammen mit einem neuen französisch-amerikanischen Vertrag, mit 
dem die Vereinigten Staaten auf eine solche Forderung reagieren könnten. 

Wer Zweifel hat, sollte die Einzelheiten des britisch-rhodesischen Konfliktes studieren. Das 
separatistische Vorgehen Rhodesiens war in Großbritannien nicht populär, weil viele Men- 
schen darın einen Schlag gegen das Commonwealth sahen und andere eine offen rassistische 
Entscheidung. Vom militärischen Standpunkt wäre es mehr eine Polizei- als eine militärische 
Aktion gewesen, die weiße Minderheit Rhodesiens in dieKnie zu zwingen. Es gab jedoch nie- 
manden im Establishment, ob Labour oder Tory, der die politische Verantwortung für eine 
solche Aktion auf sich genommen hätte. Angesichts dessen, was die europäischen Mächte 
sich leisten können, wenn esum Länder anderer »Welten« geht (z.B. die britische Aktion zur 
Rückgewinnung der Falkland-Inseln), mag dies krasse Heuchelei sein und ist es auch. Es ist 
unvorstellbar, daß eine amerikanische Regierung unter den gegenwärtigen Umständen einen 
deutschen Widerstand gegen die amerikanische Präsenz mit Gewalt niederringen würde (so- 
fern sie dazu überhaupt imstande wäre). Sollte also die UdSSR den politischen Mut haben, die 
notwendigen Schritte zu einem neuen Rapallo zu tun, und sollte die Nomenklatura einen 
deutschen Partner für diese entscheidende Wendung finden, dann würde der Zweite Welt- 
krieg mit einem amerikanischen Abzug aus Europa und mit sowjetischer Vormundschaft 
über den alten Kontinent abgeschlossen werden. 

Ein weiteres Ergebnis eines neuen Rapallo für die UdSSR wäre zweifellos deren Fähigkeit, 
»Wirtschaftsreformen zu importieren«. Dies bedeutet folgendes: Seit den frühen sechziger 
Jahren, seit die öffentliche Erwähnung der Notwendigkeit einer Wirtschaftsreform nicht 
mehr als absolute Häresie gilt,'! hat es immer öffentliche Erklärungen, manchmal auch auto- 
ritative Beschlüsse des Zentralkomitees des Inhalts gegeben, daß das System der »sozialisti- 
schen Wirtschaft« geändert werden müsse. Ohne hier zu versuchen, eine Bilanz dieser ent- 
scheidenden Bemühungen zu ziehen, kann man soviel sagen: Reformversuche sind entweder 
leere Worte geblieben oder katastrophal gescheitert (mit der einzigen Ausnahme Ungarns, 
das eine — nie verwirklichte — totale Reform ankündigte, aber nur imstande war, eine partiel- 
le, agrarische Reform durchzuführen), weil die Nomenklatura immer das Unmögliche woll- 
te: ökonomischen Wandel chne sozialen Wandel. Die bloße Vorstellung einer entwickelten 
Wirtschaft, die nach den Standards zweckmäßiger Rationalität funktioniert, wo die Grundla- 
ge einer solchen Rationalität, irgendeine Art von Markt, durch tyrannische politische Inter- 
ventionen zerschlagen wird, ist ein neues Kapitel in der zeitlosen Geschichte der Quadrarur 
des Kreises. Andererseits erkennt sogar das verzerrte Bewußtsein der Nomenklatura, daß die 
Wiederherstellung eines echten (nicht bloß vorgeräuschten und nicht zersplitterten) Marktes 
soziale Folgen hätte, die für die Nomenklatura unkontrollierbar sein könnten.'? Ein neues 
Rapallo würde alle Dilemmata der Nomenklatura in ökonomischer Hinsicht lösen, zumin- 
dest kurzfristig. Ein konföderiertes Deutschland, das gemäß den Standards einer zweckmäßi- 
gen Marktrationalität produzieren würde (in dieser Hinsicht würde die DDR höchstwahr- 
scheinlich in ganz Deutschland integriert werden), wäre eine genügend große Einheit, um für 
die brennenden Bedürfnisse der UdSSR zu sorgen; seine bloße Existenz würde das ostdeut- 
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sche Problem lösen. »Sorgen« bedeutet hier Investition und Lieferung hochwertiger Produkte 
für Industrie und Haushaltsskonsum im Austausch gegen sowjetische Rohstoffe und osteuro- 
päische Agrarprodukte. Dies würde praktisch die ökonomischen Aufgaben von Wirtschafts- 
reformen in Sowjetgesellschaften lösen, ohne die Notwendigkeit, etwas an der Sozialstruktur 
zu verändern — der sehnlichste Wunsch aller auf Modernisierung bedachten, aber erzkonser- 
vativen Herrschaftseliten. 

Ein letztes Ergebnis für die russische Nomenklatura wäre die »Bipolarisierung des Hasses« in 
Osteuropa. (Offenbar ein »objektives«, un beabsichtigtes Ergebnis, denn es erfordert eine 
Fouch£-gleiche zynische Überlegenheit, so etwas im voraus zu planen.) Wir wollen das ge- 
nauer ausführen. 

Meinungsanalysen, die in osteuropäischen Ländern gelegentlich vorgenommen werden, zei- 
gen entgegen den Erwartungen die »Russen« weder als Nation noch alsethnische Gruppe als 
die von der einheimischen Bevölkerung Meistgehaßten’?; faktisch sind sie jedoch immer die 
Verhaßtesten. Das ist nicht nur eine psychologische Belastung, sondern auch eine potentielle 
politische Gefahr. Ein neues Rapallo würde diese Konstellation so verschieben, daß alle tradi- 
tionellen antideutschen Stimmungen der Region, die verschiedene und sehr komplexe histo- 
rische Wurzeln haben, mit einem Schlag wieder aufflammen würden. 

Was würden Ost- und Westdeutschland von einem neuen Rapallo gewinnen? Vor allem die 
symbolische Befriedigung einer Art nationaler Einheit, der deutschen Konföderation, einer 
mehr kulturellen als politischen Einheit, die, wie wir gesehen haben, aufeiner beträchtlichen 
Einschränkung und Selbsteinschränkung der Freiheiten beruhen würde. Eine solche symbo- 
lisch-kulturelle Wiedervereinigung Deutschlands wäre nicht frei von neuen Widersprüchen; 
so würde Deutschland beispielsweise, besonders infolge des Vakuums, das durch Amerikas 
Aufgabe des Engagements in Europa entstehen würde, viel mächtiger werden als bisher, 
könnte aber, da es in allen außenpolitischen Angelegenheiten von der UdSSR abhängig wäre, 
von dieser vergrößerten Macht keinen Gebrauch machen (dies würde daher zur Quelle einer 
neuen Spannung in Europa werden). Mit all diesen Vorbehalten wäre Deutschland jedoch 
nach einem neuen Rapallo nicht länger ein besiegtes Land; dieser Status hat die ganze Nation 
nun vier Jahrzehnte lang beharrlich gequält. Für jede Gemeinschaft, der diese symbolische 
Wiederherstellung der Selbstachtung wichtiger ist als politische Freiheit und die Freiheit ih- 
rer unmittelbaren Nachbarn, ist dies eine befriedigende Lösung. '* 

Ferner gibt es ganz offensichtliche ökonomische Vorteile, die ein neues Rapallo für minde- 
stens zwei Generationen von Deutschen bieten würde. Die Rezession hat nun schließlich 
auch die mächtige westdeutsche Wirtschaft getroffen, und diesmal gibt es keine vamerikanı- 
sche Medizin«. Im Gegenteil, die Vereinigten Staaten überwälzen in Form eines künstlich 
überbewerteten Dollars, extrem hoher Zinsen usw. einen Gutteil ihrer ökonomischen Bela- 
stungen, besonders jener, die sich aus dem gigantischen Budgetdefizit ergeben, auf europä- 
ische Länder, und in diesem Szenario ist es der Stärkste, der leidet. Aber in einem weiteren 
Sinn besteht zumindest einer der Faktoren, die an der Wurzel der gegenwärtigen Depression 
liegen, darin, daß die kapitalistische Industrie des Westens wieder einmal nahe an die »Gren- 
zen der Akkumulation« herangekommen ist. Ein neues Rapallo könnte angesichts der riest- 
gen Investitionsmöglichkeiten in der an Investitionsmangel leigenden sowjetrussischen 
Wirtschaft in Deutschland einen Stimulus für Profite und Beschäftigung bieten. Dies könnte 
faktisch eine westdeutsche Version des Marshallplanes werden, mit günstigen Ergebnissen 
zumindest für den Spender und mit einigen spezifischen Vorteilen. Einer davon wäre, daß 
Osteuropa in eine riesige Region zur Versorgung Deutschlands mit Agrarprodukten verwan- 
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delt werden könnte, mit einer niedrigeren Preisstruktur als jene der EG, die durch die politr- 
sche Preisstruktur im Sowjetsystem garantiert wäre. Der Garantor eines solchen Preissystems 
wäre natürlich der Hauptnutznießer auf der östlichen Seite, die sowjetische Nomenklatura. 
Außerdem würde die ostdeutsche Industrie durch die Konföderation in den gesamtdeutschen 
Markt integriert werden. 

Das würde zweifellos nicht ohne Widersprüche und unvorhersehbare Resultate vor sich ge- 
hen, weil, wie schon gesagt, ökonomische Veränderungen immer auch soziale Veränderun- 
gen bedingen. Aber wenn es verwirklicht werden kann, hätte die Industriemacht Deutsch- 
lands in Europa keinen Konkurrenten und in der ganzen westlichen Welt nur die Vereinigten 
Staaten. Und schließlich hätten deutsche Investitionen in den Sowjetgesellschaften einen fast 
kolonialen Vorteil: die dortige Arbeiterschaft ist nicht in echten Gewerkschaften organisiert und 
genießt daher keine kollektiven Protestrechte; überdies ist sie sogar »mobil« und ermöglicht 
dadurch flexiblere Wirtschaftsstrategien. Die Regimes haben in der Nachkriegszeit nur selten 
versucht, Arbeitskräfte en masse zu verschieben.” Die Struktur des Regimes enthält jedoch 
nichts, was die Führer hindern könnte, solch schwerwiegende Beschlüsse zu fassen. Natür- 
lich besteht in kommunistischen Ländern ständig die Gefahr einer drastischen und unvorher- 
sehbaren politischen Wendung, die Deutschland, nachdem es seine Verbündeten aufgegeben 
hat, der Gefahr einer vollständigen Sowjetisierung aussetzen würde. Tatsächlich ist die einzi- 
ge, schwache Garantie gegen eine solche Wendung das Selbstinteresse der gegenwärtig herr- 
schenden Fraktionen der Nomenklatura, die hauptsächlich an ökonomischer Rationalisie- 
rung interessiert sind und daher kaum deren Grundlagen zerstören würde. Aber von Stalins 
Kollektivierung bis zu Maos Kulturrevolution (ganz zu schweigen von Pol Pots babeufschem 
Egalitarismus und seiner Autarkiewirtschaft) hat es in den Sowjetregimen mehrmals Phasen 
der»Regression« gegeben, und das ist das Risiko, dem jeder Architekt eines neuen Rapallo die 
im neuen System Lebenden aussetzen würde. Darum setzen einige Autoren Finnlandisierung 
mit Hongkongisierung gleich. 

Der Status der DDR-Führung, der vielleicht am eindeutigsten siegreichen Partei, würde 
durch ein neues Rapallo enorm verstärkt werden. Sie könntesich gratulieren, einen der größ- 
ten und unerwartetsten politischen Triumphe der neueren Geschichte errungen zu haben. 
Käme es zu einem neuen Rapallo, würde Ulbricht, dieser unsympathischste Satrap der sowje- 
tischen Hegemonie, im Rückblick als ein deutscher Cavour erscheinen. Denn ein solcher 
Sieg würde in der Tat gegen übermächtige Gegenkräfte errungen worden sein: nicht nur ge- 
gen die Macht der USA und die seit Jahrzehnten offenkundige Entschlossenheit fast der gan- 
zen deutschen Nation, die »sowjetische Besatzungszone« zu eliminieren, sondern zum Teil 
auch gegen den Willen der sowjetischen Herren und Meister selbst. Die DDR-Führung, diese 
hartnäckigste und zugleich homogen reaktionäre soziale Kraft, die bei der Eliminierung der 
tschechoslowakischen Reformen eine Pionierrolle spielte (weshalb zu vermuten ist, daß sie 
im Fall der polnischen Reformen insgeheim eine ähnliche Rolle gespielt hat), würde nach 
dem russischen Apparat zur führenden politischen Kraft in allen osteuropäischen Angelegen- 
heiten werden. Auch dies ist eine ziemlich logische Folgerung aus einem neuen Rapallo, und 
zwar aus zwei Gründen. Das relative ökonomische Gewicht des »sozialistischen Bundesstaa- 
tes Mitteldeutschland« würde im Vergleich mit anderen Ländern der Region infolge der Kon- 
föderation enorm wachsen; es würde nicht nur das chronisch bankrotte Polen aufwiegen, 
sondern auch seinen traditionellen industriellen Konkurrenten, die Tschechoslowakei. 
Zweitens hätte die DDR als Mitglied der deutschen Konföderation ein entscheidendes Wort 
in allen innerdeutschen Angelegenheiten (das heißt in den wichtigsten europäischen Fragen) 
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mitzureden, und es ist unvorstellbar, daß sie jemals die politischen, ökonomischen und mili- 
tärischen Verbindungen mit dem Sowjetblock auflösen könnte. 

Hier müssen wir uns den wahrscheinlichsten Auswirkungen eines neuen Rapallo auf die Zu- 
kunft der europäischen Militärbündnisse zuwenden. Die Neutralisierung Deutschlands, die 
die wichtigste Folge wäre, würde die NATO nicht »involvieren«, aber buchstäblich deren En- 
de bedeuten. Und es wäre zwecklos, vorhersagen zu wollen, für welche außenpolitischen Al- 
ternativen der Rest Westeuropas und die Vereinigten Staaten in einer solchen Situation op- 
tieren würden. Was jedoch den Sowjetblock betrifft, würde an diesem Punkt die formale 
Auflösung des Warschauer Paktes als ein logischer Schritt erscheinen, der natürlich eine Art 
ideologischen Beschluß der Nomenklatura erfordern würde. Aber man darf nicht vergessen, 
daß Stalin gerade zu dem Zeitpunkt, an dem seine Kontrolle über die zur Macht kommenden 
kommunistischen Parteien sich festigte, die Komintern auflöste. Die Nomenklatura hat tra- 
ditionell den Mut gehabt, scheinbar schwerwiegende, in Wirklichkeit aber rein nominelle 
Entscheidungen zu treffen, um scheinbar ewige Institutionen zu ändern oder abzuschaffen. 
Außerdem hätte die Auflösung des Warschauer Paktes einen offenkundigen propagandisti- 
schen Vorteil, würde aber die sowjetische politische und militärische Integration Osteuropas 
nicht berühren (der Warschauer Pakt ist nur die Fassade und das äußere Erscheinungsbild 
dieser Integration, nicht deren Basis und echter organisatorischer Rahmen). Letzlich, und das 
ist wahrscheinlich das Wichtigste, würde es der Sowjetunion eine beliebige Zahl verfügbarer 
Optionen bieten. 

Eine unmittelbarere Folge eines neuen Rapallo wäre natürlich ein deutscher Friedensvertrag, 
Während der Berlinkrise Anfang der sechziger Jahre versuchte Chruschtschow die West- 
mächte mit der Drohung eines sowjetisch-ostdeutschen Separatfriedens zu erpressen. Fin 
neues Rapallo würde oder könnte zumindest einen Separatfrieden zwischen (einem konföde- 
rierten) Deutschland und der UdSSR bringen, mit den folgenden unmittelbaren Ergebnissen. 
Erstens würde ein solcher Separatfrieden von den Westmächten, die im Krieg gegen Deutsch- 
land verbündet waren, und vor allem von den Vereinigten Staaten höchstwahrscheinlich 
nicht anerkannt werden. Daher würde diese Folge eines neuen Rapallo Deutschland — offen- 
kundig nur formal, aber nicht insignifikant — freundliche Beziehungen zur UdSSR aufgrund 
eines Friedensvertrages bescheren, aber eine äußerst unfreundliche Beziehung zum Westen, 
mit dem es sich formal im Kriegszustand befinden würde. Zweitens würde diese Wendung 
dem Jalta-Potsdam-System der Aufteilung der Welt unter den Supermächten in vereinbarte 
Einflußzonen formal ein Ende setzen, einem System, das, seltsamerweise in dieser Welt gras- 
sierender Verschwörungstheorien fast unbemerkt vierzig Jahre lang, wenn schon nicht rei- 
bungslos, so doch kontinuierlich funktioniert hat. Drittens aber würde die Beseitigung des 
Jalta-Potsdam-Systems der sowjetischen Führung für alle Angelegenheiten in dem riesigen 
Gebiet zwischen der sowjetischen und der deutschen Grenze freie Hand geben. 

Was könnten die wichtigsten Folgen dieser neuen, hermetisch abgeschlossenen Situation in 
Osteuropa sein? Um diese Frage beantworten zu können, müssen wir die veränderte Atmo- 
sphäre nach einem neuen Rapallo und dem Abschluß eines sowjetisch-deutschen Friedens- 
vertrages verstehen. Wenn und wo die sowjetische Führung bis jetzt Zurückhaltung geübt 
oder wenigstens nach außen hin Respektabilität zu wahren gesucht hat, geschah dies wegen 
ihrer Entschlossenheit, bestimmte Sympathien (besonders westezropäische Sympathien) 
nicht aufs Spiel zu setzen. (Aus nationalen Gründen kann sie nicht auf starke amerikanische 
Sympathien zählen undandere Teile der Welt sehen die Ereignisse ganz anders undkümmern 
sich nicht besonders um europäische Angelegenheiten.) Nach einem neuen Rapallo, das die 
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paternalistische Vormundschaft der UdSSR bis tief ins Herz Europas bringen würde, wäre 
eine solche Zurückhaltung nicht mehr nötig, und das ganze Muster sowjetischen Imperium: 
bauens würde sich wahrscheinlich radikal ändern. Erstens würde die UdSSR in ihrem Macht- 
bereich kaum Staaten dulden, die in ihren inneren Strukturen, in ihrer außenpolitischen Hal- 
tung oder in beidem von ihr unabhängig wären, und das würde eine unmittelbare Gefahr für 
Finnland und Jugoslawien bedeuten. Nach einem neuen Rapallo wäre es schwer zu sehen, 
wie Finnland es vermeiden könnte, im Inneren entsprechend den sowjetischen Interessen 
umgestaltet zu werden: die Finnlandisierung (oder Selbstfinnlandisierung) Deutschlands 
würde fast unvermeidlich die Sowjetisierung Finnlands bedeuten. In Jugoslawien könnte die 
innere Struktur leicht den sowjetischen Plänen angepaßt werden, aber die nationalistische 
(oder patriotische) Überzeugung der Bevölkerung ist dort so stark (wie in Albanien), dem 
zweiten offenkundigen Ziel im Süden), daß sie leicht ein europäisches Afghanistan schaffen 
könnte. Nach den Haupitverlierern (Finnland, Jugoslawien und Albanien) könnte die so- 
wjetrussische Nomenklatura leicht der Extravaganz Ceaucescus ein Ende machen, ihn stür- 
zen und samt seiner Clique durch andere ersetzen, ohne an der Sozialstruktur irgend etwas 
ändern zu müssen (womit alles Notwendige über Ceaucescu gesagt ist). Dies könnten jedoch 
die vorbereitenden Schritte zu einer gründlicheren Umwandlung sein: zur Revidierung der 
Grenzen und zur weiteren Vergrößerung des Kerns des Imperiums. 

An diesem Punkt werden »realistische« und »ausgewogene« Beobachter sicherlich sagen, wir 
gingen zu weit: Die Sowjetunion sei schließlich stets mit größtem Nachdruck für die Unan- 
tastbarkeit der europäischen Grenzen eingetreten (deutsche Anspielungen auf eine mögliche 
Änderung der Oder-Neiße-Grenze wurden von der UdSSR fast als casus belli betrachtet); 
territoriale Fragen könnten nicht einmal zwischen den Satellitenstaaten (z.B. zwischen Un- 
garn und Rumänien) aufgerollt werden; die sowjetische Führung habe Versuche ihres über- 
eifrigen bulgarischen Anhängsels, Bulgarien zur 17. Sowjetrepublik zu machen, zurückge- 
wiesen, ein Ereignis, das angeblich stattgefunden hat und das von Kommentatoren als Beweis 
für sowjetische Weisheit und Mäßigung angesichts bulgarischer Exzesse gedeutet wurde. 
Aber die dogmatische Überzeugung, die Grenzen in Europa könnten nicht geändert und zu- 
mindest formal souveräne Staaten könnten nicht zu unmittelbaren Bestandteilen des sowje- 
tischen Imperiums gemacht werden, beruht auf drei falschen Prämissen. Die erste besagt, 
daß größere territoriale und imperiale Veränderungen in Europa immer im Gefolge von 
Kriegen stattgefunden hätten und daß daher solche Änderungen nur durch Kriege herbeige- 
führt werden könnten. In diesem Fall ist nicht nur die Logik faisch, sondern Leute, die so ar- 
gumentieren, sehen nicht, daß ein neues Rapallo der Abschluß eines großen Krieges mit vier- 
zig Jahren Verspätung wäre und daher eine ideale Gelegenheit, drastische Änderungen an der 
Karte Europas vorzunehmen. Die zweite falsche Prämisse ist, daß die jetzigen ostmitteleuro- 
päischen Grenzen »natürliche« Grenzen seien und irgendwie auf Konsens beruhten. Dage- 
gen steht die elementare, aber vergessene Wahrheit, daß fast alle Nationalstaaten der Region, 
mit Ausnahme Rumäniens und Bulgariens, entweder im Prozeß von Versailles entstanden 
sind (Jugoslawien, Tschechoslowakei, sogar Ungarn in seiner gegenwärtigen beschnittenen 
Form) oder sich in derselben Periode selbst geschaffen haben (Polen, Finnland), und daß au- 
ßerdem mehrere von ihnen multinational und voll von explosiven Elementen sind; fast alle 
haben potentielle Gebietsstreitigkeiten miteinander, und das Bewußtsein dieser Streitigkei- 
ten hat in unterdrückter Form lange Zeit in ihrer öffentlichen Meinung weitergelebt, so daß 
jeder am liebsten sein eigenes »Mini-Rapallo« hätte, um entweder Gebiete zurückzugewin- 
nen oder sein Staatsgebiet zu vergrößern. Alle hängen daher von dem Großen Schiedsrich- 
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ter ab, der zu einem Abbau des Versailler Systems zurückkehren könnte (das war zwanzig Jahre 
lang offizielle sowjetische Politik, die nur aus pragmatischen, nicht aus dogmatischen Grün- 
den aufgegeben wurde). Die dritte falsche Prämisse ist die Annahme, die jetzige Größe des ei- 
gentlichen Sowjetimperiums (das heißt des Gebiets innerhalb der sowjetischen Grenzen) sei 
das Ergebnis einer Art geheimnisvollen Planes, der mit dem »Marxismus-Leninismus« har- 
moniere. Tatsächlich jedoch läßt sich kein derartiger Plan, ob traditionell, nationalistisch 
oder modern, für den sowjetischen Expansionismus nachweisen. Was den »Marxismus-Leni- 
nismus« betrifft, könnte die Sowjetunion sowohl kleiner als auch größer sein; ihre jetzige 
Größe ist von höchst pragmatischen ad-hoc-Überlegungen bestimmt. Nehmen wir einige 
Beispiele. Die Mongolei ist seit der Revolution Suche Bators in den zwanziger Jahren in jeder 
praktischen Hinsicht Teil des Sowjetimperiums (sowjetische Armeen waren und sind dort 
permanent stationiert, erst wegen der Japaner, später, nach einem längeren Intervall, wegen 
einer chinesischen Bedrohung; die Armeechefs und der sowjetische Botschafter sind fast for- 
melle Staatsoberhäupter). Aber höchstwahrscheinlich wegen bestimmter asiatischer Emp- 
findlichkeiten haben die Sowjetführer von Stalin bis Breschnjew nie versucht, die de facto- 
Integration der Mongolei in die Sowjetunion zu formalisieren. 1920 und 1940, in den Kriegen 
gegen Polen und gegen Finnland, machte die jeweilige Sowjetregierung [formale Versuche, für 
die von der Sowjetarmee angegriffenen Länder öffentlich »nationale« Regierungen einzuset- 
zen, die zum Großteil aus in der Sowjetunion lebenden Kommunisten bestanden. Während 
die »polnische« Regierung von 1920 (der, um das Maß vollzumachen, auch Felix Dzerzynski, 
der Gründer und Chef der Tscheka, angehörte) mit Nachsicht aller Taxen als eine von der 
Sowjetunion abhängige »nationale« Behörde angesehen werden konnte, karın man das von 
Kuusinnens »karelo finnischen Regierung«, die 1940 die finnische Regierung ersetzen sollte, 
nicht sagen. Dieses Vorhaben erwies sich jedoch als eine Improvisation, die später bei einer 
ungünstigen Wendung des Krieges fallen gelassen wurde. 1944-1945 versuchten die Sowjets 
sehr deutlich, den nördlichen Teil des Irans formell zu okkupieren, entweder durch Angliede- 
rung an Sowjet-Aserbaidschan oder als eigene Sowjetrepublik. Diese Bestrebungen wurden 
erst unter dem Druck der Westmächte aufgegeben, die damals auf dem Buchstaben der Ab- 
kommen von Jalta und Potsdam bestanden, und vielleicht auch wegen der Belastung durch 
die Errichtung eines osteuropäischen Imperiums. Amin Saikal, ein guter Kenner jener Re- 
gion, berichtet, daß die Sowjets unmittelbar nach der Besetzung im Jahre 1941 mehrere auto- 
nome Sowjetrepubliken unter kommunistischer (Tudeh-)Verwaltung bildeten, die später 
formell mit der Sowjetunion vereinigt werden sollten. (Saikal o.].) Was das Baltikum betrifft, 
war es bei Kriegsende immer noch eine offene Frage, ob die baltischen Republiken als Teilre- 
publiken der Sowjetunion oder als »souveräne« Staaten regiert werden sollten. Sie wurden 
nach der deutsch-sowjetischen Teilung Polens mit der Sowjetunion vereinigt, wobei die 
UdSSR erst die Anerkennung der polnischen Souveränität zurückzog und später diesen 
Schritt wieder rückgängig machte. Eine ähnliche Lösung der baltischen Frage wäre nicht un- 
vorstellbar gewesen; sie kam aus uns unbekannten Gründen nicht zustande. Schließlich ist 
zu beachten, daß die Sowjetunion zwar absolut gegen alle Grenzänderungen in Europa ist 
(aus dem guten Grund, daß solche Änderungen die Frage der sowjetischen Gebietsgewinne 
und ihrer Legitimität aufwerfen würden), daß sie aber im Prinzip in dieser Sache dogmatisch 
indifferent ist, ja in vielen Teilen der Welt sogar an politischen Bestrebungen, die auf Grenz- 
änderungen abzielen, mitwirkt oder sie zumindest unterstützt. (Das gilt im Nahen Osten für 
die israelischen Grenzen; die Sowjetunion unterstützte die Legitimität des irakischen An- 
griffs gegen den Iran, der zumindest formell im Namen von Grenzrevisionen unternommen 
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wurde; es gab Zeiten, da die Sowjetunion den Kampf der Kurden unterstützte, der die Gren- 
zen von drei souveränen Staaten — Irak, Iran und Türkei — in Mitleidenschaft zog; sie gab Ar- 
gentinien bei seinem Versuch, die Malvinen zurückzugewinnen, nominelle Unterstützung; 
sie unterstützte die Gebietsgewinne ihrer Satelliten in Afrika.) 

Wenn wir jedoch von Änderungen der Größe des Imperiums sprechen, ist eindeutig Polen das 
Hauptproblem. An sich scheint es absurd, die Frage der nominellen Souveränität Polens zu 
stellen. Der Grund, weshalb wir die Frage aufrollen, liegt jedoch darin, daß unter all den 
kaum verhüllten Drohungen, die die aufeinander folgenden polnischen Regierungen in den 
turbulenten Jahren zwischen 1968 und 1981, aber mit besonderem Nachdruck in den letzten 
Monaten vor der Verhängung des Kriegsrechts durch General Jaruzelski, an die unruhige Be- 
völkerung richteten, die erste und wichtigste die an sich seltsame Bemerkung war, die Souve- 
ränität Polens sei durch die Forderungen der Opposition, insbesondere durch die Tätigkeit 
der Solidarnösc gefährdet. Diese Warnung konnte nur eines bedeuten: Die sowjetische Füh- 
rung, die bereits im Frühjahr 1969 ähnliche Drohungen durch den Mund Marschall Gretsch- 
kos geäußert und damit Dubcek zum Rücktritt gezwungen hatte, hatte gedroht, daß, sollte 
die Sohdarnöfc zu weit gehen oder vielmehr nicht von ihren bisherigen Positionen ablassen 
und sollten die polnischen Kommunisten aus »falschem, mit dem marzistisch-leninistischen 
Klassenstandpunkt unvereinbarem Patriotismus« weiterhin zögern, gegen die Rebellen vor- 
zugehen, das Problem durch direktes sowjetrussisches Eingreifen gelöst, die Souveränität Po- 
lens aufgehoben und das Land der Sowjetunion einverleibt werden würde. Für ein solches 
Vorgehen gibt es, abgesehen von der langen zwangsweisen Zugehörigkeit eines Teils von Po- 
len zum Zarenreich, historische Vorläufer in Ideologie und Bewußtsein der Nomenklatura, 
Kristian Gerner bemerkt in seinem oben von uns zitierten Buch ganz richtigüber die sowjeti- 
sche Auffassung der Souveränität Polens: »Die Bolschewiki konnten sich anscheinend nie da- 
mit abfinden, daß ihnen der wiedererstandene polnische Staat entglitten war und daß sie ihn 
1920 nicht wieder unter ihre Kontrolle hätten bringen können; im Mai 1939 bezeichnete der 
damalige sowjetische Außenminister Molotow die Polnische Republik als ‘monströsen Ba- 
stard des Friedens von Versailles’, und Stalin spottete: ‘mit Verlaub, ein ‘Staat’«. (Gerner 
1983, 56) 

Aber auch die folgenden, tieferen allgemeinen Überlegungen Gerners müssen in Betracht ge- 
zogen werden, wenn wir die Chancen Polens nach einem neuen Rapallo einschätzen wollen: 
»Die polnische Nation befindet sich auf der Ost-West- Achse zwischen den Deutschen und 
den Ostslawen, wobei unter den letzteren die Russen dominieren. Immer, wenn Preußen 
oder Deutschland und Rußland oder die UdSSR stark waren, hatten die Polen es sehr schwer, 
ihre nationale Unabhängigkeit zu verteidigen. Es ist bezeichnend, daß die staatliche Souverä- 
nität Polens 1918 wiedererstand, als sowohl Deutschland wie auch Rußland zeitweilig ge- 
schwächt waren, und daß die Souveränität erlosch, sobald diese beiden Länder wiedererstarkt 
waren und sich 1939 zusammentaten ... Die Beziehungen zu Deutschland sind sozusagen die 
Kehrseite der polnisch-russisch/sowjetischen. Der ursprüngliche Grund hinter der Errich- 
tung des südost- und mitteleuropäischen Imperiums der UdSSR bestand darin, die Russen 
vor jeder möglichen Bedrohung durch Deutschland zu schützen. In der polnischen Perspek- 
tivegesehen, muß der Charakter der Beziehungen Polens zu (West-JDeutschland auch Polens 
Beziehungen zur UdSSR bestimmen. Das Abkommen mit Bonn von Ende 1970 untermi- 
nierte, zumindest theoretisch, die Grundlagen der Unterordnung Polens unter die UdSSR, 
d.h. die UdSSR in ihrer Eigenschaft als die Macht, die imstande — und bereit — wäre, Polens 
Westgrenze gegen den (west-)deutschen Revanchismus und Revisionismus zu verteidigen. 
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Die potentielle Bedeutung der Bonner Ostpolitik wurde sogar in der polnischen Presse ange- 
deutet.« (Gerner 1983, 42, 62) 

Aus diesen richtigen und fruchtbaren Bemerkungen können die folgenden Schlüsse gezogen 
werden. Erstens, da Polen immer Chancen hatte, wenn Deutschland und Rußland (die 
UdSSR) gleichzeitig schwach waren, und es umgekehrt für seine Souveränität verhängnis- 
voll war (im 19. Jahrhundert, 1939), wenn beide stark waren, folgt daraus zumindest logi- 
scherweise, daß ein neues Rapallo für Polen eine schwere Bedrohung wäre. Zweitens könnte 
die »neue Ostpolitik« zwar theoretisch einen Großteil der die sowjetische Vorherrschaft 
über Polen legitimierenden Ideologie beseitigt und zur Stärkung der polnischen Souveräni- 
tät beigetragen haben, doch war dies in Wirklichkeit nicht der Fall. Außerdem verwandelte 
sich die »Östpolitik« in dem Maß, in dem der verstärkte westdeutsche Nationalismus und 
Zugeständnisse an die sowjetische Expansionspolitik ihr emanzipatorisches Potential unter- 
minierten, in eine objektiv antipolnische Politik (ganz im Geist von Rapollo 1922), und die 
ganze Welt konnte dies im Dezember 1981 nach der Verhängung des Kriegsrechts in Polen 
in voller Blüte sehen. Drittens könnte es im Fall des Zusammentreffens bestimmter Um- 
stände im gemeinsamen Interesse einer starken deutschen Konföderation und einer noch 
stärkeren UdSSR liegen, die Souveränität Polens formal abzuschaffen. Die künftige Ge- 
schichte braucht nicht erfunden zu werden, aber das folgende Szenario ist keineswegs un- 
vorstellbar. Sollte die unaufhaltsame soziale Turbulenz in Polen weiter andauern, was trotz 
der gegenwärtigen deprimierten Atmosphäre nach der Niederlage nicht unwahrscheinlich 
ist; sollte ferner der Kern des Imperiums, die UdSSR, weitere slawische Kontingente gegen 
die wachsende nichtslawische moslemische Bevölkerung brauchen, die im nächsten Jahr- 
zehnt 51 % der gesamten Einwohnerschaft ausmachen wird (»Le Monde Hebdomadaire«, 
Feb. 1984), (überdies ein slawisches Kontingent, das den Ukrainern, einem weiteren slawi- 
schen, aber unruhigen Element innerhalb des Imperiums, feindlich gesinnt ist und daher als 
»Gegengewicht innerhalb des Gegengewichts« dienen kann), dann ist es möglich, daß, was 
1981 eine Drohung war, zu einem späteren Zeitpunkt zur Realität wird. Und jeder, der 
weiß, bis zu welchen Extremen der polnische Nationalismus und die sowjetische Unter- 
drückung inneren Widerstands gehen können, wird zweifellos den Charakter einer solchen 
Realität erfassen. All dies sind mögliche und nicht bloß der Phantasie entsprungene Folgen 
eines neuen Rapallo. 

Was kann ein Osteuropäer den Deutschen empfehlen? Die Wiedervereinigung aufzugeben, 
weil sie dies einem Osteuropa »schuldig seien«, an dem vor mehr als vierzig Jahren im Namen 
des Deutschen Reiches entsetzliche Verbrechen begangen wurden? Es ist nicht übermäßiger 
anthropologischer Skeptizismus, vorherzusagen, daß alle solchen Empfehlungen vergeblich 
wären; es würde ihnen auch jede moralische Rechtfertigung fehlen. Was ein Östeuropäer vor 
dem Hintergrund seiner persönlichen und kollektiven Vorgeschichte tun kann, ist zweierlei: 
zu warnen und die Deutschen an die moralische Pflicht der Solidarität mit der in Opposition 
kämpfenden osteuropäischen Demokratie zu erinnern. Die Kassandra-Botschaft ist klar. Der 
Weg zu einem neuen Rapallo, der an sich viel weniger unwahrscheinlich ist, als überhebliche 
Realisten gern glauben möchten, könnte möglicherweise der einzige Weg zur Wiedervereini- 
gung Deutschlands innerhalb der Lebensspanne von zwei Generationen sein. Er führt jedoch 
sicherlich zu einem Scheideweg, anı dem, wieder einmal in der deutschen Geschichte, Nation 
und Freiheit sich trennen. Es ist Sache der Deutschen, zu überlegen, was sie wählen sollen, 
aber sie müssen wissen, daß dies die Alternative ist. Sobald aber der Weg zu einem neuen Ra- 
pallo einmal eingeschlagen worden ist, treffen die Folgen nicht mehr die Deutschen allein, 
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denn Osteuropa wird die Zeche zu zahlen haben. Nach einem neuen Rapallo könnte für vie- 
le kommende Generationen nur noch das Wunder einer russischen Revolution viele Natio- 
nen der Region vor dem Verlust auch der formalen Souveränität retten, vor kollektiver De- 
mütigung und erneuter Unterdrückung und vor einem neuen System der Tyrannei, für das 
diesmal die Deutschen direkt mitverantwortlich wären. Und dies ist der moralisch-soziale 
Aspekt eines neuen Rapallo, den alle demokratisch gesinnten Deutschen wohl bedenken 
sollten. 


Anmerkungen 
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Als »künstliche Imperien« in der modernen Geschichte Europas bezeichnen wir drei Formationen: 
Napoleons »Empire«, Hitlers »Drittes Reich« und die stalinistische Sowjetunion in der bis jetztend- 
gültigen Form, die sie nach dem Zeiten Weltkrieg erlangt hat. Warum sie Imperien sind, bedarf kei- 
ner Erklärung, wohl aber, wieso sie »künstlich« sind. Künstlich sind sie erstens insofern, als sie auf 
keiner freiwilligen Vereinigung ethnisch identischer oder verwandter Gruppen beruhen; das gilt of- 
fensichtlich für Napoleons »Empire« ebenso wie für Stalins Sowjetunion und trotz Hitlers Rassen- 
ideologie auch für das»Dritte Reich«. Ironischer-, aber bezeichnenderweise kamen die Gründer der 
»künstlichen Imperien« von keiner ethnischen Hauptgruppe: ein Korse gründete das französische, 
ein Georgier das neorussisch-sowjetische, ein Österreicher das deutsche Reich. Zweitens glichen 
die »künstlichen Imperien« nicht den westeuropäischen Kolonialmächten — Großbritannien, 
Frankreich, Niederlande, Spanien, Portugal und Belgien —, insofern, als diese nicht Nationen, Staa- 
ten oder Volksgruppen unterjochten, dieformal nationale Souveränität erlangt oder zumindest frü- 
her einmal angestrebt hatten, sondern Territorien in Besitz nahmen, deren Bevölkerung sich in ei- 
nem pränationalen Bewußtseinszustand befand. (Um Mißverständnisse zu vermeiden: Das ist kein 
Werturteil, sondern eine Beschreibung der dabei angewandten, zwangsläufig verschiedenen Macht- 
techniken.) Drittens erforderten die »künstlichen Imperien« die Anwendung totalitärer (oder »prä- 
totalitärer«) Methoden, manchmal auch die Mobilisierung von Traditionen (meist in mythologi- 
scher Form), stützen sich aber im wesentlichen auf moderne Ideologien der Machttechnik. Es war 
Marx, der dies von Bonaparte feststellte, unter dessen Herrschaft die Permanenz des Terrors durch 
die Permanenz des Krieges fortgesetzt worden war, und in den beiden späteren Fällen bedarf das 
Vorhandensein totalitärer Technik keines weiteren Beweises. Und schließlich waren alle drei dyna- 
mische Gebilde, strukturell auf Expansion gegründet, völlig anders geartet als die altmodischen 
Konglomerate dynastischer Politik wie das »Reich« der Habsburger. 

Im folgenden entnehmen wir unsere Dokumentation zum Großteil diesem Band, mit dessen Her- 
ausgebern wir, wie sich zeigen wird, in keiner Weise übereinstimmen, deren Auswahl wir aber als 
Musterbeispiel einer objektiven und sachkundigen Präsentation eines überaus diskutablen und hei- 
klen Problemkomplexes ansehen. 

Wir identifizieren uns weitgehend mit Schumachers Auffassungen und können ganz einfach keinen 
anderen Grund sehen als Brandts und Ammons Leninismus (im Rahmen ihres »Nationalbolsche- 
wismus«), der es rechtfertigen würde, das Wort Sozialismus im Zusammenhang mit Schumacher 
unter Anführungszeichen zu setzen. Schumachers Option implizierte die Bejahung der westlichen 
Allianz, nicht aber des westlichen Systems. Insbesondere sind wir mit seiner Auffassung von der So- 
wjetunion durchaus einverstanden. Natürlich sind in seiner Theorie wie in jeder sozialistischen 
Theorie zahlreiche Naivitäten festzustellen. Aber sein Konzept einer »neuen Demokratie«, der Ra- 
dikalisierung der Demokratie als des einzigen Weges zum Sozialismus zeigt eine bemerkenswerte 
Ähnlichkeit mit dem Besten, das von latent antistalinistischen Kommunisten der unmittelbaren 
Nachkriegszeit wie Georg Lukäs erdacht worden ist. Und für besonders unfruchtbar halten wir die 
Art von Kritik an Schumachers Auffassung, wie sie in Kluge-Negts »Geschichte und Eigensinn« 
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(Frankfurt 1981, 5. 1093-1129) zu finden ist. Das Bestehen auf dem »proletarischen« Charakter ei- 
ner sozialistischen Politik (was immer »proletarisch« in den modernen Verhältnissen heißen soll) 
fügt unserer Meinung nach einer richtigen sozialistischen Strategie nichts hinzu. 

4 Pietro Secchias Persönlichkeit und politische Rolle läßt sich mit der Andre Martys in der KPF ver- 
gleichen. Stets ein Mann der Tat, besonders der bewaffneten Tat, ein potentieller Herausforderer 
der Autorität des Führers, genoß er lange Zeit das Vertrauen Moskaus; er geriet in Konflikt mit To- 
gliatti und wurde aus der Parteiführung verdrängt. Im Ruhestand veröffentlichte er einen Teil sei- 
ner Aufzeichnungen, in »Annali« (Feltrinelli), »Archivo Secchia«. Für das Jahr 1953 gibt es fast täg- 
lich Notizen. Am 9. Juli, berichtet er, entsandte Togliatti ihn nach Moskau. Togliatti sagte ihm, die 
sowjetische Führung habe eine vertrauliche Einladung geschickt, sie wolle eine besonders wichtige 
Information bekanntgeben. Secchia kam noch am selben Tag in Moskau an und erfuhr von Berias 
Verhaftung »L.’Unitä« meldete dies einige Tage später.). Er wurde vom Flughafen in den Kreml ge- 
bracht, wo eine »Sitzung« stattfand (über deren Charakter sagt er nur, daß Malenkow, Molotow 
und Chruschtschow anwesend waren und daß Molotow den Vorsitz führte). Seine Aufzeichnun- 
gen, die die Tagesordnung und die Anschuldigungen gegen Beria enthielten, wurden später von sei- 
nem Sekretär, Seniga, veröffentlicht, als dieser aus der Partei austrat. (Seniga 1961) Unter Punkt 6 
der detaillierten Liste der Anschuldigungen, höchstwahrscheinlich ein Kollektivdokument des Po- 
lirbüros über Berias »Verbrechen« auf dem Gebiet der nationalen Frage, wo er angeblich die 
»Freundschaft zwischen den Nationen der UdSSR« zu untergraben versuchte, steht folgendes: »Be- 
rias feindselige politische Wendung trat deutlich hervor anläßlich einer Prüfung des Deutschland- 
problemes Ende Mai dieses Jahres (von uns hervorgehoben, F.F.— A.H.). Berias Vorschläge zu dieser 
Frage liefen hinaus auf die Aufgabe des Kurses des sozialistischen Aufbaus in der DDR und auf die 
Annahme eines Kurses der Umwandlung der DDR in einen bürgerlichen Staat, was nicht weniger 
als eine Kapitulation vor den imperialistischen Kräften bedeutet hätte. Zugleich ging Beria in jünge- 
rer Zeit so weit, unter dem Vorwand des Kampfes gegen die Schwächen und Übertreibungen beim 
Aufbau der Kolchosen in den Ländern der Volksdemokratie und in der DDR derartige Konzessio- 
nen gegen die Kolchosen vorzuschlagen, daß dies faktisch die Auflösung der Kolchosen in diesen 
Ländern bedeutet hätte.« Der Zeitpunkt und das Genossenschaftsproblem, das in der ungarischen 
Krise von 1953 eine große Rolle spielte (wobei Beria Imre Nagy gegen Räkosi unterstützte), bestä- 
tigt vollauf die von Seniga veröffentlichten Aufzeichnungen Secchias. Dieses neue Dokument ver- 
wandelt ein Gerücht in ein historisches Faktum: Wir wissen jetzt, daß Beria dem Politbüro tatsächlich 
die Aufgabe der DDR vorgeschlagen hat, offenbar im weiteren Kontext eines Tauschhandels mit dem 
Westen. Aber wie schon gesagt, wir wissen natürlich nicht, ob dieses Angebot jemals die Ohren des 
Westens erreicht hat. 

5 Inunserem Buch »The West and the Left« (in Vorbereitung) analysieren wir, wie die sowjetische 
Gesellschaft die Alternative »rechts« oder »Iinks« aus ihrer offziellen Struktur eliminiert. 

6 Wir haben die Ursachen des Zusammenbruchs der amerikanischen Hegemonie in unserer Arbeit 
»Doomsday or Deterrence« (Manuskript) analysiert und wollen uns hier nicht wiederholen. 

7 Das Wort »Verrat« hat nach sechzig Jahren kommunistischer Propaganda gegen die Sozialdemo- 
kraten einen zweifelhaften Status in der Politik. Dennoch verwenden wir es bewußt, denn wir mei- 
nen, daß die deutsche Sozialdemokratie seit den schlimmsten Augenblicken unter Scheidemann 
und Noske nie schwärzere Tage erlebt hat als jene, an denen Schmidt und Honecker gemeinsam 
»bedauerten«, was in Polen »geschehen mußte«, und Brandt im Namen der Zweiten Internationale 
den Protest dermaßen dämpfte, daß die Sozialisten der lateinamerikanischen Länder öffentlich fest- 
stellen mußten, der Vorsitzende der Zweiten Internationale habe ich nicht in ihrem Namen gespro- 
chen. Wir alle kennen die moralische Rechtfertigung in solchen Fällen: Wir Deutsche haben den 
Russen soviel angetan, daß wir schweigen oder zumindest leise sein müssen, wenn esum sie geht. Im 
Fall Polens ist das jedoch ein seltsames, kurz, ein heuchlerisches Argument. Was den Rest der west- 
deutschen Linken betrifft, siehe S. Meuschel 1983. 

8 Eine stillschweigende Übereinkunft in diesem Sinn besteht bereits zwischen Österreich und Un- 
garn. Inwieweit sie insgeheim formalisiert ist, wissen wir nicht. 
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Wir haben hier keinen Platz für Einzelheiten, aber die Geschichte muß in ihren Hauptzügen reka- 
pituliert werden. Unmittelbar nach Chruschtschows Sturz zirkulierten in Moskau Gerüchte, esge- 
be einen Trend, getragen vor allem von der mächtigen Scheljepin-Semytschastny-Gruppe, auf dem 
bevorstehenden 23. Parteitag Stalin zu rehabilitieren und Chruschtschow zu verurteilen. Der Plan 
schlug fehl, vielleicht, weil es eine heftige und kollektive Reaktion repräsentativer sowjetischer In- 
tellektueller gab, von denen manche (z.B. Sacharow) immer noch große Namen des Establishments 
waren, vielleicht, weil man die vorwegnehmende Ablehnung solcher Schachzüge seitens eines Teils 
der westlichen, sicherlich der italienischen, Kommunisten registrierte, und vielleicht auch ausande- 
ren Gründen. Aber von da an führten zwei Trends, ein positiver und ein negativer, zu einer fast öf- 
fentlichen Konklusion in Breschnjews letzten Jahren. Der negative war das Verbot jeder Kritik an 
Stalin im sowjetischen Kultur- und politischen Leben. Die »Verletzungen der sozialistischen Ge- 
setzlichkeit«, dieser Euphemismus für Völkermord, hatten kein Subjekt mehr, das sie angeordnet 
hatte, sofern die Tatsachen überhaupt erwähnt wurden. Der positive Aspekt war ein allmähliches 
Wiederaufleben der Stalin-Verherrlichung — typischerweise zu allererst in der Form eines Natio- 
nalheiden in den massenhaft produzierten Sowjetischen Enzyklopädie (die in politisch heiklen Fra- 
gen stets die Meinung des Politbüros wiedergibt) während der letzten Jahre Breschnjews: hier wird 
Stalins gesamte politische Laufbahn in aller Form und unkritisch verherrlicht. Die beste Zusam- 
menfassung findet sich bei V. Zaslavsky, 1982. 

Etwas Ähnliches geschah in Ungarn zwischen 1953 und 1956, wo die Kritik der Intellektuellen, vor 
allem der Schriftsteller, im Westen Widerhall fand und eine bedeutende Rolle bei der Schwächung 
des Apparats spielte. Ohne die reformerischen Elemente im Apparat wäre die Revolution unvor- 
stellbar gewesen. 

Die beste Darstellung der Geschichte der RN bis Ende der siebziger Jahre gibt 
Wlodimierz Brus 1983, besonders Kapitel III, »Alla ricerca di uno sviluppo equilibrato«. 

Wir glauben, daß das genaue Gegenteil der Erklärung des sowjetischen Justizministers Terebilow 
(zitiert in Kristian Gerner 1983) richtig ist. Gerner zitiert in seinem Buch eine mündliche Mitteilung 
des sowjetischen Ministers, der gesagt haben soll, die sowjetische Führung wäre bereit, sogar das ju- 
goslawische System der Arbeiterräte einzuführen, wenn es nur funktionierte. Im Gegensatz zu 
solch einem Übermaß an zweckmäßiger Rationalität in der sowjetischen Weltanschauung glauben 
wir, daß sie gemäß unserer eigenen Sicht der Situation die notwendigen Maßnahmen zur Einfüh- 
rungeiner Wirtschaftsreform nicht zulassen kann, aus Angst vor der daraus folgenden sozialen Tur- 
bulenz. 

In den sechziger Jahren hat A. Heller eine solche Analyse in Ungarn vorgenommen, von der nur ein 
Teil, der von den Autostereotypen der Ungarn handelte, veröffentlicht werden konnte. Die unver- 
öffentlichten Teile zeigten jedoch in einem methodologisch überzeugenden Maßstab, daß die Ge- 
fühle der Ungarn sich meist gegen die Rumänen undüberraschenderweise gegen die Serben richten. 
A. Waliczki berichtete uns, daß eine ähnliche Analyse in Polen — diesmal nicht überraschenderwei- 
se — die Deutschen an der Spitze der Haßliste und die Russen an zweiter Stelle zeigte. 

Und für alle jene, die noch einmal betonen, daß die Souveränität Deutschlands auch unter amerika- 
nischer Hegemonie eingeschränkt ist, wollen wir hier, von dem bisher verwendeten Muster abwei- 
chend, eine andere Lösung vorschlagen: eine entschlossene westdeutsche Massenbewegung ohne 
falsche Illusionen über das Sowjetregime und ohne nationalistische Sehnsucht nach einem neuen 
Rapallo, aber mit der unwiderstehlichen Forderung, den Status Deutschlands innerhalb der westli- 
chen Allianz von eingeschränkter zu voller politischer und militärischer Souveränität zu ändern. 
Solche Methoden sind angewandt worden, nicht nur während Chruschtschows »Neuland«-Kam- 
pagne, die letztlich ein vernichtender Fehlschlag war, sondern auch in jüngerer Zeit, wie »Le Mon- 
de« berichtete (»Le Monde Hebdomadaire«, Februar 1984), als Bauern aus den Moslem-Regionen 
ins unterbevölkerte Sibirien umgesiedelt wurden. 


F. Feher/A. Heller 
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Walter Süß 
»Rapallo«, Entspannungspolitik und Friedensbewegung. 
Eine Antwort auf FF. Feher und A. Heller 


Der notwendige Disput zwischen oppositionellen Bewegungen im östlichen und im westlichen 
Teil Europas ist bisher kaum in Gang gekommen. Die Verständigungsschwierigkeiten schei- 
nen auf beiden Seiten der Grenzen zu groß. Theoretiker und Literaten wie Jürgen Fuchs, Györ- 
gy Konrad, Seweryn Blumsztajn und Lew Kopolew stoßen hierzulande bei der überwiegenden 
Mehrheit der Linken meist auf eine Mauer verlegenen Schweigens. Die Forderung nach Solida- 
rität im Namen der Bürgerrechte ruft häufig Skepsis hervor, man verweigert sich ihr nicht of- 
fen, aber.das Engagement bleibt gering. Diese Mauer der Borniertheit haben Ferenc Feher und 
Agnes Heller mit ihrem Text mit Verve zu durchbrechen versucht. Allerdings sind sie dabei, 
meine ich, von ihrem eigenen Schwung in recht abseitiges, unfruchtbares Gelände getragen 
worden. Es gibt kaum eine Passage in ihrem Artikel, mit der ich einverstanden wäre. Und gera- 
de deshalb möchte ich eingangs betonen, daß ich diese Diskussion für wichtig halte, daß die 
Ausgangsprobleme von Feher/Heller von erheblicher Bedeutung sind, auch wenn ihre Ant- 
worten darauf nicht zu überzeugen vermögen, daß die Grenzen zwischen West- und Osteuro- 
pa nur dann durchlässiger werden, wenn auch in den Köpfen Blockaden abgebaut werden und 
dazu gehört auch die Diskussion mit der Opposition. 

Dieses Unterfangen ist — wie gerade auch der Text von Feher/Heller zeigt — wegen der fast 
diametral entgegengesetzten Lebenserfahrungen alles andere als einfach: 

Dort die dem allumfassenden Gängelungs- und Interpretationsanspruch des Partei-Staats 
mühsam abgerungene eigene politische Position. In sie ist als fundamentaler Anspruch die 
Forderung nach Meinungs-, Informations- und K.oalitionsfreiheit (wie sie staatliche Ordnun- 
gen Westeuropas zur Zeit weitgehend bieten) eingegangen. Gegenüber jeder Parallelität zwi- 
schen individuell vertretenen Positionen und offizieller (»östlicher«) Propaganda hegen 
osteuropäische Oppositionelle tiefes — nicht nur politisches, sondern auch moralisches — 
Mißtrauen, unterscheiden sie doch u.a. an diesem Kriterium »wir« und »die«. Hier eine west- 
liche Linke, die diese bürgerlichen Rechte nicht als Gnade, sondern als erstrittene und zuwer- 
len umstrittene, aber doch selbstverständliche Errungenschaft in Anspruch nimmt, den offı- 
zıellen und offiziösen Antikommunismus als die ideologische Klammer, die sie entmündigen 
sollte, mehr oder weniger mühsam abgeschüttelt oder zum Teil auch nur verdrängt hat und 
mißtrauisch ist gegenüber jedem allzu schnellen Rekurs auf Elemente der offiziösen Ideolo- 
gie. Auch weil sie gerade in den letzten Jahren wieder erfahren hat, daß diese Ideologie im 
Dienste einer ungemein gefährlichen Aufrüstungspolitik reaktivierbar ist. Wer z.B. in diesen 
Wochen immer wieder in der Zeitung lesen muß, daß das kleine, am Rande des ökonomi- 
schen Ruins stehende Nicaragua, das in den letzten 132 Jahren zehn Interventionen der USA 
über sich ergehen lassen mußte, die »Sicherheit« eben dieses Staates gefährde, dem fällt es in 
der Tat schwer, noch irgend etwas, was nach dieser propagandistischen Schule klingt, für 
wahr zu nehmen. Die demokratische Opposition im Osten und die westliche Linke verhal- 
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ten sich umgekehrt spiegelbildlich zu den offiziösen Feindbildern ihrer jeweiligen Systeme. 
Angesichts dieser Grundkonstellation ist meine erste Frage an einen Text, der von Intellek- 
tuellen-Öst für Intellektuelle-West geschrieben ist, ob er hilft, diese Kluft zu überbrücken 
und unterschiedliche Erfahrungen vermittelbar zu machen. Davon aber merke ich bei Feher/ 
Heller, obwohl sie aufgrund ihrer speziellen Lebenssituation zu Dolmetscherdiensten gera- 
dezu prädestiniert wären, wenig. Sie bedienen sich der Cliches westlicher Propaganda und 
nutzen ihre Kenntnis der »anderen Seite« im Dienste einer »Entlarvungspolitik«. Die Mühe, 
den Schmerz, den es sie noch kosten müßte, sich mit westlichen Linksintellektuellen, die ih- 
nen recht nahe und zugleich gänzlich fern sind, auseinanderzusetzen, spürt man ihrem Text 
kaum an. 

Die einzige Brücke, die Feher/Heller — nicht ohne eigene Skepsis — anbieten, ist die »Legıti- 
mierung eines jeden Nationalismus«, mit der Einschränkung »solange er nicht explizit oder im- 
plizit die Ausrottung anderer menschlicher Gruppen zum Ziel hat«* Diese Brücke ist nicht gang- 
bar: Nationalismus ist ein Begriff aus der »Wertsphäre«, der die Unterscheidung zwischen 
höher- und minderwertig impliziert, er steht — um mit Max Weber zu sprechen — bei seinen 
»Trägern in sehr intimen Beziehungen zu ‘Prestige’-Interessen« (Weber 1976, 530). Wer der 
»Nation« nicht zugehört, wird ausgegrenzt, weil er als »Fremder« nicht teilhat an den ge- 
meinsamen historischen Mythen und Symbolen (Mosse 1976, 10 ff.). Die»Anerkennung der 
Legitimität jedes Nationalismus« eröffnet eine endlose, sich verschlingende Kette von Dis- 
kriminierungen: Deutsche — Türken — Kurden — Armenier, Rumänen — Ungarn — Zigeu- 
ner, Russen — Polen — Ukrainer — Juden usw. Gewiß soll nicht unterstellt werden, daß Na- 
tionalismus zwangsläufig zur Ausrottung, zum Völkermord, führt, wohl aber behaupte ich, 
daß jeder Nationalismus die Diskriminierung der vanderen« zumindest latent enthält, aktua- 
lisiert je nach historischen Bedingungen und Machtverhältnissen. Und auch die Trennung 
von Nationalismus und Rassismus ist nicht absolut: War etwa der Nationalismus der deut- 
schen Rechten der 20er Jahre — gespeist durch die Empörung über »Versailles« —, der sich 
die Ausrottung des europäischen Judentums keineswegs schon zum Ziel gesetzt hatte, der 
aber dennoch die Atmosphäre mitschuf, die dieMachtübergabe an den Nazismus ermöglich- 
te, »legitim«? 


Die Bundesdeutschen und die Wiedervereinigung 


Das Kernargument in Feher und Hellers Artikel ist die These, daß die »äberwxltigende Mehrheit 
der Deutschen« von dem »hartnäckigen kollektiven Wunsch nach Wiedervereinigung« besessen 
ist. Dieses Argument hat eine doppelte Funktion: Zum einen erklärt die Intensität dieses» Wun- 
sches« scheinbar, welch hohen Preis »die Deutschen« für seine Realisierung zu zahlen bereit wä- 
ren: die freiwillige Unterwerfung unter sowjetische Hegemonie. Zum anderen bietet es Feher/ 
Heller die Möglichkeit, sich auf die Analysen und Positionen der bundesdeutschen Friedensbe- 
wegung nicht ernsthaft einlassen zu müssen: »Finter der Anti-Raketen-Bewegung steckt in Wirk- 
lichkeit eine Bewegung gegen das Jalta-Potsdam-System.« 

Um die Frage nach der politischen Stimmungslage der Bundesdeutschen etwas weniger spe- 
kulativ anzugehen, nicht Meinung gegen Meinung zu setzen, halte ich es für sinnvoll, die Er- 
gebnisse der Meinungsforschung zu dieser Problematik in die Debatte einzubeziehen. Gewiß 
sind demoskopische Umfragen mit großer Vorsicht zu interpretieren, aber sie gestatten 
doch, den persönlichen Erfahrungshorizont und den Rahmen der eigenen theoretischen Ex- 
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plikation zu relativieren und zu reflektieren!. Das Institut für Demoskopie in Allensbach hat 
die Bundesbürger in einer Umfrage im Jahr 1981 sehr direkt gefragt: » Wünschen Sie, daß die 
Wiedervereinigung kommt, oder ist Ihnen das nicht so wichtig?« Als mögliche Antworten 
waren vorgegeben: »wünsche essehr«, »nicht so wichtig« und»andere Antwort«. 62% der Be 
fragten wählten die Antwort »wünsche es sehr« (Jahrbuch, 209). Ich halte das für das Beispiel 
einer Umfrage, die nur mit Vorsicht zu genießen ist: Durch die Formulierung der Frage und 
die Art der vorgegebenen Antworten wurde bereits suggeriert, daß es sich um ein zu wün- 
schendes Ziel handelt (die Antwort: nicht »so« wichtig, impliziert eine individuelle Abwei- 
chung von einem als selbstverständlich unterstellten Wunsch). Die Verpflichtung auf die 
Wiedervereinigung aber gehört in der Bundesrepublik zum Kodex staatsbürgerlicher Tugen- 
den, davon offen abzuweichen widerspricht deutscher politisch-kultureller Mehrheitstradi- 
tion. Fragt man, ob die Stelle in der Präambel des Grundgesetzes, in der das Wiedervereini- 
gungs-Postulat formuliert ist, »gestrichen werden (sollte)«, dann sind es gar 77 %, die meinen: 
soll»weiterhin im Grundgesetz« stehen, 9 % sind für Streichung (ebd., 212). Man könnte also 
meinen, daß Feher/Heller Recht haben mit ihrer Finschätzung. Allerdings geht es ihnen ja 
nicht um einen unverbindlichen Wunsch, sondern die Rede ist von »ernphatischem kollekti- 
ven Willen«. Über die Intensität dieses »Willens« geben z.B. politische Prioritätenskalen Aus- 
kunft. Fine solche Umfrage im Jahre 1980, ebenfalls von »Allensbach« angestellt, wurde mit 
der Frage eingeleitet: »Hier auf diesen Karten stehen politische Forderungen. Welche finden 
sie selbst besonders wichtig?« Von 43 % der Befragten wurde als eine Forderung »die Einheit 
Deutschlands wiederherstellen, die Wiedervereinigung« gewählt. Diese Forderung rangierte 
aber an 24. Stelle(hinter »Frieden«, Preisstabilität, Steuersenkungen, Mutterschaftsgeld usw.; 
ebd. 336). Noch deutlicher fällt das Ergebnis aus, wenn man die Frage offen, d.h. ohne vorge- 
gebene Antworten, stellt: »Was halten Sie für die wichtigste Frage, mit der man sich heute in 
der Bundesrepublik allgemein beschäftigen sollte?« Im Jahr 1981 kamen weniger als 0,5 % auf 
die Idee, hier die Wiedervereinigung zu nennen. 1965 waren es noch 45 % gewesen?. 

In eineähnliche Richtung weist eine andere Umfrage, die von dem Meinungsforschungsinsti- 
tut EMNID 1965 und dann noch einmal 1983 angestellt wurde.” Dabei ging es darum, was 
den Befragten »vordringlicher« erscheint: »eine Vereinigung der DDR mit der Bundesrepu- 
blik oder eine europäische Vereinigung« (wobei sich aus dem Kontext ergab, daß mit »Euro- 
pa« die EG-Staaten gemeint waren): 


1965 1983 

»vordringlicher«: 
Vereinigung DDR/Bundesrepublik 69 % 36% 
europäische Vereinigung 24% 60% 
keine Antwort 7% 3% 


Zwischen beiden Befragungen liegen die Jahre der »sozialliberalen Koalition« und der »neuen 
Ostpolitik«. Gerade unter dem Zeichen dieser Politik, die Feher/Heller als die Vorlaufphase 
des »neuen deutschen Nationalismus« betrachten, setzt also ein qualitativer Umschwung ein, 
als dessen Ergebnis nun fast zwei Drittel der bundesdeutschen Bevölkerung einer europä- 
ischen Vereinigung den Vorzug vor ihrem besonderen »nationalen Anliegen« geben. Das ist 
allerdings weniger verwunderlich, als manche ausländischen Beobachter glauben mögen, 
denn das Gefühl, die beiden deutschen Staaten seien Teil einer Nation, nimmt deutlich ab. 
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In zwei Erhebungen — 1974 und 1984 — wurde von EMNID* gefragt: »Würden Sie sagen, 
daß die DDR und die Bundesrepublik eine deutsche Nation darstellen oder würden sie sagen, 
daß beide Staaten nicht einer deutschen Nation angehören?« Die Antworten verteilten sich 
folgendermaßen: 


1974 1984 
»eine Nation« 70% 42% 
»nicht eine Nation« 29 % 53% 
keine Angabe 1% 5% 


D.h. bei steigender Tendenz glaubt inzwischen mit 53 % die Mehrheit der Bundesbürger 
nicht mehr an die Existenz einer deutschen Nation. Das ist sicherlich eine ausgesprochen 
schlechte Basis für die Entstehung eines neuen, auf die »Wiedervereinigung« ausgerichteten 
Nationalismus. Umgekehrt sind diese Zahlen ein Indiz für einen geradezu dramatischen Be- 
wußtseinswandel. Das wird noch unterstrichen, wenn man die einzelnen Altersgruppen ge- 
nauer betrachtet: Bei den 50-64jährigen bzw. den über 65jährigen sind mit 42 bzw. 37 % noch 
diejenigen deutlich in der Minderheit, die Bundesrepublik und DDR richt als Teil einer Na- 
tion betrachten. Bei denjenigen aber, die bewußt nie etwas anderes erlebt haben, als die Exi- 
stenz beider Staaten, kippen die Proportionen ins Gegenteil um: Von den 30-49jährigen sind 
56 % der Meinung, es gebe »nicht eine (deutsche) Nation«, und bei der Generation, die das 
Gros der Friedensbewegung stellt, verstärkt sich dieser Trend noch: dort sind es 61 % (20 
bis 29jährige) bzw. sogar 71% (16-19jährige). Feher/Heller betrachten Sozialdemokratie und 
Friedensbewegung als die Avantgarde des neuen Nationalismus. Auch diese Behauptung 
wird durch die zitierte Umfrage keineswegs erhärtet. Betrachtet man die Parteipräferenz der 
einzelnen Meinungsträger, dann zeigt sich nämlich, daß gerade bei Sozialdemokraten und 
»Grünen« (die uns hier als Repräsentanten der Friedensbewegung stehen sollen) der Anteil 
derjenigen, die nicht von einer deutschen Nation ausgehen, mit 62 % bzw. 79 % (bei den An- 
hängern »sonstiger Parteien« — nach den »Grünen« wurde nicht explizit gefragt) besonders 
hoch ist? 

Die Feher/Hellersche Kernthese eines zunehmenden Nationalismus in der Bundesrepublik, 
insbesondere bei den Anhängern von Sozialdemokratie und Friedensbewegung, hält somit 
keiner empirischen Überprüfung stand. Ich würde aber dennoch nicht behaupten, daß essich 
um eine völlig haltlose Spekulation handelt: Erstens basiert diese These auf der irrtümlichen 
Verwechslung von offiziell gefordertem und in letzter Zeit wieder verstärkt formuliertem 
»staatsbürgerlichen« Bewußtsein mit tatsächlich handlungsmotivierenden Einstellungen. 
Zweitens gibt es in den letzten Jahren mehr Literaten und politisch Aktive, deren Stimme in 
der Öffentlichkeit Gewicht hat, die — ohne deshalb »Nationalisten« zu sein — die »deutsche 
Frage« thematisieren und sich um einen Dialog in die DDR hinein bemühen (erinnert sei et- 
wa an das Schriftstellertreffen in Östberlin, Dezember 1981). Drittens hat in den letzten ein- 
einhalb Jahrzehnten in der breiteren Öffentlichkeit nicht nur eine Abschwächung des »natio- 
nalen« Denkens stattgefunden, sondern daneben ist noch ein anderer Meinungswandel zu 
verzeichnen, den Feh£er/Heller zwar ebenfalls falsch einordnen, der aber dennoch seine Be- 
deutung hat: eine wachsende Distanz zu den USA. Feh£r/Heller interpretieren diesen Trend 
deutschlandpolitisch und unterstellen ihm damit das falsche Ziel. Tatsächlich handelt es sich 
wohl in erster Linie um eine friedenspolitische Einstellungsänderung. Inhaltlich will ich dar- 
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auf im folgenden Abschnitt zurückkommen, an dieser Stelle zuerst wieder einige Ergebnisse 
empirischer, repräsentativer Umfragen. 

Zuerst zur Neutralitätsfrage: Es gibt, was auch mich selbst bei der Arbeit an diesem Artikel 
überrascht hat, nicht erst seit der Auseinandersetzung um die Raketenstationierung, son- 
dern schon seit Jahrzehnten, in der Bundesrepublik ungefähr ein Drittel der Bevölkerung, 
das außenpolitische Neutralität dem Bündnis mit den USA vorziehen würden (Jahrbuch, 
422). Geändert hat sich in dieser Beziehung nur, daß diese Einstellung in früheren Jahren im 
politischen System und der veröffentlichten Meinung der Bundesrepublik keinen Ausdruck 
fand und deshalb »übersehen« werden konnte, während heute um diese Fragen öffentlich 
gestritten wird. Wird den Befragten ein differenzierterer Katalog möglicher künftiger Op- 
tionen für die bundesdeutsche Außenpolitik vorgelegt, der von der Fortsetzung des Bünd- 
nisses mit den USA über eine eigene Außenpolitik der EG-Staaten bis zu »Neutralität und 
Freundschaft mit der Sowjetunion« reicht, dann ist in der Tat ein beträchtlicher Meinungs- 
wandel zu verzeichnen. Jene Option, die nach Feher/Heller besonders favorisiert werden 
müßte: »eine neutrale Position unter freundschaftlicher Abstimmung mit der Sowjetunion 
einnehmen«, hat dabei keine besondere Bedeutung: für sie sprachen sich 1980 wie 1983 nur 
15 % der Befragten aus (ebd., 619). Dabei gibt es kaum altersmäßige Differenzierungen, 
während Anhänger der SPD und der Grünen mit 19 % bzw. 27 % schon — das muß zuge- 
standen werden — über dem Durchschnitt liegen. Die Zahl derjenigen, die »mit den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft eine eigene Politik betreiben« wollen, hat sich im gleichen 
Zeitraum von 40 auf 38 % leicht verringert, während der Anteil der Befürworter einer »Po- 
litik der Neutralität zwischen den Großmächten in Ost und West« von 31 auf 38 % ange- 
stiegen ist (Mehrfachnennungen waren bei dieser Umfrage möglich!). Der Anteil derjenigen 
aber, die »weiter eng an der Seite der USA stehen« möchten, ist vom September 1980 bis 
zum Juli 1983 von 57 auf 47 % gesunken und nach einer neueren — bisher nur in Auszügen 
veröffentlichten® — Umfrage hält dieser Trend an: im Frühjahr 1985 waren es nur noch 37 %, 
die sich für diese Variante aussprachen.’ 

Zusammenfassend: Hinsichtlich der gesamten bundesdeutschen Bevölkerung kann man sa- 
gen, daß der »Wunsch« nach Wiedervereinigung groß, der Wille schwach und die Erwar- 
tungen gering sind. In dem Streit um die richtige außenpolitische Orientierung halten sich 
Anhänger der — wie immer konkret auszugestaltenden — Neutralitätskonzeption mit den 
Befürwortern einer Fortsetzung des Bündnisses mit den USA inzwischen in etwa die Waa- 
ge, dabei spielt weniger eine zunehmende Attraktivität der »Neutralität« als vielmehr ein 
stark abnehmendes Vertrauen in die USA die entscheidende Rolle. Die Bevölkerungsgrup- 
pen, die nach Feher/Heller die Avantgarde eines »neuen Nationalismus« sein sollen, die An- 
hänger der Friedensbewegung, der Grünen und der Sozialdemokratie, weichen von diesen 
Einstellungen signifikant ab: sie sind in weit geringerem Maße als der Durchschnitt dem 
»nationalen« Gedanken verpflichtet und haben sich mit der Existenz zweier deutscher Staa- 
ten in ihrer großen Mehrheit abgefunden. Hinsichtlich der außenpolitischen Orientierung 
sind bei ihnen die Anhänger einer Politik der Neutralität zwischen USA und UdSSR am 
stärksten vertreten. Das ist aber keinesfalls gleichbedeutend mit einer »anti-westlichen« Po- 
sition: Zum einen ist »der Westen«, von dem Feher/Heller allzu pauschal sprechen, in sich 
politisch differenziert. Die Ablehnung gilt der in den USA seit Ende der 7Der Jahre bestim- 
menden Politik, nicht aber dem Bündnis mit den anderen westeuropäischen Staaten (in den 
20er Jahren richteten sich »anti-westliche« Einstellungen geographisch noch gegen »Frank- 
reich«). Zum anderen — und das ist wichtiger — bedeutet das keine Infragestellung westli- 
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cher politischer Werte. Betrachtet man die Entstehungsgeschichte der bundesdeutschen 
Friedensbewegung, so ist nicht zu übersehen, daß — neben religiös motivierten Engage- 
ment — ihre wichtigste Hauptquelle die verschiedenen Bürgerrechtsbewegungen (»Gegen 
die Berufsverbotes; »Gegen den Atomstaat«; gegen die Unterdrückung der Frau; für mehr 
Bürgerbeteiligung an lokal bedeutsamen politischen Entscheidungsprozessen) war. Außer 
bei dem kleinen Kreis der Anhänger der DKP wird man in dieser Bewegung schwerlich 
Menschen finden, die das sowjetische politische System oder dessen tragende Prinzipien für 
attraktiver halten als die »westliche Demokratie«. Im Gegenteil, gerade bei Friedens- Akti- 
visten ist die Bereitschaft, für demokratische Werte auch mit hohem persönlichen Risiko 
einzustehen, besonders ausgeprägt. Es beruht wohl auch nicht nur auf einem Mißverständ- 
nis, daß die Behörden der DDR ihr realsozialistisches Musterländle gegen niemanden so ef- 
fektiv abgeschottet haben wie gegen Friedensbewegte und »Grüne«, denen sie seit Ende 
1983 konsequent die Einreise verweigern. 


Die »nationalistische Anti-Atombewegung« 


Feher und Heller reden von der »nationalistischen Anti-Atombewegung« und wollen glau- 
ben machen, daß es »dem Hauptstrom.der Bewegung (...) weniger um Pershing-Raketen und 
Cruise Missiles (geht), was immer die ursprüngliche Absicht der Beigetretenen gewesen sein mag, 
sondern (um) die Wiedervereinigung Deutschlands.« Schon die Umfrageergebnisse widerlegen 
diese Behauptungen, denn schließlich sprechen wir nicht über eine Bewegung, die aus »win- 
zigen kommunistischen Zellen«, einzelnen »Transparenten bei Massendemonstrationen« und 
»Artikeln großer liberaler Zeitungen« besteht, sondern die darüber hinaus Hunderttausend 
von Menschen erfaßt hat?. Zum »Hauptstrom« dieser Bewegung äußern sich Feher und 
Heller. Wären da jene politischen Inhalte zu verzeichnen, die beide postulieren, so müßte 
sich das auch in den zitierten Meinungsumfragen niederschlagen. Aber davon abgesehen, 
hat diese Bewegung ja eine Vielzahl von Koordinationskomittees und -treffen hervorge- 
bracht. Wenn Feher/Heller ihr Versprechen einlösen wollen, sie könnten »jeden Teil« ihrer 
Behauptung » mit Dokumenten belegen«, dann mögen sie uns eine einzige politische Erklä- 
rung dieser Komittees oder Treffen, die Sprachrohr und Repräsentanten des »Hauptstroms 
der Bewegung« waren, vorweisen, in dem die »Wiedervereinigung« als Ziel proklamiert 
worden wäre. Solange sie das nicht gemacht haben, müssen sie sich nicht nur eine — für 
jemanden, der sich dazu publizistisch äußert — ziemlich abenteuerliche Unkenntnis des 
Diskussionsstandes in dieser Bewegung vorwerfen lassen. Sondern darüber hinaus fällt der 
Vorwurf »hochmütiger Arroganz gegenüber Bewegungen«, den sie gegen die Sozialdemokratie 
erheben, auf sie selbst zurück. Daß sie sich anheischig machen, das »Wesen« dieser Bewe- 
gung erschaut zu haben, wird uns als Beleg allerdings nicht genügen. Wir wollen nicht teil- 
haben an Geheimwissen, sondern nachprüfbare Dokumente sehen. 

Es versteht sich, daß ganz so »geheim« dieses »Wissen« nicht ist. Wenngleich theoretisch an- 
gereichert und historisch illustriert, repetieren Feher/Heller ja nur, was große französische, 
englische und US-Medien über die bundesdeutsche Friedensbewegung verbreitet haben. 
Diese Medien haben sich gewiß nicht alles aus den Fingern gesogen, sondern sie haben das, 
was sehr begrenzte Teile dieser Bewegung als Suche nach einer »deutschen Identität« um- 
treibt, hochstilisiert zu deren bestimmenden Element. Ich muß gestehen, daß es mir in ver- 
schiedenen Diskussionen mit Vertretern dieser Richtung nie ganz gelungen ist, nachzuvoll- 
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ziehen, was »deutsche« oder »nationale Identität« eigentlich sein soll. Es stecken darin aber, 
so viel ist mir klar geworden, neben einzelnen nationalistischen Tönen, eine Reihe von Ele- 
menten, denen diese Schablone überzustülpen zu simpel ist: 

— Das Selbstverständnis der Bundesrepublik als »Provisorium« (dokumentiert in der 
Hauptstadt Bonn wie in der Präambel des Grundgesetzes), das eine volle Identifikation mit 
diesem Staatswesen von staatlich-offizieller Seite her nicht zulassen wollte und der Versuch 
gerade einer Generation, für die die »deutsche Frage« nicht mehr offen ist, zu einem neuen 
Selbstverständnis innerhalb der bestehenden Grenzen zu finden. 

— Die schwindende Bereitschaft, die schier unglaubliche Verdrängungsleistung, mit der sich 
die Bürger dieser Republik um eine wirkliche Auseinandersetzung mit der nationalsoziali- 
stischen Vergangenheit gedrückt haben, weiter mitzumachen und der Versuch, den eigenen 
historischen Standort neu zu bestimmen, statt sich vermittels der braun=rot-These auf die 
Seite der Sieger zu mogeln und was zuvor war, zu vergessen. 

— Die Frage, ob die in der europäischen Politik in der Tat besondere Situation der beiden 
deutschen Staaten, nicht friedenspolitisch genutzt werden kann. »Besonders« ist diese Situa- 
tion, weil diese Staaten eine gemeinsame Vorgeschichte haben, weil es die einzigen Staaten 
in Europa sind, deren Bürger diesseits und jenseits der Systemgrenze die gleiche Sprache 
sprechen und die noch durch eine Vielzahl persönlicher Kontakte miteinander verbunden 
sind’, und die jeweils innerhalb ihres Blocks der bedeutendste Juniorpartner der Blockfüh- 
rungsmacht sind (Wobei im Fall der DDR dies eine durch den Ausfall Polens bedingte, zeit- 
weilige Erscheinung sein mag). Die Frage, ob es hier nicht in besonderem Maß Möglichkei- 
ten gibt, die entspannungspolitisch genutzt werden können, kann man auch stellen, ohne 
den geringsten Hintergedanken an eine künftige Verschmelzung dieser beiden Staaten zu 
hegen (so wie die weit höhere Durchlässigkeit der Grenzen zwischen Ungarn und Öster- 
reich schwerlich als Vorzeichen einer Restauration der Habsburger Monarchie zu deuten 
ist). Wer schon die bloße Formulierung solcher Fragen gleich mit dem Knüppel »Nationa- 
lismus« erschlägt, hilft nur, Verdrängungsprozesse fortzusetzen, die zu bedenklichen Symp- 
tomverschiebungen (von denk- und wahrnehmungsblockierendem Antikommunismus 
über Identität durch Konsum bis hin zu Ausländerhaß) führen können. 


Die wachsende Distanz zu den USA 


Zurück zum »Hauptstrom der Bewegung«: Unstrittig ist, daß die Teilnehmer dieser Bewe- 
gung — aber nicht nur sie — in wachsende Distanz zur Politik der Regierung der USA und 
auch zu dem Militärbündnis NATO gehen. Mit einer Hinwendung zum »Osten« kann das 
freilich nur verwechseln, wer — wie die Vertreter der beiden »Supermächte« — in den eindi- 
mensionalen Schranken eines bipolaren Weltbilds denkt. Doch stellen wir diesen Punkt 
noch etwas zurück und fragen nach dem rationalen Kern dieser Distanz. Feher/Heller sind 
hier ın einer merkwürdigen Beschränktheit befangen. Sie meinen ja gerade deshalb, allerlei 
Zuschreibungen in Richtung bundesdeutscher Friedensbewegung vornehmen zu können, 
weil sie glauben, sich um den tatsächlichen Inhalt dieser Bewegung keinen Deut scheren zu 
müssen. Ein zentrales Element dieser Vorgehensweise ist die Behandlung der »Raketen«. 
Sich mit deren aktueller militärstrategischer und politischer Bedeutung auseinandersetzen 
zu müssen, glauben sich Feher/Heller enthoben, denn schließlich gab es »Raketen« ja auch 
schon in den 50er Jahren und »die Lagerung von Raketen (hatte) für alle Deutschen ... immer 
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schon eine nationale Bedeutung« — ein wirklich sonderbarer deutscher Charakterzug! Ge- 
wiß gingen in die Kampagnen gegen »Atomtod« und Wiederaufrüstung in den 50er Jahren 
»nationale« Motive ein, doch wäre es wohl einige Überlegungen wert, was deren rationaler 
Kern ist: Ob »die Raketen« tatsächlich nur als Vorwand genutzt wurden, um die Wiederver- 
einigung voranzubringen, oder ob nicht auch diese Bewegung ernst zu nehmen ist. Denn 
: damals schon galt, daß die Stationierung der Atomraketen eines anderen Staates auf dem ei- 
genen Territorium die Verlagerung der Entscheidung über den eigenen Untergang in frem- 
de Hände bedeutet. Ist das nicht eine Frage, die für jedes Volk »nationale« — oder wie auch 
sonst immer zu benennende — »Bedeutung« hat? Wer sich sonst — zu Recht — so vehement 
für das Selbstbestimmungsrecht ausspricht, dem hätte es gut angestanden, an dieser Stelle et- 
was intensiver zu reflektieren. Feher/Heller aber bringen es fertig, sogar noch den Rückzug 
Frankreichs aus der NA'L'O, Mitte der 60er Jahre, über den Leisten ihrer l'heorie vom Wıe- 
deraufstieg des deutschen Nationalismus zu schlagen und den Konflikt zwischen der franzö- 
sischen Regierung unter De Gaulle und den USA mit keinem Wort zu erwähnen: Kein 
Wunder — denn dabei ging es gerade auch darum, daß die USA durch den Übergang zu der 
Strategie der »flexible response« aus französischer Sicht den Einsatz von Atomwaffen in Eu- 
ropa von der Gefährdung ihrer eigenen Existenz abkoppelten. 

Beschränkt ist die Feher-/Hellersche Argumentation in der Fähigkeit, historische Tatsa- 
chen zur Kenntnis zu nehmen, beschränkt aber auch im geographischen Gesichtsfeld. Tat- 
sächlich wahrgenommen wird nur das zweigeteilte Europa. Was dahinter liegt, verschwin- 
det in einem Nebel hypostasierter Kollektivsubjekte und apodiktischer Behauptungen: im 
Osten die UdSSR, »die führende Militärmacht der Welt« (wir sind auf einen noch beizubrin- 
genden Beleg gespannt, der aber — um seiner Glaubwürdigkeit willen — möglichst nicht aus 
dem Pentagon stammen sollte), die ihr »künstliches Imperinm« in ungebrochenem »Expan- 
sionismus« zum Atlantik hin zu erweitern strebt — »der Westen« aber befindet sich in einem 
traurigen Zustand: »die amerikanische Hegemonie (ist) zusammengebrochen«, »ohne West- 
deuischland wäre der Westen machtlos« und die zweitgrößte Industriemacht der Welt, Japan, 
gibt es gar nicht. Zwei Drittel der Menschheit fallen aus diesem »Welt«-Bild einfach heraus. 
Aber auch diejenigen, die für das eine Drittel die politische und militärische Macht in Hän- 
den haben, dürften sich in dieser Situationsbeschreibung schwerlich wiederfinden. Man 
braucht nur die Berichte der »Vereinigten Stabschefs« der USA zur Kenntnis zu nehmen, 
um zu erfahren, daß ihnen Europa die geringsten Probleme macht, die Lage dort ist stabil. 
Problematisch ist für sie — und damit erweisen sie sich als politisch sehr viel weitsichtiger 
denn Feh£r und Heller — »der rasche Anstieg von Bedürfnissen und Ansprüchen (in der 
Dritten Welt), der jedoch von knapper werdenden Bodenschätzen und der unterschiedli- 
chen Verteilung des Weltreichtums begleitet ist.«'° Wo gegenwärtig der Hauptteil des »Wel- 
treichtums« zu finden ist und wo die nicht befriedigten Bedürfnisse, ist unschwer zu erra- 
ten. Um die Aufrechterhaltung dieser Struktur geht es, um hier freie Hand zu haben, muß 
die Sowjetunion (egal was ihre Motive sind — sie stört) stillgehalten werden. Europa aber ist 
ein Nebenkriegsschauplatz, der gegebenenfalls eine »horizontale Eskalation« an einer Stelle 
erlaubt, »wo die Sowjetunion verletzlich ist.«!! Es ist eine auch in der bundesdeutschen Frie- 
densbewegung immer wieder anzutreffende, eurozentrierte Fehleinschätzung, Europa für 
das Streitobjekt zu halten. 
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Kein europäisches, sondern ein globales Problem 


Es geht dabei keineswegs um das politisch und moralisch unsinnige Spiel, wenn die eine Seite 
»Polen« sagt, mit »Nicaragua« zu antworten. Sondern die Frage ist, wie der adäquate Rahmen 
für ein Verständnis der politischen Entwicklung in Mitteleuropa abzustecken ist. Obwohl 
hier eine Systemgrenze, der »Eiserne Vorhang«, verläuft, obwohl verschiedene Völker, die 
auf der anderen Seite dieser Grenze leben, 1956 (Ungarn), 1968 (CSSR) und 1980/81 (Polen) 
manifestiert haben, daß sie nicht bereit sind, sich mit ihrer Eingliederung in den sowjetischen 
Hegemonialbereich abzufinden, obwohl in dieser Region die höchste Waffendichte auf der 

Welt überhaupt besteht — ist dort die Lage relativ stabil. Das hat sich in den letzten Jahren 

ganz deutlich auch in dem Bemühen der Regierungen unterschiedlichster Provenienz von 

beiden Seiten der Systemgrenze gezeigt, ihre Region aus der Zunahme globaler Spannungen 
zwischen den beiden »Supermächten« herauszuhalten. Fine sowjetische Intervention in Po- 
len 1981 oder 1982 hätte diese Bemühungen sicherlich sehr schwer beeinträchtigt, aber wie 
die Interventionen in Ungarn 1956 und in der CSSR 1968 gezeigt haben, bedingt moralische 

Empörung allein keine veränderte Außenpolitik. Wenn das diesmal anders gewesen wäre, 

dann deshalb, weil es den inneren Widerstand gegen eine von außen aufgedrängte Politik der 

globalen Konfrontation entscheidend geschwächt hätte, aber nicht wegen der Instabilität der 

Region selbst. Ob das den Polen genutzt hätte, ob eine nahtlose Einordnung der europäi- 

schen Staaten in die weltpolitische Frontstellung zwischen USA und UdSSR auch nur die ge- 

ringste Erweiterung ihres Freiheitsspielraums gebracht hätte, darauf wird noch einzugehen 
sein. 

Zuvor ist aber auf diesen globalen Rahmen zurückzukommen. Wie erwähnt, sprechen F/H 

vom »Zusammenbruch der amerikanischen Hegemonie«. Gewiß ist die Hegemonie der USA 

ins Wanken geraten, doch genügt es nicht, das einfach festzustellen und sie dann aus den wei- 
teren Überlegungen »isolationistisch« auszuklammern. Um die Implikationen dieses Prozes- 
ses für Mitteleuropa zu verstehen, ist zu fragen: Worin besteht dieser »Zusammenbruch«? 

Und haben sich »die USA« damit abgefunden? Die wesentlichen Elemente dieses Prozesses 

sind 

— ökonomisch, der Aufstieg Westeuropas und Japans als veritable Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt, 

— weltpolitisch, die Auflösung der alten (europäischen) Kolonialreiche und die zunehmen- 
de Verselbständigung von Staaten der Dritten Welt, 

— sicherheitspolitisch, die strategische Parität mit der UdSSR und der Verlust »absoluter Si- 
cherheit« für die USA. 

In keinem dieser drei Bereiche hat sich der dominierende Teil der Machtelite der USA damit 

abgefunden, daß diese Ergebnisse endgültig wären. Ronald Reagan ist zweimal zum Präsiden- 

ten gewählt worden, weil er ein Programm zu realisieren versprach, das die USA wieder zur 
unumstrittenen »Nummer 1« macht: 

— ökonomisch durch Protektionismus; eine Hoch-Zinspolitik, die ausländisches Kapital 
anzieht; schließlich die »Strategic-Defense-Initiative« (SDI) als gigantisches Projekt zum 
Transfer von know-how in den »high-tech-industries« aus Japan und Europa in die USA; 

— weltpolitisch durch den Aufbau entsprechenden militärischen Potentials (z.B. die Rapid- 
Deployment-Force) und den Abbau innerer politischer Widerstände gegen einen Neo- 
Interventionismus (Generalprobe: Grenada); 

— sicherheitspolitisch durch ein in Friedenszeiten beispielloses Aufrüstungsprogramm; 


) Walter Süß 


durch die Entwicklung der Fähigkeit zum entwaffnenden nuklearen Erstschlag und zu 

»begrenzten« und damit auch führbaren Atomkriegen, abgesichert durch die Wiederher- 

stellung »absoluter Sicherheits für die USA durch SDI. 
Der westeuropäische Teil des »Westens«, genauer gesprochen: die ihn regierenden Eliten, ha- 
ben durchaus Anlaß zur Skepsis gegenüber diesem Programm: Ökonomisch und technologie- 
politisch ist das evident und ich will darauf hier nicht ausführlich eingehen. Das technologie- 
politische Embargo gegen die UdSSR (COCOM) steht u.a. auch in diesem Zusammenhang 
und dient, wie sich inzwischen mehrfach gezeigt hat, auch als Rechtfertigung für ein Embargo 
des Technologietransfers von den USA nach Westeuropa. Weltpolitisch ist die Situation ambi- 
valent, denn auch die westeuropäischen Staaten haben ein vehementes Interesse an der Auf- 
rechterhaltung der bestehenden weltwirtschaftlichen Strukturen und an der Fähigkeit. der 
USA in diesem Sinne als Weltgendarm tätig zu werden (Beispiel: die Diskussion um eine »Entla- 
stung« der USA an der mitteleuropäischen »Fronts, falls sie in der Golfregion »aktiv werden« 
sollten?). Zugleich stehen sie aber zu den USA in der Dritten Welt auch in Konkurrenz und 
sind außerdem daran interessiert, nicht noch durch eine verfehlte Politik die»Radikalisierung« 
in den Entwicklungsländern (wie seinerzeit in Cuba) zu forcieren. Zudem könnte eine »neues 
Vietnam« ihre eigene Legitimitätsgrundlage unterhölen, wären sie allzu stark mit den USA Iı- 
iert (Beispiel: Mittelamerika). Sicherheitspolitisch schließlich bedeutete »absolute Sicherheit« 
der USA absolute Unsicherheit nicht nur der UdSSR sondern auch Europas (West- und Osteu- 
ropas). Die Aussicht, daß die USA die UdSSR wieder auf den Rangeiner Regionalmacht herun- 
terkonkurrieren, mag für manche westeuropäische Politiker verlockend erscheinen — der Preis 
dafür aber wäre, daß ein Krieg in Europa wieder führbar würde. Auf eine solche Situation berei- 
ten sich US-Militärs zügig vor, nicht nur durch die Stationierung von Pershing-I und Cruise- 
Missiles, sondern auch durch »Ajr-Land-Battle« als neue Finsatzdoktrin der US-Army und 
durch gründliches Studium der »Blitzkriegs-Konzeption« der Deutschen Wehrmacht’ — denn 
schließlich ist Osteuropa die »weiche Flanke« der UdSSR. Wer dort mit einem Angriff drohen 
könnte, hätte an anderer Stelle freie Hand. 
All das hat wenig mit der »deutschen Frage« zu tun. Es zeigt aber, daß das Verständnis mittel- 
europäischer Politik von Feher und Heller hoffnungslos veraltet ist. Sie sind noch auf das 
Machtspiel zwischen Deutschland und Rußland, zwischen Polen und Frankreich fixiert — so 
als ob wir noch im Europa der Jahrhundertwende leben würden. Daß sie»Rapallo« zur Meta- 
pher ihrer Ängste und zum Modell ihrer Interpretation machen, zeigt das in aller Deutlich- 
keit. 


Rapallo 1922 


Feher und Heller haben ihren Artikel unter das Zeichen der Angst vor einem »neuen Rapal- 
lo« gestellt. Aus mehreren Gründen will ich darauf wenigstens kurz eingehen: Erstens han- 
delt es sich um eine Neuauflage der »Rapallolegende«. Zweitens konstruieren sie eine falsche 
Kontinuität zwischen der Politik der damaligen Reichsregierung, der Reichswehr und dem 
»Nationalbolschewismus« auf der einen Seite und der heutigen Sozialdemokratie, der bun- 
desdeutschen Linken und der Friedensbewegung auf der anderen Seite. Drittens wirdan ihrer 
Interpretation einer ihrer methodischen Grundfehler deutlich. Und viertens verhilft uns das 
»Modell Rapallo« vielleicht zur Erhellung der Frage, was mit dem ominösen Begriff der 
»Selbstfinnlandisierung« gemeint sein könnte. 
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Der Vertrag von Rapallo wurde am 16.4.22 am Rande der Konferenz von Genua zwischen 
Deutschland und Rußland geschlossen'*. Will man die Bedeutung dieses Vertrags verstehen, 
so muß man sich die Aufgabe der Konferenz in Genua vergegenwärtigen. Bei dieser Konfe- 
renz, an der 29 Staaten teilnahmen, ging es 1. um die Regelung der Reparationsforderungen 
anı Deutschland und 2. um die Forderung an Rußland nach Rückzahlung zaristischer Schul- 
den sowie Entschädigung für die Nationalisierung ausländischer Unternehmen (vgl. Carr 
1966, 373; Helbig 1958, 88 ff.). Zwischen beiden Problembereichen gab es mehrere Verbin- 
dungsglieder: Erstens waren Deutschland und Rußland die beiden Outlaws dieser Konfe- 
renz, Deutschland als Kriegsverlierer und Rußland als diplomatisch nicht anerkanntes »bol- 
schewistisches Regime«. Zweitens war die Frage von russischen Reparationswünschen an 
Deutschland im Vertrag von Versailles (Art. 116) bewußt offen gelassen worden und damit 
reaktivierbar geblieben. Gegen eine solche Reaktivierung sprach freilich der Umstand, daß 
Sowjetrußland sich an der Aushandlung dieses Vertrages nicht beteiligt und ihn nie aner- 
kannt hatte. Drittens bestand die Möglichkeit, daß sich das Deutsche Reich einem von den 
Westmächten angestrebten Internationalen Konsortium zur Ausbeutung russischer Ressour- 
cen als Äquivalent für die finanziellen Forderungen an Rußland anschließen würde." Die 
Konferenz von Genua, die am 10.4.22 begonnen hatte, kam bei der Verhandlung dieser 
Punkte nicht voran. Zugleich zeichnete sich ab (oder wurde von den sowjetischen Diploma- 
ten als gezielte Falschmeldung lanciert), daß russische Reparationsforderungen an Deutsch- 
land reaktiviert würden. Vor allem um das abzuwenden, erklärte sich die deutsche Seite— auf 
russische Initiative hin — am 16.4. bereit, in dem nahe Genua liegenden Ort Rapallo einen 
Vertrag abzuschließen, in dem beide Seiten gegeneinander auf alle finanziellen Forderungen 
verzichteten und die Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen vereinbarten.!® Weiter- 
hin sollte der deutsche Verzicht auf Entschädigung für russische Enteignungen nur dann gel- 
ten, wenn Rußland »auch ähnliche Ansprüche dritter Staaten nicht befriedigt«. Und schließ- 
lich wollten bei einer Regelung der Wirtschaftsbeziehungen »auf internationaler Basis« die 
Regierungen beider Staaten »in vorherigen Gedankenaustausch eintreten«. Das Resultat die- 
ser Vereinbarung war für die russische Seite, daß die »kapitalistische Einkreisung« durchbro- 
chen war. »Sowjetrußland hatte einen Halt in der kapitalistischen Welt gewonnen und erhob 
den Anspruch auf Rang und Status einer Großmacht« (Carr 1954, 87). Und »die deutsche Re- 
glerung konnte frei zwischen Ost und West manövrieren, die beiden Rivalen gegeneinander 
ausspielen (...) und dabei immer ihre eigene Handlungsfreiheit bewahren« (ebd., 88). 

Soweit die historische Reminiszenz — nun zur Kritik an der Interpretation von Feher und 
Heller: 

1. Als »Rapallo-Legende« bezeichne ich die Behauptung, daß die deutsche Reichsregierung 
mit diesem Vertrag ein »strategisches Bündnis« mit dem Ziel einer gewaltsamen Sprengung 
des »Systems von Versailles« und der Zerschlagung Polens eingegangen wäre (vgl. dazu auch 
Helbig 1958, 6 £.). Unstrittig ist, daß es zu dieser Zeit zwischen der Reichswehr und der Roten 
Armee eine geheime militärische Kooperation gab und daß die Reichswehrführung — insbe- 
sondere von Seeckt — eine erneute Zerschlagung Polens auf lange Sicht hin plante(ebd., 119). 
Aber obwohl alle deutschen Parteien — mit der Ausnahme der KPD — eineRevision der Ost- 
grenze verlangten (vgl. Heiber 1966, 174), war keine Regierung in der Weimarer Republik, 
selbst wenn sie dazu willens gewesen wäre”, zur Realisierungeiner solchen Zielsetzungin der 
Lage. Dazu bedurfte es erst des Übergangs der Macht an die Nationalsozialisten, die dann in 
der Tat alte politische Ziele der gesamten deutschen Rechten verwirklichten und sich dabei 
auf militärische Planungen der Reichswehrführung aus den 20er Jahren stützen konnten. 
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Meine Zweifel an der Feher/Hellerschen Interpretation beginnen da, wo das, was Polen 17 
Jahre später angetan wurde, auf das Vertragswerk von Rapallo projiziert wird. 
Für die militärische Kooperation zwischen Reichswehrführung und Roter Armee hätte es 
des Rapallo-Vertrages nicht bedurft, sie war bereits im Frühling 1921 — an der Regierung vor- 
bei — eingefädelt worden. Durch diese Kooperation wurde die Reichswehr aktuell nicht in 
die Lage versetzt, einen neuen Krieg führen zu können. Trotzdem gibt es daran gewiß nichts 
zu beschönigen: Zum einen war es ein Beitrag zum Aufbau einer Kaderarmee, um die herum 
— nachdem mit dem Machtantritt der Nazis keine außenpolitischen Rücksichten mehr ge- 
nommen wurden — ab Mitte der 30er Jahre jene Wehrpflichtigenarmee aufgebaut werden 
konnte, die dann in den Zweiten Weltkriegzog. Zum anderen war die Reichswehr in den Jah- 
ren zuvor, in der Weimarer Republik, ein für die politische Kultur des Landes verhängnisvol- 
ler »Stand« und eine — als Drohfaktor auch in Friedenszeiten wirksame — reaktionäre Bür- 
gerkriegsarmee (vgl. Heiber 1966, 124 f.; 144; Carsten 1964). Diesen »Staat im Staat« gedeckt 
und gefördert zu haben, ist sowohl der Sowjetunion wie den verschiedenen Regierungen der 
Weimarer Republik zum Vorwurf zu machen. Deren Ziele deckten sich aber nicht mit denen 
der Reichswehrführung und ein »Generalgouvernement« Polen lag jenseits ihrer politischen 
Phantasie. »Rapallo« wurde sehr viel kurzfristiger konzipiert und gerade für die Nazis war 
dieser Vertrag bedeutungslos. Für den Stalin-Hitler-Pakt 1939 bedurfte es dieses »Vorläu- 
fers« nicht und anders als der Vertrag von Rapallo hat dieser Pakt einen Krieg ermöglicht. 
Ein weiterer Anachronismus scheint es mir zu sein, Polen im Jahre 1922 allein als Opfer eines 
Rapallo-Komplotts darzustellen. Die Tragik war ja, daß beide Seiten — Polen und die Sowjet- 
union — in dieser Zeit gute Gründe hatten, der anderen Seite mit größter Vorsicht zu begeg- 
nen. Polen war gezeichnet von dem Trauma einer weit über hundertjährigen Teilungundder 
blutigen Niederschlagung mehrerer Aufstände. Zudem hatte Sowjetrußland den Vertragvon 
Versailles nicht anerkannt, der die erneute staatliche Existenz Polens international absicher- 
te, und die Polnische Kommunistische Partei setzte sich — in luxemburgistischer nicht in le 
ninistischer Tradition — bis 1923 dafür ein, ein künftiges »Sowjet-Polen« mit Sowjet- 
Rußland zu vereinigen. Zugleich darf man aber nicht übersehen, daß der neue polnische 
Staatschef Pilsudski nach einer Wiederherstellung der Ostgrenzen von 1772 unter Einschluß 
‚der gesamten Ukraine und Litauens strebte (vgl. Hoensch 1983, 250, 256; Seton-Watson 
1948, 381), daß der polnische Angriff, der der Realisierung dieser Ziele galt, noch keine zwei 
Jahre zurücklag (vgl. Carr 1966, 167) und daß die im Frieden von Riga (18.3.21) vereinbarte 
polnisch-sowjetische Grenze eher Ausdruck der militärisch stärkeren Position Polens alstat- 
sächlicher ethnischer Mehrheitsverhältnisse war'®. Auch nach diesem Friedensschluß ver- 
suchte »die polnische Diplomatie, eine gemeinsame Front der Randstaaten von Finnland bis 
Rumänien gegen die UdSSR zustandezubringen« (Hoensch 1983, 226). All dies festzustellen, 
ändert nichts an dem Urteil, daß die sowjetische Beteiligung an der erneuten Aufteilung Po- 
lens 1939 ein Verbrechen war (vgl. dazu Nekrich 1985, 26 ff.; Pietrow 1982). Es zeigt aber, 
daß »Rapallo« Teil eines Machtpokers war, bei dem zum damaligen Zeitpunkt, Anfang der 
20er Jahre, nicht nur Polen sondern in ähnlichem Maße Sowjetrußland um seinen Bestand zu 
fürchten hatte. 
Ein zusätzlicher Aspekt, der bei der anachronistischen Betrachtungsweise von Feher/Heller 
aus dem Blickfeld gerät, ist die zumindest bis Herbst 1923 andauernde Erwartung der bol- 
schewistischen Führung, es werde in Deutschland zu einer proletarischen Revolution kom- 
men. Die Befürchtung war, daß Polen und Frankreich in gemeinsamer Anstrengung dagegen 
intervenieren oder zumindest gegen das revolutionäre Deutschland eine Blockade verhängen 
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würden: »Die Frage (für die Bolschewiki) war nicht, wie der deutschen Revolution zur Ge- 
burt zu verhelfen wäre«, denn in diesem Punkt — erklärt Carr — vertrauten sie auf den revo- 
lutionären Enthusiasmus der deutschen Arbeiterklasse, »sondern wie man vermeiden könne, 
daß das Neugeborene von bösen Nachbarn erwürgt würde« (vgl. Carr 1969, 226). Diese dro- 
hende Umklammerung zu durchbrechen, war auch ein Ziel sowjetischer Außenpolitik in je- 
ner Zeit. 

Ein weiterer Einwand bezieht sich auf die Frage des »strategischen« Charakters des »Bündnis- 
ses« Deutschland/Sowjetrußland: Feher/Heller übernehmen die Carrsche Unterscheidung 
zwischen einer »westlichen« und einer »östlichen« Fraktion innerhalb der deutschen Macht- 
elite. Daß die Reichswehrführung »östlich« orientiert war, ist wohl zutreffend, d.h. sie hoffte, 
irgendwann in der Zukunft mit einem möglichst konterrevolutionierten Rußland im Bunde 
Polen erneut zerschlagen und am »Westen« Revanche nehmen zu können. Aber alle darüber 
hinausgehenden Zuschreibungen scheinen mir zweifelhaft. Der Außenminister, dessen Un- 
terschrift der Vertrag von Rapallo trägt, war Walther Rathenau, der führende Kopf der 
»Westorientierung« (vgl. Heiber 1966, 103; 107). Sein Gegenspieler bei der »östlichen Frak- 
tion« war Gustav Stresemann, laut Carr (1954, 72) ihr »Sprecher im Reichstag«. Selbiger Stre- 
semann schloß jedoch zweieinhalb Jahre später den »Vertrag von Locarno«, verbunden mit 
dem Beitritt Deutschlands zum »Völkerbund«, durch den Deutschland die bestehenden 
Westgrenzen anerkannte und als Preis dafür »wieder in die Reihe der (westlichen) Groß- 
mächte ein (treten)« konnte (Heiber 1966, 175). Für polnische Sicherheitsbedürfnisse war das 
schwerlich ein Fortschritt, denn von einer Anerkennung der Östgrenze war nicht die Rede, 
und eine Annäherung Deutschlands an Frankreich (Polens wichtigstem Verbündeten) schien 
denkbar. Dennoch war das aber eine Entwicklung, die die Sowjetunion — aus Angst vor einer 
»kapitalistischen Einkreisung« — unbedingt vermeiden wollte (vgl. Carr 1954, 108 ff.). Zu- 
sammenfassend ergibt sich daraus, daß der Vertrag von Rapallo kein »strategisches Bündnis« 
eröffnete, sondern ein taktischer Schachzug im jeweils eigenen nationalstaatlichen Interesse 
war. Auf deutscher Seite wurde damit keineswegs eine dauerhafte Bindungan oder gar Unter- 
ordnung unter sowjetische außenpolitische Interessen eingegangen, sondern eine Erweite- 
rung des außenpolitischen Handlungsspielraums angestrebt, die die historisch, wirtschaftlich 
und politisch bedingte Zugehörigkeit Deutschlands zum »Westen« nicht grundsätzlich in 
Frage stellte. 

2. Das subjektive Bindeglied zwischen der damaligen und der heutigen Situation soll wohl die 
»deutsche Verzweiflung über die Gleichgültigkeit der Welt angesichts berechtigter deutscher 
Klagen« sein. Damals die harten Friedensbedingungen von Versailles (die in ähnlichem Gei- 
ste gehalten waren wie das deutsche Diktat gegenüber Rußland im Frieden von Brest-Litovsk 
1918)”, heute das unbefriedigte »Bedürfnis der Deutschen nach Wiedervereinigung«. Daß 
dieses Bedürfnis so übermäßig stark nicht mehr ist, darauf wurde bereits hingewiesen. Was 
Polen betrifft, so haben Feher und Heller recht damit, das »schändliche Stillschweigen in den 
Tagen der polnischen Katastrophe« zu kritisieren. Es war in der Tat in dieser Zeit von Seiten der 
Friedensbewegung kaum etwas zu hören. Allerdings nicht — und hier überziehen sie dieKri- 
tik — weil statt Solidarität mit der erstickten polnischen Revolution Jaruzelski »uneinge- 
schränkt gelobt« worden wäre, sondern weil diese Bewegung angesichts der weltpolitischen 
Konstellation ratlos und handlungsunfähig war. Was die Sozialdemokratie betrifft, so habe 
deren »Nationalismus ... seine traurige Laufbahn mit dem faktischen Verrat an Polen im Jahre 
1981 begonnen«. Und erläuternd fügen die beiden Autoren hinzu, »daß die deutsche Sozialde- 
mokratie seit den schlimmsten Augenblicken unter Scheidemann und Noske nie schwärzere Tage 
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erlebt hat als jene, an denen Schmidt und Honecker gemeinsam *bedauerten’, was in Polen 
‘geschehen mußte’«. Wer so schwere Vorwürfe erhebt, sollte sich wenigstens seiner Quellen 
versichern: Dieses gemeinsame »Bedauern« ist eine Erfindung, es gibt dafür keinen Beleg. In 
dem gemeinsamen Kommunique von Schmidt und Honecker zum Abschluß des Treffens 
am Werbellinsee vom 11.-13.12.81 wird Polen mit keiner Silbe erwähnt. Auf der Presse- 
konferenz am 13.12. ist Helmut Schmidt auf diesen Punkt kurz eingegangen und hat dazu 
folgendes erklärt: »Wir hoffen beide, daß es den Polen gelingt, die sich im Konflikt miteinan- 
der bewegenden Kräfte des polnischen Volkes zu Einigungen zu führen. Wir halten an dem 
Grundsatz strikte fest, uns nicht einzumischen.«?! Das war sicherlich beschönigend formu- 
liert, aber es ist keine nachträgliche Rechtfertigung der Ausrufung des Kriegsrechts — und 
das macht politisch und moralisch einen erheblichen Unterschied, auch wenn man diese Stel- 
lungnahme zu Recht für sehr dünn hält. Dabei ist Schmidts Äußerung charakteristisch für 
die gesamte Reaktion der SPD als Regierungspartei in dieser Frage: Sie versuchte, die interna- 
tionalen Auswirkungen der Niederschlagung der polnischen Revolution einzudämmen, um 
Europa nicht in den Strudel der Reaganschen Konfrontationspolitik geraten zu lassen. Das 
mag man für falsch halten, aber es ist etwas anderes, als wenn sich die Sozialdemokratie — so 
wıe Feher/Heller suggerieren — auf die Seite derjenigen gestellt hätte, die ihre Macht notfalls 
mit Panzern verteidigen. 

Es gibt eine Kontinuität zwischen der damaligen und der heutigen Situation — bei der deut- 
schen Rechten. Zur Stimmungslage in der Weimarer Republik schreibt Helmut Heiber: 
»Daß die ‘blutende Grenze’ im Östen so oder so irgendwann einmal geändert werden mußte, 
davon war nahezu jeder Deutsche überzeugt« (Heiber 1966, 134). In dieser Kontinuität ste- 
hen jene echten Schlesier, Berufs-Schlesier und Überzeisungs Schleier, die sich heute unter 
der Parole »Schlesien bleibt unser« zusammenfinden. Auch sie wollen die Grenzfrage wieder 
»offen halten« — ganz friedlich natürlich. Aber hier endet die Parallele auch schon. Während 
die damalige deutsche Rechte auf russische Hilfe bei der Grenzrevision hoffte (ebd., 181), wä- 
re heute und auf absehbare Zeit dies nur gegen die Sowjetunion »denkbar«. Das ist auch der 
»rationale Kern« der polnischen Regierungspropaganda von der Gefährdung polnischer Sou- 
veränität durch die Oppositionsbewegung, so wie die Staats-Partei sich bis 1970 permanent 
der Angst vor einem »deutschen Revanchismus« zur Absicherung ihres Systerns bedient hat 
(nicht aber die Feher/Hellersche Phantasmagorie einer strafweisen Fingliederung der aufsäs- 
sigen 36 Millionen Polen in die UdSSR). Diese Angst ist keineswegs auf die leichteSchukter zu 
nehmen, stellt sie doch — wenn wir Adam Michnik (1984, 36) Glauben schenken dürfen — 
das entscheidende Bindeglied zwischen Bevölkerung und Partei-Staat dar. Das hat auch di- 
rekte Auswirkungen für die Lage der polnischen Opposition: 

»Ich denke, daß Repressionen seitens der Polizei die polnische Widerstandsbewegung nicht zerbrechen 
werden — doch revanchistische Handlungen der deutschen Politik wären dazu durchaus in der Lage. 
(...) Nach meiner Überzeugung wird kein einziger Pole eine Begründung für eine Revision der Grenze 
an Oder und Neiße hinnehmen. Diese Forderung könnte mit einem Strich jegliche deutsch-polnische 
Normalisierung zunichte machen und die Polen zu fanatischen Bewunderern der UdSSR werden las- 
sen« (ebd., 44). 

3. Als einen methodischen Grundfehler von Feher und Heller betrachte ich es, daß sie mit er- 
ner nicht hinreichend geklärten Kombination zweier »Modelle« arbeiten: Als gewisserma- 
ßen konstanten Rahmen die Konfrontation zwischen dem ungebrochen expansionistischen 
»künstlichen Imperium Sowjetunion« und einem schwächer werdenden »Westen«. Inner- 
halb dieses Rahmens dann ein klassischer (mittel-)europäischer Machtpoker. Man kann diese 
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Modelle allenfalls und nur ungefähr auf die Situation 1922 anwenden: Die Sowjetführung 
war damals zwar noch von »weltrevolutionärem« Enthusiasmus beflügelt, faktisch aber v.a. 
bemüht, eine erneute Einkreisung und Intervention zu verhindern und ihre wirtschaftlichen 
Außenbeziehungen wieder aufzubauen. Die USA hatten sich politisch vom Kontinent weit- 
gehend zurückgezogen. Was blieb, war der Machtpoker einiger Klein- und Mittelmächte, de- 
ren Führungen zum Teil mit den Grenzen von »Versailles« (und Trianon) unzufrieden waren 
und die bemüht waren, sich gegenseitig in einem sehr kurzsichtigen Poker und einem Spiel 
wechselnder Koalitionen um Gebiete und wirtschaftliche Vorteile zu bringen. Heute aber 
stehen sich zwei recht stabile Machtblöcke gegenüber, deren Führungsstaaten sich in globaler 
Konkurrenz befinden. Die Vorstellung, ein einzelner europäischer Staat könne hier aussche- 
ren, halte ich nicht nur deshalb für utopisch, weil die UdSSR inzwischen stärker geworden 
ist. Die Prognose, bei einem deutschen Alleingang Richtung »neues Rapallo« würden sich die 
USA a) gekränkt in eine »neuen Isolationismus« flüchten (so als ob sie in Europa nur die »Eh- 
re« aber keine Interessen zu verteidigen hätten), und zugleich b) ein engeres Bündnis mit 
Frankreich schmieden (wo bleiben z.B. Großbritannien und die Benelux-Staaten?), zeigt al- 
lein schon, wie unausgegoren diese Vorstellung ist. Der Grundfehler besteht somit darin, daß 
versucht wird, einen globalen Konflikt mittels fragwürdiger Annahmen auf (mittel-Jeuropä- 
ische Dimensionen zu reduzieren. 
4. Kritik wurde auch angemeldet hinsichtlich des Begriffs der »Selbstfinnlandisierung«. Ich 
muß gestehen, daß ich — wohl im Unterschied zu Feher und Heller — sehr wenig von Finn- 
land verstehe, so daß ich mir kein Urteil über seine Politik und darüber, ob es gut oder 
schlecht ist, wenn man sich ihr angleicht, zutraue. Für Feher und Heller handelt es sich dabei 
wohl um ein Synonym für weitestgehende außenpolitische Abhängigkeit bei begrenzter in- 
nerer Unabhängigkeit. Sei dem wie es sei, mit »Rapallo« haben wir jaein Beispiel dafür, was 
uns mit einer »Selbstfinnlandisierung« ins Haus stehen würde. Beschränken wir uns vorerst 
auf die Entwicklung der 20er Jahre: Wie bereits erwähnt, verhinderte der Rapallo-Vertrag 
(und auch die geheimen Militärabkommen zwischen Reichswehr und Roter Armee) nicht, 
daß die deutsche Außenpolitik im Jahre 1925 mit dem Vertrag von Locarno aus sowjetischer 
Sicht einen Schwenk nach Westen machte und zwar unter dem Außenminister, der als Spre- 
cher der »Ostfraktion« galt, Stresemann. Auch die Annahme des »Dawes-Plans«, schon ein 
Jahr zuvor, geschah trotz ausdrücklicher Kritik von sowjetischer Seite (vgl. Carr 1954, 107 £.). 
Und innenpolitisch entwarf der wirtschaftspolitische Sprecher dieser »Östfraktion«, Stinnes 
(ebd, 72), eineinhalb Jahre später einen Plan, wie nach einem (richtig prognostizierten) ge- 
scheiterten kommunistischen Aufstandsversuch mit Hilfe eines Putsches der (ost-orientier- 
ten) Wehrmacht der »Sozialismus als politische Daseinsform in Deutschland für immer besei- 
tigt« werden könne (vgl. Pross 1963, 334 f.). Kurz danach wurde dieKPD (allerdings nur für 
ein halbes Jahr) verboten. Sehr weit her scheint es also mit der aus dem Rapallo-Vertrag fol- 
genden Abhängigkeit nicht gewesen zu sein. Aber, werden Feher/Heller entgegnen, darin 
besteht ja gerade der Unterschied: daß die Sowjetunion inzwischen so stark ist, daß ähnlich 
Folgenloses nicht mehr passieren könnte. Ist sie das? Denke ich noch einmal an Finnland, so 
macht es mich trotz oder vielleicht auch wegen meiner geringen Kenntnisse stutzig, daß die 
heute so starke Sowjetunion selbst gegenüber dem wirklich kleinen Finnland noch nicht ein- 
mal in der Lage ist, die ihr dort ja wohl am nächsten stehende Kommunistische Partei und de- 
ren Mini-Volksfront-Bündnis, den »Demokratischen Bund des Finnischen Volkes«, soweit. 
unter Kontrolle zu halten, daß diese wenigstens nicht die von ihr öffentlich geäußerten Be- 
fürchtungen und Wünsche desavouieren (vgl. Beyer 1984). 
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Will die Sowjetunion ein »neues Rapallo«? 


Alles, was bisher vorgebracht wurde, interessiert, nehme ich an, Ferenc Feher und Agnes Hel- 

ler nur am Rande. Ihnen geht es vordringlich um die Entwicklungsperspektiven für Osteuropa. 

Eine Frage, die für ihre Überlegungen dabei zentral sein müßte, die sie aber gar nicht stellen, ist: 

Will die Sowjetunion tatsächlich ein »neues Rapallo« zu den von ihnen genannten Bedingun- 

gen? Ausder Sicht Feher/Hellers ist diese Frage anscheinend grundsätzlich durch die These be- 

antwortet, das »sowjetische Imperium« sei »strukturell auf Expansion gegründet«. Diese These 
wird von ihnen nicht weiter ausgearbeitet, sondern nur durch verschiedene Beispiele, die hier 
nicht im einzelnen diskutiert werden können, illustriert. Betrachtet man die sowjetische Ex- 
panstonspolitik 1939/40 und 1945, so ist das Bemühen unübersehbar, ihrem Staatsgebilde, dem 

»Kern des Imperiums«, all jene Gebiete wieder einzugliedern, die zum Imperium der Romanow- 

Dynastie gehört hatten. Eine wesentliche Ausnahme war in dieser Flinsicht gerade Polen, das 

als formal souveränen Staat wiederherzustellen nicht nur die Rücksichtnahme auf die Allüer- 

ten, sondern wahrscheinlich auch die militärstrategische Überlegung gebot, zwischen Deutsch- 
land und der Sowjetunion einen Pufferstaat einzurichten. Gewiß hatte das mit einer Achtung 
des Selbstbestimmungsrechtes wenig zu tun??, macht aber schon einen Unterschied für dieEin- 
schätzung des »sowjetischen Expansionismus«: Ist er globaler Natur oder — hinter dem Deck- 
mantel einer weltrevolutionären Phraseologie — auf begrenzte Ziele ausgerichtet? D.h. auf die 

Wiederherstellung der »alten Grenzen« des zaristischen Imperiums und jenseits davon die Ein- 

richtung eines »cordon sanitaire« »befreundeter« bzw. kontrollierter Staaten. Mir erscheint 

die zweite Hypothese plausibler, doch kann ich sıe in diesem Aufsatz nicht weiter begründen, 
denn das würde erfordern, die strukturellen Bedingungen sowjetischer Außen- und Militärpoli- 
tik zu analysieren, ein Unternehmen, das den gegebenen Rahmen sprengen würde**. 

Schenken wir Feher/Heller Glauben, so hätte die Sowjetunion durch ein »neues Rapallo« 

keine Nachteile zu erleiden, sondern folgendes zu gewinnen: 

— »der Westen« würde »machtlos« und stünde einem »feindlichen« Gesamtdeutschland ge- 
genüber; 

— ein »Brückenkopf« für weitere »sowjetische Expansion« wäre geschaffen; 

— um das »unruhige Osteuropa« wäre ein cordon sanitaire gelegt; 

— es bestünden nun die Voraussetzungen für eine völlige »Sowjetisierung« Westdeutsch- 
lands; j 

— der östliche »Apparat« könnte westdeutsche »Effizienz« vereinnahmen, ohne sich refor- 
mieren zu müssen; 

— der »DDR-Apparat« könnte schalten und walten, wie es dem Politbüro der SED gerade 
einfällt, während in Westdeutschland Kritiker dieses Arrangements durch einen »nexen 
MecCarthyismus« mundtot gemacht würden. 

Es geht bei der Kritik an dieser Vorstellung nicht darum, wie F/H meinen, sie als »Alptraum 

einer dissidenten Fieberphantasie« zu denunzieren (ein Thema, auf das sie immer wieder zu- 

rückkommen, so als ob Phantasie etwas schlechtes wäre), das Problem ist vielmehr, daß diese 

Vorstellung einfach schlecht durchdacht ist: Beide machen sich über die innere Struktur des 

»Imperiums« viel zu wenig Gedanken. Daß »Östeuropa« rebellisch sei, wird zwar angenom- 

men, aber was bedeutet das aus der Perspektive des Machterhalts? Gerade wenn diese These 

stimmen sollte, wäre Expansion wahrscheinlich eines der ungeeignetsten Mittel, um den Pro- 
blemen beizukommen. Warum? Es geht letztlich nicht um den Machterhalt des»Imperiums« 
sondern seiner relativ genau lokalisierbaren Spitze: das Politbüro der KPdSU und der Appa- 
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rat des Zentralkomittees. Gewiß gliedert sich dieser Apparat dann vielfältig auf in Staats- und 
Parteiorgane, doch die ihn beherrschende Rationalität wird von dieser Spitze bestimmt. Sie 
hat jetzt schon eine Fülle von Steuerungs- und Kontrollproblemen, die keineswegs erst jen- 
seits der sowjetischen Grenzen beginnen, sondern im Prinzip schon in Moskau, und die mit 
dem Übergang zu den nicht-russischen Republiken lawinenartig anschwellen (gelegentliche 
Kampagnen zur »Parteisäuberung«, wie jetzt wieder, dämmen das Problem nur ein, schaffen 
es aber nicht aus der Welt). Die gleichen Probleme hat die UdSSR mit den kleineren War- 
schauer-Pakt-Staaten, wobei sie — im Prinzip seit 1956 — dem durch eine Art Doppelstrate- 
gie beizukommen sucht: die Gewährung begrenzter Handlungsfreiheit und strikter Bilatera- 
lismus, der ihre Verbindung untereinander möglichst erschwert. Der Grund dafür ist klar: es 
sollen keine konkurrierenden Machtzentren entstehen (»China« dürfte den sowjetischen 
Außenpolitikern in dauerhafter Erinnerung bleiben). Was aber würde geschehen, wenn sich 
die sowjetische Führung die Feher/Hellerschen Ängste planvoll zu eigen machte und — be- 
fördert durch eine politisch blinde Sozialdemokratie — in aller Konsequenz zu realisieren 
vermöchte? 1. Hätte sie sich Polen einverleibt und damit ein Nationalitätenproblem, das al- 
les, was bisher in dieser Richtung sowjetischen Politikern schon Kopfschmerzen bereitet, 
weit in den Schatten stellen und darüber hinaus zugleich auch noch fördern würde: ein offe- 
ner Nationalitätenkonflikt im Westen der UdSSR würde ohne Zweifel stimulierend auf die 
benachbarten Ukrainer, Letten, Esten und Litauer ausstrahlen. Wie angesichts einer solchen, 
absehbaren Entwicklung Fehör/Heller zu der Annahme kommen, die »slawischen« Polen 
könnten als »Gegengewicht« gegen die muslimischen Usbeken, Tataren, Kasachen, Tadzi- 
ken usw., eingesetzt werden, ist mir ebenso schleierhaft wie diese ganze Problemstellung. 2. 
Die Vorstellung, daß dann Jugoslawien und Finnland »sowjetisiert« würden, macht die Argu- 
mentation nicht besser, handelt es sich dabei doch um zwei Völker, die in der Geschichte be- 
reits bewiesen haben, daß sie über ein beträchtliches Resistenzvermögen gegen sowjetische 
Anmaßung verfügen. 3. Der größte Brocken aber wäre Deutschland. 

Gesetzt den Fall, es würde den Sowjets gelingen, was F/H düster prognostizieren, was wäre 
das Ergebnis? 1. Hätte die SED geschafft, worum sich die Wirtschaftsreformer des »real exi- 
stierenden Sozialismus« seit einem Vierteljahrhundert bemühen: die Kombination von 
Markt und Plan, von kapitalistischer Effizienz und kommunistischem Machterhalt. Wie die 
se Kombination aber möglich sein soll, darüber werden wir leider nicht aufgeklärt. 2. Dieser 
dann in der Tat überaus dynamische Wirtschaftsblock träfe innerhalb des RGW auf Volks- 
wirtschaften, die bisher vom Weltmarkt (mit Ausnahme Ungarns) sorgfältigabgeschirmt wa- 
ren, weil sie dort nicht konkurrenzfähig sind, und brächte dessen Standards indenRGW ein. 
Gewiß könnte er sich auf RGW-Ebene nur begrenzt über den Markt durchsetzen, vieles 
müfßste durch politische Entscheidungen geklärt werden. 3. Auf der politischen Ebene hätten 
sowjetische Strategien, die solches konzipierten, eine wahre »Meisterleistung« vollbracht (die 
jener Stalins von 1939 fast ebenbürtig wäre): nicht nur hätten sie, was sie mit gutem Grund 
seit 1944 zu revidieren suchten, erneut eine gemeinsame Grenze mit Deutschland, sondern 
sie hätten dieses Deutschland auch so stark gemacht, daß dagegen die heutige DDR, die nach 
dem Niedergang Polens bereits jetzt die zweitgrößte RGW-Wirtschaftsmacht ist, wie ein 
blasser Schatten aussehen würde: Ein Wirtschaftskoloß, dessen Industrieproduktion diejeni- 
ge der UdSSR fast erreichen würde, mit einem Lebensstandard, der weit höher wäreals in der 
Sowjetunion, in seinem größeren Teil zudem noch nicht einmal durch eine — mehr oder 
weniger verläßliche — »Bruderpartei« regiert. Es liegt auf der Hand, an wem sich die kleine- 
ren RGW-Staaten nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen, sondern — wenn Feher/Heller 
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Recht haben — auch aus kulturellen und historischen Gründen orientieren müßten. Ich mei- 
ne, daß die Entwicklungshilfe, die dieses Deutschland dann der UdSSR gewähren könnte, 
nur ein schwacher Trost für den Verlust sowjetischer Hegemonie wäre?*. Sollte die sowjeti- 
sche Führung in einem selbstzerstörerischen Wahn um den Zerfall ihres eigenen »Imperi- 
ums« bemüht sein, so fände sie bei Feher/Heller eine passable Handlungsanleitung. 4. Der 
weltpolitische Effekt einer solchen Entwicklung wäre schwerlich, daß sich die USA ge- 
kränkt vom Kontinent zurückzögen, sondern es wäre weit wahrscheinlicher, daß sich die 
»westeuropäischen« Staaten von Skandinavien bis zur Türkei noch weit enger um sie als Füh- 
rungsmacht scharen würden — keineswegs »machtlos«, sondern viel eher bereit, innere Dif- 
ferenzen zurückzustellen und ihr insgesamt überlegenes Wirtschaftspotential in den Dienst 
verstärkter Aufrüstung zu stellen. 

In der Argumentation von Feher/Heller ist noch ein weiteres Problem enthalten: Wenn 
selbst ein Land von der Größe und dem wirtschaftlichen Entwicklungsniveau der Bundesre- 
publik bei einer Lockerung seiner Beziehungen zum »Westen« zwangsläufig dem »sowjeti- 
schen Imperium« anheimfallen muß, wäre ın der Tat jede Hoffnung auf eine Entzerrung der 
Blöcke und auf mehr ost- wie westeuropäische Handlungsfreiheit vergebens. Daß dies eine 
düstere Perspektive wäre, ist sicherlich kein Gegenargument, denn manchmal sind ja gerade 
die größten Pessimisten die klarsten Realisten. Aber, hier setzt mein Einwand an, eine solche 
Sichtweise wirkt sich höchst hinderlich auf die Entfaltung politischer Phantasie aus, denun- 
ziert denkbare Ansatzpunkte zu einem Prozeß der »Europäisierung Europas« (P. Bender) 
und versperrt den Blick auf vielleicht jetzt schon vorhandene Möglichkeiten, ihn zu beför- 
dern. 


Zum Verhältnis von Friedensbewegung und osteuropäischer Emanzipation 


Es steht zu befürchten, daß sich am strukturellen gesellschaftspolitischen Status quo Östeuro- 
pas in absehbarer Zeit nichts ändern wird, weil jede qualitative Veränderung letztlich an ei- 
nem sowjetischen Einspruch scheitern dürfte. Dem steht die berechtigte Forderung der 
osteuropäischen demokratischen Opposition gegenüber, in ihren Ländern nicht weniger 
bürgerlich-demokratische Rechte zu genießen als die, die in den westeuropäischen Ländern 
bereits vorhanden sind. . 

Die Situation scheint ausweglos. György Konrad (1985, 54) hat dazu geschrieben: »Eine Re- 
volution kann uns nicht ans Ziel bringen. Stufenweise Reformen können uns nicht ans Ziel 
bringen. Ein dritter Weltkrieg kann uns nicht ans Ziel bringen. Gibt es nichts, was uns ans 
Ziel bringen könnte? Ich sehe keinen anderen Weg als folgenden: Europa muß jetzt den bei- 
den Großen vorschlagen, sich vom Eisernen Vorhang zurückzuziehen.« Obwohl ich — in 
Differenz zu Konrad — die aktuelle Gefährdung des Weltfriedens nicht in erster Linie auf die 
Folgen von »Jalta« zurückführe, kann ich dem Gedanken zustimmen, daß ein solcher Rück- 
zug der beiden »Supermächte« eine notwendige Voraussetzung staatsbürgerlicher Emanzipa- 
tion in Osteuropa wäre. Da ich, anders als Feher und Heller, die sowjetische Präsenz in den 
Randstaaten nicht einem dem sowjetischen System wesenseigenen »Expansionsimus« zu- 
schreibe, sondern der rücksichtsiosen Durchsetzung eigener Sicherheitsinteressen, sehe ich 
eine zumindest kleine Chance für die Realisierung dieser Vision. Sie ist dann gegeben, wenn 
dieser Rückzug auch der Sowjetunion ein Mehr an Sicherheit bringt. Die Verringerung der 
direkten Konfrontation der beiden »Supermächte« und eine Umrüstung der westeuropä- 
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ischen (und der mittelosteuropäischen) Armeen, der sie zu einem Angriff »in die Tiefe« unfä- 
hig macht, durchaus aber die Fähigkeit bewahrt, das eigene Territorium zu verteidigen, 
könnte auch aus sowjetischer Sicht wünschenswert sein, ohne daß es die westliche Seite ei- 
nem unzumutbaren Risiko aussetzt. 

Dem steht aber nicht nur die Angst vor der »sowjetischen Bedrohungg«, die in der Bundesre- 
publik im letzten Jahrzehnt kaum geringer geworden ist,’ entgegen, sondern auch die An- 
nahme der westeuropäischen Machteliten, daß sie auf die militärischen Fähigkeiten der USA 
in anderen Weltregionen angewiesen bleiben (vgl. Kaiser u.a. 1981). Doch setzt hinsichtlich 
der Weltmachtrolle der USA ein Umdenken ein, dassich eher von der gesellschaftlichen Basis 
her formt und in den oben zitierten Neutralitätsvorstellungen seinen Niederschlag findet. 
Daß auch auf der anderen Seite der Systemgrenze größere Unabhängigkeit von der dortigen 
Führungsmacht angestrebt wird, ist sehr wahrscheinlich. Dabei beschränkt sich dieser 
Wunsch nicht nur auf kleine oppositionelle Zirkel oder auch eine Bewegung wie Solidarnosc, 
sondern beginnt sich auch in der offiziellen Politik der herrschenden Partei-Staaten zaghaft 
zu äußern, Das letzte Indiz in dieser Hinsicht war der Konflikt zwischen den politischen Füh- 
rungen Ungarns, Rumäniens und der DDR auf der einen Seite mit Teilen der sowjetischen 
und der tschechoslowakischen Führung auf der anderen Seite über eine begrenzte Entspan- 
nung auf europäischer Ebene, teilweise abgekoppelt von der Konfrontation USA/UdSSR. 
Wenn die Zeichen nicht trügen, gibt es in der neuen sowjetischen Führung unter Gorbatev 
größere Bereitschaft, statt in einem bipolaren in einem multipolaren Weltbild zu denken*®. 
Ganz aussichtslos ist diese Perspektive deshalb nicht und die Anstrengungen der bundesdeut- 
schen Friedensbewegung stehen in diesem Punkt zwar vielfach in subjektivem, nicht aber in 
objektivem Gegensatz zu den Zielen der osteuropäischen Bürgerrechtsbewegung. 

Das Problem wäre allerdings auch dann noch nicht gelöst, wenn ein solcher Rückzug von 
Seiten der UdSSR angestrebt würde. Erstens würde sich die Sowjetunion gewiß nicht zu- 
rückziehen, wenn das die »Konterrevolution« in ihren Randstaaten wahrscheinlich machen 
würde. Zum zweiten verdanken zwar die »realsozialistischen« Systeme zum größten Teil ih- 
re Entstehung, schwerlich aber ihre fortdauernde Existenz allein der Präsenz sowjetischer 
Panzer. Dabei ist denkbar, daß größere Unabhängigkeit von der Sowjetunion die innere Sta- 
bilität dieser Staaten sogar festigen würde. Daß sich diese Herrschaftssysteme selbst abschaf- 
fen würden, wäre ein historisches Novum, für das es keine Anzeichen gibt. Das bedeutet aber 
nicht notwendig, daß das soziopolitische System keinerlei Wandlungen unterworfen wäre. 
Ich weıß nicht, ob Feher/Heller ernsthaft behaupten würden, daß es zwischen Ungarn 1959 
und Ungarn 1985 keine wesentlichen Unterschiede gibt. Ihre Bemerkungen zur DDR in den 
70er Jahren legen allerdings eine solche Interpretation zumindest nahe”. Man kann die Lage 
so sehen, die Sichtweise ist letztlich eine Frage der Kriterien; legt man ein grobes Raster an, 
dann fallen sogar die Unterschiede zwischen dem sowjetischen Stalinismus der 30er Jahre 
und der heutigen Situation unter den Tisch. An der institutionell abgesicherten Führungsrol- 
le der Partei, dem politischen Interpretationsmonopol des Marxismus-Leninismus und der 
zentralen Planung des Staatseigentums hat sich seither in der Tat grundsätzlich nichts geän- 
dert. Mindestens ebenso bedeutsam aber scheint mir das Ende des Massenterrors, des »Klas- 
senkampfes von oben« in allen gesellschaftlichen Bereichen und die Einschränkung eines all- 
umfassenden und alles durchdringenden ideologischen Führungsanspruchs durch einen 
»monolithisch« gedachten Marxismus-Leninismus-Stalinismus. Es gibt Wandlungsprozesse, 
die unsere Aufmerksamkeit verdienen und die sich zusammenfassen lassen als Ansätze zu eı- 
ner Rückdrängung und Rücknahme des Kontroll- und Regulierungsanspruchs des Partei- 
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Staates gegenüber der Gesellschaft. Es nimmt die Einsicht zu, daß die Gesellschaft nicht wie 
ein autoritär geführter Kindergarten gegängelt werden kann. Die Fortschritte, die dabei er- 
zielt worden sind, geben keinen Anlaß zur Euphorie und sie sind eher technokratischen In- 
teressen als demokratischer Einsicht zu verdanken. Aber trotzdem macht es einen Unter- 
schied: Wenn in Jugoslawien die gesellschaftspolitischen Differenzen in der Führung des 
Bundes der Kommunisten nicht mehr nur hinter den verschlossenen Türen des ZK-Gebäu- 
des, sondern auch in aller Öffentlichkeit ausgetragen werden. Wenn in Ungarn ein halblega- 
ler Literatur- und Zeitschriftenmarkt entstehen kann, dessen Aktivisten zwar gelegentlich 
Repressionen ausgesetzt sind, der aber doch nicht ernsthaft unterbunden wird. Wenn in der 
Sowjetunion gesellschaftswissenschaftliche Kontroversen, in denen es um entscheidende 
Fragen der weiteren Entwicklung geht, wenigstens zeitweilig öffentlich ausgetragen werden 
können. Wenn in Polen auch zweieinhalb Jahre nach der Ausrufung des Kriegsrechts noch ei- 
ne ziemlich intakte Gegenkultur existiert. Wenn in der DDR um die evangelische Kirche, ın 
der Umweltbewegung, in der Literaturszene und in der Frauenbewegung Ansätze zu unre- 
glementierten Diskussionen entstehen, Diskussionen, die aus den »Nischen« privater Freun- 
deskreise hinaustreten. Wenn Christa Wolffs »Kassandra« veröffentlicht werden kann und 
György Lukacs und Ernst Bloch enttabuisiert werden. Ich weiß, all das ist wenig, viel zu we- 
nig. Noch immer bekommen Menschen wegen ihrer politischen Überzeugung Berufsverbot 
oder werden eingesperrt. Noch immer maßt sich ein kleiner Kreis hauptamtlicher Partei- 
funktionäre das Monopol gesamtgesellschaftlicher Entscheidungsfindung an. Noch immer 
unterliegt die staatliche Bürokratie keiner gesellschaftlichen Kontrolle. Noch immer besteht 
die Gefahr, daß das wieder zurückgenommen wird, was an begrenzter »Liberalisierung« er- 
reicht worden ist (bzw. bleibt, was im polnischen »Normalisierungsprozeß« erfolgreich ist). 
Aber trotzdem scheint mir dies auf absehbare Zeit die einzige Möglichkeit zu sein: Immer er- 
neut — mehr oder weniger bescheidene — gesellschaftliche Freiräume zu erkämpfen, ohne 
die politische Machtfrage zu stellen. Ich weiß nicht, wie Feher und Heller in diesem Punkt 
denken. Ich möchte jedenfalls nicht von meinem sicheren Westberliner Schreibtisch aus zur 
»Revolution« aufrufen. Nicht nur weil die Chancen für einen Erfolg minimal scheinen, son- 
dern auch weil die Kosten einer Niederlage enorm wären. Wie die »Normalisierung« in der 
ÜSSR gezeigt hat, bestehen sie in der tiefgreifenden politischen Demoralisierung zumindest 
einer politischen Generation und in der Zerstörungall jener gesellschaftlichen Freiräume, die 
zuvor das Leben kulturell wenigstens erträglich gemacht haben. 

Feher und Heller schließen ihren Artikel mit der Frage: »Was kann ein Osieuropäer den Deur- 
schen empfehlen?« Bei ihrer Antwort haben sie den wichtigsten Punkt meines Erachtens verges- 
sen: zuallererst ist »den Deutschen« zu empfehlen, die polnische Westgrenze nicht in Frage 
zu stellen. Ich denke, daß die Diagnose von Adam Michnik hinsichtlich der wahrscheinlichen 
Folgen einer anderen Politik, völlig zutreffend ist. Darüber hinaus meine ich, daß eine Ausdeh- 
nung der Konfrontationspolitik der USA auf Westeuropa verbunden mit dem — etwa von Vi- 
zepräsident Bush in Wien propagierten — Vorhaben, einzelne osteuropäische Staaten herauszu- 
brechen und dem »westlichen Lager« zuzuschlagen, nicht nur äußerst gefährlich und zum 
Scheitern verurteilt wäre, sondern bereits jeder derartige Versuch das gerade Gegenteil des vor- 
geblichen Ziels bewirken würde: eine noch engere Anbindung dieser Staaten an die sowjetische 
Hegemonialmacht. 

Doch das ist Regierungspolitik — den Alternativen, Linken und Friedensbewegten ist anzu- 
raten, die Feher/Hellersche Mahnung »an die moralische Pflicht der Solidarität mit der in Op- 


position kämpfenden osteuropäischen Demokratie« ernst zu nehmen, auch wenn über die je- 
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weils einzuschlagenden Wege Dissens besteht. Fatal wäre es allerdings, wenn sich die bundes- 
deutsche Linke, nachdem Anfang der 7Der Jahre der Versuch, die Arbeiterklasse zu missio- 
nieren, fehlgeschlagen ist, nun mit einem ähnlichen Impetus dem Osten zuwenden würde. 
Was sie machen kann, ist zu versuchen, einen kleinen Beitrag zur Emanzipation der Gesell- 
schaft vom Partei-Staat zu leisten. Voraussetzung dafür ist, daß sie die Differenzierungspro- 
zesse, die dort stattfinden, überhaupt erst einmal zur Kenntnis nimmt — und zwar nicht nur 
die in der Opposition, sondern auch die im Machtgefüge selbst. An den Diskussionen, die da 
ablaufen, sollte sie sich beteiligen, Kontakte aufallen Ebenen herstellen und Erfahrungen und 
Perspektiven einbringen. Wo die Repression einzelne Oppositionelle trifft — wie jetzt wie 
der im Falle Adam Michniks — hat sie die Pflicht, sehr deutlich Position zu beziehen undalle 
brauchbaren Mittel und Wege zu nutzen, um ihn freizubekommen. 

Ich bin nur mit wenigen Argumenten einverstanden, die Ferenc Feher und Agnes Heller in 
dieser Schrift vorgetragen haben und stehe damit in der bundesdeutschen Linken sicher nicht 
allein — gerade deshalb sollte die Diskussion fortgesetzt werden. »Europa« darf auch in den 
Köpfen nicht an der Systemgrenze enden. 


Anmerkungen 


1 Ich bin mir dessen bewußt, daß die Ergebnisse von Meinungsumfragen Theoretiker schwerlich über- 
zeugen können, die eigene Umfragen (Agnes Heller in den 60er Jahren zu den in Ungarn »verhaßte- 
sten« anderen Nationen) in einem Atemzug als »methodologisch überzeugend« qualifizieren und weil 
ihnen die Ergebnisse nicht in den Kram passen (besonders »verhaßt« waren Rumänen und Serben) — 
dann ohne Begründung etwas ganz anderes behaupten: »faktisch sind sie odie Russen’«) ‚jedoch immer 
die Verhafstesten«. Wo die Idiosynkrasien von Theoretikern zur Ignoranz gegenüber ıhren eigenen. Ar- 
beiten führt, ist schwerlich Respekt vor den Ergebnissen anderer zu erwarten. 

2 »Jahrbuch«, 5. 334. 1965 war dieser Anteil extrem hoch, 1960 hatten 38 %, 1970 13 % die Wieder- 
vereinigung genannt. 

3 »EMNID-Informationen«, 1983/8-9, S. 15-18, A20-A22. 

»EMNID-Informationen« 1984/3-4, S. 8 f., A1-A3. 

5 Bei der zuvor zitierten Erhebung war auch noch nach der Erwartungshaltung gefragt worden: 
»Rechnen Sie damit, daß die Trennung zwischen der DDR und der Bundesrepublik in absehbarer 
Zeit fortfällt und wieder ein gemeinsames Deutschland entsteht?« Darauf antworteten 1983 2 % 
mit »ja, sichers, 5 % mit »ja, vermutlich«, mit »nein« aber 60 % (a.a.O. 1983/8-9, S. 15), bei den An- 
hängern der »sonstigen Parteien«, vornehmlich der Grünen also, waren es sogar 87 %, die restlichen 
13 % mit »ungewißs, keiner mit »ja« (ebd. $. A19). 

6 E. Noelle-Neumann, »Ein Lehrstück im Kampf um Westeuropa«, in: »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung« 28. 6. 1985, S. 12. 

7 Für die Umfrage von 1983 wurden auch Altersgruppen und Parteipräferenzen angegeben. Am mei- 
sten Stimmen erhielt die Option »weiter eng an der Seite der USA stehen« in den Altersgruppen der 
30-44jährigen (44 %) der 45-59jährigen (52 %) und der über 60jährigen (56 %) sowie von den An- 
hängern der CDU/CSU (867 %). 

Die Variante »mit den Staaten der Europäischen Gemeinschaft eine eigene Politik betreiben« er- 
hielt bei den Anhängern der FDP (51 %) mehrheitlichen Zuspruch. Für »eine Politik der Neurrali- 
tät zwischen den Großmächten in Öst und West« sprach sich die Altersgruppe der 16-29jährigen 
(44%) und die politischen Anhänger der SPD (47 %) und der Grünen (71 %) aus. »Jahrbuch«$. 615. 

8 Als»Anhänger der Friedensbewegung« bezeichneten sich im Dezember 1982 32 % der bundesdeut- 
schen Bevölkerung (als Aktive 3%). Nach Altersgruppen verteilten sie sich folgendermaßen: bei 
den 16-19jährigen 51 %, bei den 30-44jährigen 32 % und bei den über 45jährigen 22 %. Ebd. S. 645. 
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1982 erklärten 36 % der bundesdeutschen Bevölkerung, sie hätten noch persönliche Kontakte in die 
DDR (ebd. $. 208). 

»United States. Military Posture. An Overview by General David C. Jones, USAF, Chairman of 
the Joint Chiefs of Staff for Fiscal Year 1981«, in vollständiger deutscher Übersetzung in »Militär- 
politik Dokumentation. Extra 2«, Frankfurt/M. o.]., S. 134-145, hier: S. 135. 

Vgl. den Bericht von US-Verteidigungsminister Caspar Weinberger an den Kongreß, Anfang 1982 
(n. »Der Tagesspiegel« 9. 2. 1982). 

Vgl.K. Kaiser u.a. 1981. Der bundesdeutsche Teilnehmer an dieser »Direktorenstudies, in deresum 
die Absicherung militärischer Interventionen der USA zur Gewährleistung der Rohstoffzufuhr aus 
der »Dritten Welt« geht, Karl Kaiser, ist der Kronzeuge von Feh£r/Heller für den »Nationalismus« 
der SPD und der Friedensbewegung. 

Vgl. »Gesegnet wie Hitler. Spiegel-Autor Wilhelm Bittorf über die “Air Land Battle’ in den Köpfen 
amerikanischer Offiziere«, in: »Der Spiegel« 1985/21, S. 63-79. 

Vgl. zur Geschichte des Vertrags von Rapallo: Blücher 1951; Carr 1954; Carr 1966, S. 305-380; Hel- 
big 1958; Linke 1970 

Die französische Diplomatie versuchte auf der Konferenz, die russischen Reparationsforderungen 
an Deutschland zu aktivieren. Deren Bezahlung sollte dann als Entgeld für die zaristischen Schul- 
den an Frankreich gehen. Vgl. Helbig 1958, S. 91 f. 

Der Vertragstext ist bei Helbig, S. 79-81, wiedergegeben: vgl. Carr 1954, S. 86. 

Die von Feher/Heller zitierte, skandalöse Äußerung des damaligen Reichskanzlers Wirth ist durch 
Aufzeichnungen des späteren deutschen Botschafters in Moskau, von Brockdorff-Rantzau, festge- 
halten worden (Unterredung am 24.7.22). Öffentlich hat sich Wirch meines Wissens nie so geäu- 
ßert: vgl. die allerdings nicht vollständige Sammlung seiner Reden zur Ostpolitik: Wirth 1983. 
Die ethnische Grenze hatte in etwa der von Westmächten festgelegten »Curzon-Linies entspro- 
chen. Durch den Frieden von Riga wurde die polnische Grenze ca. 150 km ostwärts verschoben, 
wodurch dem polnischen Staat ein Gebiet zufiel, »in dem drei bis acht Millionen Ukrainer undeine 
bis zwei Millionen Weißrussen lebten.« (Seton-Watson 1948, S. 370 £.) Vgl. auch Hoensch 1983, 
5. 257. 

Eine Zusammenfassung des Versailler Vertrags findet sich bei Heiber 1966, S. 52 ff., zu Brest- 
Litovsk s. Carr 1966, $. 39 f. 

»Gemeinsames Kommunique über das Treffen von Bundeskanzler Helmut Schmidt mit dem Vor- 
sitzenden des Staatsrates der DDR und Generalsekretär des ZK der SED Erich Honecker«, in: 
»Deutschland Archiv« 1982/2, S. 201-204. 

»Pressekonferenz des Bundeskanzlers«, ebd. $. 214. 

Schlagend wurde das im Falle Polens dadurch dokumentiert, daß zum Verteidigungsminister und 
Oberbefehlshaber der polnischen Streitkräfte der Marschall der Sowjetunion Konstantin 
Konstantinovi€ Rokosovskij ernannt wurde. »Rokosowskij unterstand nicht der Kontrolle polni- 
scher Stellen, sondern er empfing seine Order direkt aus Moskau.« Hoensch 1977, S. 83. Rokosovs- 
kij, der Befehlshaber jener sowjetischen Truppen gewesen war, die im August/Septemnber 1944 die 
Niederschlagung des Warschauer Aufstands durch deutsche Truppen untätig geschehen ließen, ver- 
sah sein Amt von 1949 bis 1956. Dann wurde er, als sein Anerbieten, die »konterrevolutionären 
Kräfte mit Waffengewalt zu unterdrücken«, von Chrussev abgelehnt worden war, zurück indie So- 
wjetunion beordert (Nekrich 1985, S. 224). 

F/H argumentieren dagegen: »Der cordon sanitaire’, so wie wir ihn verstehen, hat überhaupt keinemi- 
litärische Bedeutung. Es gibt im Westen keine ‘Regionalmächte‘, die sich mit der UdSSR messen 
könnten.« Diese Behauptung würde, glaube ich, keinen sowjetischen Militär überzeugen, denn F/H 
vergessen dabei, daß diese »Regionalmächte« Mitglieder eines außerordentlich starken Militärbünd- 
nisses sind, dessen Führungsmacht selten einen Hehl aus seiner prinzipiellen Gegnerschaft zur 
UdSSR gemacht hat. Zudem ist das sehr unhistorisch gedacht. 

Ein neben dem »cordon sanitaire« in Osteuropa für sich zu analysierendes Problem ist das Engage- 
ment der UdSSR in der »Dritten Welt«, das— so wird häufig behauptet — mit der These vom sowje- 
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tischen »Sicherheitsbedürfnis« nicht erklärbar wäre. Ich halte diese Annahme für zweifelhaft und 
will knapp eine Gegenargumentation skizzieren: 1. Das Grundaxiom sowjetischer außenpoliti- 
scher Theorie ist, daß sich die UdSSR zu den westlichen Gesellschaften nicht nur in einem staatli- 
chen Konkurrenzverhältnis, sondern auch in einem Systemgegensatz befindet, der, solange es $o- 
zialismus und Kapitalismus gibt, nicht aus der Welt zu schaffen ist. Gefährlich wird die Lage für die 
Sowjetunion dann, wenn sich die kapitalistischen Länder (vielleicht gar noch unter Einbeziehung 
der VR China) gegen sie zusammenschließen sollten. Sie muß deshalb Widersprüche in der kapitali- 
stischen Welt, die verhindern, daß der Systemgegensatz aus der Sicht dieser Staaten zum dominie- 
renden Prinzip der internationalen Politik wird, der sie ihre Interessendivergenzen unterordnen, 
nach Kräften fördern. Diese Sichtweise ist nicht nur theoretisch bestimmt. In sie gehen auch die Er- 
fahrungen von 1918-1920 und der zweiten Hälfte der 30er Jahre ein. Durch den. Weltkrieg wurde 
sie zum Trauma. 2. Seit Ende der 40er Jahre ist die UdSSR mit einer globalen containment-Politik 
de USA kunfiontient. Ein Blick auf cine Weltkar lc, auf der die Militästützpunkte der USA ver- 
zeichnet sind, zeigt das. Hinzu kommt, daß seit Indienstnahme der »Polaris-U-Boote« Mitte der 
50er Jahre faktisch alle Weltmeere zum potentiellen Schauplatz eines Krieges zwischen USA und 
UdSSR geworden sind. Die Globalisierung sowjetischer Außen- und Militärpolitik, die Mitte der 
50er Jahre einsetzt, ist vor allem eine Antwort auf diese veränderte Konstellation. 3. Ein weiterer 
Blick auf die Weltkarte zeigt, daß die UdSSR schon aufgrund ihrer geographischen Gegebenheiten 
bemüht sein muß, die Präsenz ihrer Marine auf den Weltmeeren durch Stützpunkte in »befreunde- 
ten« Staaten abzusichern. Sie war in diesem Punkt nicht sonderlich erfolgreich. Solche Beziehungen 
bedürfen der politischen und wirtschaftlichen Absicherung und in diesem Bereich sind die Möglich- 
keiten der UdSSR recht gering. Selbst dort, wo ähnlich strukturierte Systeme etabliert werden, ist 
— wie China demonstriert — das noch keinerlei Garantie für dauerhafte »Freundschaft«. 4. Die in- 
neren ökonomischen Potentiale der UdSSR für eine solche »Expansion« sind sehr begrenzt. Um die 
Kette der Fordernden nicht endlos werden zu lassen, nimmt die UdSSR inzwischen gegenüber so- 
zialistischen Experimenten in unterentwickelten Ländern eine eher zögernde Haltungein. 5. Dort, 
wo statt beiderseitiger Rüstung und militärischer Präsenz eine Entmilitarisierung möglich wäre, 
scheint die UdSSR inzwischen eine solche Politik vorzuziehen. So hat sie sich nach sechsjährigem 
Überlegen dem Vorschlag der UN- Vollversammlung, die Region Indischer Ozean zu einer »Zone 
des Friedens« zu erklären, in der keine auswärtigen Militärmächte präsent sein dürfen, Ende 1977 
angeschlossen, während die USA diese Konzeption weiterhin schroff ablehnen. 

Genau ist diese Differenz nur sehr schwer zu bestimmen. Einen ungefähren Anhaltspunkt bietet 
das Bruttosozialprodukt pro Kopf, das 1980 in der UdSSR bei 4550 Dollar, in der DDR bei 7 180 
und in der BRD bei 13590 Dollar lag (»Der Fischer-Weltalmanach ’84«). 

Die pauschale Behauptung, Wirtschaftsreformen seien »entweder leere Worte geblieben oder katastro- 
‚phal gescheitert«, scheint mir angesichts des Umstands, daß die sowjetische Industrieproduktion von 
1965 (dem Jahr der Wirtschaftsreform) bis 1981 auf das 2,7fache gestiegen ist und das Bruttosozial- 
produkt zwischen 1965 und 1982 eine durchschnittliche jährliche Steigerungsrate von 4,3 % auf- 
weist, etwas zu prononciert formuliert. Richtig ist, daß die strukturellen Probleme geblieben sind 
und daß ihre Bedeutung zunimmt. Die Außenhandelsstrategie, die F/H als Ersatz für eine weiterge- 
hende Wirtschaftsreform betrachten (Rohstoffe und Agrarprodukte gegen Investitionen und Indu- 
strieprodukte), kann schon deshalb nicht funktionieren, weil die Sowjetunion gerade im landwirt- 
schaftlichen Bereich und in der extraktiven Industrie besonders große Probleme hat. Aneiner inne- 
ren Reform führt kein Weg vorbei. An sowjetischen Agrarexporten ist »Westeuropa« im übrigen 
schlicht desinteressiert. 

»Von Rußland bedroht« fühlten sich 1952 66 % der Bundesbürger, 1971 28 %, 1979 35 % und 1980 
(nach dem Einmarsch in Afghanistan) wieder 44 %. (»Jahrbuch« $. 626). 

Vgl. etwa den Bericht des PCI-Funktionärs Cervetti über seine Unterredung mit Gorba&ev im Mai 
dieses Jahres, n. H.-J. Fischer, »Ihre Hoffnung heißt Gorbatschow. Die italienischen Kommunisten 
schauen auf Moskau«, »Frankfurter Allgemeine Zeitung« 26.6.85, und C. Schmidt-Häuer, »Neue 
Ansätze in der Moskauer Europapolitik«, »Die Zeit« 14.6.85, S. 6. 
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29 Die »neue Ostpolitik« war, schreiben F/H, unter dem Kriterium »der Freiheit (der Demokratie)... ein 
totaler Versager. Es wurde keine nennenswerte Liberalisierung der DDR erreicht oder auch nur gefor- 
dert, nicht einmal in der Form des innerdeuischen Verkehrs ...« Letztere Behauptung ist nachprüfbar 
falsch: nicht nur hat die Anzahl von Reisenden aus der BRD in die DDR nach dem Inkrafttreten des 
»Grundlagenvertrags« (Juni 1973) um über 40 % zugenommen und erheblich mehr DDR-Bürger 
konnten in die Bundesrepublik fahren (nicht nur Funktionäre sondern auch zu »dringenden Fami- 
lienangelegenheiten«), sondern vor allem ist für die Westberliner überhaupt erst wieder die Mög- 
lichkeit geschaffen worden, regelmäßig in den Östteil der Stadt zu fahren (vgl. »DDR-Handbuch«, 
Köln 1985, S. 634 f.). Es sei denn, sie stünden auf den »schwarzen Listen« des Ministeriums für 
Staatssicherheit — die sind in den letzten Jahren erheblich umfänglicher geworden, ergänzt vor al- 
lem durch »Grünes, »Alternative«, »Friedensbewegte«. 
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Ulrich Herbert 
Zur Entwicklung der Ruhrarbeiterschaft 1930-1960 
in erfahrungsgeschichtlicher Perspektive 


Im ersten Band unserer Projektveröffentlichungen hatten wir angekündigt, eine »Synthese 
unserer eigenen Ergebnisse mit denen, die aus methodisch anders ausgerichteten Forschun- 
gen hervorgegangen sind«, zu versuchen. Äls ich mit dieser Arbeit hegann, schien sie mir eine 
Gleichung mit zwei Unbekannten. Denn auf der einen Seite ist die Forschungslage zur Arbeı- 
tergeschichte in dem von uns behandelten Zeitraum ebenso breit wie disparat; Disziplinen, 
Schulen und Forschungseinrichtungen haben sich so weit auseinanderentwickelt, daß siesich 
kaum noch wahrnehmen. Die im Umkreis von Theo Pirker entstandenen sozialwissen- 
schaftlichen Beiträge zum »Ende der Arbeiterbewegung« etwa (Ebbinghausen, Tiemann 
1984) nehmen die meisten Ergebnisse der sozialgeschichtlichen Untersuchungen der letzten 
Jahre, wie sie Josef Mooser (1983, b, 1984) zusammengefaßt hat, kaum zurKenntnis. Neuere 
Gesamtdarstellungen zur Geschichte der Bundesrepublik enthalten umfängliche Ausführun- 
gen und Urteile zur Geschichte der Arbeiterschaft in Westdeutschland, ohne die organısa- 
tions- oder sozialgeschichtlich orientierten Untersuchungen zu diesem Thema wirklich zu 
berücksichtigen (vgl. Schwarz 1981, 1983). 

Die zweite Unbekannte in dieser Gleichung sind die »Ergebnisse« dieses Projekts selbst, weil 
»Ergebnisse« vielleicht nicht das richtige Wort für die Funktion von Oral History für die 
Zeitgeschichte ist; sie wirft Fragen auf, verknüpft Erfahrungen, eröffnet andere Perspekti- 
ven, informiert über bisher im Schatten liegende Lebenswelten. Und dabei teilt sie die metho- 
dischen Probleme mit aller qualitativen Sozialgeschichte, die sich über die Ebene quantitati- 
ver Entwicklungen hinaus- oder besser hinunterwagt (vgl. den BeitragvonL. Niethammer in 
dieser Prokla). 

Zudern ist der regionalgeschichtliche Charakter unseres Projekts zu beachten: Es handelt sich 
bei den Lebensgeschichten aus dem Ruhrgebiet um Fallstudien zu einem Sonderfall der zeit- 
genössischen Sozialgeschichte Westdeutschlands. Die Sonderentwicklung der Montanindu- 
strie, die diesen Raum beherrschte, hat auch die sozialen Erfahrungen in besonderer Weise ge- 
prägt; auf der anderen Seite gibt es aber auch viele Befunde, für die sich aus anderen Regionen, 
deren Merkmale der Industrialisierung und Urbanisierung vom Ruhrgebiet abweichen, An- 
knüpfungspunkte für einen Vergleich finden lassen. 

Im folgenden soll nun versucht werden, Einzelbeiträge aus unserem Projekt zusammenzufas- 
sen und zu einer erfahrungsgeschichtlichen Perspektive zu verknüpfen, um deren Bedeutung 
für die Sozialgeschichte näher zu umreißen. 


* Der folgende Aufsatz ist ein gekürzter Vorabdruck, den wir mit Ireundlicher Erlaubnis des Dietz- 


Verlages veröffentlichen. Der vollständige Beitrag erscheint im Herbst 1985 in: Lutz Niethammer, Ale- 
zander von Plato (Hrsg.), »Wir kriegen jetzt andere Zeiten«. Auf der Suche nach der Erfahrung des Vol- 
kes in nachfaschistischen Ländern. Lebensgeschichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet 1930 bis 1960, 
Band 3, J.H.W. Dietz Nachf. Verlag, Bonn, Berlin 1985 
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Arbeiterschaft im Nationalsozialismus 


Die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Geschichte der Arbeiterschaft im Nationalsozia- 
lismus hat sich lange Zeit vorwiegend auf die Aspekte des Widerstands und der Verfolgung 
konzentriert. Ausgangspunkt war dabei die schon frühzeitige Entdeckung, daß die Industrie- 
arbeiterschaft die einzige soziale Gruppe war, die vor 1933 den Nationalsozialismus weitge- 
hend geschlossen ablehnte, wenn auch Betriebsratswahlen im Ruhrgebiet 1933 Hinweise auf 
partielle Einbrüche der Nationalsozialisten in die Arbeiterschaft geben (Martiny 1974, Falter 
1979, Jamin 1984, Niethammer 1972). 

Für die Zeit während des Dritten Reiches ist besonders der Arbeiterwiderstand, der vor allem 
in den Phasen bis 1935 und ab 1943 aktiv war, genau und bis in zahlreiche Lokalstudien hin- 
ein untersucht (Peukert 1979, Steinberg 1979). Tim Masons Untersuchung über »Arbeiter- 
klasse und Volksgemeinschaft« hat aber nachgewiesen, daß es zumindest in der Zeit zwischen 
etwa 1936 und 1940 in Form der unorganisierten »Arbeiteropposition« eine Kontinuität des 
sozialen Protests in den Betrieben gegeben hat (Mason 1981, Hetzer 1980). Mason war esaber 
auch, der einige Jahre später vor einer Überschätzung und Überbewertung des Ausmaßes 
und der Reichweite des sozialen Arbeiterprotests warnte und seine eigenen Forschungsergeb- 
nisse einbettete in ein Ensemble aus je partieller Opposition und Zustimmung, das die Ele- 
mente der sozialen Integration der Arbeiterschaft und der nationalsozialistischen Strategie 
der Loyalitätssicherung stärker betonte, als dies bis dahin geschehen war (Mason 1982, 
Schoenbaum 1980). Der Aufforderung Masons, bei der Untersuchung der Sozialgeschichte 
der Arbeiterschaft im Dritten Reich Lebensweisen und Alltagsverhalten stärker zu berück- 
sichtigen, ist aber insofern eine enge Grenze gezogen, als vor allem die nationalsozialistischen 
Berichtsquellen vertiefende Analysen erschweren {Behnken 1980). Oral-History-Quellen 
erlauben hier neue Herangehensweisen; unser Interesse hat dementsprechend den Wider- 
stand ausgeklammert und sich auf Arbeits- und Lebensweisen, auf die Fragen nach dem Ver- 
hältnis zwischen politischer Intervention der Nazis und sozialer Identität der Arbeiterschaft 
sowie auf die langwirkenden Folgen der Faschismuserfahrung für die Einzelnen wie für die 
Ruhrarbeiterschaft insgesamt konzentriert. 

Dabei fiel schon bei ersten Explorationen ins Auge, daß die politische und die lebensge- 
schichtliche Periodisierung dieser Zeit bei den älteren Arbeitern nicht kongruent waren: 
Vielmehr deuteten die Erzählungen sowohl inhaltlich als auch in ihrer Erzählweise darauf 
hin, daß sich neben das politische Datum von 1933, das gleichwohl intensiv, wenn auch je 
nach Standort und späterer persönlicher Entwicklung unterschiedlich gewertet erinnert 
wurde, eine Einteilung in »ruhige« und »unruhige«, »gute« und »schlechte« Zeiten des eige- 
nen Lebens herausbildete, wobei in dieser Phase die »schlechten Zeiten« mit dem Ende der 
Massenarbeitslosigkeit zwischen 1934 und 1936 aufhören — unterschiedlich terminiert, je 
nach individueller Erfahrung (Herbert, Lusir I, 1983, Einfeldt, Lusir I, 1983) Auf die soziale 
Lage und die Lebensweisen derjenigen, die vom Nazi- Terror nicht unmittelbar betroffen wa- 
ren, hatte die »Machtergreifung« zunächst keine direkten Auswirkungen, aber für ihre psy- 
chische Lage und soziale Identität bedeutete sie einen markanten Einschnitt; denn Vertrauen 
und Sicherheit im Kreise der Nachbarn und Kollegen schwanden; »ich hab’ zu viele umkip- 
pen sehen« — das Milieu verlor für viele seine Bedeutung als schützender Hort (v. Plato 1984: 
17-21). Der im Rückblick als lebensgeschichtlicher Wendepunkt begriffene Einschnitt lag 
aber nicht 1933; vielmehr haben sich die während der nationalsozialistischen Herrschaft voll- 
zogenen Veränderungen der Lebensweise für die Einzelnen auch langfristig als folgenreich er- 
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wiesen, so daß eine Wende in der eigenen Lebensgeschichte an dem Punkt festgemacht wur- 
de, aı dem man wieder Arbeit erhielt, oder allgemein gefaßt: als sich mit der einsetzenden Rü- 
stungskonjunktur die soziale Lage der Arbeiterschaft nach langen Jahren der Unsicherheit zu 
stabilisieren schien (Herbert, Lusir I, 1983: 86 f.) — diese Entwicklung soll nun im Einzelnen 
etwas näher betrachtet werden. 

Es war die Hoffnung vieler Kader der Arbeiterbewegung nach dem Machtantritt der Natio- 
nalsozialisten, daß die politische Arbeit und der Zusammenhalt untereinander nach der Zer- 
schlagung der Arbeiterorganisationen und der Verfolgung ihrer Führer durch das halbpriva- 
te Geflecht von Sozialkontakten in den Arbeitersiedlungen und den Betrieben gewährleistet 
werden würde, daß also ähnlich wie unter Bismarcks Sozialistengesetz unterhalb der polizei- 
lich erfaßbaren politischen Öffentlichkeit der Zusammenhalt als Klasse in den proletarischen 
Sozialmilieus gewahrt, wenn nicht gar gestärkt würde. Aber diese Hoffnung trog, denn 
durch die Zerschlagung aller Organisationsansätze bis hinunter zu den Freizeit- und Sport- 
clubs wurden die Elemente der sozialen Identitätsfindung zerstört. Der Zusammenhalt der 
Arbeiterschaft innerhalb des Sozialmilieus konnte dabei von den Nazis nicht gänzlich unter- 
bunden werden, aber er wurde entpolitisiert. 

Kulturell und politisch gab es kaum Gelegenheit, einen Zusammenhang zwischen der klei- 
nen, entschlossenen Minderheit der aktiven Widerstandskämpfer und der Masse der Arbei- 
terschaft in den Betrieben und den proletarischen Wohnbezirken zu knüpfen, so daß die tra- 
ditionelle Trennung zwischen Aktivisten und Anhängern der Arbeiterbewegung nunmehr 
in unterschiedliche Erfahrungswelten auseinanderklaffte (v. Plato 1984: 13-17, 50 £.). 
Dagegen begannen seit etwa 1935 zwei neue Aspekte auf das Leben der Ruhrarbeiterschaft 
einzuwirken, die ihre traditionellen Lebensweisen und sozialen Bindungen veränderten: die 
für Viele neuartige Erfahrung einesüber Jahre stabilen Arbeitsplatzes und die sozialpolitische 
Offensive der Nationalsozialisten. 

In den Lebensgeschichten der älteren unserer Interviewpartner — Männer wie Frauen — be- 
sitzt der rapide Rückgang der Arbeitslosigkeit in den 30er Jahren den Charakter eines Wen- 
depunkts. Gerade beı den Jahrgängen zwischen 1900 und etwa 1915, die eine längere Phase 
stabiler Arbeitsbeziehungen bis dahin oft noch gar nicht gekannt hatten und häufig noch in 
engem Zusammenhalt mit den Eltern leben mußten, boten sich hier ganz neue — und langer- 
sehnte — Erfahrungen an. Auffällig, für diese Generation aber erklärlich, ist dabei das in den 
Interviews auftauchende Vertrauen in eine lange Perspektive, die nun eröffnet worden sei; 
obwohl die Interviewten ja miterlebt haben, wie kurz diese Perspektive in Wirklichkeit war. 
Im Rückblick wird hier aber der Anfang einer Entwicklung gesehen, die durch Kriegs- und 
Nachkriegsjahre nur »unterbrochen«, nicht beendet wurde. Der Schwerpunkt des Lebens 
verlagerte sich: von der Straße in den Betrieb, vom Milieu in die Familie. Nun kamen Folge- 
wirkungen der schon vor 1933 einsetzenden Erosion der Milieus zum Tragen. Die Entpoliti- 
sierung des Zusammenhalts wies diesem neue Funktionen zu: Er war nicht länger Stabilisa- 
tor, dasich die Existenz der Einzelnen jetzt von selbst zu stabilisieren schien, sondern wirkte 
zunehmend nach außen als Absicherung gegen nationalsozialistische Politisierungsversuche; 
gleichzeitig war der Zusammehhalt aber auch von innen gefährdet, Angst und Mißtrauen zer- 
störten die Unbefangenheit des Umgangs miteinander (vgl. Behnken 1980: 1936, $. 829 ff.; 
1937, 5.315 f.; 1937, 5. 1238 f.). Die Absicherung nach außen wirkte aber auch als Abwehr der 
Wahrnehmungen: denn die wirtschaftspolitischen Erfolge der Nazis, diewachsende und pro- 
pagandistisch überhöhte Zustimmung in der Bevölkerung desavouierte die eigene politische 
Überzeugung und vermittelte die Isoliertheit der eigenen Position (Mason 1982: 21, v. Plato 
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1984: 15 f.). Mit der lange erwarteten Stabilisierung wurde auch die Angewiesenheit der Fami- 
lien auf die Nachbarschaft geringer, das Familienleben verselbständigte sich und wurde zum 
abgeschlossenen Rückzugsbereich, die Subkultur reduzierte sich auf den »Bekanntenkreis« 
und verlor allmählich die sinnstiftende soziokulturelle Bedeutung des Milieus. Der erzwun- 
gene Rückzug in die »Privatsphäre«, die Herauslösung der Individuen aus dem Kollektiv des 
klassenspezifischen Zusammenhalts- brachte nun Tendenzen, die schon vor der NS-Herr- 
schaft vor allem bei den großbetrieblichen Stammarbeitern sichtbar geworden waren, über 
diese hinaus zum Durchbruch. 

Diesen Prozeß mit »Individualisierung« begrifflich zusammenzufassen, ist insofern nicht 
ganz richtig, als dabei der widersprüchliche Charakter dieser Entwicklung nicht ausgedrückt 
wird: die stärkere Hinwendung zur Familie, die Konzentration auf das eigene Weiterkom- 
men, die Herauslösung aus Kollektivzusammenhängen waren ebenso Folgen von Zwang 
‚und Unterdrückung wie Elemente der Abwehr von Vereinnahmungsversuchen durch die 
Nationalsozialisten und Ausdruck eines langfristigen, von den Nationalsozialisten nur unter- 
stützten Prozesses der Durchsetzung kleinfamilialer Lebensweise auch in der Arbeiterklasse 
(vgl. Geiger 1931; Dahrendorf 1974: 415-432; Schoenbaum 1980: 336 ff.; Abelshauser, Faust 
1983) — ein »Modernisierungsprozeß« unter terroristischen Vorzeichen also, der für die 
Ruhrarbeiterschaft mit ganz erheblichen Kosten und Opfern verbunden war. Denn die »In- 
dividualisierung« der Einzelnen setzte sie ohne den schützenden Halt der Klassenbindung 
den »Gesetzen« eines durch den Staat extrem zu ihren Ungunsten beeinflußten Arbeitsmark- 
tes aus. Arbeitsstolz und Arbeitsethos, die betriebsbezogene Elemente von »Ehre« und »Re- 
spektabilität« der Arbeiterschaft in ihrem Streben nach gesellschaftlicher Anerkennung wa- 
ren, wurden zunehmend Ausdruck von Konkurrenz und Leistungsdruck, aber auch der 
Qualifikation als (vermeintlichem) Schutz gegen politische Drangsalierungen. Die in unseren 
Interviews häufig deutlich werdende Akzeptanz der sozialen und ökonomischen Regeln der 
kapitalistischen Wirtschaft (»Ist ja überall dasselbe: kann man wat, wird man in Ruhe gelas- 
sen, macht man seine Arbeit, nimmt sein Geld in Empfang, hat sich der Fall.«) (Herbert, Lu- 
sir I, 1983: 88, vgl. v. Plato 1984: 23-28, Passerini 1980) ist dabei gewiß auch ein Resümee der 
nach 1950 in der Bundesrepublik gemachten Erfahrungen, gleichzeitig aber auch Ausdruck 
des Selbstschutzes des Einzelnen am Arbeitsplatz gegenüber den Anforderungen während 
der NS-Zeit. Die von Mason hervorgehobenen Elemente der »Arbeiteropposition« hingegen 
treten in unseren Interviews nicht in kollektiver Form auf. Streitigkeiten im Betrieb wurden 
weder über noch bestehende, informelle Strukturen der Arbeiterbewegung noch gar über die 
DAF, sondern individuell mit der Betriebsleitung oder dem Meister gelöst, wobei der einzel- 
ne Arbeiter seine Qualifikation und seine im Zuge der Rüstungskonjunktur deutlich gewor- 
dene Unentbehrlichkeit in die Waagschale warf(vgl. Behnken 1980: 1936, 5. 1560 f.; auch Ma- 
son 1982: 27 ff., v. Plato 1984: 52-56, Peukert 1982: 140 f.). 

Diese auf die betriebliche Sphäre und auf die Männer bezogenen Erfahrungen korrespondie- 
ren in wichtigen Aspekten mit denen der Frauen, die hier am in mancher Hinsicht besonders 
zugespitzten Beispiel der Bergarbeiterfrauen untersucht wurden (Einfeld, Lusir I, 1983). Die 
mit dem rapiden Rückgang der Arbeitslosigkeit einhergehende wirtschaftliche Besserstel- 
lung der Arbeiterfamilien entlastete die Frauen erheblich und enthob sie der schier unlösba- 
ren Aufgabe, ohne ausreichende finanzielle Mittel die Familie zu versorgen. Ebenso wie bei 
den Männern verbanden sich damit für die Frauen der Jahrgänge vor etwa 1915 neue Mög- 
lichkeiten wirtschaftlicher Planung, mehr noch aber die Herausbildung eines stärker nach 
außen abgeschirmten Familienlebens; damit einher ging eine nicht zu übersehende Aufwer- 
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tung und qualitative Neubestimmung der Tätigkeit der Arbeiterfrauen. Die hier geschilder- 
ten Erfahrungen müssen aber auf der Grundlage eines weiterhin beschwerlichen, von Mangel 
und extremer Beanspruchung gekennzeichneten Lebens verstanden werden und gewinnen 
ihre tiefer reichende Bedeutung nur ausdem Vergleich zu der vorher erlebten Phase unmittel- 
barer Existenzbedrohung. Und selbst wenn, wie in manchen Fällen, der Mann erst 1938 eine 
feste Stelle bekam, so war das Leben der Einzelnen doch durch eine gewisse Zuversicht und ei- 
nen Zukunftsglauben gekennzeichnet, der, auf die Verbesserung der Situation bei Nachbarn 
und Verwandten aufbauend, auch an die Überwindung der eigenen Schwierigkeiten glauben 
ließ. Dies war auch Ausdruck der propagandistischen Initiativen des Nationalsozialismus, 
dessen soziale Versprechungen sich nicht in erster Linie in bedeutenden sozialen Reformen 
und Leistungserhöhungen, sondern ın Form »einmaliger, als dramatische Verbesserungs- 
schübe empfundener, gut inszenierter Aktionen« (Einfeld, Lusir I, 1983: 280, vgl. Mason 
1976) realisierten; die aber als greifbarer Beleg für die Hoffnung auf weitere Verbesserungen 
empfunden wurden. Zudem wurde durch die ideologische Aufwertung der Rolle der Frauen 
und der Familien das soziale Prestige der Arbeiterfrauen gesteigert, wie scheinhaft dieser Pre- 
stigezuwachs auch immer gewesen sein mag. 

Über die allgemeinen, auch die Arbeiterschaft berührenden Auswirkungen des wirtschaft- 
lichen Aufschwungs in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre hinaus gingen die speziellen, 
besonders die Arbeiterschaft berührenden sozialpolitischen Neuerungen der Nationalsozia- 
listen, deren große Bedeutung in den Lebenserinnerungen zwar sicherlich auch Ausdruck 
ihrer propagandistischen Überhöhung i ist, aber oft auch mit der Schilderung sehr handfester 
privater Vorteile verknüpft ist. In den Interviews werden freilich nur wenige Faktoren als 
wirkliche Verbesserungen genannt, vor allem die freizeitpolitischen Initiativen des Regimes. 
Andere sozialpolitischen Maßnahmen — »Schönheit der Arbeits, die »Winterhilfe«, die 
zahlreichen sozialen »Betreuungsmaßnahmen« durch die NSV, auch die Verstärkung der 
betrieblichen Sozialpolitik in Betrieben, wo es solche Traditionen bis dahin nicht gegeben 
hatte —- werden häufig gar nicht erwähnt oder auf Rückfrage deutlich abqualifiziert: als Pro- 
paganda, »Theater« oder Wichtigtuerei einzelner NS-Funktionärsträger der unteren Ränge. 
Ein dritter Bereich schließlich wird in den Interviews zwar oft anschaulich beschrieben, da- 
bei aber gar nicht als spezifisch vom Nationalsozialismus inszenierte Neuerung wahrgenom- 
men: massenkulturelle Innovationen vor allem, wie die Ausweitung des Sports von der loka- 
len und regionalen auf die Reichsebene, die Veränderung der privaten Freizeitgestaltung 
durch das Radio oder die in dieser Zeit stark zunehmenden Kinobesuche (Schäfer 1984: 146 
bis 208). 

Auf der Haben-Seite der Erinnerungen an diese Zeit ganz oben stehen die freizeitpolitischen 
Initiativen des Regimes. Aber nicht die propagandistisch herausgestellten KdF-Reisen nach 
Norwegen oder Madeira, an denen keine der von uns interviewten Personen teilgenommen 
haben (von denen aber viele sprechen), stehen dabei im Vordergrund, sondern die Tatsache 
des Urlaubs selbst, den sie in der Regel zu Hause verbracht haben, oft auch zum Ausflug zu 
Verwandten, fast nie zu regelrechten »Urlaubsreisen« nutzten (Spode 1980, 1982, Mason 
1977: 183 ff£., Kocka, Prinz 1983: 222 f., Buchholz 1976, vgl. auch Behanken, 1980: 1935, 175 ff., 
845 ff., 1455). »Freizeit« tritt hier alsganz neue Erfahrung auf und wird deutlich abgesetzt von 
den »Fahrten« während der Weltwirtschaftskrise, die als Notlösung zur Überwindung der 
überflüssig »freien« Zeit der Arbeitslosen diente. Damit einher geht die Erweckung neuer 
Wünsche, an deren Realisierungsmöglichkeit man bis dahin nie gedacht hatte: wenn man 
jetzt eine Woche mit der Familie zu Verwandten ins Sauerland fahren konnte, warum sollte 
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dann in ein paar Jahren, wenn man nur feste arbeitete und sparte, nicht auch eine Dampfer- 
fahrt nach Norwegen möglich sein? 

In dieser Eröffnung neuer Perspektiven von Freizeit und Familienleben, sei es als Realität im 
Kleinen oder als Wunsch im Großen, liegen zweifellos wichtige Bereiche der Durchbrechung 
der kleinräumigen und sozial homogenen Erfahrungsfelder in den Betrieben und Arbeiter- 
wohnbezirken. 

Unterstützt und verstärkt wurde dies durch andere, weniger spektakuläre, oft auch nur im- 
plizit erwähnte Neuerungen. Durch die Zerschlagung der Arbeitersportvereine etwa wurde 
sportliche Betätigung aus der klassenspezifischen Absonderung herausgelöst, bei den Jugend- 
lichen noch verstärkt durch eine Vielzahl von Sportwettkämpfen in der Schule oder der H]. 
Gleichzeitig bildete sich ein zunehmend reichsweit organisierter Leistungssportbetrieb, in 
dem nicht mehr der Lokalkampf zwischen Katernberg und Hamborn, sondern das Meister- 
schaftsspiel zwischen Schalke und Nürnberg, der Weltmeistertitel Max Schmelings oder eben 
die Olympiade in Berlin die Sensationen darstellten (vgl. Klönne 1982: 55-59, Überhorst 
1973, Eichberg 1977, 1980). Die Informationsquellen waren nicht länger auf die Lokalzeitun- 
gen beschränkt, sondern vor allem durch das Radio entstand die Möglichkeit, Unterhaltung 
oder Sportberichte aus ganz Deutschland und darüber hinaus nutzen zu können, wobei die 
Entgrenzung des (sekundären) Erfahrungsbereichs in der Regel mit einer Konzentration der 
Freizeit in der Familie einherging (Frei 1980). 

Insgesamt sind die von uns untersuchten Lebensgeschichten, was die nationalsozialistische 
Sozialpolitik im weiteren Sinne betrifft, differenziert: weder werden die Initiativen des Regi- 
mes pauschal als positiv und wirksam erinnert, noch kann von einem Abprallen an der ableh- 
nenden Haltung der Arbeiterschaft die Rede sein — es wird vielmehr deutlich unterschieden 
zwischen hohlen Phrasen und solchen Aspekten, die daseigene Leben im positiven Sinne ver- 
änderten. Dabei bildet sich zusammengefaßt eine Entwicklung heraus, wonach sich die Le- 
bensweisen und Erfahrungsräume der Arbeiterschaft im Ruhrgebiet in dieser Phase einerseits 
aus ihren engen sozialen und lokalen Bezügen lösten und andererseits auf die Familie konzen- 
trierten. Diese differenzierte und durchaus nicht unkritische Rezeption korrespondiert dabei 
mit einer Haltung, die den propagandistischen Versuchen der Nationalsozialisten, mit der 
Stilisierung des »ehrlichen Arbeiters« und des »deutschen Sozialismus« das positive Gegen- 
bild des einzelnen Arbeiters gegen dessen fortwährende Identität als Teil der Arbeiterklasse 
zu errichten, kritisch und ablehnend gegenübertrat. 

Diese in den Interviews häufig auftauchende Ablehnung der ideologischen Kompensation der 
politischen Unterdrückung ist als Erinnerung an damalıges Verhalten allerdings mit einiger 
Vorsicht aufzunehmen. Die zeitgenössischen Berichtsquellen belegen nämlich, daß das Propa- 
gandabild vom ehrlichen, kernigen deutschen Arbeitsmann durchaus an Elemente des Arbeits- 
stolzes und den Wunsch nach »Respektabilität« anknüpfen konnten, und auch in demoskopi- 
schen Umfragen der Nachkriegszeit kam diese Überzeugung vieler zum Ausdruck, daß »der 
Arbeiter im Nationalsozialismus etwas gegolten hätte« (Noelle-Neumann 1956, 0.V. 1949, 
Merritt 1970: 32 ff.). Dies muß aber kein Reflex auf die ideologischen Aufwertungsversuche der 
Arbeiterschaft im »Dritten Reich« gewesen sein, sondern kann sich auch auf die sozialen Ver- 
besserungen beziehen; denn in den Interviews ist die Ablehnung der nur ideologischen Kom- 
pensation überall da am schärfsten, wo sie nicht mit sozialer Kompensation einherging. In. den 
Erinnerungen sind sicherlich auch Rückschlüsse aus der späteren Diskreditierung der national- 
sozialistischen Propaganda auf die Vorkriegszeit enthalten. Daneben ist aber auch zu berück- 
sichtigen, daß die Stoßrichtungen der nationalsozialistischen Propaganda und der sozialpoli- 
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tischen Initiativen nicht übereinstimmten. Während das Propagandabild den Arbeiter als 
redlich, ehrlich, erdverbunden und statisch beschrieb, zielte die Sozialpolitik und mehr noch 
die tatsächliche gesellschaftliche Entwicklung auf wachsende Konsumorientierung, auf Er- 
weiterung des sozialen und regionalen Erfahrungsraums und — in begrenztem Umfang— so- 
ziale Mobilität. Anders ausgedrückt: während das propagandistische Leitbild konservativ 
und an einer entpolitisierten Form vom Facharbeiter der Kaiserzeit orientiert war, war das 
der gesellschaftlichen Praxis implizite Leitbild dynamisch und auf neue Anforderungen und 
Wünsche hin zugeschnitten (Peukert 1982: 42 f£.). 

In den Erinnerungen an diese Zeit zwischen etwa 1936 und 1942 sind meistens positive und 
negative Aspekte deutlich voneinander geschieden: die Berichte über Unterdrückung, Ter- 
ror und Angst, über schlechte Arbeitsbedingungen, Arheitshetze, überlange Arbeitszeiten 
und im Vergleich dazu geringe Löhne auf der einen Seite; über den festen Arbeitsplatz, das 
geregelte Auskommen, die Intensivierung des Familienlebens, das Aufkommen neuer Wün- 
sche und Perspektiven, erste Urlaubserfahrungen und gewisse Aufstiegsmöglichkeiten ande- 
rerseits. Auffällig ist aber, daß diese Bereiche kaum miteinander verbunden werden, kein 
einheitliches Bild dieser Zeit entsteht. An die Stelle aktiver oder passiver Ablehnung oder 
Gleichgültigkeit gegenüber dem Regime insgesamt trat mehr und mehr eine Gleichzeitig- 
keit von positiver Aufnahme der einen und Ablehnung der anderen Maßnahme der Regie- 
rung — eine Entwicklung, die Tim Mason »Dissoziierung des Bewußtseins genannt hat (Ma- 
son 1932: 47). In den Interviews tritt dies auch bei Vertretern der älteren Generation auf, die 
vor 1933 schon politisch aktiv gewesen waren. Denn bei ihnen setzte sich neben die weiter- 
hin bestehende grundsätzliche Ablehnung des Nationalsozialismus die Erfahrung der Stabi- 
lisierung der eigenen Existenz, so daß sich politische Überzeugung und private Erfahrung 
nicht mehr unmittelbar deckten. 

Diese Erfahrung ist auch Ausdruck der Vereinzelung, die den Erfahrungsaustausch der Ein- 
zelnen erstickte und die politische Analyse der einzelnen Phänomene und Erfahrungen im 
Zusammenhang verhinderte. Ohne diese Klärung von Zusammenhängen — eine der zentra- 
len Felder der politischen Arbeit und elementare Funktion einer »kritischen Öffentlichkeit« 
— aber waren die Einzelnen gegenüber der suggestiven Wucht der politischen und sozialen 
Entwicklung der Jahre um 1939 relativ wehrlos (Mason 1982: 21 ff., Behnken 1980: 1935, 
$. 24 ff., 1937, 5. 315). Sich dieser Suggestion zu entziehen, war schwer und gelang nur weni- 
gen vollständig, die auch politisch untereinander Kontakt hielten und den Zusammenhang 
etwa zwischen dem Terror gegen die Arbeiterbewegung und der Einführung des bezahlten 
Urlaubs zu sehen imstande waren. Hier zeigte sich im Nachhinein die authentische Leistung 
der Arbeiterbewegung vor 1933; denn die Erklärung der Zusammenhänge zwischen politi- 
scher Orientierung und privater Erfahrung entsprang ja nicht aus den Verhältnissen selbst, 
sondern war Ergebnis politischer Analyseund Überzeugungskraft. Insofern ist zu vermuten, 
daß es nicht in erster Linie die Heterogenisierung der Erfahrungsbereiche war, die die Erfah- 
rungen der Arbeiterschaft dissoziierte, sondern die Individualisierung ihrer Verarbeitung, da 
es der NS-Propaganda nicht gelang, als symbolisch glaubwürdige Deutungsinstanz akzepiert 
zu werden. Durch die Zerschlagung der Arbeiterbewegung stand kein Instrument mehr zur 
Verfügung, das aus den diffusen und differenzierten Erfahrungen der Einzelnen auf eine über- 
individuelle, aber doch auf die klassenspezifischen Prädispositionen aufbauende Weise Per- 
spektiven einer Gesamtdeutung entwickelt hätte. 

Während die Fragmentierung der Erfahrung bei der älteren Generation, deren Denkstruktu- 
ren unter dem Einfluß der allgemeinen Perspektive der Arbeiterbewegung ausgebildet wor- 
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den waren, besonders ausgeprägt war, boten sich die ideologischen Angebote des Faschismus 
den Jugendlichen in einer ganzheitlichen Form dar und wurden durch die dichte Abfolge von 
vereinheitlichenden Sozialisationsagenturen wie HJ, RAD und Militär vor allem der männli- 
chen Jugend eingeübt. 
Am Beispiel der zu dieser Zeit jugendlichen Bergarbeiter ließen sich die Auswirkungen dieser 
Entwicklung zeigen (Zimmermann, LUSIR ], 1983, vgl. auch Deppe 1982): von vielen Jun- 
gen wurden die NS-Organisationen auch als Entlastung gegenüber der familiären Autoritäts- 
‚struktur begrüßt; sie waren von den Massenmedien und der Technikbegeisterung des Natio- 
nalsozialismus fasziniert, die neuen Ferien- und Freizeitangebote der NS-Organisationen 
nahmen sie als Möglichkeit wahr, über die in den Bergarbeiterdörfern des nördlichen Ruhr- 
gebiets besonders ausgeprägten engen sozialen Räume des Milieus hinauszukommen. Bei ıh- 
nen war die Orientierung auf Konsum, individuelle Leistungund sozialen Aufstiegnoch weit 
stärker ausgeprägt als bei den Älteren, die eher auf Konsolidierung und Stabilisierung der ei- 
genen Existenz setzten. Hier setzten sich im Grunde die schon für die Zeit vor 1933 festge- 
stellten Konflikte zwischen den Generationen fort; die Angebote und Maßnahmen des NS- 
Regimes wurden dort begrüßt oder akzeptiert, wo sie in Opposition standen zur engen Welt 
der Elterngeneration und auf der anderen Seite keine aktive politische Haltung verlangten. 
Sie wurden dort abgelehnt, wo sie die Orientierung der Jugendlichen auf Individualismus 
und Aufstieg behinderten, z.B. wenn sich die Behörden gegen den Typus des »blasierten Bes- 
serwissers« unter den jungen Bergleuten wandten, der sıch aufstiegsorientiert verhielt und seı- 
ne Zugehörigkeit zum Bergarbeitersstand« nicht länger durch Arbeitskleidung und Kaftee- 
pulle auf dem Weg zur Zeche dokumentieren wollte. 
Etwas andere, aber in diesem Zusammenhang vergleichbare Erfahrungen konnten weibliche 
Jugendliche in dieser Zeit machen; für Mädchen aus der Arbeiterklasse bedeuteten der BDM 
und erst recht das Landjahr oder andere »Dienste« außerhalb des Elternhauses und Heimator- 
tes häufig einen noch stärkeren Erfahrungsausbruch als für Jungen (Einfeldt, LUSIR D, 1983, 
Niethammer, LUSIR I, 1983: 199-205, Peukert 1982: 172-182). Sie boten durch die vielfälti- 
gen Führungsmöglichkeiten auch einen vorübergehenden Ausstieg aus der strikten Rollen- 
zuteilung an Frauen in der elterlichen Familie. Für Arbeiterkinder war die Mitgliedschaft in 
den staatlichen Jugendorganisationen häufig mit bitteren Erfahrungen von Unterdrückung, 
Militarismus und sinnentleerten Gehorsamsritualen verbunden. Aber die Faszination der 
Einbindung in sozial gemischte Jugendgruppen und der Herausbildung von jugendspezift- 
schen Gemeinschaftsformen überwog doch. 
Am tiefsten wirkten auch hier jedoch Elemente des Individuellen und Leistungsbezogenen, was 
durch unablässige Wettkämpfe, Beförderungskonkurrenzen und »Bewährungen« aber auch 
durch Aufgabenstellungen, etwa im Landjahr und dann besonders im Krieg, die sich durch ver- 
gleichsweise hohe Verantwortung und Selbständigkeit auszeichneten, wie sie die meisten Mäd- 
chen vorher nie kennengelernt hatten, verstärkt wurde. Die Klagen der Eltern über die Ent- 
fremdung der Kinder von den Familien durch die staatlichen Jugendorganisationen haben hier 
ihren Grund. Sie mußten nicht notwendig die politische Entfremdung meinen; vielmehr wur- 
den hier die Spannungen zwischen den Generationen, die schon vor Machtantritt der Nazis be- 
standen hatten, noch verstärkt und vom Regime gefördert. Die NS-Jugendorganisationen wur- 
den von den Jugendlichen dabeı vielfach als Möglichkeit zur Erweiterung des Erfahrungsfelds 
über die von den Eltern vorgegebenen Bereiche hinaus gesehen. 
Die Einbindung in sozial relativ heterogene Jugendgruppen, die propagandistische wie prak- 
tische Herausstellung der Bedeutsamkeit jugendlicher Aktivität bis hin zu einem regelrech- 
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ten Jugendfetischismus in der öffentlichen Selbstdarstellung des Regimes, die Mischung aus 
Gemeinschaftserlebnis und Profilierungsdruck und -chance für die Einzelnen in der Gruppe 
betonten schon in den 30er Jahren einen generationellen Bruch in den Perspektiven der Ar- 
beiterschaft im Revier. 


Kriegszeiten 


Die Fragmentierung der Erfahrungsbereiche der Ruhrarbeiterschaft wurde seit Beginn des 
Krieges ausgeweitet und forciert. Schon der Begriff »Kriegsbeginn« in seinen sehr unter- 
schiedlichen subjektiven Bedeutungsgehalten zeigt dies. Daß der 1. September 1939 als politi- 
sches Datum und als Tag erinnert wird, an dem lang gehegte Befürchtungen Wirklichkeit 
wurden, ist naheliegend. Lebensgeschichtlich aber liegen die mit dem Krieg verbundenen 
Einschnitte an anderen Punkten, die jeweils den Beginn der unmittelbaren Berührung mit 
den Kriegsereignissen im engeren Sinne bezeichnen. Dies war für die einen die Einziehung 
zum Reichsarbeitsdienst, an den sich Militärzeit und Kriegsteilnahme unmittelbar anschlos- 
sen, so daß für manche schon 1937 eine mehr als zehnjährige ununterbrochene Phase des Le 
bens in militärischen Organisationen — Arbeitsdienst, Wehrmacht, Kriegsgefangenschaft — 
begann. Da die Einziehungsquoten in den rüstungswichtigen Großbetrieben des Ruhrge- 
biets bis Ende 1941 aber stark unterdurchschnittlich waren, wird von den meisten männli- 
chen Interviewpartnern der Beginn der »schlechten Zeiten« erst mit etwa 1942 datiert. Dies 
stimmt auch mit den Erinnerungen von Frauen, Jugendlichen und dauernd uk-gestellten 
Männern überein, für die der Wendepunkt durch das Einsetzen regelmäßiger alliierter Rom- 
benangriffe auf das Ruhrgebiet 1943 bestimmt war (Herbert, LUSIR I, 1983: 86 £., Einfeldt, 
LUSIR I, 1983: 281 £f.) 

Mit diesem je unterschiedlich terminierten Wendepunkt aber trennten sich die Erfahrungen 
der Einzelnen mehr und mehr von ihrer sozialen Prädisposition, und andere Kriterien ge- 
wannen größere Bedeutung: ob einer eingezogen oder uk (unabkömmlich)-gestellt wurde, an 
die West- oder an die Ostfront kam, verwundet wurde oder nicht; ob eine Familie am Stadt- 
rand oder in den bombengefährdeten Innenstädten lebte, ob sie ausgebombt wurde oder 
nicht; ob die Kinder evakuiert wurden, ob man Ausgebombte oder Flüchtlinge aufnehmen 
oder selbst bei Fremden unterkommen mußte — das waren Kriterien, nach denen sich das 
Schicksal der Einzelnen formte und sich ihre Erfahrungen prägten. 

Die Analyse von Erinnerungen an die Kriegszeit zeigt hier die Bandbreite der Erfahrungs- 
möglichkeiten und ihrer Verarbeitungsformen -- die zunehmende Lösung der individuellen 
Erfahrung von den sozialen Grundkonstellationen ist dabei das beherrschende Ergebnis. 
Dabei werden auch Defizite der sozialgeschichtlichen Erforschung der Kriegszeit deutlich: Dies 
gilt zunächst für die Sozialgeschichte der Soldaten. Die große Bedeutsamkeit der Erfahrungen 
während des Krieges für das weitere Leben der Wehrmachtsoldaten ist in den Interviews un- 
übersehbar, und in vielen Fällen bildet das »Kriegserlebnis« bis heute einen Lebensmittelpunkt, 
dessen Intensität noch immer Gegenstand von Abarbeitungs- und Orientierungsversuchen 
darstellt (Niethammer, LUSIR I, 1983). Die je nach Glück oder Unglück ein paar Monate oder 
10 Jahre dauernde Soldatenzeit hat dabei aber nicht nur die bis dahin engen räumlichen Erfah- 
rungsbereiche gesprengt, sondern auch die sozialen, und sie hat die politischen und moralischen 
Werthaltungen tiefgreifend verändert. Die langfristigen Auswirkungen von Kriegsdienst und 
Kriegsgefangenschaft aber sind bislang nur wenig erforscht (vgl. Diugoborski 1981, Steinert 
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1970, Lehmann 1983: 120 ff., 1984) und die Hinweise aus unseren Interviews lassen auch er- 
kennen, warum: diese Auswirkungen wurden auf eineteils vorbewußte, teils vorgesellschaft- 
liche Ebene abgeschoben. Fast alle Soldaten kamen mit einem beschädigten Selbstbild als 
Mann nach Hause zurück, sei es, daß sie von einer großen Kriegsmaschinerie gegen ihren Wil- 
len herumgestoßen worden waren und nur mit knapper Not überlebt hatten, sei es, daß sie 
den Krieg (oder doch seine ersten zwei Jahre) begrüßt und zu ihrer Sache gemacht hatten und 
danach sowohl moralisch als auch als Verlierer kompromittiert waren. Die meisten kamen 
spät zurück und brauchten lange, bis sie im zivilen Leben sich wieder zurechtfanden, beson- 
ders wenn sie auch noch durch Folgen des Krieges behindert waren. Die Gesellschaft, in die 
sie zurückkehrten, war mit dem Überleben beschäftigt und hatte für sie allenfalls den lieblo- 
sen Trost über, daß ihre Jahre im Krieg »sinnlos« gewesen seien. Was sie für sie bedeuteten, 
mußten sie mit sich selbst ausmachen: in die Perspektiven der Nachkriegszeit paßten ihre Er- 
lebnisse nicht. Die existentielle Erregung und soziale Sinnlosigkeit des Krieges wurden in die 
Zellstruktur des Privatlebens eingeschlossen und übertrugen sich hier — direkt oder diffus — 
auf Arbeitsmotive, Sinnersatz und die Beziehungen zwischen den Geschlechtern und Gene- 
rationen. 

Die Erfahrungen derjenigen, die den Krieg nicht oder nicht überwiegend als Soldaten erlebt 
haben, sollen in drei Aspekten angesprochen werden: die Auswirkungen der deutschen milı- 
tärıschen Frfolge in der ersten Kriegshälfte auf das Bewußtsein der Ruhrarbeiterschaft, die 
sich ausweitende soziale und räumliche Mobilität und die spezifischen Erfahrungen von 
Frauen. 

In den Erinnnerungsinterviews mit Frauen wie mit Männern der Generation der damals Er- 
wachsenen wird die positive Entwicklung des Familienlebens, der Stabilität, der Freizeit bis 
in den Krieg hineingezogen, nun ergänzt um Berichte, die allesamt davon handeln, welche 
Anstrengungen es kostete, dasin der Vorkriegszeit mühsam erreichte Niveau des Lebensstan- 
dards durch den Krieg nicht zerstören zu lassen — die Stabilität der Höhe der Verbraucher- 
ausgaben bis 1941 spricht dafür, daß dies einigermaßen gelungen ist (vgl. Milward 1966). Der 
Krieg wurde, was den privaten Bereich angeht, bis zu dieser Zeit noch vorwiegend als Störfak- 
tor eines relativ stabilen Privatlebens angesehen. 

Daneben aber stand die Rezeption der militärischen Erfolge der Wehrmacht in der ersten 
Kriegshälfte, die in den Interviews zuweilen präzise geschildert werden; manche erinnern 
sich an die Höhepunkte von »Begeisterung« nach dem deutschen Einmarsch in Paris, nach 
den Siegen in Nord- und Südosteuropa — und häufig mit ausdrücklichen Hinweisen, zu die- 
ser Zeit habe kaum einer am deutschen Sieg gezweifelt. 

Diese Ausweitung von der Duldung und Hinnahme des NS-Regimes zu Elementen partieller 
Zustimmung kommt in den Berichtsquellen deutlicher und in verallgemeinerter Form zum 
Ausdruck (Boberach 1984: vgl. 17.6. u. 24.6. 1940, Bd. 4, 5. 1261 u. 1305, Kershaw 1980: 135 
bis 148). Nichts läßt erkennen, daß nicht auch große Teile der Arbeiterschaft diese kriegeri- 
sche Legitimation des Regimes akzeptiert hätten, zumal die Erwartung, daß Krieg Niederlage 
bedeute, in der »Blitzkriegs«-Phase widerlegt zu werden schien (vgl. auch Behnken 1980: 
1939, 5. 986 £.). 

Darüber hinaus wird man aber vor allem die Widersprüchlichkeit der Kriegserfahrungen be- 
tonen müssen; die Hinweise der zeitgenössischen Berichtsquellen auf die »Stimmung und 
Haltung« in der Arbeiterschaft decken sich dabei nicht mit den Ergebnissen der Interview- 
Analysen. Die Meldungen der SD-Spitzel nämlich berichteten ständig von der Zunahme der 
Kritik an den Arbeitsbedingungen in den Betrieben, von der Unzufriedenheit ın der Bevölke- 
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rung über die Lebensmittelrationierung und der Ablehnung der Versuche des Regimes, die 
Frauen stärker zur Kriegsproduktion heranzuziehen — Gegenstände häufiger Beunruhigung 
in der Regimeführung, für die die »Ruhe an der Heimatfront« unabdingbare Voraussetzung 
für eine sich ausweitende Kriegspolitik war (Mason 1977: 299 ff.; vgl. auch Winkler 1977). In 
den Interviews hingegen sind diese Elemente zwar auch präsent, aber nicht miteinander ver- 
. bunden oder politisch aufgeladen; die einzelnen Erfahrungen haben keinen gemeinsamen 
Nenner und sind nur schwer Begriffen wie Zustimmung oder Ablehnung ues NS-Regimes 
zuzuordnen; ein »Resistenz«- oder »Oppositions«-Potential in der Arbeiterbevölkerung ge- 
nerell läßt sich daraus nur schwer herausarbeiten. Kritik und Opposition galten einzelnen so- 
zialpolitischen Maßnahmen des Regimes im Zuge der Totalisierung des Krieges, verbanden 
sich aber bei den meisten nicht zu einer politischen Haltung (Mason 1982: 46 ff.). 

Für die vom Kriegsdienst freigestellten Arbeiter boten sich in den Betrieben vermehrt Möglich- 
keiten zum Aufstieg, wie sie ihnen bis dahin nicht begegnet waren. Zum einen war die uk-Stel- 
lung selbst Ausdruck der eigenen Unverzichtbarkeit und insofern ein Privileg gegenüber de- 
nen, die eingezogen wurden (Werner 1983: 58 ff., 81 ff., 254 ff.). Auf der anderen Seite bot vor 
allem der in den Industrieregionen seit Ende 1941 verstärkte Arbeitseinsatz der Fremdarbeiter 
und Kriegsgefangenen für viele deutsche Arbeiter die Gelegenheit zum Aufrücken in Vorarbei- 
ter- und Aufseherpositionen, wobei diese Aufstiegsmöglichkeit verbunden war mit einer vom 
Regime durchaus beabsichtigten, für den Finzelnen zunächst unmerklichen Veränderung der 
eigenen Rolle vom passiven zum aktiven Faktor der gesellschaftlichen Integration. Unabhängig 
davon, wie die einzelnen die ihnen zugewiesenen Ausländer behandelten, ermöglichte deren 
Anwesenheit für die deutschen Arbeiter einen sekundären sozialen Aufstieg durch »Unter- 
schichtung« und die Erfahrung, daß die Perspektive für sie über das »Unten-sein-und-unten- 
bleiben« hinausgehen konnte (vgl. Herbert 1985, 1983: 233-266, v. Plato, 1984: 28-34; vgl. auch 
Hoffmann-Nowottny 1973: 51 ff.). In anderer, nicht weniger einschneidender Weise galt dies 
auch für viele Frauen. Am Beispiel weiblicher Angestellter konnte gezeigt werden, wie sich 
Frauen auf den Plätzen eingezogener Männer in den Büros ın kurzer Zeit einarbeiteten und in 
Bereichen bewährten, die traditionell als Männerdomäne gegolten hatten (Schmidt, LUSIR I, 
1983: 133-162). Diese Erfahrungen dürften sich aber schwerlich auf andere Bereiche, vor allem 
nicht auf die Dienstverpflichtungen in die Rüstungsproduktion verallgemeinern lassen, denn es 
blieb eine der Maximen nationalsozialistischer Familien- und Sozialpolitik, keine allgemeine 
Dienstverpflichtung für Frauen zu erlassen, die wirklich einschneidend gewesen wäre — die 
Zahl der weiblichen Erwerbstätigen stieg während des Krieges nicht in nennenswertem Um- 
fang an, bis 1941 fiel sie sogar (Milward 1977: 222-225). 

Eine Untersuchung der Lebenserinnerungen von damals dienstverpflichteten Arbeiterfrau- 
en im Kontext unseres Projekts zeigt zudem, daß die betroffenen Frauen die Arbeit in der Fa- 
brik nicht als »„Chance« zur Erweiterung ihres Erfahrungshorizonts begriffen, sondern als 
Zwang, als Zumutung und als unerträglich schwere Belastung, der sie irgendwie zu entkom- 
men versuchten. Demgegenüber zeigen die Interviews mit jüngeren Frauen, die nach der 
BDM-Zeit während des Krieges zu den sogenannten »Diensten« herangezogen wurden, daß 
die dort gemachten Erfahrungen durchaus prägend waren und zum Teil auch positiv bewer- 
tet wurden (Einfeldt, LUSIR II, 1983). Die typische Form der Frauenarbeit im Zweiten Welt- 
krieg bestand nicht, wie im Ersten, in Industriearbeit, sondern in solchen »Diensten« — von 
der Beschäftigung als Hilfskrankenschwester im Lazarett bis zur Scheinwerferführerin bei 
der Flak oder Küchenleiterin im Ostarbeiterlager — und zwar nicht zuletzt deshalb, weil vie- 
le Frauen durch freiwillige Meldungen für solche Tätigkeiten die Dienstverpflichtung in die 
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Rüstungsindustrie umgehen konnten. Zwar wurden auch solche Beschäftigungen oft als Zu- 
satzbelastung in ohnehin schweren Zeiten angesehen, aber dies wurde wenigstens zum Teil 
aufgewogen durch Erfahrungen in als interessant empfundenen Bereichen, in denen die Ein- 
zelnen zudem häufig Verantwortung und Weisungsbefugnisse bekamen — sei es, daß sie we- 
gen Ärztemangel komplizierte, normalerweise ausgebildeten Ärzten vorbehaltene Aufgaben 
erledigten, daß sie bei Luftangriffen für die Scheinwerferbatterien eines strategisch wichtigen 
Punktes verantwortlich waren oder eine Lagerküche mit 30 Beschäftigten für 1500 Lagerbe- 
wohner organisierten. Hier erweiterten sich die Erfahrungsbereiche junger Frauen in der Tat 
erheblich; andererseits ersetzte dies aber nicht den Wunsch zur Rückkehr in dieFamilie(oder 
zu ihrer Gründung) — dazu wurde die Kriegssituation zu sehr als Sondersituation begriffen, 
die durch Angst und zusätzliche Belastung gekennzeichnet war, was durch die neuen Erfah- 
rungen nicht ausgeglichen wurde. Aber es wurden Aktivitätspotentiale freigesetzt, die bei 
vielen eine Beschränkung auf die reine Hausfrauen- und Mutterrolle auf längere Sicht unmög- 
lich oder zur tiefgreifenden Frustration machen würden. Auf jeden Fall schien auch von hier 
aus eine Rückkehr in Geschlechterverhältnisse, wie siein den Arbeiterfamilien der Weimarer 
Zeit üblich waren, nur mit erheblichen Problemen denkbar (Einfeldt, LUSIR II, 1983, Niet- 
hammer u. Herbert, LUSIR I, 1983: 199 ff., 238 ff.). 

Durch die Bombardierungen der Ruhrgebietsstädte seit Anfang 1943 wurden die gewachse- 
nen sozialen Strukturen schließlich auch im unmittelbaren, materiellen Sinne zerstört: Beleg- 
schaften, Nachbarn, Freunde, Verwandte und Familien wurden auseinandergerissen und die 
Wahrnehmung immer stärker auf das eigene Schicksal reduziert. Es ist in diesem Zusammen- 
hang kein Zufall, daß sich nach den SD-Berichten gerade an die Evakuierungsmaßnahmen 
die heftigsten sozialen Auseinandersetzungen der letzten Kriegsphase banden, wie W.F. Wer- 
ner, der diesen Zusammenhang rekonstruiert hat, schreibt: »Die Hartnäckigkeit, mit der ver- 
sucht wurde, alle Umquartierungsmaßnahmen zu ‘sabotieren’, zeigte die Fntschlossenheit 
eines beträchtlichen Teilsder Arbeiterschaft, den Familienzusammenhalt als letzte Bastion in 
dem zunehmend desintegrierenden Netz der Sozialbindungen ohne Rücksicht auf die Folgen 
zu erhalten... Gegen Eingriffe in ihren privaten Bereich, in dem jeder Arbeiter sehr wohl zu 
wissen glaubte, was ihm zuträglich war und was nicht, wehrten sich auch die vielen apoliti- 
schen oder apolitisch gewordenen Arbeiter gegen das Regime.« (Werner 1983: 268-274, hier: 
273 £.; vgl. auch Herbert, LUSIR II, 1983: 274, Anm. 35) 

Durch die Zerstörung der Wohngebiete und Betriebe, die Verlagerung von Betrieben and 
Belegschaften, die Familienevakuierungen und die Massenfluchten der Bevölkerung aus den 
bombardierten Städten in der letzten Kriegsphase und nach dem Kriege durch den Zustrom 
von Flüchtlingen und Vertriebenen sowie durch Demontagen und Wohnungsneubau wur- 
den auch die materiellen Grundlagen für ein mögliches Wiederaufleben der alten Sozialmi- 
lieus verändert, oft sogar zerstört. Die einstmals homogenen Arbeiterviertel mit gewach- 
senen sozialen Strukturen, die oft in der Nähe der großen Betriebe lagen, wurden durch 
Bombenangriffe besonders stark in Mitleidenschaft gezogen (vgl. Herbert, LUSIR II, 1983: 
273 f., Anm. 31, Recker 1979). Ein nahtloses Wiederanknüpfen an der Vorkriegssituation 
wäre hier meist selbst dann unmöglich gewesen, wenn die Basis der Milieus durch sozialen 
Wandel und Ausweitung der Erfahrungsräume nicht wie beschrieben von innen heraus 
schon ins Wanken gekommen wäre. 

Der Bombenkrieg war aber auch das entscheidende Element zur Desintegration jener Zu- 
stimmung zum Regime, die auch in der Arbeiterschaft 1940/41 ihren Höhepunkt erfahren 
hatte. Die Reduktion der sozialen Wahrnehmung auf den unmittelbaren Zusammenhang 
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der eigenen Existenz war nicht nur der Grund, sondern auch Ausdrucksform dieser Ent- 
wicklung, ebenso wie das wachsende Desinteresse an allen politischen und gesellschaftlichen 
Ereignissen. Je länger der Krieg dauerte, desto stärker, unmittelbarer und ausschließlicher 
konzentrierte sich das eigene Handeln und Interesse auf die eigene Existenz und Überle- 
bensimprovisation. Dabei gewannen Familie und Arbeitsplatz noch an Bedeutung, weil sie 
bei dieser Reduktion auf die elementaren Wünsche und Bedürfnisse noch die sichersten 
Stützen für das Überleben darstellten. In manchen Betrieben ist bis in die letzten Kriegstage 
unvermindert weitergearbeitet worden. Dafür waren nicht nur die Zwangsmittel des Regi- 
mes verantwortlich, sondern die bis in den letzten Kriegstag feststellbare Orientierung auf 
den Betrieb bedeutete auch das Festhalten an dem einzigen Ort, der »wenigstens einen Ab- 
glanz an Normalität« (Werner) in einer völlig chaotisch gewordenen Umwelt bot — außer- 
dem war für die Arbeiterschaft nur mit einem Arbeitsplatz eine Perspektive für dıe Zeit 
nach dem Kriegsende denkbar. 


Perspektiven der Faschismuserfahrung _ 


Die 12 Jahre des Dritten Reiches haben die Arbeiterschaft des Ruhrgebiets tiefgreifend und 
umfassend verändert. Die daraus resultierenden Perspektiven der Faschismuserfahrung las- 
sen sich in vier Punkten zusammenfassen: 

1. Das Syndrom nationalsozialistischer Sozialpolitik gegenüber der Arbeiterschaft aus Si- 
cherheit des Arbeitsplatzes, relativ hohen Löhnen, sozialer Versorgung, Freizeitmöglichkei- 
ten, Familienorientierung und Nationalisierung des Unterhaltungsmarktes hatte vielfach 
positive Erinnerungen hinterlassen. Diese beschrieben aber in erster Linie nicht erlebte 
Wirklichkeit, sondern neu entstandene Zukunftshoffnungen: die Idee von anderen, sozial 
abgesicherten, individuelleren Perspektiven. Die wenigen Jahre, in denen solche Pläne ent- 
standen, reichten nicht aus, um daraus schon langfristig wirksame Veränderungen der Le- 
bensweisen zu entwickeln. Aber alle zukünftige Politik würde sich bei der Arbeiterschaft an 
den Erfahrungen und Hoffnungen der 30er Jahre messen lassen, zugleich aber die negativen 
Seiten dieser Erfahrungen — Rechtlosigkeit, Unterdrückung, überlange Arbeitszeiten, Ar- 
beitshetze — durch ein wirksames System der Interessenvertretung berücksichtigen müssen. 
Die Orientierung der individuellen Durchsetzungsfähigkeit am Markt bedurfte also einer ef- 
fizienten Vermittlung von kollektiven Interessen, ohne das individuelle Fortkommen dabei 
zu behindern. 

2. Einer Rekonstruktion der Bedeutung der Milieus als Basis symbolischer Sinngebung stan- 
den von daher gewichtige Veränderungen in den Erfahrungen und Lebensformen der Arbei- 
terschaft entgegen. Die Tendenzen in Richtung auf Familie, Primat des Privatlebens vor der 
Halböffentlichkeit der Nachbarschaften, Individualisierung und Mobilität ebenso wie die 
Erweiterung der sozialen und geographischen Erfahrungsräume vor allem während des 
Krieges hatten die Prädispositionen in der Arbeiterklasse des Reviers deutlich verändert. Die 
Auswirkungen waren bei den einzelnen Generationen freilich unterschiedlich: Zwar war 
die Lebensperspektive der Älteren eher durch das Verlangen nach Stabilität und durch den 
Rückzug auf Familie und Beruf als Konsequenz der leidvollen Erfahrungen vor und wäh- 
rend der nationalsozialistischen Herrschaft beschränkt, aber sie konnten noch aufältere Er- 
fahrungen der Kollegialität und Selbsthilfe zurückgreifen. Dagegen waren für viele Jüngere 
Aspekte wie sozialer Aufstieg, Modernität, Leistungsorientierung durch ihre Erfahrungen 
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während der NS-Zeit durchaus positiv besetzt. Hier waren neue Möglichkeiten und Per- 
spektiven sichtbar geworden und hinterließen Hoffnungen und Wünsche nach einem Aus- 
bruch aus der Armut und der stagnierenden Perspektive des Arbeiterlebens. 

3. Zugleich hatte sich die politische Orientierung der Arbeiterschaft gewandelt. Der Kom- 
munismus, der früher besonders für die jüngeren Arbeiter und Arbeitslose attraktiv gewe- 
sen war, galt jetzt vielen Jungen als ein Phänomen der Vergangenheit und war vorwiegend 
als Objekt der antikommunistischer Propaganda der Nationalsozialisten bekannt (vgl. v. 
Plato 1984: 84), während der größte Teil der einstigen KP-Kader von den Nazis verfolgt 
und oft ermordet, ein kleinerer kompromittiert worden war. Die nicht ganz bedeutungslo- 
se Anhängerschaft der Nazis ın den Betrieben von 1933 existierte 1945 ebenfalls nicht mehr; 
sie war widerlegt. Und was der von alten SPD- und Zentrumsfunktionären vermutete laten- 
te Zusammenhalt ihrer einstigen Basıs jetzt noch bedeuten konnte, mußte sich erst noch 
zeigen. 

Darüber hinaus aber waren die alten Verbindungen zwischen Betriebsarbeit, Wohn- und 
Freizeitbereich und politischer Orientierung zerstört worden. Durch Entpolitisierung und 
zum Teil auch politische Kompromittierung von Teilen der Arbeiterschaft waren die sozia- 
listischen Selbstverständlichkeiten in der Arbeiterklasse weithin verkommen und die Frage, 
ob und wie die Arbeiterbewegung nach dem Krieg wiederentstehen könnte, relativ offen. 
4. In der starken Hinwendung auf die Familie im Zuge der Entwicklung seit etwa 1935 ka- 
men jenseits der Hauswirtschaft Möglichkeiten eines erweiterten und verinnerlichten Fami- 
lienlebens in Sicht. Während die Kriegs- und Nachkriegsnot die ersten Anzeichen zu einer 
Entlastung der Hausarbeit ins Gegenteil verkehrte, unterstrich sie das Bedürfnis nach Fami- 
lie als letztem Hort materieller und emotionaler Sicherheit. Das gab auch jenen Frauen der 
jüngeren Generation, die in BDM und Krieg neue Aktivitäts- und Verantwortungspotentia- 
le in sich entdeckt hatte, für eine Übergangszeit einen bedeutsamen innerfamiliären Aufga- 
benbereich. Es ließ sich aber absehen, daß er sie jenseits des materiellen Notstands und der 
Depression der Kriegsheimkehrer nicht lange würde mehr ausfüllen können. 


Nachkriegszeiten 


Vorläufer der historischen Beschäftigung mit der deutschen Arbeiterbewegung in der Nach- 
kriegszeit waren in den 50er Jahren die Untersuchungen vor allem von Betriebssoziologen, 
die das Bewußtsein der Arbeiter untersuchten, deren wesentliche Befunde — in Stichwor- 
ten: Resignation, dichotomisches Weltbild — aber nicht in Bezug gesetzt wurden zur Vorge- 
schichte der Bundesrepublik, sondern als Momentaufnahmen der frühen 50er Jahre mit 
Auswirkungen für die Zukunft bekannt und einflußreich wurden (vgl. Popitz, Bahrdt 1977, 
Jantke 1953, Croon, Utermann 1959; dagegen: Parisius, LUSIR H, 1983; vgl. auch Kudera 
1979). Neuere Tendenzen gerade der jüngeren Generation der Arbeiterschaft der 50er Jahre 
faßte die Soziologie in der Perspektive der »nivellierten Mittelstandsgesellschaft« zusammen 
— auch dies eine einflußreiche These, die die historische Entwicklung jedoch nur wenig be- 
rücksichtigte (Schelsky 1979, Dahrendorf 1957; vgl. auch Mooser 1984). Ansatzpunkt der 
zeitgeschichtlichen Beschäftigung mit der Arbeiterschaft der Nachkriegszeit war vor allem 
die Organisations- und Programmgeschichte der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften 
(Winkler 1979), sowie die Untersuchung der durch die alliierten Besatzungsmächte definier- 
ten Rahmenbedingungen und Spielräume (Schlauch 1980, Steininger 1979). 
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Sozialgeschichtliche Forschungen zur Situation der Arbeiterschaft in der Nachkriegszeit 
gibt es hingegen nach wie vor nur wenige; etwa zur Versorgungslage, zum Verhältnis von 
politischen und wirtschaftlichen Zielen in der Arbeiterschaft, zur Situation der Flüchtlinge 
und Vertriebenen (Kleßmann 1982: 37-120). 

Wichtig war in diesem Zusammenhang die Entdeckung einer breiten und differenzierten 
Aktivität unterhalb der Organisationsspitzen in den ersten Nachkriegswochen (vgl. Niet- 
hammer 1976, Pietsch 1978) und die Erkenntnis, daß es zwischen dem Sieg der Alliierten 
über das nationalsozialistische Deutschland und der Installation des westdeutschen Teilstaa- 
tes ab 1948 eine in vieler Hinsicht offenere Lage gegeben hatte als bis dahin vermutet, sowie 
eine durch die Niederlage des Faschismus freigesetzte Erwartung der Dominanz der Linken 
auch in den Westzonen; wenn auch deutlich wurde, daß dies eher durch das Verschwinden 
der Rechten von der politischen Bildfläche und im Zuge einer »allgemeinen Erwartung eı- 
nes nun fälligen, irgendwie sozialistischen Aufbaus« (Niethammer 1979: 28) begründet war 
als durch die politische Präsenz und Verankerung der Linken in der Arbeiterschaft. Den- 
noch entstanden daraus zum Teil überzogene Vorstellungen von der Verbreitung linker Po- 
sitionen bei den Arbeitern und ein etwas mechanistisches Bild von der Restauration, vom 
»erzwungenen Kapitalismus« in der Nachkriegszeit, der gemeinsam von den Westalliierten, 
den bürgerlichen Parteien, der Führung der Großindustrie und SPD- und Gewerkschafts- 
führern gegen den Willen der Arbeiterschaft durchgesetzt worden sei (vgl. Schmidt, Fichter 
1971, Huster 1972, Badstübner, "Thomas 1975). 

Die Frage, wie es kommen konnte, daß die Nachkriegsdominanz der Arbeiterbewegung in 
knapp drei Jahren verloren ging und schon bei der Gründung der Bundesrepublik die bür- 
gerlichen Parteien auf Bundesebene deutlich stärker waren als die Linke, kann aber ohne die 
Betrachtung der Haltung der Arbeiterschaft selbst nicht befriedigend beantwortet werden 
— hier setzte auch unser Projekt an. Auf der anderen Seite verlief im Ruhrgebiet die Ent- 
wicklung ja anders; denn hier wurde die SPD (nach einigem Zögern bei den ersten Nach- 
kriegswahlen) bald zur weitaus stärksten Kraft (obwohl sie vor 1933 hinter Zentrum, KPD 
und NSDAP eher ein Schattendasein geführt hatte) (Rohe 1960, 1979, Milatz 1960, Kühr 
1960). a 
Für die Nachkriegszeit standen bei unseren Interviewanalysen zusammengefaßt drei Fragen 
im Vordergrund: 

— Welche Ursachen hatten Entstehung und Verlust linker Dominanz bzw. Dominanzer- 
wartung während der Jahre nach dem Krieg in der Haltung und den Erfahrungen der Arbei- 
terschaft selbst? 

— Warum orientierte sich die Ruhrarbeiterschaft im Bruch mit vorfaschistischen Traditio- 
nen zur SPD und nicht — wie vor 1933 — vorwiegend zu den Kommunisten oder der ka- 
tholischen Arbeiterbewegung? 

— Welche mittel- und langfristigen Auswirkungen hatten die während der Nachkriegszeit 
gemachten Erfahrungen auf Verhalten und Einstellung der Arbeiterschaft? 

An das Datum des Kriegsendes erinnern sich die meisten, die es im Ruhrgebiet erlebten, als 
»Erlösung«, weil endlich die qualvollen Nächte in den Bombenkellern zu Ende waren und 
sich die Furcht vor den Siegern, die vor deren Einmarsch groß gewesen war, dann doch nur 
für wenige als berechtigt erwiesen hatte. Lebensgeschichtlich aber war hier für viele kein 
Wendepunkt, die Periodisierung der Biographien geht über das Kriegsende hinweg und um- 
faßt — »erst die Bomben, dann der Hunger« — die schlechten Kriegs- und Nachkriegsjahre 
insgesamt, die erst mit der Wiedereinkehr »normaler Verhältnisse« zu Ende waren; bei vie- 
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len ist dieser Endpunkt präzise fixierbar: 21. Juni 1948, Tag der Währungsreform (Abelshauser 
1983, Niethammer, LUSIR I, 1983: 79-87, Herbert, LUSIR I, 1983; Illich 1982). Die Entwick- 
lung bis dahin soll im Folgenden anhand einiger markanter Aspekte näher charakterisiert und 
im Hinblick auf Erfahrungen der Ruhrarbeiterschaft betrachtet werden. 

Mit dem Einmarsch der Alliierten war die relativ privilegierte Versorgungssituation der 
deutschen Bevölkerung zu Ende, und die während der letzten Kriegsphase schon immer aus- 
schließlicher auf das eigene Überleben gerichtete Haltung verstärkte sich noch — in der 
Ruhrarbeiterschaft verbunden mit der deprimierenden Erkenntnis, daß vor allem sie es war, 
die die Kosten der Niederlage zu tragen hatte: Viele Arbeiterwohnviertel waren zerstört, die 
Betriebe wurden von den Alliierten geschlossen, und Vorräte besaßen die meisten Arbeiter 
nicht. An diese Situation knüpften die meisten Arbeiterkader bei Kriegsende an. Schon die 
Antifa-Komitees — oft als Beleg für die spontane, quasi revolutionäre, jedenfalls radikale 
Linkstendenz in der Arbeiterschaft der unmittelbaren Nachkriegszeit genommen — hatten 
vor allem hier ihre Stoßrichtung: Unschädlichmachung lokaler Nazi-Führer und Überwin- 
dung der wirtschaftlichen Lähmungskrise — Trümmerräumung, Reparatur von Versor- 
gungsanlagen, Beschaffung von Lebensmitteln, Wiederinstandsetzung von Betriebsanlagen, 
Verhinderung von Plünderungen, Aufstellung einer Hilfspolizei sowie Aufbau eines Organı- 
sationskerns (vgl. Niethammer 1976: 708 f., Eschenburg 1983: 105 £f.). Auch die Betriebsaus- 
schüsse, -sprecher oder -räte, die in vielen Betrieben unmittelbar nach Kriegsende gebildet 
wurden, hatten hier ihre Aufgabe: die Arbeitsplätze und die Wohnungen der Belegschafts- 
mitglieder zu erhalten oder wiederherzustellen und die elementaren Sicherheitsbedürfnisse 
der Bevölkerung zu gewährleisten. Oft gingen ihre Kompetenzen aber weiter: durch die Ver- 
haftung bzw. Suspendierung der Unternehmensleitungen nahezu aller Großbetriebe im 
Ruhrgebiet fiel den Betriebsräten hier in den ersten Nachkriegsjahren eine Schlüsselrolle für 
den Wiederaufbau der Betriebe, für die Ingangsetzung und den Absatz der Produktion zu 
(vgl. Kleßmann 1979, 1982, 1983, Pirker 1960: 115 ff., Fichter 1982: 176 ff., Niethammer 
1976: 281 £f.). Die Stellung der Betriebsräte war also sowohl in wirtschaftlicher wie in politi- 
scher Hinsicht bedeutend; welche Auswirkungen dies hatte, wird im Folgenden an verschie- 
denen Punkten näher zu betrachten sein. 

Die Mangelerscheinungen in der Versorgung waren keine neue Entwicklung in der Nach- 
kriegszeit, eher setzen sich die schon seit längerer Zeit festzustellenden Tendenzen zuneh- 
mender Verschlechterung fort. Auch die halb- und illegalen Methoden der Selbstversorgung 
durch Hamstern, Tausch- und Schwarzmarktgeschäfte stellten schon während des Krieges 
Massenphänomene dar (vgl. Werner 1983: 329 ff., Boberach 1984: 17. 12. 1942, $. 4581 £f., 
6. 5. 1943, S. 5232 H.). Während sie sich aber vor 1945 auf bestimmte Mangelwaren be- 
schränkten und die Versorgung mit dem Lebensnotwendigen gewährleistet war, liefen nun 
auch die Ansprüche der Bezugsscheine im Rahmen der Bewirtschaftungspraxis ins Leere, so 
daß man sich zunehmend auf die zweite Ökonomie und darin vor allem auf den Schwarz- 
markt verwiesen sah. Für die Arbeiter war dies eine besonders nachteilige Entwicklung, weil 
sie zumeist wenig Tauschbares anzubieten hatten — der Schwarzmarkt als Bewährungsprobe 
für eigene Stärke und individuelles Durchsetzungsvermögen machte ihnen nur zu deutlich, 
daß sie nach wie vor zu den wirtschaftlichen Schwachen gehörten. Daneben aber waren hier 
besonders für alle im Umfeld des Ruhrbergbaus Beschäftigten auch andere Erfahrungen zu 
machen: da der Bergbau als einziger Industriezweig von den Alliierten gefördert wurde und 
ein Prämiensystem im Naturalakkord mit CARE-Paketen bezahlt wurde (Abelshauser 
1975: 135 ff., Borsdorf, Föllmer-Eding 1979), war die Lage der Bergarbeiter privilegiert und 
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auch auf dem Markt relativ stark. Die Arbeiter anderer Branchen hatten als Einzelne für den 
Tauschmarkt zumeist nichts zur Verfügung; als Gruppe aber konnten sie ihre Marktmacht 
vervielfachen und den Schwarzmarkt über »Kompensationsgeschäftes professionalisieren; 
nicht unerhebliche Teile der Reproduktionsmittel der Arbeiterfamilien des Ruhrgebiets sınd 
offenbar auf diese Weise »organisiert« worden — damit wurden aber gleichzeitig Elemente 
wie »Abwertung einer sozialistischen Alternative«, »Akzeptanz des Marktes« und »Optimie- 
rung der eigenen Machtpositionen über betrieblich organisierte Klientelverbände« forciert 
und eingeübt (Niethammer, LUSIR I 1983: 94 £., v. Plato, LUSIR IL, 1983). 

"Solche Kompensationsgeschäfte (wie überhaupt den Versuch des Überlebens in enger Anlch- 
nungan den Betrieb) gab es auch in anderen Industriebezirken (Kleßmann 1985: 239 £., Niet- 
hammer 1976: 305 £f., 503 ff., 609 {£.). wenn auch wohl nicht in diesem Ausmaß, da der Berg- 
bau der einzige von der Besatzungsmacht nachdrücklich geförderte Produktionszweig war. 
Langfristig von Bedeutung aber war, daß im Ruhrgebiet diese Geschäfte weitgehend unter 
der Regie der Betriebsräte abliefen, ebenso wie die Verteilung der Versorgungsmittel, die Zu- 
weisung von Werkswohnungen und die Entlassung bzw. Wiedereinstellung der von der 
Front und aus den evakuierten Betrieben zurückflutenden Belegschaftsmitglieder (Nietham- 
mer, LUSIR L, 1983: 69 ff., v. Plato, LUSIR I], 1983, Zimmermann, LUSIR II, 1983: 292 ff, 
v. Plato 1984: 124 ff.). 

Die dabei von den Arbeitern gemachten Erfahrungen sind zum Teil widersprüchlich: einer- 
seits wurde der Schwarzmarkt als Schieberdomäne erkannt und abgelehnt, gleichzeitig war 
man froh, daß man sich über den Betrieb daran beteiligen konnte. Einerseits zeigte sich hier 
der Markt in seiner ursprünglichen, darwinistischen Form. Auf der anderen Seite wurde 
durch die Erfahrungen mit der staatlichen Bewirtschaftung während des Krieges und danach 
auch die Propagierung einer sozialistischen Planwirtschaft als Mangelverteilung denunziert; 
die »Freie Marktwirtschaft« als Absage an wirtschaftliche Planungs- und Zuteilungssysteme 
versprach eine Alternative (Niethammer, LUSIR I, 1983: 60 ££.). 

Eine verwirrende Erfahrung war auch der im Einklang mit der Kapitalseite— die dafür in der 
Stahlindustrie die Mitbestimmung anbot — geführte Kampf gegen die Demontage: Die Be- 
triebsräte und weniger die politisch oft belasteten und zunächst in alliiertem Gewahrsam ein- 
sitzenden Unternehmer waren es, die den Kampf gegen die Demontage der Montanbetriebe 
des Reviers in den ersten Jahren führten und die in der entscheidenden Phase vorgeschickt 
wurden — unterstützt durch Massenaktivitäten wie Demonstrationen und Unterschriften- 
samrnlungen (v. Plato, LUSIRIT, 1983: 326 ff., ders. 1984: 124 ff., vgl. Abelshauser 1983: 123 ff.). 
Daß sich im Nachhinein die Demontage von veralteten Produktionsanlagen und Überkapa- 
zitäten wirtschaftlich eher positiv auswirkte, darüber wird in vielen Interviews mit männli- 
chen Arbeitern und Angestellten reflektiert: »Wir haben demonstriert für das Bessere,« faßte 
einer der Betriebsräte diese Erfahrung zusammen, »aber in einer Art sind wir froh gewesen, 
historisch gesehen, daß sie alles abmontiert haben... da war man ja gezwungen, alles neu anzu- 
schaffen. Und dann kam der Marshall-Plan, da hatten sie Geld und haben neu angeschafft, 
und was da neu angeschafft wurde — damit haben wir nachher das deutsche Wirtschaftswun- 
der erreicht.« (Herbert, LUSIR I, 1983: 255 f.). 

In der Erfahrung der Betriebsräte — bei den »einfachen« Arbeitern wird dieser Aspekt nicht 
so explizit, von der Tendenz her aber ähnlich ausgedrückt — war die Massenmobilisierung 
und politische Aktivität gegen die Demontage ein Fehlschlag; die unmittelbare Interessenver- 
tretung, die Örganisation des Betriebs und der Versorgung der Belegschaften hingegen eine 
Frfolgsgeschichte. 
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Die Nachkriegsjahre waren im Ruhrgebiet außer durch Mangel auch durch eine schier amei- 
senhafte Mobilität gekennzeichnet: die jetzt zu »DP’s« gewordenen Fremdarbeiter und 
Kriegsgefangenen zogen aus den Ruhrstädten nach Hause, die deutschen Kriegsgefangenen 
kehrten zurück. Dasselbe versuchten die Evakuierten, Ausgebombten und Kinderlandver- 
schickten, wurden zunächst aber teilweise durch Zugangssperren behindert. Neu hinzu ka- 
men Vertriebene und Flüchtlinge aus dem Östen, besonders diejenigen, die von den Arbeits- 
möglichkeiten im Bergbau angelockt worden waren. Der Arbeitskräftebedarf der Zechen, 
bei denen man in jedem Sinne des Wortes »untertauchen« konnte, machte den Bergbau auch 
zu einer Zwischenstation politisch Belasteter der Besatzungszeit aufdem Weg zu einer neuen 
sozialen Identität (vgl. Lemberg, Edding, 1959, Bd. I: 89 ff., Mooser 1984: 110 f., Köllmann 
1983). 

Diese große Durchmischung der Bevölkerung hat im Ruhrgebiet zunächst nicht anders ge- 
wirkt als in anderen Regionen; da aber hier früher eine relativ homogene Arbeiterbevölke- 
rung vorgeherrscht hatte und der Bergbau einen großen Anziehungseffekt auslöste, waren 
die Auswirkungen auf die Struktur der Nachkriegsbevölkerung hier besonders spürbar. Dies 
gilt etwa für die konfessionelle Zusammensetzung; durch das Hinzukommen vorwiegend 
evangelischer Vertriebener aus dem Osten wurde die katholische Dominanz (etwa in zahlrei- 
chen Bergbaubetrieben), wenn nicht gebrochen, so doch gelockert — und mit ihr die residua- 
le Bindungskraft der Kirche in der Arbeiterschaft. Dies gilt aber auch für die Verbreitung 
stärker individualistisch orientierten Leistungsdenkens, das bei den Vertriebenen besonders 
ausgeprägt war und zu starkem Aufstiegsdenken gerade bei denen führte, die vorher nicht 
Arbeiter gewesen waren und ihre soziale Deklassierung durch erhöhte Anstrengungen mög- 
lichst bald wieder ausgleichen wollten (Croon, Utermann 1959: 132 £.; vgl. Lemberg, Edding 
1959, Bd. 3: 1-22, Schmidtchen 1979: 280 ff.). 

Und dennoch scheint es so, als habe es »Flüchtlingsprobleme« in der Form, wie sie in nord- 
und süddeutschen Regionen ebenso regelmäßig wie tiefgreifend auftraten, im Ruhrgebiet 
nicht gegeben. Die Einwanderergesellschaft des Ruhrgebiets war selbst noch zu wenig sta- 
tisch und etabliert, die Erinnerung an den eigenen Zuzug in den Westen oder den der Eltern 
noch zu frisch, als daß die Konflikte zwischen Alteingesessenen und Zugezogenensich hätten 
zuspitzen können. Das Ruhrgebiet hatte in den vergangenen Jahren mit immer neuen Ein- 
wandererwellen und von ihnen gelebt, so wurde auch diese nicht als etwas sonderlich Neues 
wahrgenommen. 

Außer der durch die Kriegs- und Nachkriegsereignisse erzwungenen Mobilität und dem Zu- 
zug von Flüchtlingen und Vertriebenen führte die Schließung oder Teilschließung vieler 
Großbetriebe der Stahlindustrie für lange Zeit zu einer weiteren Lockerung traditioneller 
Bindungen und Gemeinschaften. Viele Stahlarbeiter mußten sich um andere Arbeitsplätze 
bemühen oder lange Jahre Aushilfstätigkeiten verrichten. Die Belegschaften, die schon wäh- 
rend des Krieges durch Ausländereinsatz und Einziehungen zur Wehrmacht stark verändert 
worden waren, wurden erneut durchmischt; ebenso wie die Wohnviertel, wo durch Zerstö- 
rungen und Überbelegungen gewachsene Nachbarschaften verändert oder ganz aufgelöst 
wurden (vgl. Jantke 1953: 28 ff., Abelshauser 1983: 103 ff., Kleßmann 1982 a: 39 ff.). 
Arbeitsplatz und Familie wurden erneut zu »Fluchtpunktens; beide aber waren auf charakteri- 
stische Weise verändert. Während die Belegschaften großer Betriebe durch die entgegengesetz- 
ten Tendenzen im Kohle- und im Stahlbereich und deren Trennung durch die Besatzungs- 
macht teils stark vermindert, teils neu zusammengesetzt wurden, weiteten sich die Familien 
häufig zu regelrechten Clans aus — oft das genaue Gegenteil von dem, was sich die aus aller Welt 
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Heimkehrenden in ihren Wünschen nach Geborgenheit in Heim und Familie erhofft hat- 
ten, sondern eher »Selbsthilfegruppen zur Überwindung extrem elender und ungewohnter 
Lebensbedingungen, deren Konstitutionsmerkmal — Verwandtschaft — ihnen etwas Un- 
entrinnbares gab.« (Vgl. Niethammer, LUSIR IE, 1983: 47 f., Schelsky 1967: 347 ff., Wirth 
1979, Thurnwald 1948) Aber ähnlich wie der Verdruß über Mangelrationierung und 
Schwarzmarkt den Wunsch nach einem Ende der Planwirtschaft und nach normaler Markt- 
wirtschaft verstärkte, wurde für die Ruhrbevölkerung durch den Überdruß an den großfa- 
milialen Notgemeinschaften der Nachkriegszeit der Wunsch nach einer nach außen abge- 
grenzten Kleinfamilie in einer »Wohnung für sich alleine« nahezu übermächtig: der »letzte 
große Schub zur Internalisierung sozialer Kontrolle durch die Substrukturierung der Gesell- 
schaft durch kleinfamiliale Sozialisations-und Ordnungszellen.« (Niethammer, LUSIR I, 
1983: 54 £.) 

Die Überlebensstrategien der Ruhrbevölkerung in der Nachkriegszeit knüpften zunächst 
durchaus an Traditionen aus der Einwanderungs- und der Weimarer Zeit an; Selbsthilfe und 
Nachbarschaft prägten das Leben, und die Wege des Rückzugs auf Arbeit und Kleinfamilie 
waren den meisten vorerst versperrt. Der Unterschied zu den vorfaschistischen Traditionen 
bestand vor allem darin, daß die Situation nach 1945 die Reduktion allen Handelns auf die 
Grundbedürfnisse — Wohnen, Essen, Wärme etc. — mit sich brachte und kulturelle Elemen- 
te dabei ebenso zurücktraten wie politische. Für viele der Älteren war nach dem Kriege dieses 
Anknüpfen an elementaren Formen kollektiver Lebensbewältigung im alten Arbeitermilieu 
eine Selbstverständlichkeit, für die mittlere und jüngere Generation war sie es nicht mehr 
(v. Plato 1984: 102 ff., 113 ff., ders,, LUSIR II, 1983: 326 ff.). 

Im Großen erfuhren sich die Arbeiter im Ruhrgebiet nach 1945 wie vorher vor allem als 
Opfer und Objekt politischer Entscheidungen, die sie nicht bestimmen konnten; das war im 
Zusammenhang mit Sozialisierung und Dernontage noch einmal ausdrücklich bestätigt 
worden. Hingegen zeigte die Tätigkeit der Betriebsräte, daß zumindest im Betrieb eine er- 
folgreiche Interessenvertretung möglich war: hier konstituierte sich ein Politikmodell, das 
in den folgenden Jahren in modifizierter Form noch an Bedeutung gewinnen und auch ein 
politischer Faktor werden sollte. Die Bedeutung der Betriebsräte als »Basiseliten« war aller- 
dings weniger durch spezifische soziokulturelle und politische Zuordnungen wie in den Ar- 
beitermilieus der Weimarer Zeit abgestützt, sondern in einer neuen und vereinheitlichten 
Weise durch ihre Leistung und Effizienz. Politischer Ausdruck dessen wurde die Einheitsge- 
werkschaft, deren Funktionäre aus den verschiedenen politischen Richtungen der Arbeiter- 
bewegung kamen, denen Pragmatismus und Basisnähe aber gemeinsam war (v. Plato, LU- 
SIR II, 1983: 312 £., Borsdorf 1974, 1977, Klein 1972, Niethammer 1975), 

Weder gemeinsame Traditionen noch eine explizite, weitreichende politische Programmatik 
stellten dabei die Grundlage der Beziehung zwischen Basiseliten und Arbeiterschaft dar; sie 
gründete vielmehr auf der Durchsetzung von Teilhabe und Rechten im Betrieb (und darüber 
hinaus) und entwickelte das Grundmuster von Leistung und Loyalität. 

In seiner Struktur lag dieses Syndrom aus Pragmatismus und Fffizienz der kommunistischen, 
teilweise auch der christlichen Arbeiterbewegung fern, denn es machte weltanschauliche Ge- 
bundenheit und politische Langzeitprogramme zur Privatsache — zudem waren beide Grup- 
pen durch andere Faktoren gehandicapt: die Kommunisten verfügten zwar über betriebli- 
chen Einfluß und zahlreiche integre Basisvertreter, wurden aber durch ihre außenpolitischen 
Bindungen im Zuge des Kalten Krieges immer stärker isoliert und waren insofern nicht 
glaubwürdig, als zwischen betriebsorientiertem Handeln und politischer Programmatik ein 
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Spalt klaffte, der etwa in der Demontagepolitik vollends offensichtlich wurde (Kleßmann 
1982 a: 126 ff., v. Plato, LUSIR IL, 1983: 351 ff., dagegen: Mannschatz, Seider 1962). 

Auch den christlichen Arbeitervertretern im Ruhrgebiet gelang es zunächst durchaus, an ihre 
Traditionen von vor 1933 anzuknüpfen und Teile der Arbeiterschaft über das politische und 
organisatorische Engagement der christlichen Betriebsräte in die Nähe der CDU zu orientie- 
ren (vgl. Buchhaas, Kühr 1960: 136 ff., Kühr 1979: 74 ff, Schmidt 1983, Forster 1977: 109 £f., 
Höffner 1949). Daß sich dies auf mittlere Sicht nicht durchsetzte und die CDU an der Ruhr 
zunehmend ihre Anhänger in der Arbeiterschaft verlor, hatte verschiedene Ursachen. Zum 
einen verloren die Versuche zur Rekonstruktion der stark religiös besetzten Milieubindun- 
gen an Durchschlagskraft, als sich erwies, daß die sozialpolitische Ausrichtung des Zentrums 
der CDU nicht fortgeführt wurde und sich so für die katholische Ruhrarbeiterschaft keine 
spezifischen vor allem sozialpolitischen Angebote eröffneten. 

Auf der anderen Seite wurde die christlich orientierte Arbeiterschaft durch die in den Nach- 
kriegsjahren ins Ruhrgebiet strömenden Vertriebenen konfessionell erweitert, so daß eine 
ausschließlich katholische Arbeiinehmervertretung für die überkonfessionell angelegte 
CDU sehr problematisch war, während die Arbeitermilieus katholisch nicht überkonfessio- 
nell christlich ausgerichtet gewesen waren. Schließlich spielten hier auch allgemeinere politi- 
sche Aspekte eine Rolle, vor allem als sich das politische und soziale Gravitationszentrum der 
CDU durch die Integration des deutschnationalen und des wirtschaftsliberalen Flügels stark 
nach rechts oben verschob (Schmidt 1981). 

Für die katholischen wie die kommunisüschen Vertreter der Arbeiterbewegungan der Ruhr 
galt zudem, daß in den Nachkriegsjahren nicht die Reorganisation der Traditionszusammen- 
hänge, sondern die Effektivität der betriebsnahen Vermittlung vorwiegend sozialer Interes- 
sen von den Belegschaften honoriert wurden — wollten sie erfolgreich sein, mußten sie den 
Weg von den Wiederbelebungsversuchen der Milieus hin zur Integration in einen zwar effek- 
tiven, aber politisch und kulturell gesichtslosen Apparat der institutionalisierten, nach unten 
klientelhaft organisierten Vorteilsvermittlung gehen. Unabhängig von ihrer politischen 
Ausrichtung, ob kommunistisch, sozialdemokatisch oder »schwarz«, sahen sie sich in der 
Verfolgung politischer Langzeitperspektiven von oben durch das Veto der Besatzungsmäch- 
te, von unten durch das Beharren der Masse der Arbeiterschaft am Wiederaufbau von Famr- 
lie, Wohnung, Arbeitsplatz und individueller Zukunft behindert. Dazwischen eröffnete sich 
ein Raum der Koordination, was zwar ihre Rolle in bis dahin unbekannte Größenordnungen 
aufwertete, zugleich aber einer programmatischen, kulturellen oder symbolischen Alternati- 
ve zur Gesamtgesellschaft entkleidete. 

Für die Sozialdemokraten traf dies noch am wenigsten zu, war ihre Tradition doch schon in 
der Weimarer Zeit an systenuimmanenten Befriedigungen orientiert und weniger ideologisch 
aufgeladen gewesen als diejenige von Katholiken oder Kommunisten. Der durch Druck von 
oben und unten entstandene Zwang zum Pragmatismus in der Nachkriegszeit kam ihnen in- 
sofern entgegen; sie waren daher am ehesten in der Lage, den seit den 30er Jahren veränderten 
Perspektiven und Erfahrungen der Ruhrarbeiterschaft in der Praxis zu entsprechen und sie 
durch eine Orientierung auf Wirtschaftswachstum, Arbeitsplatzsicherheit, Mitbestimmung 
und staatliche Sozialpolitik zu konkretisieren. 

Die Errichtung eines basisnahen, betrieblich orientierten, später noch ausgeweiteten Systems 
der Interessenvertretung, das den Einzelnen von der Notwendigkeit der »Tarifpolitik auf ei- 
gene Faust« enthob, soziale Verbesserungen ohne eigene politische Aktivität ermöglichte 
und einen wirksamen Beschwerdeweg über Vertreter der Arbeiterseite eröffnete, bannte zu- 
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gleich die Traumata der Individualiserungserfahrung seit den 30er Jahren: Rechtlosigkeitund 
Überausbeutung (Zimmermann, LUSIR I, 1983, v. Plato 1984: 171 ff.). 

Das alles wird jedoch in seiner Wirksamkeit erst recht verständlich vor dem Hintergrund des 
Wiederaufbaubooms, der die Grundlage für ein auf stetiges Wachstum abgestelltes Marsch- 
ziel der Arbeiterbewegung abgab. Dadurch wurde aber gleichzeitig die Ablösung aus symbo- 
lischen und kulturellen Kompensationen der Lage der Arbeiterschaft in weltanschaulichen 
Lagern ermöglicht und ihr Ersatz durch materielle Fortschritte gefördert. Und nirgendwo 
sonst in Westdeutschland wurden diese Partizipationsstrukturen, auf denen ein Gutteil der 
Fähigkeit der Basiseliten zur Verlängerung ihrer Nachkriegsfunktionen in die 50er Jahre auf- 
baute, so fest und wirksam verankert wie im Geltungsbereich der Montanmitbestimmung, in 
der insofern zugleich ein historischer Ausdruck der politischen Regionalkultur an der Ruhr 
wie auch ein Instrument ihrer Reproduktion zu sehen ist. 

Das läßt sich auch an dem anders gelagerten Beispiel der Kruppianer nachvollziehen, wo der 
Übergang von den Privilegien betrieblich-patriarchalischer Sozialpolitik zu den wirksame- 
ren und nicht an außerbetriebliches Wohlverhalten geknüpften sozialstaatlichen Siche- 
rungssystemen reibungslos funktioniert hat und in eine fast geschlossene Hinwendung der 
Belegschaften zur Sozialdemokratie gemündet ist. In der Reflexion über die Einbindung i in 
den betrieblichen Kosmos vor 1945 trauern die Älteren zwar um den Verlust eines besonde- 
ren Zusammengehörigkeitsgefühls; dieses Identitätsdefizit wird aber als unabänderlich und 
als Preis für die soziale und wirtschaftliche Besserstellung seit der Nachkriegszeit akzeptiert 
und zum anderen durch das beschriebene System der betrieblichen Interessenvertretung ab- 
gemildert (Herbert, LUSIR IL, 1983). 


Das »normale Leben« 


Als Kulminationspunkt der Nachkriegszeit und take-off zur »Wiedererlangung« eines »nor- 
malen« Lebens erweist sich in erfahrungsgeschichtlicher Perspektive die Währungsreform: 
Als von »Oben« in umfassender Machtvollkommenheit gesetzt und in ihren Auswirkungen 
als evident ungerecht erfahren, wird sie in den Lebensgeschichten doch als Auftakt einer neu- 
en, einer noch immer gültigen gesellschaftlichen Normalität begriffen, in deren Rahmen 
auch ein eigener Aufschwung stattfand — zweifellos ungerecht, aber letztlich zum eigenen 
Vorteil (Niethammer, LUSIR I, 1983: 83 f.). Selbst der halbherzige Generalstreik der Ge- 
werkschaften gegen den ausgebliebenen Lastenausgleich war kein Protest gegen das neue 
. Währungs- und Wirtschaftssystem, sondern gegen seine mangelhafte soziale Absicherung 
(vgl. Beier 1975). 

Die Währungsreform kann man aus dieser Perspektive begreifen als Auftakt zur »Wirt- 
schaftswunderzeit« oder sogar als »Gründungsmythos« der Bundesrepublik, worin der 
Markt als Perspektive angenommen wurde, weil sie der eigenen Perspektive nicht wider- 
sprach und beide im Rückblick sich als Fortschritt bewährt haben. Die Währungsreform ist 
aber auch deshalb ein so einheitlich erfahrenes Datum, weil die Scheingleichheit des Kopfgel- 
des jeden im Alltag erreichte und jeder den Schein durchschaute. Die politische Gründungs- 
phase der Republik wird hingegen meist gar nicht erinnert oder nur in Nebensätzen von den 
»langen Reden«, die damals gehalten worden seien. 

Die 50er Jahre werden vor allem als»ruhige Zeiten« geschildert, in denen — endlich — langge- 
hegte und angestaute Lebenswünsche verwirklicht werden konnten, die auf der anderen Seite 
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ein Profil von »normalem Leben« definiert haben, weil ihnen bei unseren Interviewpartnern 
das Fremde, das sie für sie distanzierbar und damit mitteilungswürdig machen könnte, fehlt 
(vgl. Herbert, LUSIR I, 1983: 81 ff., Schwarz 1981, 1983: 375 ff., Braun 1977, Tenbruck 1974): 
die Praxis hat die Prädispositionen erreicht, die Geschichte diese Generationen ın den Alltag 
entlassen. 

Die Arbeit wird zum unübersehbaren Schwerpunkt des Lebens nicht nur der Männer, son- 
dern auch der Frauen, für die der Aufbau eines Familienlebens auf einigermaßen gesicherter 
Grundlage eine jahrelange, mühselige Aufgabe darstellte (Einfeldt, LUSIR I, 1983: 287 ff., 
ders., LUSIR II, 1983: 167 ff.). Diese Konzentration auf die Arbeit ist bei manchen auch als 
Akzeptanz einer langen, beschwerlichen Perspektive (nämlich: eine Praxis der kleinen 
Schritte) zu verstehen, nachdem die großen, die revolutionären und schnellen Lösungen ge- 
scheitert waren: hierin ist ein Element jener »Resignation« zu sehen, die in den Bewußtseins- 
Analysen der 50er Jahre festgestellt wurde, wenngleich unsere Interviews auch deutlich ma- 
chen, daß von »Resignation« nicht in der Perspektive der Befragten, sondern nur in Relation 
zu einer überzogenen Politisierungsvorstellung gesprochen werden kann (Parisius, LUSIR 
II, 1983). Fester Arbeitsplatz und gute Löhne sind aber nur dieeine Seite dieser Erfahrung, die 
nicht gleichgesetzt werden kann mit »Aufstieg« oder gar »Verbürgerlichung« (vgl. Mooser 
1984: 224-236). Die Lebensgeschichten der Arbeiter machen vielmehr deutlich, daß sie Ar- 
beiter blieben, die Subalternität und Ausbeutung als prägende Erfahrungen erlebten, die sich 
über die Gewerkschaften höhere Löhne und bessere Sozialleistungen erkämpfen mußten und 
die Gesellschaft als in »wir und die« dichotomisch gespalten erlebten (vgl. Popitz, Bahrdt 
1977: 120 ff., Fröhlich 1981). Aber daneben gab es im Nahbereich auch Rechte. Nach dem 
Niedergang der Selbsthilfe-Macht der Betriebsräte und ihrer Ersetzung durch das Mitbestim- 
mungssystem im Montanbereich (vgl. Kleßmann 1979, dagegen: Schmidt 1974: 182 ff., auch: 
Hartwich 1978: 85 ff., 180 ff.) weiteten sich die Klientelstrukturen der Betriebsräte zu einem 
Netz kommunaler, betrieblicher und regionaler Interessenvertretung aus, das gewerkschaft- 
liche, kommunalpolitische, sozialstaatliche und sozialfürsorgerische Elemente besaß und in 
den basisnahen Multifunktionären seinen personellen Ausdruck fand: ein Regionalmilieu ar- 
beiterfreundlicher Substrukturen, aber ohne spezifische kulturelle und symbolische Inhalte 
oder politisch-programmatische Utopien. 

Hier liegt das Fundament der sozialdemokratischen Hegemonie im Ruhrgebiet, abgesichert 
durch enge Verbindungen zu den Gewerkschaften, in Opposition zu einer wirtschaftsnahen 
CDU-Regierung, in behutsamer Ablehnung einer Remilitarisierung, die in der Arbeiter- 
schaft keine Anhänger finden konnte. 

Neben der Arbeit war der zweite Schwerpunkt des Lebens in den 50er Jahren die Familie — 
die Kleinfamilie, abgegrenzt von Verwandtschaft und Nachbarschaft, aber durch neue Erfah- 
rungen verändert. Vor allem die Rolle der Frauen war hier neu. Die Hausfrauenarbeit wuchs 
über die Meisterung elementarer Not hinaus und eröffnete eigene Dispositionsspielräume; 
die Erfahrungen von Jugenderziehung im Dritten Reich, in den »Diensten« und im Beruf hat- 
ten sie Effizienz, Arbeitsorganisation, Nutzung von Hilfsmitteln auch als wesentliche Prinzi- 
pien häuslicher Arbeit schätzen gelehrt (Einfeldt, LUSIR I, 1983: 149 ff., Mooser 1984: 
156 £). 

Gleichzeitig gewannen »Familienleben« und Kindererziehung an eigenem, von der Hausar- 
beit stärker getrenntem Profil. Es entstand ein »Handlungsfeld, das zwischen Ordnung auf 
der einen Seite und Dynamisierung des alltäglichen Lebens auf der anderen Seite ausgefüllt 
- war.« (Einfeldt, LUSIR IL, 1983: 183). Insofern wäre eine Reduktion weiblicher Erfahrungen 
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in den 50er Jahren auf die Funktion von Frauen als Reservearmee des Krieges und der Kon- 
junktur blind für die Nutzung des Erfahrungspotentials außerhäuslicher Tätigkeit für die 
Arbeit in der Familie und im Haushalt. Die in den Interviews mit »Nur-Hausfrauen« deut- 
lich werdende Zufriedenheit mit ihrer Entwicklung und Tätigkeit ließe sich sonst auch nur 
in den arroganten Kategorien »falschen Bewußitseins« fassen. Tatsächlich aber waren die neu- 
en Aufgaben in den Familien der 50er Jahre für die Arbeiterfrauen durchaus herausfordernd 
und befriedigend (vgl. Stecker 1981, Jurczyk 1976, Meyer, Schulze 1984). Dies gilt in man- 
cher Hinsicht auch für die weibliche Erwerbstätigkeit, die für diese Zeit am Beispiel der 
»Vorzimmerdamen« im Großbetrieb untersucht wurde (Schmidt, LUSIR II, 1983). Auch 
hier stehen der ganz offenbaren Diskriminierung und Ausbeutung der Frauen ebenso un- 
übersehbar Stolz und Zufriedenheit gegenüber, die vor allem aus der relativen Privilegiert- 
heit ihrer Stellung (die vor dem Krieg vorwiegend von Männern eingenommen worden war) 
und einem daraus gewonnen Zuwachs an Erfahrung, an auch materiellen Dispositionsmög- 
lichkeiten und an Selbständigkeit entstanden sind, die sie die Mehrbelastungen und die von 
heute aus stärker als in den damaligen Relationen empfundenen Zurücksetzungen und Dis- 
kriminierungen hinnehmen ließen. 

Die verschiedenen hier angesprochenen Bereiche haben gemeinsam, daß sich zunächst eine 
lange Phase der Stabilisierung entwickelte, die nach so langen Jahren der Unsicherheit und 
Not ein Stück vom besseren Leben in Reichweite brachte. Die oft beschriebene Statik, der 
konservative Grundzug der Ruhrarbeiterschaft hat hier ihren Kern: »Statik« ist dafür aber ein 
äußerlicher Begriff, der die Dynamik innerhalb der festen Größen Arbeit und Familie nicht 
einbezieht. Zielpunkt und Normvorstellung dieser Dynamik war zweifellos eine an klein- 
bürgerlichen Maßstäben gewonnene Hoffnung auf Unabhängigkeit, Sicherheit, Stabilität 
(Mooser 1984: 224 f.) — die Ruhrarbeiterschaft war aber von ihrem Ausgangspunkt nach dem 
Kriege von dieser Vorstellung weiter entfernt als andere gesellschaftliche Gruppen, entspre- 
chend lange dauerte diese Entwicklung, Aber sie war nicht einfach eine Kopie kleinbürgerli- 
cher Lebensvorstellungen; neben den sich aüsweitenden Elementen von Individualität und 
Aufstieg (meist erst der Kinder, die die Hoffnungen der Eltern fortführen und erfüllen soll- 
ten) (vgl. Mooser 1984: 113 ff.) wurde sie von spezifischen Formen der Kollektivität, der in- 
formellen Hilfeleistung, der Einbindung in ein Netz der basisnahen Vermittlung zwischen 
privatem Interesse und sozialstaatlichen Angeboten geprägt und davon getragen, daß diese 
Veränderungen in der Spanne eines Lebens erfahren worden waren und deshalb anhand jener 
Prädispositionen, die an dessen Anfang ausgebildet worden waren, beurteilt wurden. 
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Lutz Niethammer 
Wozu taugt Oral History? 


Ein alter Klempner, 1900 in einer streng katholischen Arbeiterfamilie geboren, Metaller seit 
1919, Gewerkschaftsfunktionär seit den 50er Jahren, seit 1928 und dann wieder seit seiner 
Pensionierung Ende der 60er Jahre Mitglied der KP, hat sein ganzes Leben in Kleinbetrieben 
der Metallbranche gearbeitet, im letzten 32 Jahre lang. Im Interview erinnert er sich auf die 
Frage, ob er in der »Blitzkriegsphase« an einen deutschen Sieg geglaubt habe, an die Hitler- 
rede, die den deutschen Angriff auf Polen bekanntgab, und erzählt: 


»Da hatte ich einen Kollegen, der war beider SA, aber wir verstanden uns. Er wußte genau, daß ich frei 
eingestellt war. Und auf einmal hörten wir von dem Krieg. Der lebt aber auch heut nicht mehr: ist ver- 
unglückt, vom Dach gestürtzt. Da hörten wir, daß Krieg ist. ‘Ja’, sag’ ich, Jupp’ — Joseph hieß er, wir 
sagten Jupp, Abkürzung hier — ‘ja, Jupp, der Krieg ist schon verloren’, sagte ich zu dem SA-Mann. 
‘Mensch’, sagt der, ‘wie kannst Du sowas sagen!” ‘Jupp’, sag ich, “wir werden uns nachdem wiederspre- 
chen’. Nicht daß der mir was gemacht hätte oder so, das hat er nicht. Der kannte mich, wußte, daß ich 
ein guter Kollege war und alles, auch behilflich gern zu jemandem und so weiter. Ja, und nach demKrieg 
hab ich ihn gefragt — der wurd” noch eingezogen, der war Militär (während unser Gesprächspartner 
u.k.-gestellt blieb; L.N.). Nach dem Krieg kam er zurück. Ich sag: Jupp, was hab ich Dir gesagt am 
1. September 19392’ — ‘Gottverdammtes Aas’, sagt der, ‘Du hast recht gehabt!” — ‘Ja’, sagte ich, ‘die 
Deutschen haben noch keinen Krieggewonnen. Noch nicht mal den 70/71 haben die gewonnen: die ha- 
ben bloß fünf Millionen oder Milliarden —- was war da? — im Juliusturm ...,” sag’ ich, ‘gewonnen hat da- 
mals der Engländer den Krieg, näh’, sag ich zu ihm, “wir Deutschen haben noch keinen Krieg gewon- 
nen. Wir haben 1906 die Kriege, Napoleon, näh, und,’ — sag ich — ‘und der Friedrich der Große hat 
auch noch nicht viel Kriege gewonnen: der Siebenjährige Krieg, das waren ja keine gewonnenen 
Kriege,’ — sag’ ich — ‘sind alles Niederlagen gewesen.’ So hab’ ich ihm das erzählt, mal geschichtlich.«! 


Die Befragung des Volkes führt in der Geschichte nicht immer zur Wahrheit. Manche allge- 
meine Auskunft erweist sich als unrichtig, gemessen an sachnäheren Quellen, so daß man ein- 
grenzen muß, wonach sich zu fragen lohnt. Aber oft erhält man Antworten auf Fragen, die 
gar nicht gestellt wurden, und nicht nur diese Antworten werfen neue Fragen auf. Es ist kein 
Ergebnis, sondern eine Voraussetzung von Oral History, daß Historiker, die zur Bearbei- 
tung ihrer Fragen geeignete Quellen haben, keine machen müssen. Kein vernünftiger Histo- 
riker wird Interviews machen, um neues Licht in die militärische Frfolgsbilanz Deutschlands 
zu werfen. Das Zitat lädt aber zu Beobachtungen und Einsichten anderer Art ein. 

Es belegt zunächst den alltäglichen Bedarf nach der historischen Begründung politischer 
Prognosen und Urteile — wenn hier auch falsche historische Argumente ein richtiges Urteil 
untermauern sollen. Es könnte dazu einladen, im Palimpsest der Erinnerung eines alten Man- 
nes einen korrupten Text — nämlich daß alle Kriege der Großen Niederlagen für das Volk 
ausmachen — zu restituieren und zu fragen, warum dieser Sinn (sei es in der damaligen Unter- 
* Der folgende Aufsatz ist ein gekürzter Vorabdruck, den wir mit freundlicher Genehmigung des 
Dietz-Verlages veröffentlichen. Der vollständige Aufsatz erscheint im Herbst 1985 in: Lutz Nietham- 
mer, Alexander von Plato (Hrsg.); »Wir kriegen jetzt andere Zeiten«. Auf der Suche nach der Erfahrung 


des Volkes in nachfaschistischen Ländern. Lebensgeschichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet 1930 bis 
1960, Band 3, J.H.W. Dietz Nachf.-Verlag, Berlin, Bonn 1985 
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haltung, seies im Rückblick eines Achzigjährigen auf das, waser in der Mitte seines Lebensge- 
sagt hatte) in ein nationales Argumentationsmuster umgeprägt wurde: letztlich gewinnen 
wir Deutschen ja doch nicht! Ist dies die Stimme eines mehrfach besiegten und doch nur ober- 
flächlich belehrten Volkes? Oder reflektiert es die kommunikative Pragmatik eines Linken 
angesichts der Siegeshoffnung seiner Umwelt? Oder verweist es auf dieTrritation eines deut- 
schen Kommunisten angesichts des Hitler-Stalin-Paktes oder der militärischen Ausbreitung 
und Sicherung russischer Hegemonie als Substitut der Revolution im sozialistischen Lager? 
Das ist gewiß aus dieser Textstelle allein nicht zu entscheiden, könnte aber aus dem Vergleich 
vieler einschlägiger Interviewinterpretationen näher bestimmt werden. 

Das Zitat könntesich auch als Quelle dafür anbieten, die Bedeutung der Zugehörigkeit zupo- 
litischen Lagern (wie hier zur »freien Einstellung« aus kommunistischer Tradition und zur fa- 
schistischen Führergefolgschaft) gegenüber derjenigen zu sozialen Milieus und betrieblicher 
Kollegialität zu relativieren: im ‘Dritten Reich’ wie auch danach sind hier der alte Linke und 
der alte Nazi zunächst einmal Kumpel, solange sie im Betrieb als gute Kollegen beglaubigt 
sind. Schon daß uns das Zeugnis überhaupt erreicht hat (und daß der SA-Mann in den Krieg 
muß, während unser Berichterstatter im Betrieb bleiben kann) deutet auf Widerstandskräfte 
sozialer Kulturen gegenüber politischen Loyalitäten und Machtmöglichkeiten. Dadurch 
könnte das Verständnis jener vorpolitischen Räume und Beziehungen, die sich z.B. in dem 
Entnazifizierungsslogan vom »anständig gebliebenen Nazi« ausdrückten, als eine der Grund- 
lagen gesellschaftlicher Integration in der Nachkriegszeit gefördert werden. 

Schließlich eignet sich das Zitat als Einrede gegen ein verbreitetes historisches Vorurteil: 
nämlich daß es bis zum Kriegsausbruch oder bis Stalingrad kaum jemanden in Deutschland 
mit einer richtigen Prognose gegeben habe und daß diejenigen, die schon in Weimar die War- 
nung »Hitler bedeutet Kriegs ausgesprochen hätten, vom NS-Terror samt und sonders 
mundtot gemacht worden seien — offenbar eine doppelte Entlastung der vielen, die dem Fa- 
schismus in seiner Expansionsphase zugestimmt hatten. Tatsächlich gab es aber Residuale ei- 
ner Gegenöffentlichkeit z.B. in den Winkeln betrieblicher Kollegialität, und in ihnen wurde 
nicht nur diagnostiziert, daß Hitler Krieg bedeute, sondern daß dieser Kriegauch verloren ge- 
hen werde. Eine solche Intervention bricht die verbreitete Zustimmung zum NS-System 
noch einmal in einer Weise, die billige, scheinbar dem common sense entsprechende Fehlver- 
arbeitungen hinwegschiebt und das Terrain für tiefergehende Fragen öffnet. 

Der kritische Leser wird mit recht einwenden, das sei ein bißchen viel Bedeutung für eine of- 
fenbar verwirrte Aussage von wenigen Sätzen. Sie so auszufalten, ist freilich auch nur möglich 
vor dem Hintergrund vieler Gespräche, die vereinzelte Hinweise und Befunde (oder latente 
Beziehungsstrukturen zwischen dem einzelnen und dem öffentlichen Gedächtnis) als regel- 
mäßigere Forschungserfahrungen vorstellen und beglaubigen. Dazu gibt es mittlerweile viel- 
fältige Grundlagen. Die Praxis der Oral History hat sich international im letzten Jahrzehnt 
stark entfaltet und ein zunehmend kritisches Methodenbewußtsein hervorgebracht? In die- 
sem Beitrag möchte ich einige Perspektiven der Arbeit mit Erinnerungsinterviews, die sich 
mir aus Erfahrungen in dem Projekt »Lebensgeschichte und Sozialkultur im Ruhrgebiet 
1930-1960« (im folgenden LUSIR) nahelegen, zu verallgemeinern versuchen’. Denn eine Fin- 
grenzung der Erwartungen an Oral History und eine nähere Bestimmung ihrer Ergebnisdi- 
mensionen könnten dazu beitragen, die Impulse, die sie der Zeitgeschichte und der gesell- 
schaftlichen Kommunikation über Geschichte zu geben vermag, zu verstärken. 

Das aus dem Amerikanischen übernommene Codewort ‘Oral History’ steht — entgegen sei- 
ner wörtlichen Bedeutung — nicht für eine besondere Art von Geschichte, die mit mündli- 
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cher Überlieferung auskäme, sondern für eine spezifisch zeitgeschichtliche Forschungstech- 
nik.* Sie eignet sich einerseits zur Exploration bestimmter Teilbereiche, für die sonst keine 
Überlieferung besteht oder zugänglich ist, und stellt insofern ein Instrument zeitgeschichtli- 
che Heuristik unter anderen dar. Andererseits erlaubt sie jedoch eine breitere Konzeption der 
jüngsten Vergangenheit und ihrer sozio-kulturellen Bearbeitung als Geschichte und insofern 
hat ihre Praxis Rückwirkungen auf das Geschichtsverständnis überhaupt. 

Dem stehen zwei verbreitete Missverständnisse gegenüber. Das eine meint, Oral History sei 
eine sozialromantische Selbsttäuschung, gehe aus Mangel an zuverlässiger Erinnerungundre- 
präsentativer Aussagen in die Irre und tauge wissenschaftlich zu gar nichts. Das andere sucht 
in Oral History eine Universalabkürzung zum Gestern, eine Art »instant history, die sich 
zu allen eigne und erlaube, Großvaters verlorene Welten anhand seiner letzten Kassette zu 
verstehen. Im Gegensatz zu solchen globalen Vorurteilen läßt sich die Funktion von Oral Hi- 
story für die Zeitgeschichte eher ın Analogie zu derjenigen der Archäologie für die älteren 
Geschichtsbereiche verstehen. 

Es handelt sich um einen zeitspezifischen und auf interdisziplinäre Zusammenarbeit angeleg- 
ten Methodenbereich, der eine. Erweiterung der historischen Überlieferung und Wahrneh- 
mung ermöglicht und der sich von anderen Feldern historischer Heuristik dadurch unter- 
scheidet, daß die Quellen nicht unmittelbar zugänglich sind und die Art und Weise, wie sie 
erschlossen werden, ihren Charakter mitbestimmt. Gewiß hinkt auch dieser Vergleich, z.B. 
weil die Überreste der Erinnerung im Gedächtnis nicht die Qualität von Tonscherben in ei- 
nem Tell haben.’ Er ist aber auch über das Heuristische hinaus noch instruktiv: die Ausgra- 
bung erweitert das auf Textüberlieferungen gegründete Geschichtsverständnis um die Di- 
mension des Räumlichen und bricht diesbezügliche Projektionen der historischen Phantasie 
durch eine neue Wahrnehmungsmöglichkeit (des Anschaulichen, der Kartierung etc.), um 
sie in einer realistischeren Weise neu zu nähren. Ähnlich fordert die interaktive Induktion 
des Erinnerungsinterviews die Sicht der Geschichtswissenschaft, die von prozessproduzier- 
ten Daten geprägt ist, durch Annäherung an die Perspektive subjektiver Erfahrung heraus, 
irritiert projektive Zuschreibungen und schafft — ähnlich wie die Archäologie — in einer spe- 
zifisch fragmentarisch-exemplarischen Weise Grundlagen für eine neue Wahrnehmung, 
hier: der Erfahrungsdimension. 

Ich möchte deshalb im folgenden diejenigen Felder, in denen das Erinnerungsinterview heu- 
ristischen Gewinn für die Zeitgeschichte verspricht, knapp zu umreißen versuchen und dann 
einige Gesichtspunkte nennen, inwiefern die Dimension der Erfahrung historisch wichtig ist 
und ihre Intervention eine kritische Funktion haben kann. 


Zeugnis der Experten 


Mit Blick auf jene nachgeordneten Eliten, deren Memoiren, wenn sie geschrieben würden, 
nicht verkäuflich wären, ist Oral History im Amerika der frühen Nachkriegszeit entstan- 
den. Man erkannte, daß gesellschaftlich relevante Entscheidungen zunehmend nicht auf der 
repräsentativen Führungsebene entstehen, sondern weitgehend in Stäben, Apparaten und 
Abstimmungsprozeduren präformiert und von den »Verantwortlichen« häufig nur noch 
nachvollzogen und gegenüber der Öffentlichkeit legitimiert werden. Die ihnen zugrundelie- 
genden Sachlogiken und institutionellen Prozesse aber erwachsen aus einem Gewebe partizi- 
pierender Eliten (Manager, Funktionäre, Beamte, Fxperten), die meist über ihreMotive und 
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Verbindungen keine historische Überlieferung produzieren und deren Schriftzeugnisse nur 
Endmoränen interner Abstimmungsprozesse sind, die in sich zunehmend weniger der 
Schriftlichkeit bedürfen. Das war im 19. und frühen 20. Jahrhundert ganz anders, als erstens 
die Zahl der Beteiligten sehr viel geringer war und diese zweitens oft gar nicht anders konn- 
ten, als über ihre wirklichen Motive schriftlich zu kommunizieren. Zwar wird von den mo- 
dernen Apparaten in der Mitte des 20. Jahrhunderts immer mehr Papier produziert — ein 
Wachstum, das durch die moderne Telekommunikation übrigens wieder abnehmen dürfte, 
— aber diese Überlieferung genügt unter den Bedingungen des Telefons und der mobilen Ar- 
beitsgruppen immer weniger einer eindringenden historischen Analyse.° Nixons Tonband- 
mitschnitte der Stabsarbeit des Weißen Hauses und Flicks Bestechungskameralistik sind 
nicht deshalb von so großem Seltenheitswert, weil sie ein ganz ungewöhnliches Geschäftsge- 
baren überliefert hätten, sondern weil eine derartige Überlieferungsform des Brauchtums der 
Mächtigen höchst ungewöhnlich ist. 

Die Erfahrung lehrt jedoch, daß sich nur wenige Pensionäre aus dem Kreis dieser erweiterten 
Eliten, die oft auch außer Diensten in der Disziplin ihrer privilegierten Anonymität verblei- 
ben, mit hinreichender Präzision an die Einzelheiten ihrer früheren Tätigkeit erinnern wol- 
len und können. Außer in Ausnahmefällen verweigert das Langzeitgedächtnis seine Dienste, 
wenn es über Jahrzehnte hinweg um die detaillierte Rekonstruktion konkreter Entschei- 
dungsverläufe geht. Das haben die Zeugenvernehmungen im Zusammenhang mit der Verfol- 
gung von NS-Verbrechen mehr als zwei Jahrzehnte nach den Geschehnissen immer wieder 
gezeigt und das hat auch die Berge von Zeugenschrifttum und Nachschriften mündlicher 
Auskünfte in der Zeitgeschichte in Verruf gebracht.’ Das mag anders sein, wenn solche Ab- 
läufe zugleich wichtige krisenhafte Momente in der Lebensgeschichte des sich Erinnernden 
bedeuteten, aber dann gibt es oft Bedenken, solche Erinnerungen auch zu äußern. Die Erfah- 
rung mit entscheidungsorientierten Eliteninterviews hat zu dem Vorschlag geführt, daß Zeu- 
genbefragungen für die politische Zeitgeschichte kurzfristig nach bedeutsamen Ereignissen 
ansetzen müßten. Solche Projekte präventiver Überlieferungssicherung stoßen aber schnell 
auf forschungsökonomische Schranken, zumal sie mit gravierenden methodischen Proble- 
men behaftet sind.® 

Viele Zeithistoriker, die über die Ergiebigkeit und Zuverlässigkeit entscheidungsorientierter 
Eliteninterviews enttäuscht waren, fanden ihre Begegnungen jedoch als »Hintergrund«-Ge- 
spräche wertvoll. Denn leistungsfähiger scheint das Langzeitgedächtnis für soziale Beziehungen 
in und zwischen den Apparaten, für die Einschätzung von Verhältnissen, die Entscheidungs- 
verläufe bedingten, und die Repetition des Codes, in dem über sie kommuniziert wurde, mit ei- 
nem Wort: für Geschichten aus den oberen Etagen der Arbeitswelt.” Deshalb ließen sich hier 
durchaus anthropologisch-sozialgeschichtliche Untersuchungen über die Alltagswelt des »or- 
ganization man« anstellen. Als Informationskrücke der politischen Zeitgeschichte sind jedoch 
auch solche Erinnerungen aus hochdifferenzierten Organisationszusammenhängen als beson- 
ders fluide und subjektive Daten anzusehen, die nur im Zusammenhang mit entsprechenden ar- 
chivalischen Recherchen erhoben und kontrolliert werden können. Insofern nähert sich hier 
das Verfahren kombinierter Recherchen der Aufklärung von Tatbeständen in der Rechtspflege 
und das Interview der Vernehmung. Oft sind dafür »Background«-Gespräche, die ohne Ton- 
band geführt werden und also auch keine textanalytisch verwendbare Dokumentation hinter- 
lassen, ergiebiger und ausreichend. 

In LUSIR wurden solche Eliteninterviews über politische Entscheidungen und Strukturen 
nur ım Rahmen lebensgeschichtlicher Interviews geführt und zwar im Zusammenhang mit 
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Recherchen in Gewerkschaftsakten vor allem mit Betriebsräten und anderen Vertretern des 
Netzwerks montan-industrieller Basiseliten. Gerade »Hintergrund«-Gespräche jenseits des 
eigentlichen Interviews gaben hier wichtige Hinweise z.B. zur Rekonstruktion politischer 
Querverbindungen.!° Über solche Realinformationen und Struktureinsichten hinausgehen- 
de Informationen über politische Inhalte, Werte, Erfahrungen und ihre Codes sind im Be- 
reich politischer Eliten jedoch oft besonders schwierig zu interpretieren, weil sie immer wie- 
der ihre Zielbestimmungen neu überdenken mußten und dementsprechend ihr Gedächtnis 
ihre Erinnerungen bereits vielfach durchgearbeitet und neu interpretiert hat. 


Das möchte ich am Beispiel einer rückblickenden Reflexion eines Gewerkschaftsfunktionärs über die 
Sozialisierungsfrage in der frühen Nachkriegszeit zeigen. Seine Erfahrung formulierte er so: »Hier war 
die Zeit nicht reif für die damalige Zeit.«!! Zunächst steht der Zuhörer vor einem solchen Satz wie der 
Ochs vorm Berg. Immerhin deutet der Widerspruch, daß diese Aussage einerseits von formelhafter 
Kürze, andererseits aber verschwommen und mit Deckbegriffen (»Zeit«), die hier auch noch unter- 
schiedliche Bedeutungen verbergen, eingekleidet ist, auf einen quietistischen Code der Selbstverständi- 
gung, in der eine Einsicht bewahrt wird, die sich für die Kommunikation nicht mehr eignet. Zwar ist es 
schon mit einem Minimum an zeitspezifischen Kenntnissen leicht, die Deckbegriffe in ihrer politi- 
schen Bedeutung aufzulösen. Aber den dann sich ergebenden Satz »Hier waren die gesellschaftlichen 
Verhältnisse nicht reif für die Sozialisierung« wollte der Interviewte offenbar gerade nicht sagen, denn 
das wäre ja nur eine abgegriffene linke Rationalisierung einer Niederlage der Linken. Indem er weniger 
sagte, gab er mehr von sich zu erkennen und verbarg es sogleich wieder. Der Interviewte ist Sohn eines 
Zimmermanns, der ein enttäuschter valter Kämpfer« der SA war. Bei Kriegsende überzeugter »Pimp- 
fengeneral« bei der HJ in Mitteldeutschland, floh er vor der russischen Besetzung ins Ruhrgebiet und 
wurde schon 1946 Jugendleiter in seinem Betrieb, trat zwei Jahre danach der Gewerkschaft bei und spä- 
ter, als er hauptamtlicher Gewerkschaftsfunktionär wurde, auch der SPD. Seine Umorientierung nach 
dem Krieg führte ihn nach links und verschaffte ihm zugleich einen steilen sozialen Aufstieg; er gilt 
heute als einer der wenigen Protagonisten der Linken unter den Multifunktionären seiner Großstadt. 
Die Sozialisierung ist ein Ziel, das für ihn nach dem Krieg zunächst einmal einen Inhalt seiner neuen 
Zeit bezeichnet; von heute aus gesehen wird es jedoch mit der damaligen Zeit identifiziert und wirkt in 
dieser Distanzierung nicht mehr so aktuell. Von diesem temporalen Zeitbegriff hebt er einen räumlich 
bestimmten (»hier war die Zeit«) ab: offenbar war dieselbe Zeit woanders reif für die Sozialisierung, 
aber ausgerechnet in der SBZ, woher er geflohen war. Aus diesem Vexierbild von Rahmenbedingun- 
gen, Lebensgeschichte und erst spät erworbener, zwischenzeitlich inaktuell gewordener und doch auf- 
bewahrter Zielorientierung entsteht dieser schwierige Erfahrungssatz, der sich zunächst der Kommu- 
nikation entzieht, weil zur Aufrechterhaltung der Identität die sperrigen Wirklichkeitsbezüge durch 
Leerformeln verdeckt werden. Als reduzierter Code enthalten diese Leerformeln aber zugleich auch 
ein kommunikatives Angebot an den Gesprächspartner zur Einverständigung im Rahmen eines durch- 
scheinenden konventionellen Rationalisierungsmusters der Linken. 


Das Beispiel mag zeigen, daß Interviews mit Politikern voller Tücken sind — besonders ın 
Gesellschaften mit vielfach gebrochenen politischen Linien in ihrer jüngsten Vergangenheit. 
Selbst und gerade da, wo der Gegenstand der Erinnerung nicht zu ephemer für das Langzeit- 
gedächtnis ist, sondern wegen seiner persönlichen Bedeutung präsent, enthalten sie nur selten 
eine unbearbeitete Erinnerung an politisch werthafte Zusammenhänge. Das macht sie zu ei- 
nem ergiebigen Fundus für die Untersuchung der individuellen und gesellschaftlichen Fakto- 
ren, die bei der Aus- und Umbildung von Erfahrung ineinandergreifen, aber zu einer schwie- 
rigen Quelle für die historische Rekonstruktion. Diese Problematik ist jedoch bei einem 
zweiten T'yp von Experteninterviews zur Rekonstruktion quellendefizienter zeitgeschichtli- 
cher Bereiche weniger beherrschend, nämlich bei der Rekonstruktion alltäglicher Lebensver- 
hältnisse. 
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Ein großer Teil des alltäglichen Lebens, in dem Gruppen und Einzelne arbeiten, in sozialen 
Beziehungen stehen und Deutungen ihres Lebenszusammenhangs ausprägen oder von tra- 
dierten Deutungen geprägt werden, produziert aus sich selbst heraus keine textliche und oft 
überhaupt keine Überlieferung. Dieses historische Defizit jenes Bereichs, in dem gesellschaft- 
liche Strukturen und politische Prozesse mit dem individuellen Leben vermittelt werden, 
Geschichte also gleichsam auf den Leib rückt und unter die Haut geht, ist für viele überra- 
schend, weil der Alltag so naheliegend erscheint, daß man annehmen könnte, seine Überliefe- 
rung sei ubiquitär und ein jeder ein Experte seiner jüngsten Geschichte. Tatsächlich ist All- 
tagsgeschichte aber besonders schwierig zu erforschen und bedarf oft mehr als Politik- oder 
Geistesgeschichte der theoretischen Fundierung.? Verantwortlich dafür ist vor allem der 
Umstand, daß der größte Teil des Alltäglichen am Alltagsleben aus einem hohen Sockel von 
unbewußten Vollzügen besteht, in der Gewohnheit routinierter und kaum merklich varia- 
bler Wahrnehmungen und Handlungen, deren besondere Gestalt in der Sozialisation einver- 
leibt wurde und erst dann von innen in ihrer Besonderheit sichtbar wird, wenn ihre Praxis. 
nicht mehr selbstverständlich ist. Das Unbewußte aber ist »vergessene Geschichte«'. DieGe- 
wordenheit seiner spezifischen Inhalte ist solange abwesend und wird nicht überliefert, als 
diese gelten. Sie treten nur insofern hervor, als sie nicht selbstverständlich sind, also durch 
Fremdwahrnehmung oder Erinnerung. 

Es ist insofern kein Wunder, daß die historische Annäherung an die Praxis der Subjekte be- 
sondere heuristische Probleme stellt. Die Überreste früheren Alltags sind aufgrund der in der 
Masse alltäglicher Beziehungen vorherrschenden Mündlichkeit besonders fragmentarisch 
und die Ablagerungen der materiellen Kultur, soweit sie überliefert und gesammelt wurden, 
tragen ihren Sinn nicht in sich, sind sie doch nur Passformen und Instrumente eines ver- 
schwundenen Lebens. Historische Interpretation ist dann in der Regel auf den überlieferten 
Sonderfall, der den Zusammenbruch alltäglicher Praxis oder die Verfolgung abweichenden 
Verhaltens von außen dokumentiert, oder auf andere Zeugnisse außenstehender Beobachter 
angewiesen. Ob solche Zeugnisse jedoch den »Eigensinn«, der den beschriebenen Verhältnis- 
sen innewohnt, treffen oder nicht oder in welchen Brechungen sie ihn beleuchten, bedarf 
kontrollierender Zeugnisse »von innen«'*. Die allermeisten Oral History Projekte sind des- 
halb heute auf solche gesellschaftlichen Gruppen oder Phasen der noch mitlebenden Genera- 
tionen gerichtet, die keine oder nur geringe subjektive Überlieferungszeugnisse hervorge- 
bracht haben, und wollen sie durch lebens- und alltagsgeschichtliche Erinnerungsinterviews 
in die Geschichte hereinholen. 

Auch dazu gibt es freilich keine direkten Wege. Wenn sich die Subjektbezüge des Alltags vor- 
wiegend der Fremdwahrnehmung und der Erinnerung erschließen, so erzeugt auch die interak- 
tiveInduktion alltagsgeschichtlicher Sequenzen im Erinnerungsinterview nur Quellen, die sich 
erst in der wechselseitigen Kontrolle beider Dimensionen voll erschließen. Denn hier wird 
über den Alltag nur aus zwei Gründen gesprochen: entweder weil danach gefragt wurde und 
dann konstituiert sich der Sinn durch den Fragesteller, weil seine Bitte um präzisierte Beschrei- 
bungen alltäglicher Praxisfelder immer nur aspekthafte Zeugnisse aus dem latenten Gedächtnis 
hervorlocken kann. Oder weil der Interviewte sich eines nicht mehr bestehenden Alltags erin- 
nern will und dabei die Hürde der von ihm vermuteten Trivialität des Erzählungsgegenstandes 
nur durch das Gefühl des Bedauerns oder der Erleichterung über die eingetretene Veränderung 
überwindet. Dieses gegenwärtige, bei vielen alten Menschen nostalgische Gefühl'®— und nicht 
etwa der damalige Sinn der Lebenspraxis — motiviert das aktive Gedächtnis zur Mitteilung und 
strukturiert ihren Sinn. Aber beide Perspektiven können sich ergänzen und kontrollieren. 
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Einem geduldigen und mit den Einzelheiten der Lebensverhältnisse seines Gesprächspart- 
ners bereits soweit vertrauten Interviewer, daß er konkrete Nachfragen stellen kann, wer- 
den im Erinnerungsinterview Alltagsroutinen in der Regel genau beschrieben"® — jedenfalls 
solche, die zum Kern der Tätigkeit des Interviewten gehörten und deren Beherrschung inso- 
fern für ihn wichtig und ein Element seines Selbstverständnisses war. Warum solche Alltags- 
routinen aus dem Gedächtnis erhoben werden können, ist bisher m.W. nicht erforscht. 
Aber zwei Gründe scheinen mir nahezuliegen: ihre Beherrschung war wesentlich für den 
Arbeits- oder sonstigen Lebensvollzug, so daß ihr Ablauf genau eingeprägt wurde und ihre 
längere Praxis ließ sie, wie man sagt, in Fleisch und Blut übergehen. Auf der anderen Seite 
handelt es sich aber meist um »unschuldige« Sachkenntnisse, die — im Unterschied z.B. zu 
Wertorientierungen oder problematischen Grunderfahrungen — im weiteren Leben nicht 
gedeutet oder neu interpretiert werden mußten.’ Die Präzision der Erinnerung ergibt sich 
nicht zuletzt daraus, daß der Befragte einen Zusammenhang der Frage mit dem Sinn seiner 
Lebensgeschichte nicht erkennen kann. In der Regel besteht ein solcher Zusammenhang 
auch nicht, sondern der Sınn der Nachfrage wird analytisch konstituiert und betrifft die Le- 
bensbedingungen einer Gruppe. Indirekt mag ein solcher Zusammenhang bei der Auswer- 
tung jedoch entstehen, weil nämlich die Erfahrung und Bewertungen des Interviewten auf 
ihre Konsistenz mit seinen alltagsgeschichtlichen Auskünften geprüft werden können. Wer- 
den solche Auskünfte für eine durch eine gemeinsame Praxis verbundene Gruppe erfragt, er- 
geben sie ein naiv erinnertes Potential dichter Beschreibung!®. In Kombination mit Erinne- 
rungen über vergleichbare Situationen kann sie kontrolliert und entweder bis zu einer — 
von individuellen Besonderheiten losgelösten — gesättigten Strukturbeschreibung oder bis 
zur Charakterisierung eines Habitus, der sozialen Strukturierung der Dispositionen für die 
Praxis der Einzelnen, weitergeführt werden.” 

Die Gewinnung solcher Auskünfte durch Gespräche — im Sprachgebrauch der empirischen Sozialfor- 
schung handelt es sich insoweit um Experteninterviews — ist aber zuweilen schwierig. Auf Seiten des 
Interviewers ist ein hohes Maß an Einarbeitung notwendig, damit er einerseits selbst den Sinn seiner 
Fragen für seine Untersuchung versteht und deshalb auch die Geduld für solche deskriptive Erinne- 
rungsarbeit aufbringt und andererseits hinreichend präzise, also vorinformierte Nachfragen stellen 
kann, um die Erinnerung an alltägliche Routinen (wie Abläufe an einem bestimmten Arbeitsplatz, 
durchschnittliche Tagesgestaltung etc.) zu unterstützen und vom Interviewten als jemand angenom- 
men zu werden, dem es lohnt, einen solchen Bericht zu geben. Auf Seiten des Interviewten besteht die 
Schwierigkeit häufig darin, daß er den Sinn der Frage (z.B. wie die drei Wohnungen eingerichtet waren, 
in denen er im Laufe seiner Kindheit gewohnt hat) nicht verstehen kann, daß die Trivialität der Anfor- 
derung ihn irritiert oder daß er beim Interviewer ein vielleicht allgemein oder in dieser Spezialität nicht 
vorhandenes Vorwissen unterstellt (»Na, Fräuleinchen, Sie wissen doch, was eben im Haushalt so zu 
tun ist«). Die Erinnerungsarbeit ausführlicher alltagsgeschichtlicher Beschreibungen setzt aber die 
Überwindung solcher Kommunikationsbarrieren von beiden Seiten voraus. 

Die Subjektivität der Alltagserfahrung und die Deutungsmuster des Eigensinns, der alltäglı- 
chen Verhältnissen innewohnte, können nicht in derselben Weise aus Erinnerungskombina- 
tionen rekonstruiert werden, weil sie meist der Auseinandersetzung mit späteren oder von 
außen kommenden oder vermuteten Deutungen unterliegen und die Auskünfte im Erinne- 
rungsinterview deshalb nicht vorwiegend entsprechend der Beteiligung an diesen Verhältnis- 
sen, sondern der zwischenzeitlichen Lebens- und Denkgeschichte der Interviewten variieren. 
Da die alltäglichen Lebensdimensionen ja aber nicht nur Elemente gruppenspezifischer 
Strukturen sind, sondern auch die Reichweite der Praxis des Einzelnen umschreiben, wäre 
die subjektive Wahrnehmung ihrer Ausdehnung und inneren Strukturierung von besonde- 
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rer historischer Bedeutung??: welche Art von Problemen kann mit welchen Partnern in die- 
sem Rahmen gelöst werden, wozu bedarf es organisierter oder institutioneller Lösungen, sind 
die Wahrnehmungen von Sinn mit den alltäglichen Strukturen kompatibel oder kompensa- 
torisch zu ihnen, wie vermittelt sich die Nahwelt mit übergreifenden Zusammenhängen, die 
von Massenmedien, Märkten oder politischen Machtzentren gestiftet werden? Deshalb muß 
versucht werden, den ‘Nostalgie-Effekt’ des Gedächtnisses, wenn es Bedeutungsstrukturen 
des Alltäglichen für das Subjekt erinnert, zu entzerren. Dafür gibt es vor allem zwei Möglich- 
keiten: zumindest insofern die berichteten Deutungen von heute herrschenden oder vom In- 
terviewten jetzt für gültigangesehenen Mustern abweichen, dürfen sie den Verdacht originel- 
ler »Richtigkeit« erregen. Darüber hinaus kann jedoch auch die Paßsgenauigkeit zwischen der 
Beschreibung des Detail und der Deutung des Ganzen überprüft werden, also ob diese das in 
der Erinnerung der eigenen Alltagsroutinen übermittelte Material organisieren bzw. ob sie 
mit den in überlieferten Fremdbeschreibungen enthaltenen Sachfeststellungen kompatibel 
sind. 


Ein gutes Beispiel dafür findet sich in Franz Brüggemeiers?! Untersuchungen über die Kultur der Berg- 
leute in der Expansionsphase des Ruhrbergbaus um die Jahrhundertwende. Ihm war in Gesprächen mit 
alten Bergleuten aufgefallen, daß sie ihre damaligen Lebens- und Arbeitsverhältnisse immer wieder mit 
Elementen von Selbständigkeit, Freiheit, vernünftiger Kalkulation und Kooperation deuteten. Dies 
kontrastierte mit allen Vorinformationen: zeitgleiche Quellen beschreiben diese Arbeiter als instabil 
und unangepaßt, die Literatur deutet dieses Verhalten als unzweckmäßigen Überhang agrarischer Wer- 
te und Verhaltensweisen von Einwanderern und ihren Zusammenprall mit den Disziplinerfordernis- 
sen einer industriellen Lebensweise und dem durchschnittlichen Betrachter erscheint die Selbstdeutung 
der Bergleute als nostalgische Verzerrung, weil er ihre Lebens- und Arbeitsverhältnisse als extrem elend 
und instabil wahrnimmt, während er materielle Wohlfahrt und Sicherung als Voraussetzungen von 
Selbständigkeit, Freiheit etc. anzunehmen gewohnt ist. Eine genaue Rekonstruktion der alltäglichen 
Arbeits- und Lebensverhältnisse ließ jedoch erkennen, daß diese sehr wohl mit der Selbstdeutung der 
Bergleute vereinbar war, denn unter den spezifischen Bedingungen der damals üblichen Arbeitsgrup- 
pen unter Tag, der notwendig kooperativen Wohnverhältnisse und hoher Mobilität bei hohem Ar- 
beitskräftebedarf waren die elenden Lebensverhältnisse nur durch die Ausbildung hoher Kooperations- 
fähigkeit und Selbststeuerung zu bewältigen. 


Wenn die Erfahrung aus Oral History Projekten also nahelegt, daß das Erinnerungsinter- 
view in der Tat Möglichkeiten zur Rekonstruktion alltäglicher Routinen und Lebensver- 
hältnisse, die sonst aus Mangel an Überlieferung als historisch verloren gelten müßten, und 
z.T. auch ihrer sinnhaften Deutung durch die Beteiligten bietet, so kann man aus ihr freilich 
auch Gesichtspunkte für die Grenzen eines solchen Unterfangens gewinnen. Meine diesbe- 
züglichen Schlußfolgerungen gehen von Einzelbeobachtungen aus und sind nicht empirisch 
erhärtet; es kann durchaus sein, daß die von mir vermutete beschränkte Reichweite des In- 
terviews zur Alltagsrekonstruktion im Rahmen weiterentwickelter zeitgeschichtlicher 
Heuristik überwunden werden kann. 

Nach meinen Beobachtungen sind Alltagsroutinen um so besser zu erinnern und zu schil- 
dern, j je gegenständlicher und plastischer sie sind, je mehr in ihnen praktische Fertigkeiten (als 
im Gegensatz zu theoretischen Kenntnisvoraussetzungen) zur Geltungkommen und jemehr 
sich ihr Sinn im unmittelbaren Erlebniszusammenhang erschließt (z.B. durch Wahrneh- 
mung oder Gebrauch eines Produkts). Ein Handwerker-Arbeiter oder eine Hausfrau, die 
landwirtschaftlichen Nebenerwerb betreibt, scheinen viel besser zur Schilderung und Deu- 
tung ihrer Arbeit im Rahmen eines Oral History Interviews in der Lage zu sein als z.B. ein 
Fließbandarbeiter oder eine Sachbearbeiterin im Büro.?? Wenn der Alltag vorwiegend aus in 
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sich trivialen Handlungen besteht, deren Wirkungen und Verantwortlichkeiten abstrakt 
oder diffus sind, und deren Sinn nur in vom Betroffenen unüberschaubaren Zusammenhän- 
gen gewürdigt werden könnte und schon deshalb vorwiegend aus der sozialen Positionierung 
und der Entlohnung abgeleitet wird, wird der Interviewte oft hilflos in seinen Beschreibungs- 
versuchen und die Darstellung der sozialen Beziehungen z.B. in einer Verwaltung unter- 
mischt sich in ununterscheidbarer Weise mit Manifestationen zur Aufrechterhaltung des ei- 
genen Selbstwertgefühls. Diese zweite Charakterisierung trifft aber weite und zunehmende 
Bereiche moderner Arbeitsorganisation. 

Darüber hinaus sind aus der Erinnerung — bzw. in der Erzählung für einen jüngeren Frem- 
den wie den Interviewer — Unterschiede genauer zu beschreiben als Ähnlichkeiten. Gerade 
von heutigen Erwartungen und Gebräuchen abweichende Alltagskulturen, die vielleicht 
heute überhaupt nicht mehr auffindbar sind, stimulieren das Gedächtnis zur Mitteilung. Was 
in der Vergangenheit aber soähnlich war, wie es jetzt ist, verschwimmt in der Normalität, die 
die nuancierte Andersartigkeit verschlingt. Es läßt sich nicht durch eine deutliche Differenz 
konturieren und nur schwer in erzählten Geschichten in seiner Spezifität erweisen. Nicht 
nur in unserem Projekt ist die Erfahrung gemacht worden??, daß die Erinnerungen und die 
Spontaneität des Interviewten nachlassen, wenn er die 50er Jahre erreicht hat und die Diffe- 
renz zu heute nicht durch etwas ganz Anderes ausgewiesen werden kann, sondern nur durch 
ein Mehr oder Weniger vom Gleichen. Das mag mit der Altersgruppe der heute vorwiegend 
Befragten (über 60jährige) zusammenhängen**, gibt aber doch auch einen Hinweise aufKon- 
tinuität alsein Hemmnis plastischer und als mitteilungswürdig erscheinender Erinnerungen, 
der sich mit den oben entwickelten Gesichtspunkten zur Unbewußtheit alltäglicher Norma- 
lität deckt. 

Allgemeiner gewendet: Alltagsrekonstruktionen mit Hilfe von Erinnerungsinterviews sind 
Verhältnissen, die in den Erfahrungsbereich der Mitlebenden noch hineingeragt haben, 
aber mittlerweile so nicht mehr bestehen, angemessener als Verhältnissen, die in dieser Phase 
gewachsen sind und heute herrschen. Das mag wie eine historische Platitüde klingen; die er- 
heblich eingrenzende Funktion dieser Aussage ergibt sich erst daraus, daß sie sich auf eine spe- 
zifisch zeitgeschichtliche Methode bezieht. Denn wenn man überhaupt Zeitgeschichte von 
sonstiger Geschichte unterscheiden will, so wird sie dadurch charakterisiert, daß sie Gesche- 
hen und Strukturen untersucht, mit denen die Mitlebenden noch ein Herrschafts- und un- 
mittelbarer Erfahrungszusammenhang verbindet. 


Erfahrung der Subjekte 


Oral History ist aber nicht nur ein heuristischer Lückenfüller in der Zeitgeschichte, der zwar 
kein Allerheilmittel ist, dessen Möglichkeiten bei differenzierter Wahrnehmung in der So- 
zial- und Kulturgeschichte alltäglicher Lebensverhältnisse jedoch noch lange nicht ausge- 
schöpft sind. Vor allem interveniert sie in die Geschichtswissenschaft dadurch, daß sie — in 
der Zeitgeschichte — die geschichtliche Prägung und Praxis der Masse der Subjekte (abge- 
kürzt ausgesporochen: des Volkes?) zur Geltung zu bringen beginnt. Das reiht sie ein in an- 
dere Bemühungen um eine qualitative Sozialgeschichte, die von den Humanwissenschaften, 
insbesondere von der Anthropologie beeinflußt ist undsich zunehmend als ein kritisches Po- 
tential gegenüber zwei sog. Paradigmen erweist, also Ansätzen zur Beherrschung der ganzen 
historischen Wissensorganisation. 
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Dem traditionellen Historismus in seiner herrschaftsaffinen Form, der die Gesellschaft für 
ein oppositionswissenschaftliches Konstrukt hielt und das Volk als quantit& negligeable un- 
erforscht ließ, um es stattdessen durch freihändig verstehende Pauschalzuschreibungen zu 
vereinnahmen, setzen die Bemühungen um eine qualitative Sozialgeschichte konkretisierte 
Volksperspektiven (oder akademisch gesprochen: die relative Autonomie sozio-kultureller 
Teilstrukturen) entgegen, die in die Zentralperspektive des Bündnisses von Thron und Ka- 
theder nicht voll verrechnet werden können, es sei denn in der ausgrenzenden Form von Re- 
sidualkategorien (‘anthropologische Konstante’).?° Führende Vertreter der sog. Histori- 
schen Sozialwissenschaft scheinen sich andererseits dadurch herausgefordert zu fühlen, daß 
sich in der qualitativen Sozialgeschichte ihr makrosoziologischer Theoriehaushalt als über- 
gewichtig, zunehmend überaltert und unkritisch erweist, ihre Anrufung des kritischen Ra- 
tionalismus als eine praktisch folgenlose und unfruchtbare Verengung der historischen Er- 
kenntnisweisen mißachtet wird und daß sich in der Historie der Figensinn der Subjekte und 
alltäglichen Erfahrungswelten als nicht viel synthesefähiger herausstellt als wie im wirkli- 
chen Leben.?? 

In beiden Fällen sehen die Gräben aber zuweilen tiefer aus als sie sind. Oral History und ande- 
re Bereiche qualitativer Sozialgeschichte sind notwendig Teil einer verstehenden histori- 
schen und sozialwissenschaftlichen Tradition, sehen in der Geschichte einen kulturellen Be- 
reich, der szientistisch weder völlig aufgelöst werden kann noch sollte, und haben mit vielen 
Späthistoristen das Vorurteil gemein, daß Geschichte von Menschen gemacht wird, nur daß 
sie dabei viel mehr Menschen im Blick haben. Wie die Historische Sozialwissenschaft betrei- 
ben sie eine Ausweitung der wissenschaftlichen Kontrollen der geschichtlichen Überliefe- 
rung, hängen an Demokratie (sogar zwischen den Wahlen) und Rationalität (sogar bis hin zur 
Erkenntnis ihrer Grenzen) und beziehen sich auf Traditionen der Aufklärung, wenn auch 
nicht auf die damals rationalisierten bürgerlichen Größenphantasien und ihre strukturge- 
wordene Lawine modernisierender Expansion als vielmehr auf die damals erkannte Notwen- 
digkeit gesellschaftlicher Selbstgestaltung und Selbstreflexion.? 

Was bedeutet — in einen solchen größeren Horizont gestellt — der vorhin erwähnte Beitrag 
von Oral History dazu, die geschichtliche Prägung und Praxis der Masse der Subjekte zur 
Geltung zu bringen? Es geht dabei nicht primär um die geschehene Geschichte (oder die Re- 
konstruktion vergangener Verhältnisse), die das immer schon vorhandene Traditionswissen 
aufzuklären vermag, sondern um empirische Annäherungen an die Bedeutung von Geschich- 
te in der Geschichte. Ich nenne diese Dimension Erfahrungsgeschichte: Verarbeitung frühe- 
rer Wahrnehmungen als Vorstrukturierung künftiger Warhrnehmungen — hier liegen die 
z.Z. interessantesten Forschungsperspektiven von Oral History. Ersetzt man “Wahrneh- 
mung? imersten Fall durch Prägung und im zweiten Fall durch Praxis, so kommt jensseits des 
bewußten Transfers zwischen Erfahrungswissen und Begriffs- und Orientierungsvermögen 
der viel größere Bereich sozio-kultureller Unbewußtheit in den Blick: dieser Tiefenbereich 
gehört zur Erfahrungsgeschichte, macht sie aber auch zu einem interdisziplinären Bereich. 
Zu seiner Erforschung kann mit Hilfe des Erinnerungsinterviews immerhin ein Beitrag gelei- 
stet werden.?? 

Seitdem die Geistesgeschichte mit dem Verschleiß des idealistischen Entwicklungskonzepts 
ihr Rückgrad verloren hat und der ökonomistische Reduktionismus in der »relativen Selb- 
ständigkeit« des Überbaus, wie sie der Strukturalismus postulierte, zum Erliegen gekommen 
ist, gibt es m.W. keine Theorie mehr, die ein umfassendes Erläuterungssystem für die Bezie- 
hungen zwischen materieller, sozialer und geistiger Veränderung in der Geschichte zu bein- 
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halten beansprucht. In diesem Desideratbereich wird z.Z. in der Geschichtswissenschaft mit 
einer Vielzahl von Konzepten experimentiert, bei denen es sich in der Regel um Varjanten 
der »Mentalitätsgeschichte« aus dem Schichtenmodell der Annales-Schule handelt, etwa Ge- 
schichte der Vorstellungen oder der Emotionen.?° Problematisch an diesen Konzepten er- 
scheint mir, daß sie die kulturelle Dimension künstlich isolieren und entweder zu einer stati- 
schen Struktur gerinnen lassen oder ihre Veränderungen (kultur-Jimmanent untersuchen: 
im ersten Fall ergeben sich Strukturen ohne Geschichte, deren postulierte ‘lange Dauer’ in 
der Zeitgeschichte nicht überzeugen könnte; im zweiten eine sozial erweiterte Geistesge- 
schichte, die ihrer idealistischen oder überhaupt einer Fundierung beraubt ist. 

Der Erfahrungsbegriff, wie er in den 60er Jahren von Edward Thompson?! sozialhistorisch 
aufgegriffen wurde (und damals überhaupt ein Leitbegriff der Neuen Linken wurde) hat dem- 
gegenüber, jedenfalls wenn er von seinem seinerzeit eingebauten Optimismus wieder befreit 
wird, Vorteile. Er bezieht wirkungsmächtige Werttraditionen und Denkstrukturen auf die 
Wahrnehmung eines Ensembles von strukturellen Bedingungen und von als historische Er- 
eignisse gedeuteten Geschehnissen. Er ist offen für weitere Interpretationen anhand neuer 
Wahrnehmungen und Deutungen, auch solche von fremder Seite.?? Und er zielt nicht auf die 
antiquarische Leere einer Mentalität, sondern auf die Wahrnehmung und Deutung künftiger 
Geschehnisse und Verhältnisse durch die Subjekte der Erfahrung, wodurch er sich einerseits 
mit deren Praxis und andererseits historisch mit unseren eigenen Erfahrungen in Verbindung 
zu setzen vermag. 

Mit ihrer Konzentration auf die ein gemeinsames Bewußtsein einer Gruppe herausbildende 
Wirkung kollektiver Kampferfahrungen hat die Neue Linke aber nur eine, sozusagen die 
oberste Schicht von Erfahrung thematisiert, ihre Ereignis- und Konfliktgeschichte. Diese 
Ebene ist sowohl für diejenigen, die an einem Freignis aktiven Anteil genommen haben, als 
auch für die historische Rekonstruktion von Bewußtsein besonders faszinierend, weil hier 
unter den Zwängen gemeinsamen Kampfes die Wahrnehmung von Erfahrungen in dichter 
Folge ausgesprochen, umstritten und auf der Ebene des Bewußtseins in Handeln umgesetzt 
werden muß, was die Denkprozesse in den Rhythmus der Ereignisse reißt und wahre Über- 
lieferungenwälle aufwirft, in die sich die Archäologie des Bewußtseins graben kann. Erst 
nach den Freignissen kann ermessen werden, inwiefern die dem Kampf und der Vergemein- 
schaftung geschuldete Produktivität des Bewußtseins auch die tieferen Schichten der Erfah- 
rung der Beteiligten zum Ausdruck gebracht hat und deshalb für die künftige Praxis eineRol- 
le spielt oder ob man sich an der Kampfsituation berauscht hatte und hinterher mit einem 
Katzenjammer in einen ganz anderen Alltag zurückkehrt.” 

Führt man nun für die Erhellung der ‘tieferen Schichten’, die das aktuelle Bewußtsein mit 
den längerfristigen Strukturen der Lebensverhältnisse verbinden, strukturelle Konzepte aus 
den Sozialwissenschaften oder der Anthropologie ein, so verbleibt unweigerlich eine Gedan- 
kenlücke zwischen der expressiven Subjektivität des Bewußtseins und der konstruierten Ob- 
jektivität der Strukturen. In dieser Lücke des Denkens keimen die Denunziationen “falschen 
Bewußtseins’ oder “aufklärerischer Arroganz’. 

Von einer anderen Problemstellung— er wollte in seinen ethnologischen Studien den Wider- 
spruch zwischen Strukturalismus und Phänomenologie aufheben — herkommend hat Pierre 
Bourdieu? diese Erfahrungslücke mit seinem theoretischen Entwurf von ‘Habitus’ und ‘Pra- 
xis’ zu schließen versucht. Sein Denkansatz ist einfach und überzeugend, obwohl sein deut- 
scher Übersetzer, der von der »Dialektik zwischen Interiorität und Exteriorität, d.h. zwi- 
schen der Interiorisierung der Exteriorität und der Exteriorisierung der Interiorität«?° 
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spricht, diese Einsicht mit allen Mitteln der Kunst zu verhindern trachtet. Bourdieu weist 
daraufhin, daß Prägung und Praxis ja nicht miteinander kurzgeschlossen sind, sondern 
durch die Lebensgeschichte verbunden werden. Die in der Sozialisation verinnerlichten 
Strukturen, die in der soziokulturellen Umwelt des Subjekts gültig sind, werden zu seiner 
zweiten Natur, deren gruppenspezifische Ausprägung er Habitus nennt: weitgehend unbe- 
wußte und dauerhafte Dispositionen, die künftiges Handeln strukturieren, aber nicht als 
zeitlos mechanischer Reflex, sondern als eine Veräußerlichung, die »alle vergangenenen Er- 
fahrungen« integriert”. Dieser unterirdische Kanal der zweiten Natur als vergessener Ge- 
schichte erlaubt es Bourdieu, den mechanistischen Kurzschluß zu vermeiden, ohne ins Ge- 
genteil subjektivistischer Willkür zu verfallen. Er öffnet die gesellschaftlichen Strukturen 
für Geschichte und zwar nur um diejenigen Freiheitsgrade, die der Umweg über die Struk- 
turierung der Erfahrung der Subjekte und die erfahrungsabhängige Strukturierung ihrer 
Praxis braucht. 

Bourdieus theoretisches Konzept paßt genau in die Lücke zwischen jenen Dimensionen 
von Erfahrung, die dem Subjekt bewußt sind, die es bei seiner Praxis reflektiert und die da- 
durch überlieferungsträchtig und historisch erforschbar werden, und den Tiefenschichten 
seiner Prägung durch sozio-kulturelle Strukturen. Zwar kann die historische und sozial- 
wissenschaftliche Forschung auch solche Strukturen erforschen, aber die Verbindung in 
der Lebensgeschichte liegt weithin im Dunkel. Daß sich früh erworbene Dispositionen un- 
bewußt durchhalten und von Fall zu Fall das praktische Handeln strukturieren, ist eine 
von der Psychoanalyse informierte Hypothese, die im Bereich der primären Sozialisation 
(vor allem von Mittelschichtangehörigen der Industrieländer des 20. Jahrhunderts) reich 
belegt ist. Mit der Renaissance des psychoanalytischen Interesses an der Kulturtheorie 
(bzw. an der sekundären Sozialisation) wird jedoch insofern ein kritischer, interdisziplinä- 
re Bemühungen (wie die Ethnopsychoanalyse) herausfordernder Bereich erreicht, als das 
psychoanalytische Setting, in dem lebensgeschichtliche Wahrheit ergriffen werden kann, 
hier an die Grenze seiner Übertragungsmöglichkeiten stößt.” Auch Boyurdieus an relativ 
statischen und elementaren Verhältnissen gewonnener Entwurf läßt offen, welche Struktu- 
ren wann diese prädisponierende Kraft entfalten, wie die Stufen der Sozialisation, die aus 
unterschiedlichen Umfeldern strukturiert sein mögen, in der Erfahrung aufeinandergepaßt 
werden und welche Wirkungen konkurrierende Strukturen (z.B. bei Aufsteigern) oder 
nachdrückliche Veränderungen in den Strukturen der Umwelt (z.B. im Krieg oder bei Ver- 
triebenen) auf das Verhältnis von Prägung und Praxis haben können. Die Liste der Fragen 
verlängert sich schnell, wenn man sich an die historische Erforschung eines “Habitus’ 
macht.?® 

Wo so vieles offen ist, erscheint mir die Blickrichtung auf eine Erfahrungsgeschichte sinn- 
voll, die nicht hinter die historische Ermittlung wirkungsmächtiger Strukturen zurück- 
fällt, aber der Schwammigkeit der mit dieser verbundenen Geschichtsvorstellungen (‘Sozia- 
ler Wandel”) und der fatalistischen Ausstrahlung konstruierter Eigengesetzlichkeit von 
Strukturveränderungen dadurch begegnet, daß sie die Wirkungsmacht dieser Strukturen le- 
bensgeschichtlich untersucht.?” Dadurch werden nicht nur Kenntnisse über die Praxisspiel- 
räume der Subjekte gewonnen, sondern auch diese Spielräume selbst erweitert. Denn wenn 
Bourdieu recht hat, daß die Prägung der Subjekte, die unbewußt ihr Handeln strukturiert, 
zu ihrer zweiten Natur geworden ist und also »vergessene Geschichte« den größeren Teil 
ihrer Erfahrung ausmacht, so kann aus ihrer Erforschung ein Zuwachs an Selbstbestim- 
mung für die Subjekte möglich werden. Das Erinnerungsinterview reicht nur in diesen Be- 
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reich hinein, ohne ihn ausfüllen oder strukturieren zu können; aber es begegnet den Proble- 
men der Psychoanalyse an der Schwelle der Pubertät gleichsam von der anderen Seite.” 
Aus noch ungeklärten Erwartungen in diese Richtung scheint mir ein Großteil des Interes- 
ses an Oral History zu erwachsen. Wie kann ihr Beitrag zu einer solchen Erfahrungsge- 
schichte aussehen? Sicher z.B. nicht so, daß sie die zweite Natur des Menschen in einem 
»repräsentativen sample« von Lebensgeschichten zu durchleuchten sucht, da sie immer nur 
wenige Erinnerungsinterviews führen und auswerten kann und da sie an die frühkindliche 
Geschichte des Interviewten und den größten Teil dessen, was er für privat hält, nicht her- 
anreicht und damit wesentliche Prägungen seiner Persönlichkeit außer Betracht bleiben. 
Auf der anderen Seite erbringt die interaktive Gedächtnisarbeit im Erinnerungsinterview 
— und das unterscheidet es von sonstigen narrativen Interviews -— nicht nur die im Be- 
wußtsein gewonnene Erfahrung, sondern auch eine Vielzahl von Spuren der vergessenen 
Geschichte, die auf ihre der Öffentlichkeit zugewandte Seite verweisen. Der Großteil pla- 
stischer Geschichten im Gedächtnis der Interviewten stammt aus der Begegnung mit Neuem, 
macht also eine verinnerlichte Anschauung vor dem Begriff zugänglich, die auf das damalı- 
ge Fehlen einer entsprechenden Prädisposition hinweist.*! Und in der Zusammenordnung 
von Lebensgeschichten, die von vergleichbaren sozio-kulturellen Strukturen geprägt wur- 
den, lassen sich Teile dessen, was Bourdieu Habitus nennt, herausarbeiten.*? 

Andererseits legt das Material unserer Interviews nahe, daß unter den Bedingungen gesamt- 
gesellschaftlicher und in das einzelne Leben tief eingreifender Umbrüche die Erfahrung des 
Einzelnen nicht nur von früh erworbenen Dispositionen geprägt, sondern auch in einem 
Prozeß anhaltender Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Herausforderungen und An- 
geboten geformt wird. Für eine Erfahrungsgeschichte in diesem Sinne können Erinnerungs- 
interviews wichtige — und bei den Diskontinuitäten der deutschen Zeitgeschichte oft die 
einzigen — Untersuchungsgrundlagen schaffen. Auch hier können wir daran anknüpfen, 
daß im lebensgeschichtlichen Bericht überwiegend Begegnungen mit Neuem, das sich nicht 
voll in die bisherigen Denkstrukturen fügte, erzählt werden und dafür boten die verschlun- 
genen Sozialitinerare, die fast jeder vor allem in den 40er Jahren zu absolvieren hatte, reich- 
lich Anlaß. Andererseits lassen Auswahl, Kommentierung und argumentative Benutzung 
solcher Anekdoten, ggf. auch die Spuren ihrer Neubearbeitung, nachträgliche Deutungs- 
und Verarbeitungsvorgänge erkennen, die sich aus dem Erfahrungsaufbau dieses Individu- 
ums, aus Normen seiner Gruppe, aus Deutungsangeboten oder Zensurauflagen der allgemei- 
nen Kultur, besonders wenn sich ihre Ausrichtung zwischenzeitlich verändert hat, oder 
auch aus projizierten Erwartungen des Interviewers, die sich auf den Interviewten übertra- 
gen haben, ergeben mögen. Bei einer genaueren Untersuchung des Textes lassen sich häufig 
im Interview Spuren finden, mit denen man dieses vielschichtige Gefüge aus Erlebnisüberre- 
sten, Erfahrungsüberlieferungen und aktueller Zurichtung in Zeitschichten zerlegen kann. 
Dadurch erschließt sich in Ansätzen die Kontinuität der Erfahrung durch gesellschaftliche 
oder politische Brüche hindurch, in denen die archivalisch bewahrten Berichtssysteme ab- 
brechen oder ihren Gesichtswinkel verändern und die oft dadurch, daß bisher angenomme- 
ne Deutungen unglaubwürdig oder unbrauchbar geworden sind, ein Auseinandertreten 
von gesellschaftlichen Angeboten und persönlicher Erfahrung hervorbringen. Deshalb ist 
auch für die historische Wahrnehmung der Unterströmung der Volkserfahrung der ‘Um- 
weg’ über die individuelle Lebensgeschichte notwendig. Dazu möchte ich aus unserem Pro- 
jekt zwei Beispiele anführen, welche auf unterschiedlichen Ebenen der Volkserfahrung 
auch das Problem der Verdrängung und ihrer Vermeidung beleuchten: 
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In den Erlebnisschilderungen über die Lebens- und Arbeitsverhältnisse im Krieg standen die Szenen oft 
voller ausländischer Statisten, während bei der Problematisierung des Nationalsozialismus in der Regel 
vor allem der Krieg alssolcher und die Verbrechen an den Juden, nicht aber die Fremdarbeiter erwähnt 
wurden. Wurden die Interviewten dann auf die Problematik der Fremdarbeiter angesprochen, kamen 
nur in einzelnen Fällen Geschichten zu Tage, in denen einzelne Fremdarbeiter einen Namen, Gesicht 
und Stimme erhielten; in der Masse der Fälle erfolgten jedoch zwei stereotype Reaktionen: einerseits 
wurde versichert, daß man den Ausländern immer mal »Butterbrote« mitgebracht habe, auf der ande- 
ren Seite wurde darauf hingewiesen, daß die befreiten Fremdarbeiter im Frühjahr 1945 geplündert und 
gebrandschatzt hätten. Die Reaktionen gewähren durch die Betonung eigener Mitmenschlichkeit ange- 
sichts eines unmenschlichen Zwangssystems, das aber ausweislich des Verhaltens befreiter Fremdarbei- 
ter tendentiell gerechtfertigt wird, eine doppelte Entlastung von der Zumutung einer tieferen Verknüp- 
fung der Eigenwahrnehmnung mit der Sinn- und Wertfrage der Beurteilung des Nationalsozialismus. 
Es handelt sich dabei aber um einen relativ oberflächlichen Verdrängungsreflex; anders als in der Frage 
des Antisemitismus, die in der Nachkriegszeit von meinungsbildenden Institutionen ausführlich bear- 
beitet wurde, hat es eine gesellschaftliche Thematisierung des Problems der Fremdarbeiter und Kriegs- 
gefangenen nicht gegeben: deshalb sind diese einerseits aus der Kriegserinnerung nicht verdrängt, ande- 
rerseits aber auch in die geschichtliche Erfahrung nicht integriert. Vielmehr werden diese Erinnerungen 
zunächst in unbearbeiteter Weise und oft noch im nationalsozialistischen Originalton berichtet, was 
nicht nur auf die Verbreitung der nationalsozialistischen Deutungsangebote in dieser Frage zurück- 
weist, sondern auch nach vorn auf die Vorbereitung der Deutschen auf den Empfang der ‘Gastarbeiter’ 
— auch dies ein NS-Begriff.* 

Als zweites Beispiel wähle ich die drei Liebesgeschichten der Sachbearbeiterin Monika Hertel.** Sorg- 
fältig weist sie in der lebensgeschichtlichen Rückschau jeder dieser Beziehungen einen unübertreffli- 
chen Sinn zu: ihre verste Liebe« galt dem Neffen der besten Freundin ihrer Mutter, beide Frauen förder- 
ten, was sich da anbahnte, und sie meint heute, sie wäre da wohl nicht mehr herausgekommen; aber sie 
war seine letzte Liebe, denn gleich zu Beginn des Krieges starb er an einem Bauchschuß. Ihre»große Lie- 
be« zu einem Architekten führte sie aus ihrem engen Milieu heraus, weckte in ihr Leidenschaft und kul- 
turelle Entfaltung; aber der Geliebte muß gegen Kriegsende Dachauer Häftlinge beim Industrieeinsatz 
beaufsichtigen und das letzte, was sie von ihm hört, sind seine Depressionen, und dann noch, daß er in 
dieser Zeit mit einer anderen ein Kind gezeugt hat. Nach ein paar Jahren trifft sie eine Zufallsbekannt- 
schaft, der sie früher einmal bei einem Arbeitskollegen auf einem dunklen Bahnsteig gesehen und ihr 
später Briefe aus der englischen Kriegsgefangenschaft geschrieben hatte, bei seiner Rückkehr bei hel- 
lichtem Tag und es wird »Liebe auf den ersten Blick«. Dieser Mann wird ihr Mann — aber auch davor 
hat sie eine Verlusterfahrung machen müssen, nämlich an Achtung und Perspektive. Ihr Freund hat 
Kriegsabitur und eine Notausbildung als Lehrer; 1947 wird er eingestellt und soll 1948 bei der Wäh- 
rungsreform, als die entnazifizierten Familienväter wiedereingestellt werden, wieder entlassen werden. 
Überstürzt heiraten sie, damit er alsSozialfall seine Lehrerstelle behält. Aber sie haben nichts, vorallem 
keine Wohnung. Obwohl sie standesamtlich getraut sind, erzwingen die Eltern — das wiedergewonne- 
ne Elternrecht gilt im rheinischen Milieu als Antifaschismus und wird mit der Verfügungüber die Woh- 
nung durchgesetzt — sexuelle Enthaltsamkeit des jungen Paares, bis sie übers Jahr eine Wohnung be- 
kommen und kirchlich heiraten können. Ihre Schwiegermutter hatte dort wieder angesetzt, wo ihr der 
Krieg den halbwüchsigen Jungen vor fast zehn Jahren entwunden hatte. Ihr Fliegeroffizier a.D. beugt 
sich und Monika Hertel will ihre dritte Liebe nicht verlieren. Dafür unterwirft sie sich einer bigotten 
Tyrannei, gibt ihren Wunsch nach einem Studium auf, dann auch noch ihren Beruf, in dem sie mehr 
verdient hatte alser und zufrieden war. Schließlich ist die Normalfamilie der 50er Jahre erreicht; aber — 
und das schließt sie unmittelbar an diesen vertrackten Beginn ihrer guten Ehe — ihren Kindern läßt sie 
mehr Freiheit, fördert ihre Beziehungen, unterstützt ihre Qualifizierung. Ihre Erziehungsideale sind 
die Antwort auf den familiären Nachkriegsmuff, der ihre dritte Liebe zu beschädigen drohte. Sie will ih- 
ren Kindern ermöglichen, was ihr der soziale Tod ihrer großen Liebe nahm. Und es scheint, als bediene 
sie sich dabei jener Mittel, die alle Wege zu ihrer ersten Liebe geebnet hatten — bevor der Krieg interve- 
nierte. 
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Eine solche Geschichte enthält nicht nur Mosaiksteine, aus denen — zusammen mit ver- 
gleichbaren Berichten — die Abfolge von Wert- und Verhaltensmustern, die das Familien- 
leben und Paarungsverhalten in den 30er und 40er Jahren geprägt haben, in ihrem Zusam- 
menspiel mit schnell wechselnden Lebensbedingungen rekonstruiert werden können. Sie 
gibt auch Einblick in einen — mir scheint: gelungenen — Aufbau historischer Primärerfah- 
rungen, in der das Verlorene nicht vom Bewahrten aufgefressen wird, sondern Erinnerun- 
gen samt ihren gesellschaftlichen Bedingungsbezügen zugelassen und mit Trauer, Liebe 
und Sinn ausgestattet werden und in der die erfahrene Vergangenheit handlungsleitende 
Perspektiven begründet. Schließlich könnten viele Berichte über vergleichbare Vorerfah- 
rungen Beiträge zum Verständnis neuer Erziehungsstile und Generationskonflikte seit den 
50er Jahren leisten und zu einer Diagnose ihres Sinndefizits, wenn sie sich von ihren histo- 
rischen Entstehungs- und Begründungszusammenhängen ablösen und konventionalisiert 
werden. 

Es ist nicht die erfahrungsgeschichtliche Auswertung eines einzelnen Interviews, die die 
Zeitgeschichte in neues Licht taucht. Als solches kann es immer nur Hinweise auf verbreite- 
te »patterns« und ihre historisch spezifische Wirkungsmacht, ihre Aneignung, Abstoßung 
oder andere Verarbeitung in der individuellen Erfahrung geben. Und diese Hinweise sind 
keine Beweismittel, womit eine neue These wasserdicht gemacht werden könnte. Die Ant- 
worten der Interviewten begründen vielmehr eher Fragen an unser historisches Vorwissen, 
fordern einerseits eine Erweiterung unserer Untersuchungsstrategien und mischen sich an- 
dererseits als Subjektzeugnis unmittelbar in die historische Kommunikation. Ihre Interpre- 
tation kann sich aber in dem Maße zu einer sozialen Erfahrungsgeschichte erweitern, als es 
über zahlreiche Interviewauswertungen gelingt, die Regelmäßigkeit solcher Zuordnungen 
und Verarbeitungsweisen im zeitlichen Längsschnitt zu zeigen und sozialgeschichtlich zu si- 
tuieren. Dazu bedarf es der Verbindung zu strukturgeschichtlichen (einschließlich psycho- 
historischen) Forschungen, die für eingegrenztere Zeitbereiche alle Arten fragmentierter 
Überlieferungen zur Präzisierung der Bedingungs- und Handlungsstrukturen nutzen kön- 
nen, einerseits um Maßstäbe der Situierung zu gewinnen, andererseits um jene Forschungen 
mit einer Perspektive zu historisieren, die von’den Subjekten informiert ist. 


Anmerkungen 


1 Interview Anton Cronenberg, Cassette II,1. Interviewer Alexander von Plato, LUSIR-Projekt. 

2 Am deutlichsten zu verfolgen in den beiden führenden Spezialzeitschriften ‘Oral History’ (Univer- 
sity of Essex, Colchester, England) und International Journal of Oral History (Meckler, Westport 
Conn.), für Frankreich im Bulletin d’institut d’histoire du temps prösent (vgl. hier auch den Bd. 
über die table ronde: problemes de methode en histoire orale (1980) sowie in den Tagungsbänden 
der internationalen Oral History Konferenzen: Paul Thompson (Hrsg.): Our Common History. 
The Transformation of Europe, London 1982 (Colchester 1979); Papers presented to the Interna- 
tional Oral History Conference, Amsterdam, Okt. 1980 (hekt. ed. Jaap Talsma u.a.); [Ve Colloque 
international d’Histoire orale, Aix-en-Provence, Sept. 1982 (hekt. ed. Philippe Joutard u.a.); V Col- 
loqui Internacional d’Historia Oral. El Poder a la Societat, Barcelona März 1985 (ed. Mercedes Vila- 
nova). Im deutschen Sprachraum die Sammelbände Lutz Niethammer mit Werner Trapp (Hrsg.): 
Lebenserfahrung und kollektives Gedächtnis. Die Praxis der Oral History, Frankfurt 1980, 2. Aufl. 
1985; Gerhard Botz u.a. (Hrsg.): Mündliche Geschichte und Arbeiterbewegung. Eine Einführung 
in Arbeitsweisen und Themenbereiche der Geschichte geschichtsloser Sozialgruppen, Wien/Köln 


Wozu taugt Oral History? 119 


10 


120 


1984. Die Standard-Einführungen sind Paul Thompson: The Voice of the Past, Oxford 1978; Phi- 
lippe Joutard: Ces Voix qui nous viennent du Pass&, Paris 1983. 

Das LUSIR-Projekt wurde von der Stiftung Volkswagenwerk und vom Land NRW finanziert und 
1980-83 an der Universität Essen und an der Fernuniversität in Hagen durchgeführt, wo seit 1984 eine 
Erweiterung dieses Projekts bearbeitet wird. Ergebnisse des Projekts sind hauptsächlich in den beiden 
von mir hrsg. Bänden erschienen: »Die Jahre weiß man nicht, wo man die heute hinsetzen soll«. Fa- 
schismuserfahrungen im Ruhrgebiet, und: »Hinterher merkt man, daß es richtig war, daß es schiefge- 
gangen ist«. Nachkriegserfahrungen im Ruhrgebiet, beide Berlin/Bonn 1983, in dem Band Alexander 
von Plato: Der Verlierer geht nicht leer aus. Betriebsräte geben zu Protokoll, Berlin/Bonn 1984 sowie 
in dem von uns beiden hrsg. Band »Wir kriegen jetzt andere Zeiten«. Auf der Suche nach der Erfah- 
rung des Volkes in nachfaschistischen Ländern, Berlin/Bonn 1985, der zusammenfassende Beiträge 
aus unserem Projekt mit Oral History Studien aus Italien, Österreich und Westdeutschland zusam- 
menbringt. (Der vorliegende Autsatz ist ein Ausschnitt aus meinem Beitrag zu diesem Band: Fragen- 
Antworten-Fragen. Erfahrungen und Erwägungen zur Oral History.) Die Bearbeiter und Autoren 
aus der LUSIR-Projektgruppe sind: Anne-Katrin Einfeld, Ulrich Herbert, Nori Möding, Bernd Pari- 
sius, Alexander von Plato, Margot Schmidt, Michael Zimmermann und ich. 

Zur Herkunft der Oral History und zu ihrem Verhältnis zu “mündlicher Überlieferung’ vgl. mei- 
nen Beitrag: Oral History in USA, in: Archiv für Sozialgeschichte 18 (1978), S. 454-501 und den- 
Themenschwerpunkt »Es war einmal ...«e Vom Wandel mündlicher Überlieferung, in: Journal für 
Geschichte 5 (1984) H. 3, S. 8-41. 

Vgl. den Abschnitt ‘Gedächtnis und Befragung’ in: Fragen-Antworten-Fragen, a.a.O. 

Arthur M. Schlesinger Jr. hat dies schon 1967 auf die Formel gebracht: »Der Aufstieg der Schreib- 
maschine hat die Papierflut gewaltig ansteigen lassen, während der Aufstieg des Telefons die Bedeu- 
tung dieses Papiers gewaltig reduziert har. Seither sind immer mehr Dokumente produziert worden 
und es steht immer weniger drin.« (On the Writing of Contemporary History, in: The Atlantic 
Monthly, März 1967, S. 69-71). 

Repräsentativ Wolfgang Benz/Martin Müller: Geschichtswissenschaft, Darmstadt o.]., $. 63 ff. 
Vgl. Oral History in USA, S. 480. Das Hauptproblem bei der zeitlichen Annäherung historischer 
Interviews an das politische Geschehen, über das sie Aufschluß geben sollen, besteht in der Ver- 
schränkung von Forschungsökonomie und Geheimnisschutz. Wird die Befragung von außerhalb 
des Machtzusammenhangs unternommen, so fehlen ihr die Kriterien, wofür Oral History sich zu 
treiben lohnt, undeskommteine Art Übergangsgeschichtsschreibung heraus, die angesichts des ho- 
hen Aufwands von Oral History eher Publizisten als Historiker reizt. Ausnahmen ergeben sich 
dann, wenn die Forschung auf einen konkreten und höchst anstößigen Sachverhalt orientiert ist 
und in der Art einer kriminalistischen Recherche durchgeführt wird, weil dann im Erfolgsfalle ein 
Skandal entsteht, in dem die Machtträger zu ihrer eigenen Verteidigung die sonst geübte Informa- 
tionssekretierung aufgeben müssen. (Beispiel: die Recherche der Washington Post in der 
Watergate-Affäre). Wird die Befragung von innerhalb des Machtzusammenhangs unternommen, 
so lassen sich die Desideratenbereiche künftiger Überlieferung zwar übersehen, aber esfehlt der kri- 
tische Blick, der ihre Bedeutung ermessen und auch entsprechende Fragen ausbilden kann, und die 
Freistellung aus den Zensurmechanismen der Institution für die Auswertung. Es ist sehr selten, daß 
ein Politiker einen Wissenschaftler für eine solche Aufgabe zugleich privilegieren und freistellen 
kann. Eine solche Ausnahme ist Arnulf Baring: Machtwechsel, Stuttgart 1982, S. 13 ff. ein knapper 
und einprägsamer Bericht seiner Erfahrungen mit heutigen politischen Akten, mit Interviews und 
mit der Dimension ihrer Ergiebigkeit. 

Der Vorschlag zu einer Ethnografie von Führungsschichten (»Elitelore«) mit Oral History Inter- 
views aus Lateinamerika ist auf einem Folklorekongreß 1967 zuerst gemacht worden von JamesE. 
Willkie: Postulates of the Oral History Center for Latin America, in: Journal of Library History 2 
(1967) 5. 45-54. 

Alexander von Plato: Wer schoß auf Robert R? demnächst in: Hannes Heer/ Volker Ulrich (Hrsg.): 
Unsere Geschichte, Reinbek 1985. Vgl. auch Baring $. 16 f. 
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Interview mit Konrad Vogel, Cassette ],2. Interviewer Alexander von Plato. Die Lebensgeschichte 
ist berichtet, in: ders., Verlierer, $. 180 ff. 

Vgl. meine ‘Anmerkungen zur Alltagsgeschichte’, in: Geschichtsdidaktik 5 (1980) S. 231 ff.; Alf 
Lüdtke: Rekonstruktion von Alltagswirklichkeit — Entpolitisierung der Sozialgeschichte? in: Ro- 
bertM. Berdahl u.a.: Klassen und Kultur, Frankfurt 1982, 5.321 ff. Umfassende, sich ergänzende Li- 
teraturverweise bei Norbert Schindler: Spuren in die Geschichte der anderen Zivilisation, in: Ri- 
chard von Dülmen und Norbert Schindler (Hrsg.): Volkskultur, Frankfurt 1984, $. 13 ff. sowie 
Klaus Tenfelde: Schwierigkeiten mit dem Alltag, in: Geschichte und Gesellschaft 10 (1984) S. 376 ff. 
Pierre Bourdieu: Entwurf einer Theorie der Praxis auf der Grundlage der kabylischen Gesellschaft, 
Frankfurt 1976, S. 171 

Wo der Einzelne aus seinen sozialen Bezügen fällt und gegen das Regelwerk der Gesellschaft anläuft, 
entstehen oft im Zuge der gerichtlichen oder administrativen Verfolgung historische Quellen, wel- 
che die schweigende Macht der Verhältnisse und sonst stumme Subjekte zum Reden bringen. 
Exemplarisch Regina Schulte: Feuer im Dorf, in: Heinz Reif (Hrsg.): Räuber, Volk und Obrigkeit, 
Frankfurt 1984, $. 100 ff. Solche Forschungen setzen aber ein Mindestmaß an Wahrheitsliebe und 
Zuwendung bei den Institutionen voraus. Bei Massenverfolgungen und insbes. bei denen des 20. 
Jahrhunderts, die ihre Opfer unabhängig von deren Subjektivität auswählen, ist das jedoch meist 
nicht anzutreffen; zugleich ist das Schicksal der Opfer gerade nicht repräsentativ oder indikativ für 
dasjenige sonst vergleichbarer Nicht-Verfolgter. Wird hier aus dem Zeugnis Überlebender nicht ei- 
ne Überlieferung im Nachhinein erstellt, ist die Geschichte der Opfer aus dem Gedächtnis gelöscht. 
Dabei dürfen forschungsökonomische oder nur in der Relativität mit anderen Überlieferungsfor- 
men gültige Präzisionserwägungen keine Rolle spielen, weil die Verfolgerakten in solchen Fällen 
für die Subjektivität und Erfahrung der Verfolgten völlig blind sind. Hier liegt also ein wichtiges 
Aufgabengebiet für Oral History, das ich aber aus diesem Aufsatz ausgeklammert habe, weil sich 
dabei aufgrund der tiefgreifenden Traumatisierung der Betroffenen, wie sie sich bei der Erfor- 
schung z.B. verfolgter Indianerstämme und vor allem bei jüdischen Überlebenden des Holocaust 
gezeigt hat und bei einer jetzt endlich beginnenden Untersuchung zur Verfolgungserfahrung deut- 
scher Sinti und Roma berücksichtigt werden muß, eine Reihe zusätzlicher Probleme stellen. Vgl. 
den Bericht über das jüngste Projekt über französische Frauen, die nach Ausschwitz deportiert wa- 
ren: Michael Pollak: L’exp£rience concentrationnaire: ressources de pouvoir et sens d’identit&, in: 
Vilanova (ed.), S. 353 ff. 

Das Problem nostalgischer Verzerrung wird in der Oral History Forschung in jüngster Zeit intensi- 
ver diskutiert. Vgl. z.B. Selma Leydesdorff: Identification and Power in the Formation of the Ro- 
mantic Memory, in: ebda., S. 309 ff. In unserem eigenen Projekt scheint mir diese Dimension lange 
zu kurz gekommen zu sein. Wir waren so vom Verstehen der zahlreichen Belege positiv besetzter 
Privatheit und Aktivität im Faschismus in den Erinnerungen vieler unserer Befragter in Anspruch 
genommen, daß wir Nebenklänge, die sie zuweilen z.B. auch als Deckerinnerungen unerträglicher 
Unterwerfungs- und Ausgesetztheitserfahrungen erscheinen lassen könnten, möglicherweise nicht 
sorgfältig genug wahrgenommen haben. 

Vgl. z.B. die Studien über Bäckerlehrlinge und Hausmädchen von Daniel Bertaux und Isabelle 
Bertaux-Wiame und über Näherinnen von Nelleke Bakker und Jaap Talsma in: Botz/Weidenhol- 
zer (Hrsg.), S. 235 ff. oder über Dienstmädchen von Dorothee Wierling, in: Talsma (Hrsg.), Bd. 2, 
$. 307 ff., bzw. in LUSIR Bd. 1 (vgl. Anm. 3) z.B. die Beiträge über Hausarbeit von Bergarbeiterfrau- 
en von Anne-Katrin Einfeldt oder junge Bergarbeiter von Michael Zimmermann. 

Daß der Alltag aus Routinen besteht, die aus dem Bewußtsein abgesunken und doch vergegenwär- 
tigbar sind, ist der gemeinsame Ansatz phänomenologischer und marxistischer Theorien des All- 
tags. Die “Unschuld’ dieser Kenntnisse ist in einzelnen Fällen prekär: dann nämlich, wenn der Be- 
fragte seine Lebensgeschichte soweit umgedeutet hat, daß er dazu in der Befragung auch ihm fremde 
Alltage erfinden muß. 

Clifford Geertz: Dichte Beschreibung. Beiträge zum Verstehen kultureller Systeme, Frankfurt 
1983, bes. $. 21 zeigt, daß nicht die Ethnografie als Systematisierung ferner Alltage, sondern erst die 
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im Kontext des Alltäglichen ‘dicht’ (d.h. verständlich) beschriebenen gesellschaftlichen Ereignisse, 
Verhaltensweisen, Institutionen oder Prozesse den Gegenstand der Kulturforschung ausmachen kön- 
nen. Mit anderen Worten: die Erforschung des Alltags ist unersetzlich, aber sie genügt nicht. Die Ge- 
schichtswissenschaft kann sich aber (anders als die Ethnografie) nicht durch Beobachtung die Kenntnis 
alltäglicher Verhältnisse verschaffen und wenn sie diese aus den Implikationen z.B. von Berichten über 
Ereignisse erschließt, kann man sie zu deren Deutung nicht gut wieder als kontrollierendes Korrelat 


“einführen. Hans Medick: »Missionare im Ruderboot«?, in: Geschichte und Gesellschaft 10 (1984) 


$. 295 ff. ist deshalb zuzustimmen, wenn er $. 313 f. die Notwendigkeit alltagsgeschichtlicher Rekon- 
struktion mit den neuesten Techniken fordert, um dem gerecht werden zu können, was er mit einem 
etwas mißverständlichen Begriff die »eingeborene Theorie der historischen Subjekte« nennt. 

Zum Habitusbegriff Bourdieus s.u. 

In der Zeitgeschichte ist die Überlagerung mehrerer sozio-kultureller Bezugssysteme, in denen je- 
weıls Sınn und Bedeutung konstituiert werden kann und zwischen denen sıch das Indıviduum be- 
wegt, so augenfällig, daß die Unterstellung isolierter subkultureller Milieus oder ein einliniger Pro- 
zeß zur »Kolonialisierung der Lebenswelten« (Habermas) die Widersprüchlichkeit der Erfahrung 
und die Bewegungstoleranzen der Individuen unterschätzte. Vgl. auch die Polemik zwischen Alf 
Lüdtke: Kolonisierung der Lebenswelten — oder: Geschichte als Einbahnstraße? und Detlev Peu- 
kert: Glanz und Elend der Bartwichserei, in: Das Argument 140 (1983) S. 536 ff. 

Vgl. Franz-Josef Brüggemeier: Leben vor Ort, München 1983 

In LUSIR-Interviews rückten in solchen Fällen oft an die Stelle der in der Arbeit präsenten sozialen 
Beziehungen diejenigen, die sie am Arbeitsplatz umgeben (z.B. Büroerotik), während der Bericht 
über die Arbeit auf bloße Merkmale von Verrichtungen schrumpfte (z.B. ‘Rechnungen schreiben’, 
oder: ‘was man eben in einer Verwaltung so macht’). 

Vgl. Ulrich Herbert: Die guten und die schlechten Zeiten, in: LUSIR Bd. 1, S. 67 ff.; und z.B. Yves 
Lequin/Jean M£tral: Auf der Suche nach einem kollektiven Gedächtnis, in: Niethammer, Lebens- 
erfahrung, $. 339 ff. 

Oral History kann jaauch mit jüngeren Interviewten gemacht werden, z.B. solchen, die in den 50er 
Jahren heranwuchsen. Dann zeigen sich zwei Phänomene: erstens bewahrt das Gedächtnis jeweils 
Eindrücke aus dem Aufbau des eigenen Erfahrungshaushalt auf und diese sind in der Jugendzeit 
auch unter relativ kontinuierlichen gesellschaftlichen Bedingungen am dichtesten; andererseits er- 
scheinen dann aber auch die Verhältnisse nicht als so kontinuierlich wie bei denen, die damalsinden 
Hafen ihrer Hoffnungen eingelaufen sind, und ihre seinerzeitige Besonderheit muß einer nachfol- 
genden Generation erläutert werden. Das zeigen z.B. Jugenderinnerungen der 68er Generation. 
Vgl. LUSIR Bd. 1, 8. 10. 

Diese Einschätzung kann man nur exssilentio geben, da die späthistoristische Rechte und die neohi- 
storistische Linke nicht miteinander diskutieren: methodisch liegen sie nicht im Streit und ihre Ge- 
genstände und Erkenntnisinteressen überlappen sich kaum. Auf dem Berliner Historikertag 1984 
über Geschichte und Anthropologie fehlte ein bedeutender Teil der älteren Zunft in den Sektionen 
oder interessierte sich für sozialbiologische Anthropologie. 

Vgl. Jürgen Kocka: Klassen oder Kultur? in: Merkur 36 (1982) S. 955 ff.; ders.: Historisch-anthropo- 
logische Fragestellungen — ein Defizit der Historischen Sozialwissenschaft? in: Hans Süssmuth 
(Hrsg.): Historische Anthropologie, Göttingen 1984; ders.: Zurück zur Erzählung? in: Geschichte 
und Gesellschaft 10 (1984) S. 395 ff.; Hans-Ulrich Wehler: Preußen ist wieder chic ..., Frankfurt 
1983, 5.99 ff.; ders. Geschichte von unten gesehen, in: Die Zeit Nr. 19 v. 3. 5. 1985, $. 64. Der Ton 
dieses Abschnitts ist provoziert durch die Tiraden gegen ‘“Alltagsgeschichte’, mit denen Hans- 
Ulrich Wehler seit einiger Zeit durch die Lande zieht und dabei bedenkenswerte Argumente und 
pauschale Polemiken in schriller Tonlage vermengt, zur Verteidigung der Vernunft des Abend- 
lands gegen die grüne Gefahr aufruft und jenseits des Disputs diesen als Showbusiness betrachtet. 
Darauf kann man nicht ganz ernsthaft reagieren. Bevor ich die neueste Polemik kannte, hatte ich 
das aber in einer knappen Ortsbestimmung versucht, die jetzt erscheint als: Das kritische Potential 
der Alltagsgeschichte, in: Geschichtsdidaktik, Heft 3/1985. 
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Die Ambivalenz am prägnantesten bei Immanuel Kant: Idee zu einer allgemeinen Geschichte in 
weltbürgerlicher Absicht (Ges. Schriften Bd. 8, Berlin 1912, S. 15 ff.). Es scheint mir fraglich, ob 
man das sog. Projekt der Moderne oder eine “unverkürzte Rationalität’ als ganze dadurch retten 
kann, daß man ihre vorherrschenden Formen als Pathologien abspaltet. Vgl. z.B. die Einleitung zu 
Jürgen Habermas (Hrsg.): Stichworte zur ‘geistigen Situation der Zeit’, 2 Bde. Frankfurt 1979, S. 7 ft. 
Wie ich in dem Abschnitt ‘Befragungund Gedächtnis’ in Fragen-Antworten-Fragen, a.a.O., zu zei- 
gen versuche, erreicht das Erinnerungsinterview aufgrund des sozialen Arrangements, das es zu- 
stande bringt, nur die Ebenen des Bewußtseins und des Vorbewußten (“latentes Gedächtnis’), mit- 
hin kaum die kindliche Persönlichkeitsprägung. Eine weitergehende Interpretation seines Textes 
muß evident gemacht werden, weil sie andersals in der Psychoanalyse schwerlich eine kommunika- 
tive Validierung erfahren kann. 

Vgl. z.B. Hagen Schulze: Mentalitätsgeschichte — Chancen und Grenzen eines Paradigmas der fran- 
zösischen Geschichtswissenschaft, in: GWU 36 (1985) S. 247 ff. und als experimentelle Programme 
aus der Mediävistik z.B. Hans-Werner Goetz: ‘Vorstellunggeschichte’, in: Archiv für Kulturge- 
schichte 61 (1979) S. 253 f£.; Peter Dinzelbacher: Über die Entdeckung der Liebe im Hochmittelal- 
ter, in: Saeculum 32 (1981) S. 185 ff. 

Edward P. Thompson: The Making ofthe English Working Class, London 1963 u.ö. definiert in sei- 
nem Vorwort sein Verständnis von Klasse: »Und Klasse ereignet sich, wenn einige Menschen alsEr- 
gebnis gemeinsamer (ererbter oder geteilter) Erfahrungen die Identität der Interessen zwischen sich 
selbst wie gegenüber anderen Menschen, deren Interessen von den ihren verschieden (und in der Re- 
gel entgegengesetzt) sind, fühlen und artikulieren. Die Klassenerfahrung wird großenteils von den 
Produktionsverhältnissen bestimmt, in die Menschen hineingeboren werden — oder die sie unfrei- 
willig eingehen. Klassenbewußtsein ist die Art, wie mit diesen Erfahrungen kulturell umgegangen 
wird.« Vgl. die Kritik von Dieter Groh in seiner Einführung zu Edward P. Thompson: Plebeische 
Kultur und moralische Ökonomie, Frankfurt/Berlin/Wien 1980, S. 25 ff. 

Insofern kann der Erfahrungsbegriff Untersuchungen, die von Lern- und Sozialisationstheorien an- 
geleitet sind, umgreifen. Michael Vester: Die Entstehung des Proletariats als Lernprozeß, Frankfurt 
1970, hat z.B. Thompsons Untersuchung in ein Zyklenschema des Lernens aus Kämpfen zu glie- 
dern versucht und in ihrem Gefolge und im Gegensatz zu Engels und Marx die Prädisposition dazu 
nicht aus der Degradation und Homogenisierung der materiellen Lage der Arbeitenden, sondern 
aus der Differenz zwischen diesem Prozeß und den Ansprüchen, an denen sie gemessen wurden, 
hergeleitet — insofern im Einklang mit neueren empirisch-komparativen Ansätzen einer 
Revolutions- oder besser: Revolutionsvermeidungstheorie. 

Insofern war die Besinnung auf alltägliche Erfahrungszusammenhänge für das Weiterdenken in der 
Neuen Linken bezeichnend. Vgl. Oskar Negt/ Alexander Kluge: Öffentlichkeit und Erfahrung, 
Frankfurt 1972. Es hätte mich schon immer interessiert, was eine Fortführung des Erfahrungsansat- 
zes für die englische Arbeiterklasse über den Chartismus hinaus bis erwa 1880 erbringen würde. In 
gewisser Weise setzte unser Projekt an einer Prallele an, nämlich an der Folgegeschichte der hero- 
ischen Phase der Arbeiterbewegungskultur in der Weimarer Republik. 

Bourdieu, Entwurf, bes. das Kap. ‘Struktur, Habitus, Praxis’, S. 139 ff.. Vgl. auch ders.: Zur Soziolo- 
gie der symbolischen Formen, Frankfurt 1974, bes. S. 42 ff. (Klassenstellung und Klassenlage’). 
Bourdieu, Entwurf, $. 164 (Übersetzer Bernd Schwibs). 

Ebenda, $. 169. Ausgehend von zeitgeschichtlichen Befunden vertrete ich hier mit der Betonung der 
lebensgeschichtlichen Individuation sozialer Habitusformen zur Strukturierung einer spezifischen 
Praxis eine Lesart, die Bourdieu eher impliziert und ermöglicht als expliziert. Vgl. jedoch seinen 
Versuch, die ‘generative Grammatik’, welche die Scholastik mit der Gothik verbindet, mit der In- 
novation des Abtes Suger zu vermitteln, in seinem Nachwort zu Erwin Panofskis ‘Gothische Ar- 
chitektur und Scholastik’, das unter dem Titel »Der Habitus als Vermittlung zwischen Struktur und 
Praxis« abgedruckt ist in: Bourdieu, Symbolische Formen, $. 125 ff., bes. S. 155 ff. 

Vgl. z.B. Hans-Martin Lohmann (Hrsg.): Das Unbehagen in der Psychoanalyse. Eine Streitschrift, 
Frankfurt/Paris 1983, die in vielen Facetten eine Wiederbelebung der psychoanalytischen Kultur- 
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theorie fordert, ohne auf.deren aktuelle Inhalte einzugehen. Der Beitrag der Ethnopsychoanalyse 
für eine Ethnologie des Inlands scheint mir eher im Methodischen (Georges Devereux: Angst und 
Methode in den Sozialwissenschaften, Frankfurt 1984) bzw. in der Sensibilisierung der Forscher 
(vgl. Mario Erdheim/Maya Nadig: Größenphantasien und sozialer Tod, in: Kursbuch 58 (1979) 
$. 115 ff.) zu liegen. Aus der Teilnahme an Tagungen, die mir Mario Erdheim (Ethnologie der Wis- 
senschaft, Zürich), Hermann Sturm (Aesthetik und Fremdes, Essen) und Regina Schulte (Geschich- 
te und Anthropologie: die Wahrnehmung des Andern, London) ermöglicht haben, habe ich den 
Eindruck gewonnen, daß sich Teile der Psychoanalyse, Anthropologie, Sozialgeschichte u.ä. Wis- 
senschaften zur Überwindung disziplinärer Defizite und Krisen aufeinander verwiesen sehen, aber 
jenseits exemplarischer Anregungen noch nach Sprachen suchen, in denen sie die Beiträge einer Zu- 
sammenarbeit im Bereich der Kulturforschung aufeinander beziehen könnten. 

Vgl. z.B. Dieter Groh: Base-processes and the problem of organization: outline of a social research 
project, in: Social History 4 (1979) S. 265 ff. bes. 279 £. Im LUSIR-Projekt, das sich auf einen sehr 
viel bescheideneren Untersuchungsausschnitt begrenzte und makro-soziale Strukturen und Pro- 
zesse nicht selbst zu erforschen, sondern nur als einen Interpretationshorizont zu berücksichtigen 
versuchte, trafen wir auf die Öperationalisierungsprobleme eines Habitus induktiv und nicht durch 
eine Ableitung aus Bourdieu. Sie betrafen vor allem die Bestimmung von Prädispositionen nach so- 
zialer Reichweite, Zeitschicht und Herkunftszusammenhang und die Unterscheidung individuell- 
familialer Prägungen, die im Erinnerungsinterview oft nur erahnbar sind, von den sozio-histori- 
schen Mustern und Ereignissen, die der Öffentlichkeit zugewandt sind und sich dort deutlicher nie- 
derschlagen. 

Die sog. übergreifenden Strukturen und Prozesse (Kocka) bzw. die Systemintegration (Groh) der 
Gesellschaftsgeschichte sind zwar nicht ebenso statisch wie der ethnologische Strukturalismus, sie 
sindaber ebensolche Konstrukte, die, wenn sie vom Denken und Handeln historischer Subjekte ab- 
gelöst oder ihnen apriorisch übergeordnet werden, als phantastische Automaten legitimiert wer- 
den. Geschichte verlöre dann ihren Adressaten, es sei denn als Katechismus der Anpassung. 

Vgl. Mario Erdheim: Die gesellschaftliche Produktion von Unbewußtheit. Eine Einführung in den 
ethnopsychoanalytischen Prozeß, Frankfurt 1982, bes. S. 271 ff. 

Die Erfahrung mit Erinnerungsinterviews lehrt, daß die Geschichten, deren sich die Interviewten 
erinnern, hauptsächlich in zwei Bereichen am häufigsten auftreten: in ihrer Jugend und in der Schil- 
derung ihrer Auseinandersetzung mit ihnen bisher Fremdem (in unserem Fall: hauptsächlich der 
Krieg und die Versorgungsimprovisation der Nachkriegszeit), die für sie von tiefgreifender Bedeu- 
tung war (also z.B. nicht das Fremde, das auf der Urlaubsreise begegnet, das so gut wie nie berichtet 
wird). Daraus schließe ich, daß das Gedächtnis jene Szenen, an denen bedeutsames Neues, begriff- 
lich noch nicht Vorbereitetes gelernt wird, szenisch oder anekdotisch bewahrt, während es ver- 
gleichbare spätere Erlebnisse bereits durch das damals Gelernte in ihrer Komplexität reduzieren 
und als solche ‘vergessen’ kann. 

Vgl. z.B. Nori Möding: »Ich muß immer irgendwo engagiert sein, fragen sie mich bloß nicht wa- 
rum«, in: LUSIR, Bd. 3. 

Ulrich Herbert: Apartheid nebenan, in: LUSIR Bd. 1, 5. 233 ff. 

Ausführlicher in meinem Beitrag “Privat- Wirtschaft’, in: LUSIR Bd. 2, 5. 55-58 


 Remco van Capelleveen 
Die Transformation der metropolitanen Ökonomie. 
Karibische Migranten in New York City’ 


Dieser Artikel zielt auf einen spezifischen Aspekt des US-karibischen Wanderungsprozes- 
ses, der erst in jüngster Zeit ins Blickfeld der wissenschaftlichen Analyse geraten ist: das Ver- 
hältnis der ‘neuesten’ Migrationsbewegungen! von Menschen karibischer Nationalität und 
Herkunft nach New York City und der gleichzeitig stattfindenden Reorganisation der me- 
tropolitanen Ökonomie. Paradoxerweise wird nämlich der Wanderungsprozeß aus der Ka- 
ribik nach New York City gerade in dem Augenblick zu einer Massenbewegung, als die 
Stadt — als Resultat von Produktionsverlagerungen in den US-amerikanischen Sunbels, 
nach Südostasien und in die Karibik — von einem schwerwiegenden ökonomischen Nieder- 
gang und dramatischen Beschäftigungsverlusten (vor allem in der verarbeitenden Industrie) 
erschüttert wird. Angesichts der Tatsache, daß die meisten der neueren Migranten offen- 
sichtlich in der Lage sind, irgend eine Art von Beschäftigung zu finden, stellt sich die Frage 
nach der Qualität dieses ökonomischen Niedergangs und dessen Auswirkungen auf die so- 
ziale und ökonomische Situation der Einwanderer. Neuere Studien haben gezeigt, daß der 
Niedergang der verarbeitenden Industrie in New York City Moment eines umfassenden Re 
strukturierungsprozesses der metropolitanen Ökonomie ist, der selbst wiederum spezifi- 
sche Wachstumstrends einschließt. Ein Ergebnis dieses Restrukturierungsprozesses ist die 
Polarisierung der Beschäftigungsstruktur und die merkliche Ausweitung der Niedrig-Lohn- 
Beschäftigung. In diesem Artikel wird argumentiert, daß der kontinuierliche Zufluß von 
Arbeitsmigranten aus der Karibik (und anderen Teilen der ‘Dritten Welt”) wesentlich zu der 
massiven Expansion der Niedrig-Lohn-Beschäftigung (die selbst wiederum "Teil und Folge 
des ökonomischen Restrukturierungsprozesses ist) beigetragen hat, insofern die Migranten 
die billigen und flexiblen Arbeitskräfte für diese Arbeitsplätze darstellen. Dies verweist auf 
eine qualitativ neue Bedeutung der karibischen Wanderungsbewegungen für die metropoli- 
tane Ökonomie und Gesellschaft. Die Einwanderer sind zu einem wichtigen Element nicht 
nur der Funktionsweise, sondern auch des Restrukturierungsprozesses der metropolitanen 
Ökonomie geworden. 

Damit trägt dieser Artikel— wenngleich aus anderer Perspektive— zu der andauernden Dis- 
kussion um das neue »amerikanische Wirtschaftswunder« und die entsprechende Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Verschiebung des wirtschaftlichen Zentrums vom Rastbeli zum Sun- 
belt und die neue Bedeutung von High-Tech- und Dienstleistungsindustrien, die Veränderung 
der industriellen Beziehungen und die Verschiebung der Kräfteverhältnisse zwischen den ge- 
sellschaftlichen Klassen, etc. bei (cf. Davis 1978, 1981, 1984, 1985, Burawoy/Smith 1985)? 
Allerdings ist der Anspruch dieses Artikels bescheidener: Im Hinblick auf den Prozeß und 
die Bedeutung der ökonomischen Restrukturierung beschränkt er sich auf New York City; 
im Hinblick auf die von dieser Restrukturierung betroffenen und zugleich sie bedingenden 
* Überarbeitete und erweiterte Fassung eines Referats von der 3. Interdisziplinären Karibik-Tagung 
am 9./10. Nov. 1984 am Lateinamerika-Institut der FU Berlin. 
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historischen Subjekte auf die Migranten aus der Karıbik. Gleichwohl läßt sich die hier ver- 
folgte Argumentationslinie in die breiter geführte Diskussion um ökonomische und gesell- 
schaftliche Reorganisationsprozesse einfügen, insofern die karibischen Migranten in New 
York City nicht nur von diesen Reorganisationsprozessen betroffen sind, sondern sieinnoch 
zu bestimmender Weise selbst mittragen. 


Die neuesten Wanderungsbewegungen 


Wenn im folgendenden von Wanderungsbewegungen aus der Karibik in die USA im allge- 
meinen und nach New York City im besonderen die Rede ist, dann bezieht sich dies auf jene 
neuesten Migrationsprozesse, die in den späten 60er Jahren einsetzen und in den 70er und 
80er Jahren sich zu einem massenhaften und immer noch andauernden Zustrom von Immi- 
granten aus der Karibik ausweiten. Allerdings sind Wanderungsbewegungen für die Men- 
schen und Völker aus der Karibik nichts Neues. Über die gewaltsame und physisch-brutale 
Zwangsumsiedlung afrikanischer Völker in die »Neue Welt« hinaus, gehören Wanderungs- 
bewegungen schon seit 150 Jahren zur gesellschaftlichen Wirklichkeit der Karibik (cf. Mar- 
shall 1982, De A. Reid 1939). Seit Ende des 19. Jahrhunderts kommen die karibischen Mi- 
granten auch in die USA — zunächst hauptsächlich, um in der Landwirtschaft zu arbeiten. 
Dieser Wanderungsfluß dauert bis in die 20er Jahre unvermindert an, kommt in den 30er Jah- 
ren fast völlig zum Erliegen und setzt mit dem Ausbruch des zweiten Weltkrieges und dem 
damit einhergehenden Arbeitskräftemangel erneut und verstärkt wieder an. Obwohl diese 
Migrationsbewegungen für die Menschen und die Gesellschaften der Karibik von höchster 
Bedeutung gewesen sind, haben sie kaum Auswirkungen auf die US-amerikanische Gesell- 
schaft gezeitigt. Ende der 60er Jahre jedoch, als die 1965 verabschiedeten neuen Immigra- 
tionsgesetze voll zur Geltung kommen, schwillt die Einwanderung aus der Karibik in die 
USA buchstäblich zu einer Massenbewegung an. Die neue Gesetzgebung löst das nach Maß- 
gabe nationaler Herkunft operierende und damit faktisch rassistische Quotensystem zugun- 
sten eines auf Familienbeziehungen und Arbeitsmarkterfordernissen basierenden Präferenz- 
systems ab (cf. Reimers 1981). Obwohl auch diese neue Gesetzgebung bestimmte ethnische 
und ‘rassistische’? Restriktionen einschließt‘, führt sie zu einer fundamentalen Veränderung 
der nationalen, ‘rassischen’ und ethnischen Zusammensetzung der Einwanderungsbewegun- 
gen und zu einer drastischen Zunahme von Einwanderern aus der ‘Dritten Welt’, vor allem 
aus der Karibik, Lateinamerika und Asien (cf. Bryce-Laporte/Mortimer 1976, Cornelius 
1982). 

Der Anteil.der legalen Einwanderer? aus Asien (hauptsächlich den Philippinen, Korea und 
China, später Vietnam) steigt von 157 100 in den 50er Jahren (1951-1960) auf 1633 800 in den 
70er Jahren (1971-1980) oder von 6,2 auf 36,4 % der gesamten legalen Einwanderung an. Im 
gleichen Zeitraum nimmt der Anteil der europäischen Einwanderer von 1492200 auf 
801 300 oder von 59,3 auf 17,8 % ab. Eineähnliche Verschiebungfindet in der westlichen He- 
misphäre statt. Die Gesamtzahl der legalen Einwanderer steigt von 841 300 in den 50er Jahren 
um mehr als das Doppelte auf 1929000 in den 70er Jahren. Die Einwanderung von Mexiko 
und aus der Karibik nimmt von 442 100 oder 17,5 % auf 1397 000 oder 31,1 % der gesamten le- 
galen Einwanderung zu. Zugleich nimmt die Einwanderung aus Kanada von 274900 oder 
10,9 % auf 114800 oder 2,6 % ab. 

Wenn man von Mexiko absieht, hat sich die Einwanderung aus Zentralamerika(vorwiegend) 
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El Salvador, Guatemala und Panama) und Südamerika (Kolumbien, Equador und Guyana‘) 
seit den 50er Jahren von 44 600 auf 132400 — oder von 1,8 auf 2,9 % der Gesamteinwande- 
rung— in den 70er Jahren verdreifacht.’ Betrachtet man nur die Migrationsflüsse von den ka- 
ribischen Inseln, wird die rapide Zunahme der Einwanderungsbewegungen aus dieser Region 
noch deutlicher. Während die Gesamtzahl der legalen Einwanderer von den karibischen In- 
seln in den 50er Jahren »nur« 122 800 beträgt, steigt sie auf 519 500 in den 60er Jahren und auf 
759 800 in den 70er Jahren. Neben Kuba (78 300, 256 800 und 276 800 für die jeweiligen Deka- 
den) sind die Dominikanische Republik (9800, 94100 und 148000) und Jamaica (8700, 
71.000 und 142.000) die Länder mit den größten Auswanderungskontingenten. Aber auch die 
Auswanderung aus Haiti und Trinidad/ Tobago in die USA nimmt stark zu (von 4000 bzw. 
1600 in den 50er Jahren auf 58700 bzw. 61 800 in den 70er Jahren). 

Selbst ohne die — sicherlich einen Sonderfall darstellenden — Kubaner stammen in den 70er 
Jahren immer noch 483 000 oder 10,7 % aller legalen Einwanderer von den karibischen In- 
seln. Dazu kommen noch hunderttausende von nicht-legalisierten Einwanderern® aus der 
Karibik (und Lateinamerika), die in den offiziellen Statistiken nicht auftauchen. Ein spezifi- 
sches Merkmal der neuesten Einwanderungen aus der Karibik ist der überproportionale An- 
teil von Frauen (cf. Mortimer/Bryce-Laporte 1981). Darüber hinaus konzentrieren sich die 
neuesten Einwanderer in wenigen Großstädten. 40% aller Einwanderer — aber nur 11% der 
US-amerikanischen Bevölkerung — leben in den 10 größten Städten der USA. Bei den Immi- 
granten aus der Karibik ist diese urbane Konzentration sogar noch stärker ausgeprägt; sie 
konzentrieren sich vor allem in New York City (cf. International Migration Review 1979), 
wo mittlerweile über eine Million karibischer Immigranten leben. Mindestens jeder 7. Ein- 
wohner von New York ist karibischer Herkunft.” 

Während der Anteil der Ausländer in der New Yorker Metropolitan Area zwischen 1960 und 
1970 von 17,4 auf 15,2 % der Gesamtbevölkerung zurückgegangen ist (größtenteils als Resul- 
tat der Einbürgerungälterer Einwanderer), steigt er 1980 wieder auf 18,1%. Wie auch sonst in 
den USA ist die Einwanderungspopulation in New York City jünger geworden, besteht aus 
mehr Frauen als Männern und weist höhere Beschäftigungsraten auf als sowohl die einheimi- 
sche Bevölkerung als auch frühere Einwanderergruppen. Von den ca. 700.000 legalen Immi- 
granten, die zwischen 1971 und 1979 nach New York City kommen, sind 31 % lateinameri- 
kanischer Herkunft!® und etwa22 % aus der englischsprachigen Karibik (Marshall 1983: 7-9). 
Darüber hinaus wird geschätzt, daß Ende der 70er Jahre zwischen 750 000 und 800 000 nicht 
legalisierte Immigranten in New York City leben (cf. Freedman 1980). 

Bevor ich die Bedeutung der karibischen Migranten für New York City und seine Wirtschaft 
diskutiere, noch eine kurze Bemerkung zum Verhältnis von direkten US-Investitionen in 
der Karibik und Auswanderungsbewegungen aus der Karibik in die USA. Die Migrationsfor- 
schung geht in ihrer überwiegenden Mehrheit davon aus, daß die Wanderungsbewegungen 
aus der Karibik und anderer Teile der »Dritten Welt« in absehbarer Zukunft nicht aufhören 
und auch kaum zu bremsen sein werden. Solange die strukturellen Disparitäten zwischen 
Ländern mit relativer »Überbevölkerung« und Tändern mit vergleichsweise hohen Minimal- 
löhnen weiterexistieren, werden potentielle Migranten weiterhin jede Anstrengung unter- 
nehmen, um ins »gelobte Land« zu gelangen, selbst wenn dies permanente Diskriminierung 
und Ausweisungsgefahr bedeutet. Gleichwohl ist das kein automatischer und unvermeidli- 
cher Prozeß. Im Unterschied zur herrschenden Meinung werden die massenhaften Wande- 
rungsbewegungen in die USA nicht schlicht von Bevölkerungswachstum und stagnierenden 
Ökonomien erzeugt. Tatsächlich verfügen auch nicht die ärmsten Länder oder jene mit den 
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größten Bevölkerungszuwächsen über die größten Auswanderungsströme. Darüber hinaus 
sind die Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts und der Beschäftigung in den wichtigsten 
karibischen Auswanderungsländern (wie z.B. der Dominikanischen Republik, Jamaica und 
Trinidad / Tobago) während der gesamten 70er Jahre relativ hoch gewesen. Dieser Sachverhalt 
verweist auf die Bedeutung US-amerikanischer ökonomischer Aktivitäten für die massenhaf- 
ten Migrationsbewegungen (cf. Sassen-Koob 1984b, 1985, Vuskovic 1980). Die rapide zuneh- 
menden US-Investitionen im Bereich der exportorientierten industriellen Produktion (»export 
processing zones«) in der Karibik scheinen mittlerweile die traditionell von der auf Export ausge- 
richteten Landwirtschaft wahrgenommene Rolle der Zersetzung der traditionellen Arbeits- 
und Lebensstrukturen zu übernehmen. Die einheimischen Bevölkerungen werden sozial und 
ökonomisch entwurzelt und damit zu einem massiven Auswanderungspotential. Obwohl die 
ser Zusammenhang von direkten US-Investitionen in der Karibik und Auswanderungsbewe- 
gungen in die USA eine umfassendere und gründlichere Untersuchung erfordert, deutet einiges 
auf den Funktionsmodus eines relativ geschlossenen internationalen kapitalistischen Zirkels 
hin: Direkte ökonomische (sowie politische und militärische) Interventionen der USA in der 
Karibik und anhaltende und zunehmende Azswanderungsbewegungen aus dieser Region ın die 
metropolitanen Zentren sind nur zwei Seiten eines strukturell im internationalen kapitalisti- 
schen System angelegten Entwicklungsprozesses.'! 


Die Gleichzeitigkeit von Arbeitsplatzverlusten und zunehmenden 
Einwanderungsbewegungen — (k)ein Paradox? 


Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die empirische Tatsache, daß Migrationsbe- 
wegungen aus der Karibik (und Lateinamerika) nach New York City gerade zu dem Zeit- 
punkt massenhaft zunehmen als die Stadt von einem Prozeß der De-Industrialisierung und 
Kapitalabwanderung (vor allem in der verarbeitenden Industrie) und damit einem dramati- 
schen Rückgang der industriellen Beschäftigung heimgesucht wird (cf. Bluestone/Harrison 
1982). Trotz des zurückgehenden Beschäftigungsangebots scheinen die kontinuierlich nach 
New York City strömenden karibischen (und lateinamerikanischen) Einwanderer die 
(Arbeits-) Plätze jener Einheimischen einzunehmen, die aus dem niedergehenden Zentrum 
der industriellen Produktion abwandern. Diese Koexistenz von anhaltender und sogar zu- 
nehmender Arbeitsimmigration einerseits und wachsender De-Industrialisierung, Kapital- 
abwanderung und Arbeitsplatzverlusten andererseits ist historisch neu und theoretisch noch 
nicht genügend bestimmt. ? Bisher ist die Migrationsforschung größtenteils davon ausgegan- 
gen, daß Wanderungsbewegungen in Regionen ökonomischen Wachstums fließen und nicht 
in solche, die ökonomisch im Niedergang begriffen sind (z.B. Piore 1979). Damit stellt sich 
die Frage: Wie ist New York City in der Lage, den anhaltenden oder sogar zunehmenden Zu- 
fluß von Arbeitsimmigranten zu absorbieren angesichts von De-Industrialisierung, wachsen- 
der Arbeitslosigkeit und einem dramatischen Rückgang gerade jener Arbeitsplätze, die in der 
Vergangenheit vorwiegend von Einwanderern eingenommen worden sind? 

Seit Mitte der 50er Jahre hat das Gesamtbeschäftigungsniveau in New York keine Zuwächse 
erfahren, in den späten 60er und frühen 70er Jahren sogar einen stetigen Rückgang, Seit Mitte 
der 7Der Jahre bleibt das absolute Beschäftigungsniveau gleich (etwa 2,7 Millionen Arbeits- 
plätze). Zur gleichen Zeit verdoppelt sich die Arbeitslosenrate — von 4,8 % im Jahr 1970 auf 
9,2% im Jahr 1981. Damit sinkt aber das Gesamtbeschäftigungsniveau relativ zur arbeitsfähi- 
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gen Bevölkerung, In der verarbeitenden Industrie gibt es sogar einen absoluten Rückgang der 
Arbeitsplätze, deren Zahl die zwischen 1950 und 1981 um mehr als die Hälfte zurückgeht — 
von 1038 900 im Jahre 1950 auf 494 000 im Jahre 1981. Den größten Beschäftigungsverlust er- 
fährt der Bereich der Produktion von Verbrauchsgütern, der ca. 80 % der Beschäftigung in 
der verarbeitenden Industrie ausmacht. Die Bekleidungs- und Textilindustrie allein verliert 
200.000 (legale) Arbeitsplätze. Insgesamt verliert New York City zwischen 1950 und 198152 % 
aller Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie und 59 % aller (legalen) Arbeitsplätze in 
der Bekleidungs- und Textilindustrie (cf. Ross/Trachte 1983: 408-409). Allein in den 70er 
Jahren gehen 35 % der Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie verloren." Selbst die Ar- 
beitsplätze im Bürobereich bleiben nicht verschont. Zwischen 1969 und 1977 verliert Man- 
hattans zentraler Geschäftsdistrikt 15% seiner Büroarbeitsplätze, die von 910.000 auf 770 000 
fallen (Tobier 1979: 15-16). Dazu kommt die Finanzkrise und der mit den erschöpften finan- 
ziellen Ressourcen einhergehende Verfall der Infrastruktur (cf. Tabb 1982). 

Bevor die Gleichzeitigkeit von ökonomischem Niedergang, Beschäftigungsverlust und zu- 
nehmender Einwanderung diskutiert wird, muß die Konzeption des ökonomischen Nieder- 
gangs der traditionellen Zentren der verarbeitenden Industrie — in diesem Fall New York 
City — reformuliert werden. Trotz anhaltender Kapitalabwanderung und Beschäftigungs- 
verlusten bleibt New York City für die Entwickung des kapitalistischen Weltmarkts und 
Akkumulationsprozesses weiterhin bedeutsam — der »industriellen Reservearmee« poten- 
tieller Arbeitskräfte nicht unähnlich (cf. Sassen-Koob 1981: 2-6, Ross/Trachte 1983). D.h. 
New York City bleibt eine spezifische Ansammlung von Gebrauchswerten, ein Reservoir 
von physischen und sozialen Infrastrukturen, sowie von gegenwärtig zwar nicht benötigten, 
aber potentiell auszubeutenden Arbeitskräften, die unter veränderten Bedingungen wieder 
zu Tauschwerten und damit zur Grundlage neuer Kapitalinvestitionen werden können 
(und, wie noch zu zeigen sein wird, schon geworden sind). In diesem Prozeß der wiederzuge- 
winnenden Profitabilität kommt dem veränderten gesellschaftlichen Kräfteverhältnis zwi- 
schen Kapital und Arbeit eine Schlüsselstellung zu. Eine durch die Krise, Kapitalabwande- 
rung und hohe Arbeitslosigkeit geschwächte Arbeiterschaft und die zunehmenden Angriffe 
von Management und Regierung auf die Gewerkschaftsbewegung erhöhen in dem Maße die 
Macht des Kapitals wie sie die Erfolgschancen der Arbeiterklasse in Klassenauseinanderset- 
zungen weiterhin unterminieren. Dazu kommt eine finanziell und (in der Folge oft auch) po- 
litisch geschwächte Stadtverwaltung, die unter allen Umständen bereit ist, die Wirtschaft zu 
beleben und ihr großzügige Konditionen für neue Investitionen zu gewähren.!* In diesem 
Zusammenhang ist die reichliche Verfügbarkeit überschüssiger Arbeitskräfte von besonde- 
rer Relevanz. Angesichts der Politisierung und Widerstandsbereitschaft der ‘traditionellen’ 
Niedrig-Lohn-Gruppen (wie z.B. der Frauen, Afro-Amerikaner und Puertorikaner) wäh- 
rend der letzten zwei Dekaden kommt den anhaltenden Massenmigrationsbewegungen aus 
der Karibik (und anderen Teilen der ‘Dritten Welt”) eine um so größere Bedeutung im Hin- 
blick auf die längerfristige Verfügbarkeit eines Reservoirs von billigen, flexiblen und recht- 
lich geschwächten Arbeitskräften zu." 


Niedergang und Wachstum: die Differenzierung der Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstruktur 


Im vorhergehenden Abschnitt Sure angedeutet, daß die De-Industrialisierung und die da- 
mit einhergehenden Beschäftigungsverluste Teil eines komplexen und umfassenderen Pro- 
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zesses der ökonomischen Restrukturierung sind. Wenn die Daten für den ökonomischen 
Niedergang New York Citys genauer aufgeschlüsselt werden, zeigt sich, daß dieser zugleich 
spezifische Wachstumspotentiale umfaßt (Sassen-Koob 1983: 191-193). Erstens sind nicht al- 
le Teile der verarbeitenden Industrie gleichermaßen von der Kapitalabwanderung betroffen 
— in der Bekleidungsindustrie, der bedeutendsten aller verarbeitenden Industrien in New 
York City, sind es nur die größeren Firmen mit standardisierten Produktionsmethoden, 
während die kleineren Betriebe, sowie Marketing- und Design- Agenturen in der Stadt blei- 
ben. Darüber hinaus haben verschiedene Formen der rechtswidrigen Beschäftigung — in 
Sweatshops und in der industriellen Heimarbeit — deutlich zugenommen (cf. Buck 1979, Mat- 
tera 1981). Zweitens generiert die mit dem Rückgang der verarbeitenden Industrie einherge- 
hende Zunahme von Importen eine Bandbreite von neuen Arbeitsplätzen im Bereich Handel 
und Verkehr. Drittens gibt es deutliche Wachstumsraten in den hochentwickelten Dienstlei- 
stungsindustrien für das Kapital (»advanced producer services«) wie z.B. im Finanz- und Versi- 
cherungswesen, in der Wirtschafts-, Rechts- und Managementberatung, im Bau- und Immo- 
biliengeschäft, im Computer Service, etc. (cf. Singelmann 1978: 31, Sassen-Koob 1984a: 141). 
Im Unterschied zu anderen Arten von Dienstleistungen (z.B. im Konsumbereich) sind diese 
hochspezialisierten Dienstleistungen für die großen Kapitalgesellschaften nicht von der geo- 
graphischen Nähe zu der von ihnen versorgten Kundschaft abhängig. Im Gegenteil, diese 
Dienstleistungen werden (obwohl in New York City produziert) zunehmend exportiert — 
in beträchtlichem Umfang in die dezentralisierten Produktionsstätten der multinationalen 
Kapitalgesellschaften in der Dritten Welt’ (cf. Sassen-Koob 1984a: 144-145, Dixon/Jonas/ 
McCaughan 1982: 102-104). 

Auch in bezug auf die Entwicklung der Beschäftigung zeigen sich spezifische Zuwächse in- 
mitten eines allgemeinen Rückgangs (cf. Sassen-Koob 1983: 193-194). Ende der 70er Jahre 
nimmt die Beschäftigung in verschiedenen White-Collar-Industrien innerhalb des Dienstlei- 
stungssektors beträchtlich zu, am stärksten — mit fast 25 % — bei den betrieblichen Dienstlei- 
stungen (»business services«). Zwei Fünftel dieser Arbeitsplätze sind in den hochbezahlten 
und hochangesehenen freien und technischen Berufen, im oberen Mangament und in der 
Verwaltung angesiedelt. Es gibt jedoch auch Zuwächse in den nicht oder nur schwach ge- 
werkschaftlich organisierten Niedrig-Lohn-Industrien im Wettbewerbssektor wie z.B. im 
Einzelhandel und bei den konsumentenorientierten Dienstleistungen. Aber auch im Bereich 
der verarbeitenden Industrie zeigen sich Wachstumstrends, insbesondere in kleineren Indu- 
strien (z.B. in der Sonderanfertigung von Schmuck, bei der Produktion von Besen und Bür- 
sten, Spielwaren, Jagd- und Sportwaren, etc.). Und selbst in der Bekleidungsindustrie kommt 
es inmitten eines allgemeinen Rückgangs zu Wachstumsprozessen in kleineren Betrieben. In 
Chinatown z.B. nimmt die Zahl der (legalen) Fabriken zwischen 1970 und den späten 70er 
Jahren von 180 auf 400 zu (Wang 1979). Darüber hinaus hat es in den letzten Jahren einen 
Wiederaufschwung der Produktion in Sweatshops gegeben. 1978 werden 4500 Sweatshops in 
New York City geschätzt, die zwischen 50000 und 70000 Arbeiter (fast ausschließlich nicht- 
legalisierte Migranten) beschäftigen. Keiner dieser Betriebe ist gewerkschaftlich organisiert; 
es werden weder Gesundheits- und Unfallverhütungsvorschriften, Regelungen über Frauen- 
und Kinderarbeit eingehalten noch Überstunden bezahlt — kurz: diese Betriebe sind offen- 
kundig gesetzeswidrig (Buck 1979: 40). 

Eine Folge dieser differenzierten Niedergangs- und Wachstumstrends ist die zunehmende Po- 
larisierung der Beschäftigungstruktur (cf. Sassen-Koob 1983: 194-195). Erstens gibt es einen 
Rückgang der oberen, d.h. Facharbeiterschichten in der verarbeitenden Industrie als Folge 
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von Rationalisierungsprozessen sowie der Auslagerung von bestimmten Produktionseinheiten 
in. den Sunbelt oder ins Ausland. Zweitens gibt es einen Rückgang der mittleren Angestellten als 
Folge der Abwanderung der Entscheidungszentralen der großen Kapitalgesellschaften (»corpo- 
rate headgquarters«) samt ihren Großraumbüros. Drittens gibt es eine Zunahme hochbezahlter 
und hochspezialisierter Arbeitsplätze im kapitalorientierten Dienstleistungssektor.° Viertens 
gibt es eine Expansion von schlechtbezahlten Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor, und 
zwar auch in den hochentwickelten kapitalorientierten Dienstleistungsindustrien. Der am 
schnellsten wachsende Beschäftigungssektor in New York City, die betrieblichen Dienstlei- 
stungen, enthält auch den höchsten Anteil von schlechtbezahlten und keine besonderen Quali- 
fikationen erfordernden Arbeitsplätzen (24 %). Aber auch fast 11 % der Arbeitsplätze im 
Finanz-, Versichenungs- und Tmmobilienbereich und 18 % hei den übrigen Dienstleistungsin- 
dustrien fallen in diese (unterste) Beschäftigungskategorie. Im gesamten Dienstleistungsbereich 
sind 16 % aller Arbeitsplätze solche mit niedrigster Bezahlung, ohne Qualifikationsanforderun- 
gen und ohne Aufstiegsmöglichkeiten (cf. Sassen-Koob 1984a: 154-155). Fünftens gibt es eine 
Zunahme von un-/angelernten Tätigkeiten in verschiedenen arbeitsintensiven Sektoren der 
verarbeitenden Industrie, insbesondere in Sweatshops und in der industriellen Heimarbeit, die 
nicht nur in der Bekleidungsindustrie, sondern zunehmend auch in der Spielwaren-, Schuh- 
und elektronischen Industrie anzutreffen sind. Alle diese differenzierten Wachstums- und Nie- 
dergangstrends haben zu einer Polarisierung der Beschäftigungstruktur geführt, von der die Ex- 
pansion der schlechtbezahlten und un-/angelernten Tätigkeiten ein konstitutiver Teil ist. 
Die Polarisierung der Beschäftigungsstruktur drückt sich auch in der zunehmenden Polari- 
sierung der Einkommensverteilung aus. Wenn man die Haushaltseinkommen von 1969 und 
1979 in New York City vergleicht, läßt sich eine Zunahme der oberen und unteren Einkom- 
mensgruppen und ein Rückgang der mittleren Einkommensgruppen feststellen. Während 
die mittleren Einkommen von 51 % des gesamten Einkommenvolumens auf 39 % fallen, stei- 
gen die oberen Einkommen von 19 auf 23,5 % und die unteren Einkommen von 29,6 auf 37,5% 
des Gesamtvolumens aller Haushaltseinkommen an (Sassen-Koob 1984a: 156-162). Wenn 
man darüber hinaus die rapide Expansion der Sweatshops und der (gesetzeswidrigen) indu- 
striellen Heimarbeit in den letzten Jahren mitberücksichtigt, kann man davon ausgehen, daß 
der tatsächliche Anteil der unteren Einkommensgruppen noch höher ausfällt. 


Die Bedeutung der Migranten für den Prozeß der ökonomischen Restrukturierung 


Diese differenzierten Niedergangs- und Wachstumstrends relativieren das Konzept der De- 
Industrialisierung und verweisen auf einen Prozeß der Reorganisation der metropolitanen 
Ökonomie (cf. Sassen-Koob 1982, 1983, 1984a, Dixon/Jonas/McCaughan 1982, Ross/ 
Trachte 1983), in dessen Verlauf New York City zum Sitz von hochentwickelten Dienstlei- 
stungsindustrien, aber auch jener verarbeitenden Industrien wird, die entweder auf den hoch- 
entwickelten Dienstleistungssektor ausgerichtet sind oder die in der Lage sind, mit der Pro- 
duktion in Niedrig-Lohn-Ländern zu konkurrieren. Zugleich führt diese Restrukturierung 
der metropolitanen Ökonomie zur Marginalisierung bzw. ‘Peripherisierung’” beträchtli- 
cher Teileder Bevölkerungin New York City. Dieser Marginalisierungs-/Peripherisierungs- 
trend umfaßt sinkende Löhne, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, verschlechterte 
Wohnqualität und steigende Mieten, sowie wachsende Armut, sich verschlimmernde 
Gesundheitszustände und dramatisch zunehmende Kindersterblichkeitsraten für bestimmte 
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gesellschaftliche Gruppen, vorwiegend Frauen, “farbige? Minderheiten und Migranten aus 
der ‘Dritten Welt’ (cf. Ross/Trachte 1983: 418-427). 
In diesem Zusammenhang spielt die massenhafte Präsenz von ‘peripheren’ Populationen in der 
Metropole eine wichtige Rolle. Der anhaltende und wachsende Zustrom von Immigranten aus 
der Karibik und Lateinamerika ist selbst eine grundlegende Bedingung für die Expansion der 
schlechtbezahlten, unqualifizierten und über keine Aufstiegsmöglichkeiten verfügenden Ar- 
beitsplätze. Dies gilt für die unteren Beschäftigungskategorien im kapitalorientierten Dienstlei- 
stungssektor (z.B. Gebäudereiniger, Transportarbeiter, Botengänger, etc.) ebenso wie für die 
Nachfrage nach billigen und flexiblen Arbeitskräften in der Sphäre der sozialen Reproduktion 
der hochbezahlten Einkommensgruppen (z.B. als Hausmeister und Portiers, Putzleute, Ar- 
beitskräfte in Spezialgeschäften und Restaurants, Hundeausführer, Botengänger aller Art, etc.), 
aber auch für bestimmte Sektoren der verarbeitenden Industrie. Karibische und lateinamerika- 
nische Immigranten komplettieren und ersetzen allmählich einheimische Minoritäten als An- 
bieter von billiger Arbeitskraft. 
Darüber hinaus ist New York City — trotz De-Industrialisierung und Kapitalabwanderung in 
der verarbeitenden Industrie — immer noch eines der größten Zentren der verarbeitenden In- 
dustrie in den USA — an dritter Stelle hinter Chicago und Los Angeles. Große Teile dieser ver- 
arbeitenden Industrie basieren auf der Beschäftigung von niedrig bezahlten Arbeitsmigranten 
aus Lateinamerika und der Karibik (und, in geringerem Maße, aus Asien).'” Während weiße 
einheimische Arbeiter weiterhin die verarbeitende Industrie verlassen und in nicht-manuelle 
Tätigkeiten überwechseln und große Teile der einheimischen schwarzen Bevölkerung zuneh- 
mend ganz ausdem Produktionsprozeß ausgegrenzt werden, behaupten und verstärken die Im- 
" migranten ihre Überrepräsentanz in der verarbeitenden Industrie und in manuellen Beschäfti- 
gungskategorien. 1980 sind 28,4 % aller weiblichen Lohnabhängigen und 48,3 % der männli- 
chen Lohnabhängigen in New York City in manuellen Tätigkeiten beschäftigt.?° Bei den Ar- 
beitsmigranten insgesamt beträgt der Anteil 55,3 % für die Frauen und 62,6 % für die Männer, 
bei den Einwanderern aus Lateinamerika sogar 68 bzw. 78 %. Legale und nicht-legalisierte Im- 
migranten machen zusammen mehr als 40 % aller manuell-arbeitenden Lohnabhängigen in 
New York City aus-- wobei die Hälfte davon (d.i. 20% aller manuell-arbeitenden Lohnabhän- 
gigen) aus Lateinamerika kommt. 
Diese unterschiedliche Entwicklung der (weißen) einheimischen und eingewanderten (karibi- 
schen und lateinamerikanischen) Arbeiterschaft zeigt sich auch in ihren jeweiligen Beschäfti- 
gungsraten in der verarbeitenden Industrie. 1980 sind ca. 35 % aller (legalen) Einwanderer und 
48 % aller (legalen) lateinamerikanischen Immigranten in New York City in der verarbeiten- 
den Industrie beschäftigt, im Unterschied zu nur 17 % der gesamten erwerbstätigen Bevölke- 
rung (s. Anmerkung 20). Von den nicht-legalisierten Arbeitsmigranten sind fast 41 % 
in der verarbeitenden Industrie beschäftigt — allein 32 % in der Leichtindustrie. Diese (Über-) 
Konzentration in der verarbeitenden Industrie ist noch ausgeprägter für weibliche Migran- 
ten, die größtenteils in der Bekleidungsindustrie und verschiedenen anderen Verbrauchsgü- 
terindustrien arbeiten.*! Außerdem läßt sich empirisch feststellen, daß die Länge des Aufent- 
halts in den USA im umgekehrten Verhältnis zur Überrepräsentanz in der verarbeitenden 
Industrie steht. Die Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung in der verarbeitenden Industrie 
ist unmittelbar nach der Einwanderung am größten. 
Innerhalb der verarbeitenden Industrie sind die Migranten typischerweise in jenen Indu- 
strien beschäftigt, in denen die Arbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch ist, die Löhne am 
niedrigsten sind, die Arbeit vorwiegend un- oder angelernt ist und ein hoher Grad an Labor 
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Sensitivity” herrscht. Folglich scheinen die ‘Einwandererindustrien’ (z.B. die Bekleidungs-, 
Textil-, Leder-, Kunststoff- und verschiedene andere Verbrauchsgüterindustrien) am wenig- 
sten konkurrenz- und überlebensfähig zu sein. Gleichwohl weisen diese Industrien in den 
70er Jahren höhere Produktivitätszuwächse (Outpt-per-Arbeitsstunde) auf als andere, ver- 
meintlich dynamischere Industrien. Diese Produktivitätszuwächse werden jedoch nicht 
durch technologische Innovationen oder größere Investitionen erzeugt, sondern durch den 
Rückgriff auf traditionelle Methoden der Arbeitsintensivierung (Marshall 1983: 40), die zu- 
gleich die Eliminierung der Errungenschaften der Arbeiterbewegung in bezugauf Arbeitsbe- 
dingungen und Lohnniveaus erfordern. Mit anderen Worten, die Profitabilität der ‘Einwan- 
dererindustrien’ hängt in beträchtlichem Maße von der Schwäche oder gar Abwesenheit der 
Gewerkschaften ab, was sich in der zunehmenden Substituicrung größerer, gewerkschaftlich 
organisierter Betriebe durch Sweatsbops und industrielle Heimarbeit, aber auch legale, nicht 
gewerkschaftlich organisierte kleinere Betriebe ausdrückt. Diese ‘Renaissance’ scheinbar ana- 
chronistischer und dem Stadium des Frühkapitalismus angehörender Methoden der Arbeits- 
intensivierung findet nicht nur in den traditionellen verarbeitenden Industrien statt, wie der 
Bekleidungs- und Textilindustrie, sondern auch — und dies zunehmend — in den neueren 
High-Tech-Industrien. In diesem Zusammenhang spielt auch der große und wachsende An- 
teil von Frauen unter den erwerbstätigen Einwanderern eine besondere Rolle. Der Dequalifi- 
zierungsprozeß innerhalb der verarbeitenden Industrie (aber auch ım Dienstleistungssektor) 
erzeugt gerade jene Arbeitsplätze, die in der Vergangenheit immer mit Frauen assoziiert wor- 
den sind. Zugleich dürfte diese Feminisierung’ der Beschäftigungstruktur die Nachfrage 
nach weiblichen Arbeitsmigranten weiter verstärken (cf. Mortimer/Bryce-Laporte 1981, 
Fuentes/Ehrenreich 1983, Nash/Fernändez-Kelly 1983). 


Die Bedeutung der Migranten für die soziale Reproduktion in New York City 


Die zunehmende Präsenz der Arbeitsmigranten in New York City ist aber nicht nur im Hin- 
blick auf die Entwicklung spezifischer Sektoren der industriellen Produktion wie den arbeits- 
intensiven Teilen der Dienstleistungs- und der verarbeitenden Industrien, sondern auch in 
bezug auf den Bereich der sozialen Reproduktion in der Stadt bedeutend. Die Immigranten 
tragen sehr wesentlich zum Erhalt und zur Wiederherstellung von gesellschaftlichen Infra- 
strukturen, sowie zur Senkung der materiellen Reproduktionskosten ihrer Arbeitskraft bei: 
Erstens ist die Entstehung von Einwanderercommunities für die Erhaltung von Stadtvierteln 
wichtig, die ohne diese Communities verfallen würden. Durch den Einsatz von Arbeitskraft 
und — in geringerem Maße — von finanziellen Ressourcen erhalten und restaurieren die Im- 
migranten Wohnungen, Häuser, Geschäfte und kleinere Betriebe der verarbeitenden Indu- 
strie. D.h. sie tragen sehr wesentlich zum Erhalt und Wiederaufbau der sozialen und physi- 
schen Infrastruktur der Stadt bei und sind in dieser Hinsicht das Niedrig-Kosten-Korrelat 
zum Prozeß der Gentrification (cf. Anmerkung 16). Zweitens schaffen die ‘Investitionen’ der 
Einwanderer Beschäftigungsmöglichkeiten für sich selbst (und damit Steuern für die Stadt). 
Die Expansion des informellen Dienstleistungssektors und der Bekleidungsindustrie geht zu 
einem großen Teil direkt auf die finanziellen und Arbeitskraft‘investitionen’ von Einwande- 
rern zurück.” Drittenstragen die von den Einwanderercommunities selbst produzierten Gü- 
ter und Dienstleistungen in entscheidender Weise zur Senkung der Reproduktionskosten der 
Arbeitskraft bei und ermöglichen es damit den ‘peripheren’ Lohnabhängigen allererst, trotz 
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extrem niedriger Löhne zu überleben. Viele dieser Güter und Dienstleistungen werden durch 
soziale Netzwerke wie Familie, Freundschaften und ethnisch-nationale Organisationen, d.h. 
außerhalb der für den Markt produzierenden Warenproduktion bereitgestellt (cf. McLaugh- 
lin 1981). Wenn sie für den Markt produziert würden, wären sie sehr viel teurer und würden 
damit die Reproduktionskosten drastisch in die Höhe treiben. 

Mit anderen Worten, die Einwanderercommunities sind selbst eine bedeutende Komponente 
der sozialen Reproduktionsverhältnisse, die durch den Einsatz von Arbeitskraft und— in ge- 
ringerem Maße — von Geld die räumlichen, ökonomischen und sozialen Ressourcen der 
Stadt wiederherstellen und maximieren, ohne daß dies zusätzliche Kosten für die Stadtver- 
waltung oder das private Kapital erzeugt. Paradoxerweise wird damit aber gerade die Ghetto- 
bildung und die soziale und kulturelle Separierung der Einwandererpopulationen zu einem 
spezifischen Modus der Produktion und Reproduktion von materiellen und sozialen Res- 
sourcen, die für die Entwicklung der gesamten metropolitanen Ökonomie von grundlegen- 
der Bedeutung sind. 


Schlußfolgerungen und Perspektiven 


Der in diesem Artikel analysierte Zusammenhang von anhaltenden Migrationsbewegungen 
aus der Karibik nach New York City und der Restrukturierung der metropolitanen Ökono- 
mie umfaßt mehrere Dimensionen: 1. Was zunächst als lineare De-Industrialisierung erschie- 
nen ist, ist tatsächlich eine komplexe Einheit von Wachstums- und Niedergangstrends und 
betrifft ebenso die Reorganisationen des Arbeitsmarkts, sowie Prozesse der Entqualifizie- 
rung der Arbeit und der Schwächung der Gewerkschaften. 2. Die Restrukturierung der me- 
tropolitanen Ökonomie führt zu einer ‘Peripherisierung’ (cf. Anmerkung 17) großer Teile 
der metropolitanen Bevölkerung, die selbst ein konstitutives Moment in diesem Restruktu- 
rierungsprozeß ist. 3. Diese Reorganisation der metropolitanen Ökonomie hängt in spezifi- 
scher Weise auch vom anhaltenden Zufluß der Arbeitsmigranten aus der Karibik und Latein- 
amerika ab, insofern diese die billigen und flexiblen Arbeitskräfte bereitstellen, die für die 
nach Maßgabe des ökonomischen Restrukturierungsprozesses sich vollziehende Expansion 
der arbeitsintensiven Segmente der Dienstleistungs- und der verarbeitenden Industrien un- 
verzichtbar sind. 4. Dies schließt ein, daß die Migrationsbewegungen aus der Karibik (im be- 
sonderen und der ‘Dritten Welt’ im allgemeinen) nicht primär Folge einer durch Knappheit 
bedingten Nachfrage nach zusätzlichen Arbeitskräften sind (wie dies der Fall bei den ‘Gastar- 
beitern’ in Westeuropa gewesen ist), sondern, umgekehrt, daß die Präsenz und reichliche 
Verfügbarkeit der Arbeitsmigranten selbst diese Nachfrage nach billigen, nicht besonders 
qualifizierten und flexiblen Arbeitskräften allererst erzeugt (Marshall 1983). Mit anderen 
Worten, gerade die Präsenz und Verfügbarkeit einer großen und wachsenden Immigranten- 
population ermöglicht die Senkung der Produktionskosten in spezifischen Teilen der verar- 
beitenden Industrie und des Dienstleistungssektors in einer Weise, die Investitionen in der 
Metropole wieder attraktiv und profitabel werden läßt.* 

Die ökonomische Zweckmäßigkeit eines Überangebots an Arbeitskräften zeigt sich auch in 
der Immigrationspolitik. Angesichts von zunehmender Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatz- 
verlusten werden nicht-legalisierte Einwanderer massenhaft zurück- und ausgewiesen — bis 
zu einer Million jährlich in den letzten Jahren. Zur gleichen Zeit sind neuankommende Im- 
migranten für 30 bis 40 % des jährlichen Zuwachses der erwerbstätigen Bevölkerung in den 


134 Remco van Capelleveen 


USA verantwortlich (North/Martin 1980: 47). Mit anderen Worten, ‘Illegalität’ ist zu einem 
bedeutenden Modus der Einwanderung geworden. Dies gilt in besonderer Weise für New 
York City, wo auf jeden legalen Einwanderer mindestens vier nicht-legalisierte Migranten 
kommen (Nacla 1979: 28). Der Unterschied zwischen ‘de jure’ und ‘de facto’ Immigrations- 
politik ist weder zufällig noch Folge politischer Unfähigkeit, sondern Ausdruck der ökono- 
misch und politisch geforderten Flexibilität des ausländischen Arbeitskräftepotentials, die 
am ehesten durch die Vorenthaltung grundlegender Bürger- und Menschenrechte und damit 
die faktische Kriminalisierung der nicht-legalisierten Arbeitsmigranten erreicht wird (cf. 
North/Martin 1980: 48-49, Hewlett 1981/82). 

Welche Perspektiven lassen sich aus diesem Szenario für die Zukunft der sozialen undökono- 
mischen Situation der Migranten absehen? Erstens vollzieht sich die jüngste Restrukturie- 
rung der metropolitanen Ökonomie und deren Auswirkungen auf das soziale und ökonomi- 
sche Leben der Immigranten nicht ohne Konfliktpotentiale. Die Verweigerung grundlegender 
politischer und Bürgerrechte, die soziale und ökonomische ‘Peripherisierung’, sowie die 
(Über) Ausbeutung der Immigranten am Arbeitsplatz wird ihre Grenzen am Widerstand der 
Betroffenen finden. Dies schließt die Möglichkeit der gewerkschaftlichen Organisierung, die 
Forderung nach politischer Partizipation und die Herausbildung von Grass-Roots-Organisa- 
tionen ein. In diesem Zusammenhang können gerade die Einwanderercommaunities zu einer 
besonders wertvollen Ressource werden, insofern deren soziale und kulturelle Separierung— 
obwohl das genuine Produkt dominanter (und rassistischer) Politik — ein Potential für eine 
bestimmte ‘Autonomie’ von der US-amerikanischen Mainstream-Gesellschaft und Politik in 
sich birgt. Paradoxerweise ist dieses ‘Autonomie’ potential teilweise darin begründet, daß den 
Immigranten Sozialfürsorge und andere Formen der staatlich organisierten Sozialversiche- 
rung nicht zugänglich und sie dadurch gezwungen sind, die Bedingungen ihrer sozialen Re- 
produktion ‘autonom’, d.h. jenseits staatlich gewährter materieller Konzessionen zu sichern. 
Zugleich bedeutet dies aber auch, daß die Immigranten (und besonders die nicht-legalisier- 
ten), aufgrund ihres ungesicherten politischen und rechtlichen Status, in extremer Weise der 
offenen staatlichen Repression ausgesetzt sind. 

Zweitens wird die Wirksamkeit des Widerstands der Immigranten gegen ‘Peripherisierung’ 
und (Über)Ausbeutung von der Entwicklung von Konkurrenzen und/oder Solidarität zwi- 
schen verschiedenen Einwanderergruppen als auch zwischen Immigranten und einheimi- 
schen Minderheiten abhängen. In New York City ist es jedenfallsschon zu Zusammenstößen 
zwischen Migranten aus Kolumbien und EI Salvador, aus der Dominikanischen Republik 
und Haiti, von Puertorikanern und Afro-Amerikanern, etc. gekommen. Solche Konkurren- 
zen werden in dem Maße zunehmen wie eine schnell wachsende “Überbevölkerung’ 
schrumpfenden Beschäftigungsmöglichkeiten gegenübersteht. Demgegenüber steht die den 
verschiedenen Immigrantengruppen (und auch einheimischen Minderheiten) gemeinsame 
Erfahrung von ökonomischer Ausbeutung, sozialer Ausgrenzung und politischer Rechtlo- 
sigkeit. Dem entsprechen z.B. das kollektive Selbstverständnis verschiedener lateinamerika- 
nischer Völker als /atinos oder der Panafrikanismus von Schwarzen verschiedener Herkunft, 
aber auch der Kampf von (legalen) Migranten und einheimischen Minderheiten für die Men- 
schen- und Bürgerrechte von nicht-legalisierten Einwanderern. 

Ein weiteres wichtiges Element bezüglich der Zukunft der karibischen (und lateinamerikanı- 
schen) Migranten in den USA ist ihr Verhältnis zur einheimischen weißen Arbeiterschaft (cf. 
van Capelleveen 1985, 1983). Die Kompliziertheit dieser Frage nach dem Verhältnis von ge- 
sellschaftlicher Klassenlage und ‘rassisch’/ethnischer Herkunft liegt darin begründet, daß die 
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besondere Ausbeutung, Unterdrückung und Marginalisierung/‘Peripherisierung’ einer spe- 
zifischen ‘rassisch’/ethnisch sichtbaren Fraktion der Arbeiterklasse durch Kapital und Staat 
(aber auch durch große Teile der weißen lohnabhängigen Bevölkerung) die Form eines Kon- 
flikts zwischen ‘rassisch’ und ethnisch unterschiedlichen Völkern annehmen. Diese Verkeh- 
rung von Form und Inhalt, Produkt und Prozeß ist jedoch nicht schlicht Folge der kapital- 
funktionalen Fragmentierung und Spaltung der abhängigen Klasse(n) bzw. eines von der ka- 
pitalistischen Klassengesellschaft selbst generierten “falschen Bewußtseins’, sondern selbst 
konstitutives Moment einer strukturell rassistischen Gesellschaft. Anders gesagt, die spezifi- 
sche ökonomische und gesellschaftliche Position der karibischen Migranten ist nicht nur 
Funktion der kapitalistischen Ausbeutung, sondern ebensosehr Resultat eines grundlegen- 
den Rassismus, den Schwarze — auch die Migranten — erfahren, weil sie schwarz sind und 
nicht weil sie vom Kapital ausgebeutete Arbeiter sind. Das bedeutet nicht, daß es keine In- 
terferenz zwischen Rassismus und kapitalistischer Ökonomie gegeben hat und immer noch 
gibt — im Gegenteil. Gleichwohl ist der Rassismus eine unabhängige Größe, die sich nach 
Maßgabe sozialer, politischer und ökonomischer imperative entwickelt, ohne sich jedoch 
auf diese reduzieren zu lassen. Das hat Konsequenzen für den ‘Klassen’kampf. Für die Mi- 
granten aus der Karibik (und anderen Teilen der Dritten Welt’) heißt das, daß sie sich nach 
Maßgabe ihrer konkreten, in ihren spezifischen Lebens- und Arbeitsbedingungen begründe- 
ten Forderungen organisieren. Dies schließt selbstverständlich den Rekurs auf ihre sozial- 
kulturelle und ethnische Identität mit ein. In dem Maße, wie sich der Widerstand gegen die 
Ursachen ihrer besonderen Abhängigkeit und ‘Peripherisierung? richtet, d.h. gegen kapitali- 
stische Klassenherrschaft und strukturellen Rassısmus gleichermaßen, werden Bündnisse mit 
anderen gesellschaftlichen Gruppen und Klassen{fraktionen) -—- auch der weißen Arbeiter- 
schaft — möglich, aber nicht notwendig. Gegenwärtig scheinen solche multi‘rassischen’ - 
Bündnisse jedenfalls noch in weiter Ferne zu liegen, die weiße Arbeiterschaft eher (und seit 
Reagans ‘konservativer Revolution’ immer offener) ein unnachgiebiger Gegner der sozialen 
Emanzipation ‘farbiger’ Menschen und Völker zu sein. Dies zeigt sich unter anderern in der 
Gewerkschaftsbewegung, die — bis auf wenige Ausnahmen — die Interessen farbiger” Min- 
derheiten und Immigranten systematisch vernachlässigt hat (und in weiten Bereichen im- 
mer noch vernachlässigt) und damit die rassistische Spaltung der Arbeiterklasse auch auf der 
Ebene der organisierten Arbeiterbewegung reproduziert. Das heißt aber auch, daß die Mi- 
granten (und andere ‘farbige’ Minderheiten) sich nicht auf die einheimische weiße Arbeiter- 
schaft und deren Organisationen verlassen können, sondern sich auf ihre eigene Wider- 
standskraft besinnen müssen. Darin liegt der Sinn “nationalistischer” Strategien. 


Anmerkungen 


1 Der Begriff der ‘neuesten’ Einwanderung soll signalisieren, daß es sich hierbei nicht einfach um ei- 
ne Fortführung oder Ausweitung früherer Einwanderungsbewegungen handelt. Die neuen Immi- 
granten unterscheiden sich von ihren historischen Vorgängern im Hinblick auf ihre nationale, eth- 
nische und ‘rassische’ Herkunft, ihren rechtlichen Status, ihre berufliche Qualifikationen, ihre Al- 
tersstruktur und ihre Geschlechtszugehörigkeit. Zeitlich gesehen setzen diese neuesten Migra- 
tionsbewegungen Ende der 60er Jahre ein, als der Immigration and Naturalization Act von 1965 
voll zur Entfaltung kommt (cf. Bryce-Laporte 1980, Bryce-Laporte/Mortimer 1976; s.a. nächsten 
Abschnitt dieses Artikels). 
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2 Im (kritischen) Anschluß an die Ecole de Regulation (s. besonders Aglierta 1979; cf. Aglietta 1978, 1982, 
Lipietz 1982, 1935) entwickelt Mike Davis die These von der Krise des Fordismus in den USA, die in 
der Folge zur Herausbildung eines neuen, allerdings noch nicht voll entfalteten Akkumulations'regi- 
mes’ (»overconsumptionism«) sowie zur verstärkten Polarisierung der geselischaftlichen Klassenstruk- 
tur (ntbe New Rich and the New Poors) führt. Politisch äußert sich diese Reorganisierung der US-ameri- 
kanischen Wirtschaft und Gesellschaft in der Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
(»conservative revolution«), deren gegenwärtiger Ausdruck der Reaganismus ist (cf. Davis 1984, 1985). 
Im Bereich der industriellen Beziehungen zeigt sich die Verschiebung der Kräfteverhältnisse als Auf- 
stieg des »hegemonialen Fabrik-Regimes«, das sich als neues Ordnungssystem -— der »hegemonialen 
Despotie« — zu institutionalisieren droht (cf. Burawoy/Smith 1985). 

3 Zur Bestimmung der Begriffe Ethnizität und ‘Rasse’ s. van Capelleveen 1985. 

4 Die neue Gesetzgebung zielt auf die Abschaffung der bislang gesetzlich festgeschriebenen offenen 
Diskriminierung asiatischer Einwanderer und versucht, gleiche Bedingungen für Menschen und 
Völker verschiedener ‘Rassen’ und Nationalitäten zu schaffen. Im Hinblick auf die westliche Hemi- 
sphäre (Nord-, Süd-, Zentralamerika und die Karibik) scheint jedoch mehr intendiert zu sein als le- 
diglich die Gleichstellung mit der östlichen Hemisphäre (Europa, Afrika, Asien, Australien und 
Ozeanien), nämlich die Begrenzung und Kontrolle der Migrationsbewegungen aus Ländern ‘süd- 
lich der Grenze’, deren Populationen sich sowohl ‘rassisch’/ethnisch als auch sozial-kulturell von 
der dominanten US-amerikanischen Gesellschaft unterscheiden. Den karibischen Kolonien sind 
z.B. jährliche Quoten von lediglich 200 (seit 1976: 600) Personen zugeteilt worden, die zugleich auf 
die Gesamtquoten der europäischen “Mutterländer’ angerechnet werden. Diese Form der ‘rassisch’/ 
ethnischen Beschränkung ist jedoch in dem Maße unwirksam geworden, wie immer mehr Kolo- 
nien die politische Unabhängigkeit erreicht haben. 

5 Zu den folgenden statistischen Daten s. US Department of Commerce, Bureau of the Census 1984 
und US Department of Justice 1982. 

6 Guyana gehört geographisch zu Südamerika, sozial-historisch und -kultureil jedoch zur Karibik. 
Leider wird dies von den offizellen Statistiken nicht berücksichtigt. 

7 Seit der Eskalation des Bürgerkriegs in El Salvador Anfang der 80er Jahre ist die Einwanderung aus 
dieser Region dramatisch angestiegen. 

8 Ich benutze im folgenden das Epitheton ‘nicht-legalisiert” statt desüblichen ‘illegal’, weil der Begriff 
der ‘illegalen’ Immigranten m.E. nicht nur juristisch gegen den in bürgerlichen Demokratien gülti- 
gen Grundsatz verstößt, daß jemand so lange unschuldig ist, bis er rechtskräftig verurteilt ist, son- 
dern darüber hinaus als denunziatorischer Kampfbegriff eine zutiefst undemokratische Behand- 
lung der betroffenen Menschen suggeriert und diese als Sündenböcke für anderweitig verursachte 
Fehlentwicklungen mißbraucht. In der englisch-sprachiger: Migrationsforschung entspricht dem 
der Begriff Undocumented Migrant (cf. Portes 1978). 

9 Einige karibische Sozialwissenschaftler in New York City gehen sogar davon aus, daß allein in 
Brooklyn mehr als eine Million Menschen karibischer Herkunft leben. 

10 Dies schließt die spanisch-sprachige Karibik mit ein. Die offiziellen Statistiken fassen Migranten aus 
Zentralamerika, Südamerika und der spanisch-sprechenden Karibik unter der Kategorie “latein- 
amerikanische Einwanderer’ zusammen. Ein hoher Anteil dieser lateinamerikanischen Einwande- 
rer kommt in der Tat aus der Karibik, insbesondere aus der Dominikanischen Republik. 

11 Das bedeutet allerdings nicht die uneingeschränkte Funktionsweise des (‘freien’) Marktmechanismus 
(wie dies z.B. Wallersteins Theorie des internationalen Systems nahelegt). Gerade der internationale 
Arbeitsmarkt für Arbeitskräfte mit geringer, obsoleter oder gar keiner Qualifikation (eben die hier 
thematisierten Arbeitsmigranten) unterliegt im Unterschied zu Kapital-, Waren- und Dienstleistungs- 
märkten, sowie zum Markt für hochgualifizierte Arbeitskräfte außerökonomischen, d.h. politischen 
Beschränkungen. Diese selektive Reglementierung des internationalen Arbeitsmarkts hat unter ande- 
rem dazu geführt, daß die Produktion einer relativen “Überbevölkerung’ weitgehend aus den indu- 
striellen Ländern in die ‘Peripherie’ der kapitalistischen Welt exportiert werden konnte (cf. Müller- 
Plantenberg 1981). j 
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Eine(r) der ersten Soztalwissenschaftler(innen), die sich meines Wissens mit diesem vermeintlichen 
Paradoxon beschäftigt hat, ist Saskia Sassen-Koob (1981). 

Die Beschäftigungsverluste sind noch viel größer, wenn die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden 
statt der Anzahl der Arbeitsplätze berücksichtigt werden (Block 1984). 

Die in letzter Zeit verstärkt geführten Diskussionen um Enierprise Zones in den metropolitanen 
Zentren müssen in diesem Kontext der Gewährung von günstigen Konditionen an die Wirtschaft 
gesehen werden (cf. Mattera 1981). Der Vorschlag der Errichtung von Enterprise Zones ist implizit 
an solchen ökonomischen Modellen wie der Operation Bootstrap in Puerto Rico, dem Border Indu- 
strialization Program im mexikanischen Grenzgebiet und den Export Processing Zones in Südost- 
asien und der Karıbik orientiert, die alle auf die (Super-)Ausbeutung von billigen und flexiblen 
Arbeitskräften für die exportorientierte Produktion der multinationalen Kapitalgesellschaften aus- 
gerichtet sind. Diese Vorschläge zielen faktisch auf die Produktion einer ‘Dritten Welt’ inmitten 
der metropolitanen Ökonomie mit all ihren (für die betroffenen Menschen verheerenden) Implika- 
tionen wie niedrigste Löhne, schmutzige und gefährliche Arbeitsplätze, sowie die Abwesenheit 
von Gewerkschaften. 

Die Präferenz des Kapitals für billige, im Hinblick auf ihren rechtlichen Status prekäre und damit 
(vermeintlich) gefügige Arbeitsimmigranten über einheimische Minderheiten erklärt teilweise, wa- 
rum die marginalisierte schwarze Bevölkerung in der Konkurrenz um schlecht bezahlte und un/an- 
gelernte Jobs zunehmend den Kürzeren zieht (cf. Anmerkung 18). 

Die damit einhergehende Zunahme der Empfänger sehr hoher Einkommen ist die Grundlage der 
sog. Gentrification, d.h. der Umwandlung ehemals ‘verfallender’ Stadtteile in Luxus(eigentums)- 
wohnungen einschließlich dazugehörender Infrastrukturen wie Boutiquen, Gourmet-Restaurants, 
etc. (cf. Tobier 1979). 

In einem anderen Zusammenhang habe ich die dominante Erfahrung großer und zunehmender Teile 
der schwarzen Bevölkerung in den USA als Marginalisierung bestimmt, d.h. als (faktische oder poten- 
tielle) Ausgrenzung aus dem kapitalistischen Produktionsprozeß und damit auch von der Möglichkeit 
der materiellen Reproduktion über die Lohnarbeit (van Capelleveen 1985). Um die Marginalisierung 
großer Teile der US-amerikanischen schwarzen Bevölkerung von der der afro-karibischen Immigran- 
ten (die — bislang jedenfalls — nicht aus dem Produktionsprozeß ausgeschlossen werden, sondern, wie 
noch zu zeigen sein wird, eine wichtige Rolle im Prozeß der Expansion von billigen und un/angelern- 
ten Arbeitsplätzen in der verarbeitenden Industrie sowie im Dienstleistungsbereich spielen), habe ich 
hier den Begriff der ‘Peripherisierung’ eingeführt. Allerdings sind die Übergänge fließend, unter ande- 
rem auch deshalb, weil die (elenden) Lebensbedingungen der ‘peripherisierten’ Einwanderer sich oft 
von denen der marginalisierten einheimischen Afro-Amerikaner kaum unterscheiden. 

Die Verdrängung der einheimischen Afro- Amerikaner aus dem Arbeitsmarkt zeigt sich z.B. in der 
zunehmenden Ausgrenzung großer und wachsender Teile der schwarzen Bevölkerung aus dem 
Produktionsprozeß und damit aus der lohnabhängigen Beschäftigung insgesamt. Diese ‘rassen’-se- 
lektive Ausgrenzung aus dem ökonomischen Produktions- und Reproduktionsprozeß ist die Folge 
der Kombination eines strukturellen Rassismus und bestimmter Veränderungen der kapitalisti- 
schen Ökonomie in den USA (cf. van Capelleveen 1985). Warum allerdings die US-amerikani- 
schen Schwarzen im Unterschied zu schwarzen Migranten aus der Karibik kaum Zugang zu den 
schlechtbezahlten und keine besonderen Qualifikationen erfordernden Arbeitsplätzen haben bzw. 
in der Konkurrenz um diese unterliegen, ist bisher nicht schlüssig geklärt. Die Gründe dafür liegen 
m.E. zum einen in der während der Bürgerrechts- und Black Power-Bewegungen der 60er Jahresich 
herausbildenden bzw. manifeste Formen annehmenden Politisierung der afro-amerikanischen Be- 
völkerung, die nicht nur die artikulierten Anspruchsniveaus deutlich erhöht hat, sondern auch die 
Bereitschaft, diese Ansprüche kämpferisch durchzusetzen. Zum anderen sind die Migranten eher 
willens, die schlechten Arbeits- und Lebensbedingungen zu akzeptieren, weil sie wissen, was sie 
hinter sich gelassen haben. Allerdings kann sich dies in der zweiten oder dritten Generation der 
Einwanderer schnell ändern (wie die Erfahrungen in England zeigen). Darüber hinaus neigen die 
Migranten aus der Karibik weniger dazu, ihre gesellschaftliche und ökonomische Position primär 
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als Folge rassistischer Unterdrückung und Erniedrigung zu sehen. Sie kommen aus mehrheitlich 
schwarzen Gesellschaften, in denen sich zwar Klassen- und ‘Rassen’zugehörigkeit weitgehend 
decken, gleichwohl ‘Rassen’zugehörigkeit nicht (wie— bis vor kurzem jedenfalls — in den USA) die 
allumfassende und den gesamten Lebens- und Arbeitszusammenhang bestimmende Seins- und Er- 
fahrungsgrundlage bildet, und deshalb gesellschaftliche Hierarchien eher in Klassenbegriffen inter- 
pretiert werden. 

Zu den folgenden Daten über die Beschäftigung von Immigranten in manuellen Positionen und in 
der verarbeitenden Industrie s. Marshall 1983: 33-47. 

Die gesamte erwerbstätige Bevölkerung umfaßt natürlich auch die Immigranten und Minderheiten. 
Der tatsächliche Anteil der weißen einheimischen Arbeiter im Bereich der manuellen Beschäfti- 
gung ist daher um einiges niedriger. 

Frauen aus der englisch-sprachigen Karibik bilden in dieser Hinsicht eine Ausnahme. Sie arbeiten 
öfter im Bereich der ‘persönlichen Dienstleistungen’ (»domestic service«), z.B. als 'Hausmädchen’ in 
privaten Haushalten. Dies könnte damit zusammenhängen, daß die Frauen aus der englisch-spra- 
chigen Karibik im Unterschied zu ihren hispanischen Kolleginnen relativ häufiger alleine (ohne 
Ehemann und Familie) in die USA kommen und deshalb umso mehr auf ein ‘stabiles’ (d.h. nicht 
den Schwankungen des industriellen Arbeitsmarkts ausgesetztes) Einkommen angewiesen sind (cf. 
Foner 1979). 

Marshall zufolge kennzeichnet der Begriff der Labor Sensitivity (»Arbeitsempfindlichkeit«) Produk- 
tionsprozesse, die eine hohe Substitutionselastizität aufweisen (cf. Marshall 1983: 2-6). Wenn man die 
verschiedenen Produktionsprozesse bezüglich ihrer Labor Sensitiviry auf einem Kontinuum abbildet, 
dann sind am einen Ende jene situiert, deren Produktionstechniken von der Verfügbarkeit und dem 
Preis der Arbeitskraft völlig unabhängig sind und sich nach Maßgabe von nicht-lohnbezogenen Pro- 
duktionsfaktoren wie Beschaffenheit des Produkts, kapitalsparenden Innovationen, etc. bestimmen 
(geringer Grad an Substitutionselastizität). Am anderen Ende liegen Produktionsprozesse, die durch 
die Verfügbarkeit und Kostengünstigkeit von Arbeitskräften allererst generiert werden, z.B. große 
Teile des Straßenhandels (»pedaling«) und die ‘Hausarbeit’ (»dorzestic services) (hoher Grad an Substi- 
tutionselastizität). Über diese Extremfälle hinaus gibt es »arbeitsempfindliche« Produktionsprozesse 
im intermediären, technologisch flexiblen Bereich — z.B. wenn ehemals arbeitsintensive Industrien 
nach bestimmten Phasen der technologischen Entwicklung angesichts eines Überangebotes an billi- 
gen Arbeitskräften wieder aufältere Produktionstechniken zurückgreifen. Dies kommt besonders im 
Falle der Errichtung kleinerer, weniger ‘regulierter’ Firmen, bei der Vergabe von Unterverträgen 
(»subcontracting«), die oft nur von Sweatshops erfüllt werden können, und des Wiederauflebens der in- 
dustriellen Heimarbeit vor. Um diese Fälle von Labor Sensitivity geht es bei den hier thematisierten 
“Einwandererindustrien’. 

Dies ist nur möglich, weil die Migranten alternative Formen der Kreditschöpfung entwickelt ha- 
ben wie z.B. die Rotating Credit Associations. Diese sınd “Verbände’, die von einer Gruppe von Ein- 
wanderern mit der Verpflichtung gegründet werden, regelmäßig einen bestimmten finanziellen 
Beitrag in einen gemeinsamen “Topf zu leisten, der in seiner Gesamtheit (oder in Teilen) jeweils ro- 
tierend einem (oder mehreren) Mitgliedern des ‘Verbandes’ überlassen wird. D.h. die Rotating Cre- 
dit Associations sind kooperative finanzielle ‘Institutionen’, die den Einwanderern, die kaum oder 
gar keinen Zugang zum kapitalistischen Banken- und Kreditsystem haben, zur Anhäufung von 
‘Kapital’ dienen, um kleine Geschäfte zu finanzieren, Häuser zu kaufen, Läden, Schneidereien, etc. 
zu eröffnen. Angesichts der Tatsache, daß die Migranten überwiegend zu den Working Poor gehö- 
ren, können die Rorating Credit Associations auch als Mittel zum Umgang mit und zur Milderung 
der Armut, d.h. zur (wie immer auch prekären) Sicherung der materiellen Reproduktion der Ein- 
wanderercommunities gesehen werden (cf. Bonnett 1976). 

Ist diese Nachfrage nach billigen Arbeitskräften erst mal vorhanden, versuchen Kapitale und der 
Staat sicherlich auch, ein ausreichendes Angebot an solchen Arbeitskräften (durch entsprechende 
Immigrationspolitiken und -gesetze) zu sichern. 
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Gerd Junne 
Neue Technologien bedrohen die Exporte 
der Entwicklungsländer 


I. Einleitung 


Die internationale Schuldenkrise habe, so betonen Vertreter internationaler Organisationen 
und Banken, an Schärfe verloren. Die Situation sei unter Kontrolle. Kritischere Stellungnah- 
men sind von ihnen auch nicht zu erwarten. Öffentlich geäußerte Befürchtungen wichtiger 
Akteure könnten leicht zur »self-fulfilling prophecy« werden. Die beschwichtigenden Stel- 
lungnahmen können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Probleme nicht gelöst 
sind. Langfristig hängt die Zahlungsfähigkeit der Entwicklungsländer von ihrer Fähigkeit ab, 
sich durch zunehmende Exporte die Devisen zu erwirtschaften, die sie für den Schuldendienst 
benötigen. Entweder müßte sich der Trend zu einer »neuen internationalen Arbeitsteilung« 
fortsetzen, in deren Rahmen ein wachsender Teil der Industrieproduktion für den Weltmarkt 
in Entwicklungsländern angesiedelt wäre (Fröbel, Heinrichs, Kreye 1977). Oder die Nachfrage 
nach Rohstoffen aus den Entwicklungsländern (oder auch deren Preis) müßte nachhaltig stei- 
gen. Nur bei einem kräftigen Exportwachstum der Entwicklungsländer ließen sich akute Kri- 
sen in der Zukunft eventuell vermeiden. In diesem Beitrag soll der Frage nachgegangen werden, 
wie es um die Exportaussichten der Entwicklungsländer bestellt ist. 

Der Weltentwicklungsbericht 1984 der Weltbank beschreibt zwei Szenarien. In ihnen wird die 
mögliche Entwicklung der Weltökonomie in den Jahren 1985-95 skizziert. Dem optimisti- 
schen Szenario liegt die Erwartung zugrunde, daß die Industrieländer zu einem stetigen und 
dauerhaften Wachstum von jährlich durchschnittlich 4,3 Prozent zurückfinden. Die pessimi- 
stische Variante gibt an, was auf uns zukommt, wenn die Industrieländer kein höheres Wirt- 
schaftswachstum erreichen als in den vergangenen zehn Jahren (Weltbank 1984, 34-50).! 
Diese unterschiedlichen Erwartungen schlagen sich in unterschiedlichen Annahmen über die 
Entwicklung des Außenhandels der Entwicklungsländer nieder: 


Tabelle 1: Erwartete Entwicklung des Außenhandels der Entwicklungsländer 
— (1963-1995, durchschnittliche jährliche Zunahme in Prozent) -—- 


1965-73 1973-80 1980-85 1985-95 
Öptim. Pessim. 
Szenario Szenario 
Exportwachstum 6,3 3,1 5,5 6,4 4,7 
Export von 
Industriegütern 14,9 10,6 8,1 9,7 7,5 
Export von 
Rohstoffen 5,0 0,9 4,0 3,4 2,1 
Importwachstum 6,4 5,9 3,2 7,2 5,1 


(Quelle: Weltbank 1984, 35-37) 
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Beiden Varianten zufolge wird der Export von Industriegütern aus Entwicklungsländern? 
stärker zunehmen als das Wirtschaftswachstum in den Industrieländern. Weitaus langsamer 
wird die Ausfuhr von Rohstoffen wachsen. Selbst das optimistische Szenario geht davon aus, 
daß die Rohstoffexporte in den nächsten zehn Jahren noch langsamer steigen werden als in 
der Periode 1980-85. Es ist die zentrale These dieses Beitrages, daß das Wachstum der Exporte 
wahrscheinlich noch geringer ausfällt, als dies in dem pessimistischen Szenario angenommen 
wird. Die Ursache liegt in der Anwendung neuer Technologien und den damit zusammen- 
hängenden Veränderungen in der internationalen Arbeitsteilung. 
Der technologische »Fortschritt« ist kein gleichförmiger Prozeß. Erfindungen und Innova- 
tionen sind richt zufällig über Zeit und Raum verteilt. Selbst Autoren, die jedweder Theorie 
der langen Wellen abhold sind, müssen doch zugeben, daß sich technologische Neuerungen 
auf bestimmte Zeitabschnitte konzentrieren (vgl. Nelson/Winter 1977). Basisinnovationen 
bringen häufig eine große Zahl anderer Innovationen mit sich und senden auf diese Weise ge- 
radezu »Schockwellen« durch die Weltwirtschaft. Bedeutende Innovationen beeinflussen 
nicht nur das Verhältnis Kapital—Arbeit, Wachstumsraten der Produktion und Arbeitspro- 
duktivität sowie Konzentrationsprozesse, sondern auch die internationale Arbeitsteilung, 
Ein Beispiel für solche Veränderungen liefern die zweite Hälfte der 60er Jahre und die 70er 
Jahre, in denen Fortschritte in der Telekommunikation und der Transport- Technologie so- 
wie in der tayloristischen Organisation der Produktion es immer einfacher machten, arbeits- 
intensive Fertigungsprozesse in Niedriglohnländer in Südostasien und Lateinamerika zu ver- 
lagern (vgl. Fröbel/Heinrichs/ Kreye 1977). Dieser Trend zu einer »neuen internationalen 
Arbeitsteilung« ist jedoch nur wenige Jahre die dominierende Tendenz geblieben. Die zuneh- 
mende Diffusion der neuen Basistechnologie Mikroelektronik hat einen Umschlag dieses 
Verlagerungsprozesses bewirkt. 
Gegenwärtig finden neue tiefgreifende Umwälzungen in der Weltwirtschaft statt. Sie sind 
großenteils Auswirkung der Anwendung der Mikroelektronik nicht nur in neuen Produk- 
ten, sondern auch in neuen Produktionsprozessen. Die Unterscheidung zwischen neuen Pro- 
dukten und neuen Produktionsprozessen ist wichtig, weil die beiden Entwicklungen unter- 
schiedliche, ja geradezu gegensätzliche Auswirkungen auf die internationale Arbeitsteilung 
aufweisen. 

Die Entwicklung verbesserter oder gänzlich nezer Produkte auf der Basis mikroelektroni- 

scher Bauteile hat die Verlagerung der Produktion in Entwicklungsländer aus wenigstens 

zwei Gründen gefördert: 

(a) Die Produkte wurden leichter transportierbar, weil Transistoren und Chips weniger anfäl- 
lig sind für Erschütterungen als Röhren, und weil die Miniaturisierung und die damit ver- 
bundene Verminderung von Gewicht und Volumen die Transportkosten gesenkt haben. 

(b) Es ist weit weniger Ausbildung nötig, um elektronische Bauelemente zusammenzuset- 
zen, als um eine Vielzahl mechanischer Einzelteile herzustellen und zu integrieren. 

Die Einführung neuer Produktionsprozesse auf der Basis der Mikroelektronik hat jedoch gegen- 

teilige Auswirkungen und verspricht, eher zu einer Verlagerung in die umgekehrte Richtung zu 

führen. Fortschritte in der Mikroelektronik haben nicht nur zu numerisch gesteuerten Werk- 
zeugmaschinen geführt, sondern auch zu besseren Robotern, neuen Sensor-Techniken und in- 
tegriertem Computer-unterstütztem Design und Computer-unterstützter Produktion (Corn- 
puter Aided Design und Computer Aided Manufacturing = CAD/CAM). Diese Entwicklungen 
haben den Übergang zu flexibler Automatisierung ermöglicht. Während bei starrer Automati- 
sierung (z.B. Transferstraßen in der Automobilproduktion) jede Maschine nur ein ganz be 
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stimmtes Teil in immer gleicher Ausfertigung herstellen kann, läßt die flexible Automati- 
sierung (mit Hilfe numerisch gesteuerter Werkzeugmaschinen und Robotern) es zu, daß 
dieselben Maschinen umprogrammiert werden und ohne langwierige Umrüstung für die 
Herstellung verschiedener Produkte gebraucht werden können. Damit nimmt das Spek- 
trum der Tätigkeiten, die sich profitträchtig automatisieren lassen, erheblich zu. Mit zu- 
nehmender Automatisierung sinkt jedoch der Anteil der Arbeitskosten an den gesamten 
Produktionskosten. Dementsprechend geringer wird auch der Anreiz, Produktionsprozes- 
se in Entwicklungsländer mit relativ niedrigen Arbeitskosten auszulagern. Damit sinkt 
nicht nur die Fähigkeit der Entwicklungsländer, ausländische Investitionen anzulocken. 
Auch die Konkurrenzfähigkeit der lokalen Industrieproduktion (für den Binnenmarkt wie 
für den Export) wird beeinträchtigt. 

Über die Konsequenzen dieser Entwicklung wird viel debattiert. Sie sind sicher nicht in al- 
len Entwicklungsländern identisch, sondern variieren von Land zu Land. Aber die Wahr- 
scheinlichkeit ist groß, daß viele Entwicklungsländer, die sich auf eine exportorientierte In- 
dustrialisierung eingestellt hatten, sich auf Jahrzehnte hinaus auf die traditionelle Rolle als 
Rohstofflieferanten zurückgeworfen sehen. Dies wird für viele von ihnen dramatische Fol- 
gen haben, da den wachsenden Importbedürfnissen nur eine geringe Steigerung der Einnah- 
men aus den Rohstoffexporten gegenüberstehen (siehe Tabelle 1). 

Aber es kommt noch schlimmer. Die nächste Welle technologischer Entwicklung, Fort- 
schritte auf dem Gebiet der Biotechnologie, werden ebenso weitreichende Konsequenzen für 
die internationale Arbeitsteilung in den 90er Jahren haben wie die Mikroelektronik in den 
70er und 80er Jahren. Während die Auswirkungen der Mikroelektronik (siehe II.) jedoch 
vor allem in Industrie und Dienstleistungen spürbar waren, wird die Biotechnologie die her- 
kömmlichen Strukturen im Bereich von Landwirtschaft und Rohstoffhandel grundlegend 
beeinflussen (siehe III). Die Biotechnologie wird wahrscheinlich die Nachfrage nach Roh- 
stoffen erheblich vermindern und damit negative Folgen haben für die Rohstoff-Exporte 
der Entwicklungsländer. 

Der Argumentationsgang des vorliegenden Beitrages sieht folgerndermaßen aus: Die gegen- 
wärtige Entwicklung der Mikroelektronik und die durch sie ermöglichte weitgehende Au- 
tomatisierung der Produktion wird die komparativen Vorteile in einer Weise verändern, 
daß die Zuwachsraten der Industriegüterexporte aus den Entwicklungsländern nicht ohne 
weiteres in die Zukunft extrapoliert werden dürfen. Viele Entwicklungsländer werden sich 
auf die traditionelle Rolle als Rohstofflieferanten zurückgeworfen sehen. Die nächste Welle 
technologischer Entwicklung wird jedoch auch diese Rolle aushöhlen. Neue Produktions- 
prozesse verbrauchen weniger Rohstoffe und Energie. Die lokalen Lagerstätten in den Indu- 
strieländern selbst lassen sich leichter erschließen; und auch Recyclingverfahren werden 
ständig verbessert. Die Folge davon ist, daß nicht nur die Exportposition der Entwicklungs- 
länder bei Industriegütern auf Grund der technologischen Entwicklung zur Diskussion 
steht, sondern auch ihre Position als Rohstofflieferanten bedroht ist. 

Im zweiten Teil dieses Beitrages sollen zunächst die Konsequenzen der zunehmenden Auto- 
matisierung in den Industrieländern und der hiermit verbundenen Management-Konzepte 
für die Industriegüterexporte der Entwicklungsländer beschrieben werden. Im dritten Teil 
geht es vor allem um die Folgen der Anwendung der Biotechnologie für die zukünftige Ent- 
wicklung der Exporte von Rohstoffen. Im vierten Teil schließlich werden kurz mögliche 
strategische Optionen der Entwicklungsländer angesprochen. 
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II. Automatisierung der Produktion 


Die meisten Industrieländer (mit Ausnahme vor allem der USA) haben in den 70er und frühen 
80er Jahren versucht, über eine Steigerung der Exporte die Wirtschaftskrise zu überwinden. 
Um die Exporte zu steigern, war eine Erhöhung der Produktivität notwendig. Die traditionelle 
»starre« Automatisierung lohnt sich jedoch lediglich bei hohen Stückzahlen (Strategie der eco- 
nomies of scale). Die lassen sich jedoch gerade in der Krise nicht absetzen. Die Unsicherheit im 
Hinblick auf die künftige Wirtschaftsentwicklung sowie eine aufgrund der Differenzierung der 
Einkommensentwicklung zunehmende Fragmentierung der Märkte ließ darum flexible Auto- 
matisierung besonders attraktiv erscheinen. Sie erleichtert die Produktion verschiedener Mo- 
delle in kleineren Stückzahlen und ermöglicht es den Unternehmen damit, schnell auf verän- 
derte Bedartsstrukturen zu reagieren. Flexible Automatisierung durchbricht tendenziell den 
Zusammenhang zwischen Automatisierungund Massenproduktion. Kleine Serien können mit 
ihrer Hilfe beinahe zu demselben Stückkostenpreis hergestellt werden wie in der traditionellen 
Massenfertigung. An die Stelle der veconomies of scale« treten damit zunehmend »economies of 
scopes, d.h. die Fähigkeit, mit demselben Maschinenpark eine breite Palette unterschiedlicher 
Endprodukte herstellen zu können (Bylinsky 1983). Der Vorteil, mit denselben Maschinen ein 
breiteres Sortiment produzieren zu können, erweist sich gerade in der Krise als wichtiger als die 
hergebrachten Vorteile der Massenproduktion. 

Diese technologische Veränderung hat erhebliche Folgen für die Unternehmensstrategien. 
Die vorherrschende Strategie multinationaler Konzerne in den 70er Jahren, die Strategie des 
»global sourcing«, ist damit fragwürdig geworden. 


1. »Global Sourcings Strategien überholt? 


Zwei verschiedene Management- und Unternehmensstrategien als Reaktion auf die verän- 
derten ökonomischen und technischen Bedingungen und Möglichkeiten lassen sich am Bei- 
spiel der Strategien von Ford und General Motors erläutern. Der Unterschied in der Strategie 
der beiden Unternehmen wird im folgenden idealtypisch überzeichnet. Die Automobil-In- 
dustrie? eignet sich insofern besonders gut als Illustration, als dieser Sektor geradezu das Para- 
debeispiel für die industrielle Massenproduktion darstellt. 

Ford hält so weit irgend möglich fest an dem »do it only once«-Prinzip (Gooding 1984b). Um 
maximale Massenproduktionsvorteile zu realisieren, versucht Ford, so viele Einzelteile der 
verschiedenen Automodelle wie möglich austauschbar zu gestalten und ihre Produktion an 
einer Stelle zu konzentrieren. Fords brasilianiischer »world truck« ist hierfür ein gutes Bei- 
spiel: Der Lastwagen hat ein europäisches Führerhaus und ein europäisches Instrumenten- 
brett. Er hat ein nordamerikanisches Fahrgestell, und der Dieselmotor wird aus der Trakto- 
ren-Fertigung von Ford geliefert. Zusammengebaut wird der Lastwagen in Brasilien, sowohl 
für den Inlandsmarkt wie für den Markt in Nordamerika (Gooding 1984). 

Mit dem Etikett »Global Sourcing« wird eine Strategie versehen, die darauf gerichtet ist, die 
Produktion von Einzelteilen über die Welt zu verteilen. Dabei wird für die verschiedenen 
Produktionsprozesse nach einer jeweils optimalen Kombination von billiger Arbeitskraft, 
billigen Rohstoffen und Komponenten, wenig einschränkenden Umweltauflagen, liberaler 
Arbeitsgesetzgebung, gutem Zugang zum Kapitalmarkt und geringer Steuerbelastung ge- 
sucht. Eine derartige Strategie weist jedoch auf lange Sicht eine Reihe schwerwiegender 
Nachteile auf: 
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* Sie ist weniger flexibel als eine Organisation, bei der die verschiedenen Produktionsschrit- 
te weniger weit voneinander entfernt liegen. 

Die Produktion für einen so großen Markt macht es schwieriger, sich auf schnell verän- 
dernde, regional unterschiedliche Kundenwünsche einzustellen. 

Durch die Standardisierung der Einzelteile kann sich der Konzern weniger leicht der zech- 
nologischen Konkurrenz durch neue Komponenten auf Teilmärkten stellen. 

*  Ineinem immer stärker fragmentierten Markt mit hochdifferenzierter Nachfrage sind Autos 
aus standardisierten Komponenten weniger in der Lage, die Nachfrage in spezialisierten 
Marktsegmenten zu befriedigen. 

Die Vorratslager von Einzelteilen müssen bei regional auseinandergezogener Produktion 
viel höher sein als bei räumlich konzentrierter Produktion, weil Zwischenlager erforder- 
lich sind, die die Fortsetzung der Produktion auch bei Unregelmäßigkeiten in der Zuliefe- 
rung erlauben. 

* Die Produktion wird insgesamt anfälliger, wenn Produktionsstätten für wichtige Einzel- 
teile über verschiedene Weltteile verstreut liegen. 

Die Investitionskosten für die »starre« Automatisierung der Massenproduktion (ein- 
schließlich der Kosten der Umrüstung bei der Umstellung auf neue Modelle) können hö- 
her liegen als die Kosten flexibler Automatisierung in regional konzentrierten Fertigungs- 
stätten. 

Es hat den Anschein, daß Ford die Strategie des »global sourcing« zu einem Moment perfek- 
tioniert, in der die technologische Entwicklung bereits derart fortgeschritten ist, daß die 
Grundannahmen, die dieser Strategie zugrundeliegen, schon nicht mehr gelten. Die Vorteile 
der Massenproduktion können die Nachteile, die unweigerlich damit verbunden sind, in vie- 
len Fällen nicht mehr wettmachen.* 


2. Automatisierung bei General Motors 


General Motors, der größte Automobilkonzern der Welt, setzt andere Akzente. GM beant- 
wortet die Herausforderung durch die japanischen Automobilproduzenten mit dem Ver- 
such, sie mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen: mit zunehmender flexibler Automatisierung, 
diees GM ermöglichen soll, schnell auf Marktveränderungen zu reagieren. 

GM hat mit dem japanischen Roboter-Hersteller Faruc ein gemeinsames Tochterunterneh- 
men, GM Fanuc Robotics, gegründet, das 1984 einen Umsatz von rund 70 Mio. Dollar erzielte 
und der größte amerikanische Roboter-Lieferant wurde. Im Jahre 1990 plant GM 20 000 Ro- 
boter einzusetzen (bzw. 20 Prozent aller dann in den USA installierten Roboter, — Gooding 
19843). Diese Roboter sind Teil der modernen Produktionsausrüstung, die die »Fabrik ohne 
Arbeiter« in greifbare Nähe rückt. Die Fertigung soll in den 90er Jahren beinahe vollständig 
automatisiert sein. Das Tempo des Produktionsprozesses soll sich dann allein an den Anfor- 
derungen des Marktes orientieren. Idealerweise wird dann kein Auto mehr produziert, das 
nicht bereits durch einen Kunden bestellt ist. Der Computer des Händlers wird an einen zen- 
tralen Computer angeschlossen sein, über den die Produktion aller erforderlichen Einzelteile 
in Auftrag gegeben wird, sobald der Käufer den Vertrag unterschrieben hat (Gooding 1984). 
Es ist leicht einsichtig, daß sich eine solche marktorientierte Produktion nur schwer mit einer 
Strategie des »global sourcing« vereinbaren läßt. Einzelteile aus verschiedenen über die Welt 
verstreuten Fertigungsstätten schnell gemäß Kundenwünschen zusammenzusetzen, würde zu- 
viel Zeit kosten. Die Ligferfristen sind jedoch häufig ein entscheidender Wettbewerbsfaktor. 
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Der vorherrschende Trend scheint darum nicht mehr ein Trend zu verstärktem »global 
sourcing«, sondern eher ein Trend zu regionalen hochautomatisierten Produktionszentren, 
die in der Lage sind, ein breites Spektrum differenzierter Endprodukte in willkürlicher Rei- 
henfolge zu produzieren, einschließlich der meisten Zwischenprodukte. 

Ein solches Konzept ist noch lange nicht realisiert. Aber zahlreiche Unternehmen scheinen 
ihre Planung hierauf ausgerichtet zu haben und sind darum weniger daran interessiert, Pro- 
duktionsprozesse in Niedriglohnländer zu errichten, es sei denn, daß dies erforderlich ist, um 
einen Anteil am lokalen Binnenmarkt sicherzustellen, aber nicht in erster Linie für die Ex- 
portproduktion. 


3. Folgen der flexiblen Automatisierung 


Das Beispiel der beiden Automobilhersteller soll eine Veränderung in den Unternehmensstra- 
tegien illustrieren, die in ähnlicher Weise in vielen Branchen festzustellen ist. Mit der Einfüh- 
rung flexibler Automatisierung hat sich der Bereich der automatisierbaren Produktion erheblich 
ausgeweitet. Automatisierung ist nun nicht mehr nur eine Strategie, die sich für die Massenpro- 
duktion (vor allem von Konsumgütern) eignet, sondern wird mehr und mehr auch für die 
Kleinserienproduktion (z.B. von /rvestitionsgütern) attraktiv.? Mit der- weiteren Entwicklung 
von Sensor-Techniken lassen sich Roboter auch immer mehr in der Montage (auf die rund 40 
Prozent der Arbeitskosten in der Industrie entfallen, — vgl. Widl 1982, 12) und in der Qualitäts- 
kontrolle einsetzen. Integrierte Computersysteme für Design, Produktionssteuerung und 
Rechnungswesen werden einen großen Teil jener Aktivitäten überflüssig machen, die gegen- 
wärtig noch darin bestehen, bestimmte Produktspezifikationen weiterzugeben, Maschinen zu 
programmieren, Magazine zu kontrollieren und Bestellformulare auszufüllen (vgl. Kaplinsky 
19842). 
Ein wichtiger Grund, warum das gigantische Rationalisierungspotential bisher nicht stärker 
ausgenutzt wird, liegt darin, daß sıch viele Unternehmen noch in einer Art Lernphase befin- 
den. Während sie mit den neuen Produktionsprozessen experimentieren, produzieren sie 
gleichzeitig auf traditionelle Weise weiter, sammeln Erfahrungen mit diesen Prozessen und 
warten auf die nächste Generation noch effizienterer (und billigerer) Maschinenkonfigura- 
tionen bzw. auf ein Anziehen der Konjunktur, das neue Investitionen rechtfertigen würde. 
Mit der Einführung flexibler Automatisierung wird der Anteil der Arbeitskosten an den ge- 
samten Produktionskosten weiter zurückgehen. (Er ist in den letzten zwanzig Jahren in der 
amerikanischen Industrie bereits von 25-30 Prozent auf 10-15 Prozent zurückgefallen, —Na- 
sar 1984). Gleichzeitig werden die durchschnittlichen Qualifikationsanforderungen an die 
verbleibende Arbeiterschaft zunehmen, weil dieselben Arbeiter eine Fülle verschiedenartiger 
Tätigkeiten auszuführen haben, um den Produktionsprozeß in Gang zu hälten und zu über- 
wachen. Flexible Automatisierung erfordert auch eine flexible Arbeiterschaft, — freilich von 
bedeutend kleinerem Umfang als zuvor. 
Mit einem niedrigeren Anteil der Arbeitskosten an den gesamten Produktionskosten geht viel 
von dem Anreiz, »Weltmarktfabriken« in Niedriglohnländern aufzubauen, verloren. Dasselbe 
gilt für kapitalintensiveProduktionsprozesse in Ländern, deren Arbeitsgesetzgebung es erlaubt, 
die Maschinen rund um die Uhr zu benützen. Hochautomatisierte Fabriken werden in der Zu- 
kunft selbst bei unveränderter Arbeitsgesetzgebung in den Industrieländern nachts durcharbei- 
ten können, da die arbeitsvorbereitenden Handlungen tagsüber stattfinden und die Produktion 
nachts mit einem Minimum an Personal in einer »Geisterschicht« fortgesetzt werden kann. 
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Daß der Anteil der Arbeitskosten an den Gesamtkosten gesunken ist, hat dazu geführt, daß 
sich neue Management-Strategien zunehmend auf die Verminderung anderer Kostenfakto- 
ren konzentrieren. Ein zentraler Kostenfaktor, der gegenwärtig bevorzugt aufs Korn genom- 
men wird, ist die Lagerhaltung. Auch eine solche Minimierung der Lagerhaltungskosten hat 
Auswirkungen auf die Struktur der internationalen Arbeitsteilung. 


4. Neue Management-Konzepte zur Reduzierung der Lagerhaltung 


Die hohen Zinsraten zu Beginn der 80er Jahre haben die Sensibilität des Managements für die 
Kosten des in Vorräten auf allen Stufen des Produktionsprozesses immobilisierten Kapitals 
stark erhöht. Neue Management-Konzepie richten sich dann auch vor allem auf eine Ver- 
minderung der Vorratshaltung, und zwar auf eine Verminderung 
(a) der Vorräte an Rohstoffen und Zwischenprodukten, 
(b) der Zeit, die Zwischenprodukte zwischen verschiedenen Fertigungsstätten des eigenen 
Unternehmens unterwegs sind, 
(c) des Materials, das durch fehlerhafte und unbrauchbare Produkte verbraucht wird, und 
(d) der Bestände an fertiggestellten aber noch nicht verkauften Produkten. 
Der Vorräte an Rohstoffen und Zwischenprodukten versuchen viele Unternehmen durch 
»just in time«-Zulieferungen Herr zu werden: Die Zulieferungen werden zeitlich so geplant, 
daß die Lagerhaltung minimiert werden kann. Ein gutes Beispiel ist die Zusammenarbeit von 
Daimler-Benz mit dem Hersteller der Autositze, der in unmittelbarer Nähe eine eigene Ferti- 
gungsstätte errichtete und die Sitze auf Abruf in genau der Reihenfolge liefert, in der sie für 
den Einbau benötigt werden.® 
Eine derartige Koordination erfordert eine ausgezeichnete Kommunikation zwischen Zulie- 
ferer und Abnehmer sowie kurze Entfernungen, um die nötige Flexibilität zu gewährleisten. 
Viele Großunternehmen fordern daher, daß ihre Zulieferer sich im näheren Umkreis der ei- 
genen Fertigungsstätten ansiedeln, — jedenfalls nicht weiter entfernt als »einen Lastwagen- 
tag« (Kaplinsky 1984b). Es ist offensichtlich, daß eine solche Strategie sich nicht mit einer 
Strategie des »global sourcing« vereinbaren läßt. 
Was den Transport von Zwischenprodukten zwischen verschiedenen Fertigungsstätten des 
eigenen Konzerns angeht, sind die Transportkosten selbst zwar zurückgegangen. Einen we- 
sentlichen Kostenfaktor stellen jedoch nicht nur die Transportkosten dar, sondern auch die 
Zinskosten, die mit langen Reisezeiten des Materials von einer Fertigungsstätte zur anderen 
verbunden sind, sowie die Kosten der Zwischenlager an beiden Enden der Transportkette, 
die nötig sind, um Unregelmäßigkeiten in der Zufuhr auffangen zu können. Diese zusätzli- 
che Vorratshaltung macht eine Strategie des »global sourcing« ebenfalls weniger attraktiv. 
Und unterhöhlt wird die Strategie der Internationalisierung der Produktion schließlich 
durch die mit den neuen Technologien einhergehenden qualifikatorischen Anforderungen 
an die Arbeitskraft. Im Rahmen der Umorientierung der Managementkonzepte zielt darauf 
das »zero mistake«-Konzept, zu dessen Verwirklichung häufig »Qualitäts-Zirkek« eingerich- 
tet werden. In manchen Unternehmen sind bis zu 10 Prozent des gesamten Arbeitskapitals 
absorbiert durch Rohstoffe und Komponenten, die in fehlerhaften Produkten verarbeitet 
worden sind, welche entweder weggeworfen oder mit großem Arbeitsaufwand nachgebes- 
sert werden müssen. Um eine »Null-Fehler«-Strategie in die Tat umsetzen zu können, sind 
relativ qualifizierte und motivierte Arbeitskräfte nötig, Dies reduziert die Zahl der Länder, in 
die die Industrieproduktion eventuell verlagert werden könnte. 
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Und schließlich geht es dem Management um eine Minimierung der Differenz zwischen 
produzierten, aber noch nicht verkauften Waren. Zu diesem Zweck versuchen immer mehr 
Unternehmen, ihre Produktion so direkt als möglich an der Nachfrage zu orientieren und 
vorzugsweise allein die Mengen zu produzieren, für die bereits Aufträge vorliegen. Diese 
Strategie erfordert außerordentlich flexible Produktionsprozesse, um die Zeit zwischen 
Auftragsvergabe und Lieferung kurz zu halten, — was schwieriger wird, wenn die Produk- 
tion über verschiedene Länder oder sogar Kontinente verteilt ist und zwischen den Produk- 
tionsstätten eine große räumliche Entfernung besteht. 

Aus dieser kurzen Beschreibung läßt sich schließen, daß nicht nur der sinkende Lohnanteil 
an den Gesamtkosten den Anreiz mindert, Produktionsstätten in Niedriglohnländern aufzu- 
bauen. Der niedrige Lohnkostenanteil hat seinerseits wiederum zu neuen Management-Kon- 
zepten geführt, deren Realisierung ebenso dazu beiträgt, daß sich die Industrieproduktion 
wieder stärker auf die hochentwickelten Industrieländer konzentriert. 


5. Rückkehr der Verlagerungsindustrie in die Industrieländer 


Ein niedriger Arbeitskostenanteil an den Produktionskosten sowie Anstrengungen der Un- 
ternehmen, ihre Vorratshaltung zu vermindern, sind nur zwei wichtige Faktoren, die dazu 
beitragen, daß die»run away«-Industrien in der Zukunft einem Standort in den Industrielän- 
dern wahrscheinlich den Vorzuggeben werden. EineReihe von anderen Faktoren wirken in 
dieselbe Richtung. Sie sollen hier nicht ausführlich erörtert, aber doch wenigstens genannt 
werden. Zu diesen Faktoren gehören 
(a) die Gefahr plötzlicher Import-Restriktionen in Entwicklungsländern als Folge der Schul- 
denkrise, wodurch die konzerninterne Arbeitsteilung behindert würde; 
(b) die zunehmende politische Instabilität in vielen Teilen der »Dritten Welt«; 
(c) wachsender Protektionismus in den Industrieländern, der die Produktion in Entwick- 
lungsländern für den Weltmarkt beeinträchtigt; 
(d) hohe Subventionen in den Industrieländern, denen größere Beträge zur Verfügung stehen, 
um internationale Investoren anzulocken, als den meisten Entwicklungsländern; 
(e) der abnehmende Einfluß der Gewerkschaften in den Industrieländern, der den Unterneh- 
mern ein freieres Schalten und Walten ermöglicht als in der Vergangenheit. 
Diese Faktoren verursachen keinen unmittelbaren Rückzug aus den Entwicklungsländern. 
Auch die Verlagerung von Produktionsstätten aus den Industrie- in die Entwicklungsländer 
in den 60er und 70er Jahren fand meist nicht in der Form statt, daß hier unmittelbar Fabriken 
geschlossen und dieselbe Produktion stattdessen in Entwicklungsländern aufgenommen 
wurde. Stattdessen konzentrierten sich in erster Linieneue Investitionen auf Niedriglohnlän- 
der. Entstanden dadurch Überkapazitäten, wurden zunächst einmal dieteuren Arbeitskräfte 
in den Industrieländern auf die Straße gesetzt. Damals wie heute geht es eher um einen glei- 
tenden Prozeß. In den Entwicklungsländern errichtete Produktionsstätten werden weiter- 
hin benützt werden, insbesondere dort, wo sie auch für den inländischen Markt produzieren. 
Aber die künftige Expansion wird vor allem in den Industrieländern stattfinden. Dieser Pro- 
zefß hat bereits begonnen, wie zahlreiche Beispiele belegen (Junne 1985). 
Die hier angeführten Argumente für die Rück verlagerung ehemals arbeitsintensiver Produk- 
tionsprozesse ın die Industrieländer bezogen sich in erster Linie auf Investitionsentscheidun- 
gen multinationaler Unternehmen. Die Argumentation trifft im Prinzip jedoch ebenso zu 
für die Wettbewerbsposition inländischer Firmen aus den Entwicklungsländern auf dem 
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Weltmarkt. Sie müssen dort mit der zunehmend automatisierten Produktion aus den Indu- 
strieländern konkurrieren, was ihnen große Mühe bereiten wird. Ein Wachstum der Indu- 
striegüterexporte der Entwicklungsländer von jährlich 7,5 Prozent, wie sie selbst das pessi- 
mistische Szenario der Weltbank vorhersagt (siehe Tabelle 1), dürfte deshalb schwerlich zu 


realisieren sein. 


IH. Biotechnologie: Zunehmende Substitution der Rohstoffausfuhr 


Mangelnde Ausfuhrmöglichkeiten bei Industriegütern zwingen die Entwicklungsländer, ihre 
Rohstoffexporte auszuweiten. Dies gilt nicht für die etablierten »Newly Industrialising Coun- 
tries« (NICs) Südostasiens, die sich leichter an die veränderten Weltmarktbedingungen anpas- 
sen und den Prozeß der Fertigungs- Automatisierung in den Industrieländern mitvollziehen 
können. Davon betroffen ist eher die »zweite Schicht« von NICs, jene Länder, die dem Beispiel 
der »vier Tiger« (Hong Kong, Singapur, Taiwan, Südkorea) folgen wollten, deren Industrialisie- 
rungsprozeß jedoch durch die Veränderung der komparativen Vorteile abgebremst zu werden 
droht: Länder wie Thailand, Malaysia, Indonesien, die Philippinen oder Ägypten. Daneben 
sind natürlich all jene Länder unmittelbar von den Veränderungen auf den Rohstoffmärkten 
betroffen, die nie etwas anderes auf dem Weltmarkt anzubieten hatten als ihre Rohstoffe (dies 
gilt für viele afrikanische Länder). Ebenso wie die Entwicklung der Mikroelektronik negative 
Auswirkungen hat auf die Exporte der Entwicklungsländer von Industriegütern, genau so 
kann sich die Anwendung der Biotechnologie negativ auf ihre Rohstoffexporte auswirken. 


1. Durchbrüche in der Biotechnologie 


Mikroorganismen (wie Bakterien, Zellen oder Zellteile) sindin der Lage, eine große Fülle un- 
terschiedlicher Stoffe zu produzieren. Unter »Biotechnologie« wird die integrierte Anwen- 
dung der Biochemie, der Mikrobiologie und der Prozeßtechnologie verstanden, die darauf 
gerichtet ist, dieses Vermögen industriell zu nutzen. Seit Jahrhunderten wird dieProduktivi- 
tät von Mikroorganismen in Gärungs- und Fermentationsprozessen zur Herstellung von Le- 
bensmitteln (Brot, Käse, Joghurt, Bier, Wein) genutzt. Seit den 40er Jahren (Antibiotika), vor 
allem aber seit Beginn der 70er Jahre, wurden die Kenntnisse auf diesem Gebiet beinahe ex- 
plosionsartig erweitert. 1973 wurde ein Durchbruch erzielt, als es gelang, eine Erbeigenschaft 
in die Genstruktur (DNA) einer anderen Art einzupflanzen (»genetic engineering«). Diese 
Manipulationsmöglichkeit erlaubt eine entscheidende Verbesserung traditioneller Fermen- 
tations- und Enzyme-Prozesse, da die Mikroorganismen auf bestimmte Verwendungs- 
zwecke »hingetrimmt« werden und ihre Produktivität damit um ein Vielfaches gesteigert 
werden kann. Ein breites Feld der Anwendungsmöglichkeiten für die Biotechnologie bietet 
sich in der Pharma-Industrie, in der Landwirtschaft, in der Nahrungsmittelindustrie, in der 
chemischen Industrie, im Bergbau, im Energiesektor, bei der Entwicklung von neuen Mate- 
rialien und in vielen anderen, noch kaum zu übersehenden Bereichen. 

Die Anwendung der Biotechnologie kann die Exportposition der Entwicklungsländer auf 
dreifache Weise beeinträchtigen, — (a) durch die »Dematerialisierung der Produktion«, (b) 
durch die Entwicklung neuer Substitute und (c) durch eine bessere Nutzung der in den Indu- 
strieländern selbst vorhandenen Rohstoffe. Wie diese Anwendungsbereiche genauer ausse- 
hen, soll im folgenden dargestellt werden. 
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2. Die »Dematerialisierung der Produktion« 


Biotechnische Prozesse laufen bei normalen Temperaturen (20 °-80 ° Celsius) und unter nor- 
malen Druckverhältnissen ab. Für chemische Prozesse dagegen sind meist hohe Temperatu- 
ren und hoher Druck notwendig. Ein biotechnischer Weg zur Herstellung derselben End- 
produkte erfordert darum in der Regel viel weniger Energie als chemische Prozesse. 

In der Landwirtschaft läßt sich die Biotechnologie für die Züchtung neuer Pflanzensorten 
heranziehen, die es erlauben, auf derselben Oberfläche mehr Nahrungsmittel zu erzeugen. 
Die Pflanzen werden weniger Düngemittel und Schädlingsbekämpfungsmittel nötig haben. 
Weniger Geräte werden für die Unkrautbekämpfung nötig sein. Weniger Nahrungsmittel 
werden nach der Ernte verderben. Pflanzen lassen sich mit Hilfe der Biotechnologie vollstän- 
diger nutzen. Vom Mais können z.B. nicht nur die Körner für die Zuckerproduktion ver- 
wendet werden, sondern auch die Maiskolben (Drazic/Nozinic 1984). Bei Weizen läßt sich 
das Stroh für die Herstellung eines proteinreichen Viehfutters verwenden. Baumwoll-Ernte- 
abfälle lassen sich in Glucose umsetzen, die sich in der pharmazeutischen wie in der Nah- 
rungsmittelindustrie verwenden läßt. Kleine Mengen des biotechnischen Süßstoffes Asparta- 
me können große Mengen Zucker ersetzen. 

Die Entwicklung der Biotechnologie ermöglicht es, die landwirtschaftliche Produktion di- 
rekter auf die Molekülstrukturen zuzuschneiden, die den gewünschten Effekt bringen (Ver- 
sorgung mit Proteinen, Süßen), und den dabei anfallenden »Abfall« zu beschränken. Ergeb- 
nis dieser Entwicklung wird sein, daß für die Produktion des gleichen Gebrauchswertes ein 
viel geringeres Inputvolumen notwendig ist. Der Begriff »Dematerialisierung« ist natürlich 
übertrieben. Produkte lassen sich nicht aus dem Nichts schaffen. Aber in Zukunft wird weni- 
ger Ausgangsmaterial (Land, Energie) als in der Vergangenheit und Gegenwart ausreichend 
sein, um dieselbe Gebrauchswertmenge hervorzubringen und dieselben Bedürfnisse zu be- 
friedigen. 


3. Die Entwicklung neuer Substitute 


Abgesehen davon, daß weniger Rohstoffe erforderlich sein werden, um den gleichen Effekt 
zu erzielen, bringt die Entwicklung der Biotechnologie eine zunehmende Auswechselbarkeit 
unterschiedlicher Rohstoffe mit sich. Die gleichen Endprodukte können im Prinzip aus Öl, 
Zucker, Mais, Stroh, Milch oder selbst Hausmüll produziert werden. Daraus ergeben sich ei- 
ne Fülle von Substitutionsmöglichkeiten (wobei natürlich nicht alles, was technisch möglich 
ist, sich auch als profitabel erweist). 

Ein deutliches Beispiel für die zunehmende Austauschbarkeit landwirtschaftlicher Rohstoffe 
untereinander sowie von landwirtschaftlichen Rohstoffen und Petrokarbonaten liefert der 
Zucker. Zucker wird gegenwärtig in großem Maßstab durch »High Fructose Corn Syrop« 
(HFCS) ersetzt, der aus Mais-Basis gewonnen wird, aber auch aus Kartoffeln oder Kassave 
hergestellt werden könnte. In den USA wurden 1981 rund 1,8 Mio. Tonnen Importzucker 
durch HFCS$ ersetzt, in Japan rund 400 000 Tonnen (Crott 1982, 176/179). Die USA impor- 
tieren noch immer 4 Mio. Tonnen Zucker (und Japan etwa 1,7 Mio.), aber ein erheblicher 
Teil hiervon wird ın der Zukunft wahrscheinlich ebenfalls durch HFCS oder andere biotech- 
nologische Süßstoffe (wie Aspartame) verdrängt werden. Die Folge hiervon ist, daß die 
Zuckerpreise auf dem Weltmarkt den niedrigsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg aufwei- 
sen und viele stark vom Zuckerexport abhängigen Länder in eine ernste Krise geraten sind. 
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Zuckerexporte können kaum mehr als Devisenquelle gelten. Die Exporteinnahmen aus dem 
Zuckerexport sind in den Philippinen z.B. von 657 Mio. $ im Jahre 1980 auf 316 Mio. $ im 
Jahre 1983 gesunken. Für 1984 wurden nicht mehr als93 Mio. $ erwartet. Diese Entwicklung 
hat dramatische soziale Folgen. Zucker ist eine der arbeitsintensivsten »cash crops«. Rund 50 
Mio. Menschen in den Entwicklungsländern leben von der Zuckerproduktion, rund 15-20 
Mio. unter ihnen vom Zucker-Export.? 

Während der Zucker einerseits ın seiner Funktion als Süßstoff durch Mais verdrängt wird, 
wird Zucker selbst zunehmend für die Produktion von Alkohol herangezogen, der als Ersatz 
für Benzin gebraucht wird. In Brasilien überschritt die Zahl der Autos, die ausschließlich mit 
Alkohol als Treibstoff fahren, im September 1983 die Zahl von einer Million (Borges u.a. 
1984, 11/17). 

Der Zuckermarkt demonstriert, welche Entwicklung sich eventuell auch auf anderen Märk- 
ten abspielen könnte. Dem Soja-Markt könnte eines Tages ein ähnliches Schicksal beschie 
den sein. Die Sojaproduktion hat in den letzten Jahren stark zugenommen, und Soja ist zur 
erfolgreichsten »cash crop« der jüngsten Vergangenheit geworden. Wenn jedoch die Preise 
für die Herstellung von »Single Cell Protein« (SCP) einmal fallen sollten (SCP wird aus Me 
thanol hergestellt, kann aber auch aus landwirtschaftlichen Abfällen produziert werden), 
dann könnte auch dieser Markt einstürzen. Bisher ging von der SCP-Produktion keine nen- 
nenswerte Konkurrenz für den Soja-Anbau aus, im Gegenteil: Soja-Produkte waren so billig, 
daß die europäischen Konzerne Hoechst undBP ihreSCP-Pläne auf Eis gelegt haben, weil sie 
gegen die billigen Soja-Erzeugnisse nicht konkurrieren konnten. 

Die technologische Entwicklungschreitet jedoch weiter fort. In der Sowjetunion (die auf die- 
sem Wege versucht, unabhängiger zu werden von den Getreideimporten aus den USA) wer- 
den gegenwärtig bereits mehr als 1 Mio. Tonnen SCP pro Jahr hergestellt (Cantley 1984, 41). 
Während die Soja-Produktion kaum mehr billiger werden kann, kann die technologische 
Entwicklung den Preis der SCP-Produktion noch derart senken, daß die Soja-Exporte (vor 
allem aus Brasilien) einen scharfen Einbruch erleben. 


4. Bessere Nutzung lokaler Rohstoffe 


Die bisher genannten Beispiele für neue Substitute betrafen lediglich landwirtschaftliche 
Rohstoffe. Auch der Export von Öl und Metallerzen kann jedoch durch die Entwicklung 
der Biotechnologie beeinflußt werden. Die Anwendung der Biotechnologie hat die Erschlie- 
Rung von Erzen mit niedriger Konzentration mit Hilfe von »bacterial leaching« verbessert, 


trägt zur Entwicklung neuer Ölförderungsverfahren bei und ermöglicht neue Recycling- 
Techniken. 


fa) Nutzung von Erzen mit niedriger Konzentration 

Bakterien können Metalle aus Erzen lösen. Ihr Stoffwechsel fördert die Entstehung von Lau- 
gen, die sonst nicht lösliche Minerale aus dem Erz herauswaschen. Auf diese Weise lassen sich 
z.B. Kupfer, Zink, Nickel und Blei gewinnen (Warhurst 1983, 42). Gegenwärtig wird in den 
USA bei rund 15 Prozent der Kupferproduktion von diesem Verfahren Gebrauch gemacht 
(De Ingenieur, 21-5-81, 18). In Canada wird »bacterial leaching« ın der Uranförderung einge- 
setzt.® 

»Bacterialleaching« kann auch benützt werden, um wertvolle Rohstoffe ausden Abraumhal- 
den von Erzen zu gewinnen. Bei einer weiteren Entwicklung der Technik lassen sich even- 
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tuell zahlreiche Erzvorkommen in den Industrieländern kostengünstig erschließen. Eine 
Reihe von strategischen Grundstoffen wie Cobalt oder Platin könnten eventuell in den USA 
selbst gefördert werden. In der Bundesrepublik ließen sich eventuell die großen Kupferschie- 
fer-Felder Hessens verwerten, die Millionen Tonnen Kupfer und andere Metalle enthalten. 

Wegen des niedrigen Erzgehalts wurde die Förderung mit wahtienellen Bergbaumethoden 
1955 aufgegeben (Mining Journal, 1-10-82, 230). 

Da »Bioleaching« keine Umweltverschmutzung erzeugt aan sich der Prozeß kontrollie- 
ren läßt), würde die Erschließung der Bodenschätze auch in dicht besiedelten Ländern auf 
weniger Widerstand stoßen als traditionelle Bergbau- und Verarbeitungsverfahren. Die 
Trennung der Minerale vom Gestein würde mit Hilfe der Biotechnologie auch weniger 
Energie erfordern als für traditionelle Verfahren nötig ist. 


(b) Intensivierte Ölförderung 

Traditionelle Methoden der Ölförderung lassen rund zwei Drittel der ursprünglich im Boden 
befindlichen Ölreserven in der Erde. Biotechnologie kann auf verschiedene Weise einen Bei- 
trag dazu leisten, den Anteil des geförderten Öls an den gesamten Reserven zu erhöhen, — 
einerseits durch die Produktion von Chemikalien, die dem Wasser beigesetzt werden, mit 
dem man versucht, das im Gestein enthaltene Öl an die Oberfläche zu spülen, andererseits 
durch die Manipulation von Bakterien auf eine Weise, daß diese selbst unter Tage die natürli- 
chen Bedingungen derart verändern, daß größere Mengen Öl zum Bohrloch gedrückt wer- 
den (vgl. Moses 1983, 415-422). 

Die Ölförderung mit Hilfe von chemischen Zusätzen ist im Vergleich zu anderen Methoden 
noch kaum entwickelt, und es ist noch kein Durchbruch erzielt, der Erwartungen erlauben 
würde, daß derartige Methoden in großem Maßstab vor 1990 angewendet werden könnten. 
Für rund 30 Prozent der gesamten Weltvorräte an leichten und mittelschweren Ölen ist»che- 
mical flooding« jedoch die einzige Methode, um den Ertrag zu steigern. Langfristig wird die- 
ses Potential darum als sehr bedeutend angesehen (Shell Technology 2/1982, 6). 
Techniken der intensivierten Ölförderung werden wahrscheinlich zuerst in den USA An- 
wendung finden, weil sich dort die meisten Bohrlöcher befinden, die mit den traditionellen 
Techniken kein Ölmehr zutage fördern. Es wird erwartet, daß dort in den Jahren nach 1995 
noch einmal 2-7 Billionen Barrel gewonnen werden können, wenn dem Injektionswasser, 
das das Öl zu den Bohrlöchern treiben soll, Polymere zugesetzt werden (Shell-Venster, Juni 
1983, 16). 


(6) Erneuerbare Energiequellen 

Biotechnologie kann auf mehrfache Weise zur Deckung des Energiebedarfs beitragen: durch 
die Entwicklung energiesparender Produktionsmethoden (siehe oben), durch eine bessere 
Nutzung der traditionellen Energiequellen (intensivierte Ölförderung), aber auch durch die 
Nutzung neuer erneuerbarer Energieträger in der Form von Biogas und Biomasse. Obwohl 
in den Industrieländern diese Energiequellen kaum in großem Umfang genutzt zu werden 
versprechen, können sie doch in bestimmten Regionen einen Beitrag zur Energieversorgung 
leisten. In der Landwirtschaft kann Biogas verstärkt zur Deckung des eigenen Energiebedarfs 
herangezogen werden, und in Gegenden mit ausgedehnten Waldbeständen kann Holz zur 
Energiegewinnung dienen (vgl. Wood Production 1982). InSchweden und Kanada zeigt man 
Interesse für die Herstellung von Methanol aus Holz als Treibstoffzusatz, um die Abhängig- 
keit von Öl zu vermindern (Shell Nederland 1983, 5). 
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(ad) Verbesserte Recycling- Technologie 

Eines der ersten Anwendungsgebiete der Biotechnologie ist die Abfallverarbeitung gewesen, 
bei der in vielen Fällen Energie freigesetzt wird. Aus giftigem Abfall können obendrein mit 
Hilfe biotechnologischer Verfahren einerseits wertvolle Rohstoffe (z.B. Metalle) zurückge- 
wonnen werden, andererseits kann der übrig bleibende Abfall dadurch entgiftet und damit 
anderen Nutzungsweisen zugeführt werden (z.B. Verwendung als Kompost). Mit verbesser- 
ten Recycling-Methoden können viele Regionen zu ihrer eigenen wichtigsten Rohstoffquel- 
le werden. 

Die verschiederien Methoden einer besseren Nutzung des regionalen Potentials werden in 
den nächsten Jahren wahrscheinlich weiter verbessert. Sie werden viele Regionen von Roh- 
stoffimporten unabhängiger machen. Dies wird — in längerer Sicht — negative Auswirkun- 
gen auf die Rohstoffexporte der Entwicklungsländer mit sich bringen. 


5. Auswirkungen auf die Rohstoffexporte 


Die tendenzielle »Dematerialisierung der Produktion«, die Entwicklung neuer Substitute 
und eine bessere Nutzung lokaler Rohstoffquellen wird die Rohstoffexporte der Entwick- 
lungsländer negativ beeinflussen, doch läßt sich über Tempo und Ausmaß dieses Prozesses 
noch wenig sagen. Aber abzusehen ist, daß beinahe alle Rohstoffe durch diese Entwicklung 
tangiert werden. Da die Biotechnologie die wechselseitige Substituierung der verschiedenen 
Rohstoffe fördert, geht von ihr wahrscheinlich allgemein ein Druck auf die Rohstoffpreise 
aus: Alle Rohstoffpreise werden fortwährend mit den Preisen für das billigste Substitut ver- 
glichen. Jede technische Entwicklung, die sich in der effizienteren Nutzung eines Rohstoffes 
niederschlägt, hat damit Auswirkungen auf das gesamte Preisgefüge an den Rohstoffmärk- 
ten. Ausschläge in der Preisentwicklung finden eher nach unten als nach oben statt, weil die 
Preise für mögliche Substitute Preissteigerungen begrenzen. Die Bildung von Rohstoffkartel- 
len zur Durchsetzung höherer Preise wird erschwert, weil der Verhandlungsspielraum durch 
die Substituierbarkeit einzelner Rohstoffe von vornherein begrenzt ist: Preiserhöhungen 
können sogar kontraproduktiv wirken, wo sie zu einer langfristen Umorientierung der Käu- 
fer führen. 

Auch Rohstoff Abkommen zwischen Exporteuren und Importeuren zur Stabilisierung des 
Preisniveaus werden durch die skizzierte Entwicklungerschwert. Wenn die Preisdifferenzen 
zu den möglichen Substituten nicht groß sind, dann müssen die Substitute bei jeder Regelung 
mit einbezogen werden, sonst läßt sich der Marktpreis nicht stabilisieren. Je mehr Anbieter 
mit unterschiedlichen Interessen jedoch an derartigen Verhandlungen teilnehmen, desto un- 
wahrscheinlicher ist ein positives Resultat. Die Substituierbarkeit von Zucker und Mais war 
z.B. eine der Fragen, die bei den Verhandlungen über ein neues Weltzuckerabkommen im 
Jahre 1984 unüberwindliche Probleme mit sich brachten. Die Verhandlungen sind dann auch 
gescheitert. 

Diese Verhandlungen fallen in eine Periode, die ohnehin bereits durch Überschuß-Produk- 
tion, durch eine Fülle unerschlossener Lagerstätten, die auf die Erschließung warten, durch 
ein niedriges Preisniveau und verlustbringende Bergbau-Aktivitäten in vielen Ländern der 
Erde (Waelde 1984, 52) gekennzeichnet ist. Vor diesem Hintergund erscheinen selbst die be- 
scheidenen Erwartungen der Weltbank hinsichtlich der künftigen Rohstoffexporte noch 
überoptimistisch. 
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IV. Schlußfolgerungen für Entwicklungsstrategien 


Wenn die Schlußfolgerungen in den beiden vorangehenden Abschnitten zutreffend sind und 
selbst das pessimistische Weltbankszenario noch zu optimistisch sein sollte, dann hat dies 
weitreichende Folgen für die Entwicklungsperspektiven der Entwicklungsländer. Bleiben 
die Exporte hinter den Erwartungen zurück, dann vermindert sich einerseits ihre Importka- 
pazität, andererseits geraten viele von ihnen bei der Schuldenrückzahlung in Verzug. Was 
dies für die Reproduktion des monetären Weltmarktes bedeutet, kann hier nicht untersucht 
werden. Aber nach den Konsequenzen dieser technologischen Neuerungen für die Entwick- 
lungsstrategien soll gefragt werden: 

Welche Handlungspielräume bleiben den Entwicklungsländern? Wie sollen sie sich gegen- 
über den neuen Technologien verhalten? Können sie sie ignorieren? Können sie sie kopie- 
ren? Können sie sie an ihre eigenen Bedürfnisse anpassen? 

Sie einfach zu ignorieren, würde wenig helfen. Mit den Folgen der Anwendung in den Industrie- 
ländern werden die Entwicklungsländer in jedem Fall konfrontiert. Ihr Exportpotential wird 
beeinträchtigt durch Veränderungen, die sie selbst kaum beeinflussen können. Was den Ent- 
wicklungsländern in dieser Situation zu tun bleibt, ist (1) die sich anbahnenden Veränderungen 
in der internationalen Arbeitsteilung zu antizipieren, (2) dementsprechend eigene Prioritäten 
für die Entwicklung des beschränkten inländischen wissenschaftlich-technologischen Poten- 
tials zu setzen, (3) die neuen Technologien so weit irgend möglich für die Lösung der eigenen Pro- 
bleme fruchtbar zu machen, und (4) hierbei intensiv mit anderen Entwicklungsländern zusam- 
menzuarbeiten, um die mageren eigenen Mittel so effektiv wie möglich einzusetzen. 


1. Antizipation von Veränderungen in der internationalen Arbeitsteilung 


Wenn die Entwicklungsländer schon keinen Einfluß auf die Richtung der technologischen 
Veränderung im »Norden« haben, können sie doch die wahrscheinlichen Auswirkungen an- 
tizipieren und sich darauf einstellen. Das bedeutet, daß sie sich von exportorientierten Ent- 
wicklungsstrategien abkehren. Andernfalls riskieren sie die Investition großer (häufig gelie- 
hener) Summen in teure Infrastrukturprojekte und den Ankauf von Investitionsgütern für 
die Exportproduktion, während sich kein Markt für die geplanten Produkte finden läßt. Na- 
türlich ist eine solche pauschale Aussage nicht statthaft. Sie gilt nicht unbedingt für alle Pro- 
dukte. Die skizzierte Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung legt es jedoch nahe, Ex- 
portperspektiven mit größter Skepsis zu beurteilen. 

In dem Maße, in dem die Importkapazität abnimmt, wird sich wahrscheinlich auch die Zu- 
sammenstellung der Importe verändern. Importe, die sich nicht ohne weiteres reduzieren las- 
sen, sind Importe der Waren, die der Befriedigung der Grundbedürfnisse dienen: vor allem 
Nahrungsmittel, aber auch Rohstoffe zur Aufrechterhaltung der Produktion für den inländi- 
schen Markt. Wenn andere Importe beschnitten werden müssen, steigt automatisch der An- 
teil von Nahrungsmitteln und Rohstoffen an den verbleibenden Importen. Jede Strategie der 
Importsubstitution, die darauf gerichtet ist, so viel knappe Devisen wie möglich für den An- 
kauf von Maschinen und technischem know-how zu reservieren, muß darum bei der Substi- 
tution der Einfuhr von Rohstoffen und Nahrungsmitteln ansetzen. Im Vordergrund sollte 
deshalb bei der nächsten Phase der Importsubstitution nicht die Substitution der Industrie- 
güterimporte stehen, sondern die Substitution der Primärgüterimporte, auf die ein zuneh- 
mender Anteil des gesamten Importpakets zu entfallen droht. 
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2. Prioritäten für eine eigene Forschungs- und Technologiepolitik 


Wenn der Verminderung der Importe von Nahrungsmitteln und Rohstoffen eine hohe Prio- 
rität zukommt, dann sollten die Technologien mit Vorrang entwickelt werden, die einen Bei- 
trag zur Steigerung der Nahrungsmittel- und Rohstoff-Produktion leisten können. Zwar ist 
die Nahrungsmittel-Produktion häufig in erster Linie eine Frage der gesellschaftlichen Orga- 
nisation und nicht so sehr ein technologisches Problem, doch können bessere Technologien 
(und verbesserte Pflanzensorten) durchaus einen Beitrag leisten, um Engpässe aufzulösen und 
die Gesamtproduktion zu steigern. 

Um die Einfuhr von Nahrungsmitteln und Rohstoffen zu senken, können die gleichen Tech- 
nologien hilfreich sein, die in den entwickelten Ländern entstanden sind, um deren Importe 
einzuschränken. Biotechnologie, deren Anwendung eine der Ursachen für die verschlechter- 
te Exportposition der Entwicklungsländer sein wird, kann vielen Entwicklungsländern auch 
helfen, die eigene Außenhandelsbilanz wieder ins Gleichgewicht zu bringen und die Import- 
abhängigkeit bei lebenswichtigen Gütern zu vermindern. Während die Automatisierung der 
Industrieproduktion und die Anwendung der Mikroelektronik in neuen Produkten in den 
meisten Entwicklungländern von sekundärem Interesse sein sollte, bietet die Biotechnologie 
viel mehr Möglichkeiten zur Befriedigung der Grundbedürfnisse. In den meisten Ländern 
der »Dritten Welt« sollte der Biotechnologie darum eine höhere Priorität eingeräumt werden 
als der Mikroelektronik. 


3. Anpassung der Technologie an die eigenen Bedürfnisse 


Bei der Anwendung der Biotechnologie in Entwicklungsländern kann es nicht darum gehen, 
die ausgetretenen Pfade zu betreten, die in den Industrieländern eingeschlagen worden sind. 
In den Industrieländern wird mehr als die Hälfte der Forschungsgelder für Biotechnolgie für 
neue Medikamente und Diagnostika ausgegeben, vor allem zur Behandlung von »teuren« 
Krankheiten. Entwicklungsländer sollten sich stattdessen viel stärker auf die Anwendungs- 
möglichkeiten in der Landwirtschaft konzentrieren. Einer der Vorteile der Biotechnologie 
ist, daß die neuen Pflanzensorten, die sich mit ihrer Hilfe entwicklen lassen, nicht unbedingt 
die gleichen Probleme aufweisen wie die Sorten, die im Rahmen der »Grünen Revolution« 
entwickelt worden sind. Im Gegenteil: Es lassen sich neue Sorten züchten, die weniger Bewäs- 
serung nötig haben, weniger Schädlingsbekämpfungsmittel etc. Aber wie die neuen Sorten 
der »Grünen Revolution« werden sie teurer sein als das traditionelle Saatgut, und es wird ein 
. Kreditsystem nötig sein, um die neuen Sorten einzuführen. Wenn aus den Problemen der 
»Grünen Revolution« nichts gelernt wurde, dann droht damit eine weitere Konzentration 
des Landbesitzes und/oder ein Scheitern der Anwendung der Biotechnologie in der Land- 
wirtschaft. 

Außer der Anwendung der Biotechnologie in der Landwirtschaft ist auch deren Einsatz im 
Bergbau für einige Entwicklungsländer interessant. »Bacterialleaching« könnte ihnen ebenso 
wie den Industrieländern bei der Erschließung von Lagerstätten von relativ geringer Konzen- 
tration helfen. Einige Erfahrungen auf diesem Gebiet bestehen bereits in Lateinamerika 
(Warhurst 1984). Ein Vorteil dabei ist, daß die Technologie an sich relativ einfach ist. Oben- 
drein sind die Industrieländer auf diesem Gebiet auch noch nicht so fortgeschritten, so daß 
Erfahrungen in diesem Sektor gegen know-how auf anderen Gebieten getauscht werden 
könnten. 
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4. Technische Kooperation zwischen Entwicklungsländern 


Das wissenschaftliche Potential der Entwicklungsländer ist, von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen, freilich gering. Auf einem derart komplexen interdisziplinären Gebiet wie der Bio- 
technologie, auf dem es selbst in hochentwickelten Industrieländern wie Frankreich an den 
nötigen Spezialisten fehlt, haben die wenigen Wissenschaftler der »Dritten Welt« häufig 
schon alle Hände voll zutun, um nachzuvollziehen, was auf den sie am meisten interessieren- 
den Teilgebieten in den Industrieländern geschieht. 

Den Entwicklungsländern bleibt darum gar keine andere Wahl als mit anderen Ländern zu- 
sammenzuarbeiten und Netzwerke enger Kommunikation zwischen verschiedenen For- 
schungszentren aufzubauen. Dies ist sehr schwierig, denn jeder einzelne Wissenschaftler 
wird wahrscheinlich einen Aufenthalt an einem der prestigereichen »Centres of excellence« 
in den Industrieländern den Vorzug geben gegenüber einem Besuch eines anderen Zentrums 
in einem Entwicklungsland. Aber ein längerer Aufenthalt in einem der Industrieländer 
bringt häufig die Gefahr des brain drain mit sich und damit eines Technologietransfers aus 
dem Entwicklungs- in das Industrieland statt in der umgekehrten Richtung. Im Falle der Zu- 
sammenarbeit zwischen Entwicklungsländern ist diese Gefahr weniger groß. 

Die Biotechnologie eignet sich besser als Gegenstand der Zusammenarbeit zwischen Ent- 
wicklungsländern als die Mikroelektronik. Die Entwicklung der Mikroelektronik ist oft auf 
Anwendungsgebiete gerichtet (Exportprodukte oder Produktionsprozesse für die Export- 
produktion), auf denen die Entwicklungsländer miteinander konkurrieren. Dagegen läßt 
sich die Biotechnologie vor allem auf die Verbesserung der lokalen Nahrungsmittel- und 
Rohstoff-Versorgung ausrichten, so daß nicht die gleiche Konkurrenz zwischen den Ent- 
wicklungsländern zu befürchten ist. 


5. Schlußbemerkung 


In vielen Entwicklungsländern wird Technologiepolitik gegenwärtig ebenso großgeschrie- 
ben wie in den Industrieländern. Die Ausgangspotentiale sind jedoch ungleich geringer, die 
restriktiven Rahmenbedingungen viel einengender. Unter diesen Bedingungen sind eindeuti- 
ge Prioritäten noch wichtiger als in den Industrieländern. Eine skeptische Einschätzung der 
Weltmarktentwicklung führt zu der Schlußfolgerung, daß gerade jenen Technologien Priori- 
tät eingeräumt werden sollte, die die Abhängigkeit vom Weltmarkt bei Basisprodukten ver- 
mindern könnten. Die Biotechnologie könnte hierzu einen Beitrag leisten. Erleichtert wird 
eine solche Entscheidung durch den Umstand, daß biotechnologische Forschung relativ bil- 
lig ist. Die Anwendung der Ergebnisse in der Landwirtschaft mit positiveren Folgen als die 
»Grüne Revolution« setzt freilich in den meisten Ländern eine Agrarreform voraus, die die- 
sen Namen wert ist. Die Krise der Integration vieler Entwicklungsländer in den Weltmarkt 
kann den Prozeß gesellschaftlicher Umwälzungen, der hierfür die Voraussetzung darstellt, 
beschleunigen. Eine stärkere Betonung von Technologien, die eine unabhängige Entwick- 
lung erleichtern, könnte zudem die Anfälligkeit progressiver Regime, die zur Durchsetzung 
einer Veränderung der Agrarstruktur notwendig wären, gegenüber Interventionen aus dem 
Ausland vermindern. 
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Anmerkungen 


1. Eine ausführlichere Beschreibung der beiden Szenarien enthält Kapitel 3 des Welt-Entwicklungsbe- 
richtes (Weltbank 1984, 34-50). 

2  Selbstverständlich fallen unter den Sammelbegriff Entwicklungsländer” sehr unterschiedliche Ge- 
sellschaftsformationen. Wenn hier an dem Begriff festgehalten wird, dann einmal, weil internatio- 
nale Statistiken diesen Begriff zugrunde legen. Zum anderen wirken die hier behandelten Verände- 
rungen in den verschiedenen Entwicklungsländern in die gleiche Richtung, wenn auch mit unter- 
schiedlicher Intensität. 

3 Eine ausgezeichnete empirische Analyse der Internationalisierungsmuster in der Automobilindu- 
strie hat Olle (1985) kürzlich vorgelegt. 

4 Ole hetont zn Recht, daß die Vorteile der Massenproduktion für verschiedene Komponenten un- 
terschiedlich beurteilt werden müssen. Einer Studie des Centres of Transnational Corporations der 
Vereinten Nationen zufolge beträgt der Minimumumfang einer effizienten Produktion z.B. 
250000 beim Lackieren von Karosserieteilen, aber 1 Million Einheiten beim Guß von Motor- 
blöcken; siehe Olle 1985, 23. 

5 Inder Fabrik von Hewlett Packard in South Queensbury, die Gebrauch macht von »computer inte- 
grated manufacturing«, werden 840 verschiedene Computer-Leiterplatten auf der gleichen Ferti- 
gungsstraße zusammengesetzt. Dabei umfaßt die Losgröße manchmal nicht mehr als 10 Einheiten. — 
Financial Times, 20. Mai 1985. 

6 Dazu heißt es im Daimler Benz Geschäftsbericht von 1984 (S. 36/37): »Die Werke unseres Lieferan- 
ten arbeiten — durch Datenaustausch verbunden — im gleichen Fertigungstakt wie unsere Pkw- 
Werke Sindelfingen und Bremen. Dadurch kann der Zulieferer die Sitzanlagen in der Reihenfolge 
fertigen und anliefern, in der sie in unserer Fahrzeugmontage benötigt werden. Ein Lagerbestandan 
fertigen Sitzen ist deshalb weder bei uns noch beim Lieferanten erforderlich.« 

7 Die Schätzung beruht auf einer Produktion von 3 Mio. t Zucker in Mexiko, von der 6 Mio. Men- 
schen abhängen (E/ Nacional, 14. Februar 1984, S. 1)und einer Produktion von 2,5 Mio. tin den Phi- 
lippinen, von der rund 3 Mio. Menschen abhängig sind. 

8 Mitteilung des Canada Centre for Mineral and Energy Technology. 
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Klaus Busch \ 

Mythen über den Weltmarkt II — Über das schwierige 
Verhältnis der marxistischen Linken zum Weltmarkt 
(Eine Antwort auf Elmar Altvater) 


Über kaum ein zweites Thema produziert die Linke so viele Aporien, wie über den Welt- 

markt. 

Da werden Ausbeutungstheorien (Emmanuel 1969), die von falschen Prämissen ausgehen, 

über mehr als ein Jahrzehnt hartnäckig propagiert, 

da gibt die Dependenztheorie (Frank 1980) vor, die Unterentwicklung aus den Weltmarkt- 

strukturen erklären zu können, obwohl die Realität diese Auffassung ständig falsifiziert, 

da sind Hegemonietheorien (GRESI 1976, Aglietta 1975, Palloix 1978) en vogue, die nicht er- 
klären können, weshalb die Hegemonialmacht USA von 1945 bis 1975 ökonomisch perma- 
nent an Terrain zugunsten der EG und Japans verloren hat, 

da spannen Weltsystemtheorien (Wallerstein 1984) mit längst kritisierten theoretischen Mo- 

dellen den Bogen vom Spätfeudalismus zum Realsozialismus und werden international ge- 

feiert, . 

da operieren Weltmarkttheorien mit Begriffen, die für den Goldstandard taugen, und müssen 

den Leser, der über das heutige Weltwirtschaftssystem informiert werden will, auf spätere 

Analysen vertrösten (Siegel 1980, Sost 1981). 

Dieser denkwürdige Zustand der marxistischen Weltmarkttheorie hat verschiedene Ursa- 

chen: 

— Im Marxschen Werk finden sich zur Weltmarkttheorie nur Randnotizen, die zudem 
noch schwer verständlich und widersprüchlich sind. 

— Die auf ein metallistisches Währungssystem bezogene Marxsche Geldtheorie versperrt 
zahlreichen Autoren den Zugang zum heutigen Weltwährungssystem. Auf das Terrain 
freier Währungssysteme begibt man sich ungern, könnte man doch leicht verleitet wer- 
den, »Revisionistisches« zu denken. 

— Eine kritische Auseinandersetzung mit der sogenannten bürgerlichen Außenwirt- 
schaftstheorie, die in vielen Bereichen differenzierte Theorien anzubieten hat, findet aus 
Berührungsängsten nicht statt; »Bürgerliches« wird vielmehr mit wenigen pauschalen 
Hieben in Grund und Boden kritisiert (Schöller 1976, Siege! 1980). 

— Von einer »guten« marzistischen Weltmarktanalyse wird eine Theorie des internationa- 
len Klassenkampfs verlangt. Wer auf diesem Felde nicht enttäuscht (wie Emmanuel, 
Frank und Wallerstein), darf sich durchaus erhebliche theoretische Schnitzer erlauben, 
der Mantel der ideologischen Liebe deckt sie sehr lange zu. 

Elmar Altvaters Polemik gegen den theoretischen Maßstab meiner Wallerstein-Kritik, die 

Theorie der Modifikation des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt, reiht sich bruchlos in diese 

Zustandsbeschreibung marzistischer Weltmarkttheorien ein: 

a) In seinen Thesen zur Theorie der Wechselkurse übergeht Altvater souverän den in der Litera- 

tur vorhandenen Diskussionsstand und gelangt zu wissenschaftlich unhaltbaren Ergebnissen. 

b) Der Theorie der komparativen Kosten widmet er außer einer abfälligen Bemerkung nicht 

ein einziges Argument. 
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c) Dieser Ignoranz gegenüber der Theorie der komparativen Kosten entspricht die Konfun- 
dierung der Nationalstaatsfrage mit der allgemeinen Staatsproblematik. 

d) In der Unterentwicklungsfrage hält er gegen alle Empirie und gegen die Lernfortschritte, 
die sich bei den unterschiedlichsten theoretischen Zugängen zum Problem der »Dritten 
Welt« entwickelt haben, am ausschließlich exogenen Erklärungsansatz fest. 

Ich werde mich im folgenden mit diesen vier zentralen Punkten der »Kritik« Elmar Altvaters 
beschäftigen. 


1. Zur Theorie der Wechselkurse 


Altvater moniert an der von mir vertretenen Wechselkurscheorie zweierlei: 

a) Die Abwertung schütze das weniger produktive Land nicht — so seine These —, sondern 
verschlechtere über verteuerte Importe die Reproduktionsbedingungen des Gesamtkapitals. 
Der Akkumulationsfonds des abwertenden Landes werde verringert, so daß der Abstand 
zwischen produktiverem und weniger entwickelten Land eher größer als kleiner werde.! 

b) Die Wechselkurstheorie habe nicht nur die Leistungsbilanz und die Bilanz des langfristigen 
Kapitalverkehrs in Form von Direktinvestitionen zu berücksichtigen, sondern müsse gerade 
auch die kurzfristigen Kapitalbewegungen in die Analyse einbeziehen. 

Zu a): Altvaters Argumentation ist nur für den Falleiner anomalen Reaktion der Leistungsbi- 
lanz auf eine Abwertung richtig. Im Normalfall steigt bei einer Abwertung in Inlandswäh- 
rung gerechnet der Exportwert, während der Importwert sinkt. Durch diedarausresultieren- 
de Verbesserung der Leistungsbilanz steigt das Sozialprodukt des Abwertungslandes. Auch 
die in Auslandswährung gerechnete Leistungsbilanz verbessert sich in der Regel durch eine 
Abwertung, so daß insgesamt nicht nur das Sozialprodukt und die Beschäftigung, sondern 
auch die Devisenreserven dieses Landes steigen. Die Frage der Normalität der Leistungsbi- 
lanzreaktion ist durch die Nachfrage- und Angebotselastizitäten von Exporten und Impor- 
ten bestimmt. Hier ist einmal die Marshall-Lerner-Bedingung relevant, die besagt, daß eine 
Abwertung die Leistungsbilanz (in Inlands- und Auslandswährung gerechnet) verbessert, 
wenn die Summe der absoluten Werte der Elastizitäten der Import- und der Exportnachfrage 
größer als 1 ist: 


-Ng- Nm > 1% 
Gibt man die in der Marshall-Lerner-Bedingung enthaltene irreale Prämisse auf, daß die Ela- 


stizitäten des Export- und Importangebotes unendlich sind, beschreibt die Robinson-Bedin- 
gung das Stabilitätskriterium der Leistungsbilanzreaktion: 


Dt mtl <a (enter 1). 

&x ' Em 
Aus der Robinson-Bedingung wird deutlich, daß die anomale Reaktion der Leistungsbilanz 
selbst bei geringen Nachfrageelastizitäten dann vermieden werden kann, wenn die Angebots- 
elastizitäten hinreichend klein sind. 
Empirische Untersuchungen der Nachfrageelastizitäten von Exporten und Importen wichti- 
ger kapitalistischer Industrieländer von 1955 bis 1970, die Goldstein und Khan durchgeführt 
haben, ergaben für alle Länder eine Erfüllung der Marshall-Lerner-Bedingung: die Summe 
der absoluten Werte der Nachfrageelastizitäten lag bei allen untersuchten Ländern deutlich 
über 1°. 
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Die Untersuchung der Leistungsbilanzreaktion auf Währungsveränderungen kann dadurch 
verfeinert werden, daß neben den primären Effekten, die die Elastizitätsanalyse berücksich- 
tigt, sekundäre Preis- und Einkommensveränderungen in die Fragestellung einbezogen wer- 
den. Insbesondere die Absorptions- Theorie hat verdeutlicht, daß ein Elastizitätsoptimismus 
noch keinen Abwertungsoptimismus rechtfertigt. Entscheidend ist vielmehr für den Dauer- 
erfolg der Abwertung, daß die heimische Absorption, bestehend aus Konsum und Investitio- 
nen, in geringeren Raten steigt als das Sozialprodukt, so daß Teile des Wertproduktes für Ex- 
portüberschüsse zur Verfügung stehen. 
Altvater geht in seinen Thesen über die anomale Reaktion der Leistungsbilanz auf eine Abwer- 
tung weder auf die beschriebenen elastizitäts- noch auf die absorptionstheoretischen Zusam- 
menhänge cin, seine Position basiert deshalb wahrscheinlich auf dem schlichten Denkfehler, 
die abwertungsbedingten Importverteuerungen könnten die positiven Abwertungseffekte 
überkompensieren. Da aber nur ein Teilder Importe (z.B. bestimmte Rohstoffe) nicht oder nur 
teilweise substituierbar ist, wird der Wert der Importe insgesamt (in Inlands- und Auslandswäh- 
rung gerechnet) sinken, der Leistungsbilanzsaldo und damit der Sozialproduktseffekt wegen 
des wachsenden Exportwertes positiv und die Gesamtprofitrate durch höhere Gewinne der Ex- 
portbranchen und der Importkonkurrenzbranchen steigen‘. 
Die Auswirkungen von Auf- und Abwertungen auf die Kapitalrentabilität haben W. Wetter 
u.a. für das bundesrepublikanische verarbeitende Gewerbe in den 70er Jahren untersucht. 
Diese Studie stützt die hier vorgetragene Argumentation: In der Periode von 1970 bis 1973, in 
der die DM real kräftig aufgewertet wurde, ging die Umsatzrendite? der verarbeitenden Indu- 
strie der Bundesrepublik sowohl im Vergleich zu den Weltmarktkonkurrenten als auch abso- 
lut betrachtet zurück. In der sich anschließenden realen Abwertungsperiode von 1973 bis 
1976 stieg die Rendite an, um in der dritten Pericde von 1976 bis 1980, einer realen Aufwer- 
tungsperiode, wieder zu sinken, jeweils in bezug auf die Konkurrenzländer als auch für sich 
betrachtet (Wetter 1984; 145 ff.). Die Empirie widerspricht also der von Altvater vorgetrage- 
nen Kompensationsthese sehr deutlich. 
Zu b): Was den Einfluß der kurzfristigen Kapitalbewegungen auf die Wechselkurse anbe- 
langt, reiht sich Altvater in ein bekanntes und beliebtes Argumentationsmuster ein (Siegel 
1980, Goralczyk 1979, Schöller 1976, vergl. dazu Busch/Grunert/Tobergte 1984). Mit dem 
Hinweis auf die kurzfristigen Kapitalbewegungen soll die dem Modifikationstheorem zu- 
grunde liegende reale Theorie der Wechselkurse ausgehebelt werden, ohne daß diese Autoren 
sich freilich der Mühe unterziehen, eine eigene Wechselkurstheorie vorzulegen. Leider fallen 
sie damit unter das Niveau der traditionellen Außenwirtschaftstheorie, die sich auf diesem 
Gebiete im Unterschied zu zahlreichen marxistischen Weltmarkttheorien um die Analyse 
gesetzmäßiger Zusammenhänge bemüht. Die auf Cassel zurückgehende Kaufkraftparitäten- 
theorie sieht im Verhältnis der Preisniveaus zwischen In- und Ausland die Determinante des 
Wechselkurses: 

w=FL oderPa- w=Pi 

Pa 

Nach Umrechnungüber den Wechselkurs (w) entsprechen sich das Inlands-(Pi) und das Aus- 
landspreisniveau (Pa). An dieser einfachen Theorie kann kritisiert werden, daß nur diePreise 
der Außenhandelsgüter für die Wechselkursbestimmung relevant sind, nicht aber die Preise 
aller Waren, wie das Cassel-Theorem unterstellt. Kommt es im Zuge des wirtschaftlichen 
Wachstums zu unterschiedlichen Produktivitätszuwachsraten zwischen internationalem 
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Sektor und Binnensektor, ändern sich auch die relativen Preise zwischen beiden Sektoren 
und der nominale Wechselkurs muß von der Kaufkraftparität abweichen, es ergibt sich damit 
eine reale Wechselkursveränderung. Die Bedeutung dieser sogenannten Productivity-Bias- 
Hypothese für die Entwicklung der realen Wechselkurse hat jüngst Heitger am Beispiel des 
DM-Kurses untersucht. Heitger geht von der Hypothese aus, daß der Wachstumsprozeß zu 
einer relativen Erhöhung der Sach- und Humankapitalausstattung des internationalen Sek- 
tors und damit zu einer relativen Preissenkung für international handelbare Güter führt. 
Daraus folgt, »daß wirtschaftliches Wachstum und Strukturwandel in einer arbeitsteiligen 
Welt ständig reale Wechselkursänderungen erfordern. Für Länder, die im internationalen 
Vergleich besonders schnell wachsen oder die über einen sehr “wettbewerbsfähigen’ interna- 
tionalen Sektor verfügen, ergiht sich dahei immer wieder ein Bedarf an realen Aufwertungen, 
während Länder mit vergleichsweise geringen Wachstumsraten reale Abwertungen hinneh- 
men müssen.« (Heitger 1983; 92 f.) 

Sinkt der relative Preis zwischen internationalem Sektor und Binnensektor in der Bundesre- 
publik im Vergleich zum Ausland, muß die DM real aufgewertet werden, umgekehrt, umge- 
kehrt. Heitger hat diese Zusammenhänge regressionsanalytisch untersucht und dabei festge- 
stellt, daß 70 % der Variation des realen Wechselkurses der DM gegenüber den Währungen 
wichtiger kapitalistischer Industrieländer‘ von 1960 bis 1976 durch diese Productivity-Bias- 
Hypothese »erklärt« werden kann, also durch die Entwicklung der sektoralen Preisrelatio- 
nen im Inland und im Ausland (Heitger 1983; 85 ff.). Diese Untersuchung stützt die im Modi- 
fikationstheorem enthaltene These, daß die ungleiche Entwicklung der Produktivkraft der 
Arbeit zwischen den Weltmarktkonkurrenten Veränderungen der realen Wechselkurse im- 
pliziert. 

Mit dem Ende des Bretton-Woods-Systems und dem Übergang zum System weitgehend fle- 
zibler Wechselkurse haben sich Kursschwankungen ergeben, die mit den Veränderungen der 
Preisniveaus und/oder realen Veränderungen der Wettbewerbsposition zumindest kurzfri- 
stig nicht übereinstimmen. Besonders deutlich zeigt dies die Kursentwicklung des US-Dollar 
seit Beginn der 80er Jahre, die eine drastische reale Überbewertung mit sich brachte. Diese 
Entwicklungen haben zu neuen Theorien über die kurzfristigen Bestimmungsgründe der 
Wechselkurse geführt. Relevanz hat vor allem die von Branson, Dornbusch u.a. entwickelte 
Finanzmarkttheorie des Wechselkurses erlangt (Rose 1981; 93 ff.; Kaehler 1985). Die Port- 
folio-'Theorie versucht die Beziehungen zwischen den verschiedenen begrenzt gegeneinander 
substituierbaren Vermögensbeständen eines Landes (Geld, inländische zinstragende Titel, 
ausländische zinstragende Aktiva) aufzuzeigen, wobei die inländischen und ausländischen 
Zinsraten, die erwartete Veränderungsrate des ausländischen Wechselkurses sowie der Wech- 
selkurs des Landes die entscheidenden Variablen darstellen. Diese Modelle können hier nicht 
detailliert vorgestellt werden, von Interesse ist an dieser Stelle vielmehr nur die mögliche Ver- 
bindung von Leistungsbilanz und Asset-Märkten, die Frage nach der Beziehung zwischen 
der realen und der portfoliotheoretischen Bestimmung der Wechselkurse. Anders als Altva- 
ter unterstellt, lassen sich durchaus theoretische Zusammenhänge zwischen den kurzfristi- 
gen und den längerfristigen Bestimmungsfaktoren der Wechselkurse aufzeigen. 

Nehmen wir an, die reale Verbesserung der Wettbewerbsposition eines Landes führe zu Ler- 
stungsbilanzüberschüssen. Im System flexibler Wechselkurse wird der Zahlungsbilanzaus- 
gleich durch entsprechende Nettokapitalexporte hergestellt. Im Portfoliomodell führt die 
Zunahme des Bestandes an ausländischen Aktiva in den Händen von Inländern zu einem Sin- 
ken des Wechselkurses (also einer Aufwertung der heimischen Währung)’. Diese Reduktion 
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des Wechselkurses folgt aus dem Überschußangebot auf dem Markt ausländischer Aktiva in 
den Händen von Inländern, die der Nettokapitalexport impliziert. Die Aufwertung der eige- 
nen Währung wird nun den Leistungsbilanzüberschuß verringern. Übertrifft die Über- 
schußabnahme die Zinseinnahmen aus den Beständen ausländischer Aktiva, schrumpft in 
der nächsten Phase der Nettokapitalexport, der Aufwertungstrend der heimischen Währung 
wird gebremst, bis schließlich ein neuer Gleichgewichtswert des Wechselkurses gefunden ist, 
der eine reale Aufwertung der Währung des untersuchten Landes beinhaltet. Kurzfristig 
weicht der Wechselkurs von seinen realen Bestimmungsmomenten ab, langfristig paßt er sich 
jedoch den relativen Preisniveaus auf dem Weltmarkt an. Es besteht also nach diesen Überle- 
gungen keine Veranlassung, wegen der kurzfristigen Einflüsse der Kapitalbewegungen eine 
Wechselkurstheorie aufzugeben, die die realen Bestimmungsgründe ins Zentrum der Analy- 
se rückt. Wer wegen der vielfältigen Einflüsse, denen der Devisenkassakurs tagtäglich ausge- 
setzt ist, auf eine Theorie der Wechselkurse verzichtet — und dazu tendiert die Postition Alt- 
vaters, Siegels u.a. mit ihrer summarischen Kritik an der »realen« Wechselkursanalyse —, 
muß in der Konsequenz jeden Versuch einer allgemeinen Weltmarkttheorie verwerfen.”° 


2. Zur Theorie der komparativen Kosten 


Die Theorie der komparativen Kosten erfreut sich innerhalb der Linken keiner besonders 
großen Beliebtheit. Da es bisher keine grundlegende marxistische Kritik an dieser Theorie 
gibt — Emmanuel hat sich als einziger bisher diese Aufgabe gestellt und ist an ıhr gescheitert? 
—, ist die ablehnende Haltung offenbar überwiegend wissenssoziologisch zu begreifen. Die 
Theorie der komparativen Kosten begründet, daß schwächer entwickelte Länder in Konkur- 
renz mit höher entwickelten Nationen Handelsvorteile realisieren können, bestreitet also, 
daß sich das internationale Entwicklungsgefälle gesetzmäßig vertiefen muß. Genau diesesRe- 
sultat ist aber politisch unerwünscht, zeigt es doch, daß die ökonomischen Widersprüche 
zwischen ungleich entwickelten Ländern auf dem Weltmarkt durchaus abgemildert werden 
können. Trotz dieser »unerfreulichen« Ergebnisse wird die Linke allerdings nicht umhin 
kommen, sich der Theorie der komparativen Kosten auch wissenschaftlich zu stellen. Gilt es 
doch zu begreifen, welche Mechanismen für die realen Aufholbewegungen auf dem Welt- 
markt — erwa Japans und der EG in Konkurrenz mit den USA oder der Schwellenländer in 
Konkurrenz mit den kapitalistischen Industrieländern insgesamt —— verantwortlich sind. 

Akkumulationstheoretisch ist es zwar leicht einsehbar, weshalb die schwächer entwickelten 
Länder höhere Wachstumsraten erzielen: die höhere Durchschnittsprofitrate des Kapitals, 
die vor allem auf ein niedrigeres Niveau der organischen Zusammensetzung des Kapitals zu- 
rückzuführen ist, stellt den entscheidenden Stimulator des forcierteren Akkumulationspro- 
zesses dar. Begründet werden muß aber auch, wie die schwächer entwickelten Länder diese 
Akkumulationsvorteile trotz des Konkurrenzkampfes mit produktiveren nationalen Kapı- 
talen auf dem Weltmarkt umsetzen können. Legen wir die Theorie der internationalen 
Lohnkostenkonkurrenz beiseite — bei größeren Produktivitätsdifferenzen können die nied- 
rigeren Löhne der schwächer entwickelten Länder den niedrigeren Kostenpreis der produkti- 
veren Nationen niemals kompensieren? —, sind wir gezwungen, uns mit den Antworten.der 
Theorie der komparativen Kosten auf unsere Problemstellung zu beschäftigen. Ricardo, der 
Begründer dieses Theorems, geht davon aus, daß trotz eines internationalen Produktivitäts- 
gefälles die schwächer entwickelten Nationen durch eine Spezialisierung auf diejenigen Bran- 
chen, deren Produktivitätsrückstände gegenüber der höher entwickelten Nation komparativ 
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am geringsten sind, Vorteile aus dem internationalen Handel ziehen können. Die absolut hö- 
heren Preise der Waren der weniger produktiven Länder werden bei Ricardo durch die Geld- 
mechanismen des Goldstandards so transformiert, daß am Ende die Waren der komparativ 
günstigsten Branchen preislich wettbewerbsfähiger sind als die Waren der entsprechenden 
Branchen der produktiveren Nationen. Im heutigen Weltwährungssystem sind diese Anpas- 
sungsprozesse über die Wechselkursbewegungen vermittelt!%. Die Wechselkursstrukturen 
erlauben eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis komparativer Kostenvorteile, die 
die schwächer entwickelten Länder nicht nur vor der überlegenen Konkurrenzkraft der hö- 
her entwickelten Nationen schützt— ihnen damit die Realisierung ihrer Akkumulationsvor- 
teile ermöglicht —, sondern ihnen darüber hinaus auch noch Produktivitätsgewinne zuflie- 
Ben läßt. 

Eine zweite Variante der Theorie der komparativen Kosten ist von Ohlin und Heckscher for- 
muliert worden. Ihr sogenanntes Faktorproportionen-Theorem (HOS-Theorem) besagt, 
daß selbst bei gleichen internationalen Produktivitätsniveaus die Handelsnationen sich auf 
die Produktion bestimmter Waren spezialisieren werden. Weichen die Faktorproportionen 
von Kapital und Arbeit zwischen den Nationen komparativ voneinander ab, erzielen die ein- 
zelnen Länder Preisvorteile bei der Produktion derjenigen Waren, die den komparativ reich- 
lichsten Faktor überdurchschnittlich verbrauchen. Das Ricardo- und das Ohlin-Heckscher- 
Theorem lassen sich insofern verknüpfen, als zu erwarten ist, daß bei einem internationalen 
Produktivitätsgefälle der Rückstand der schwächer entwickelten Nationen bei arbeitsinten- 
siven Branchen komparativ geringer und umgekehrt der Vorsprung der höher entwickelten 
Länder bei kapitalintensiven Fertigungen komparativ größer sein wird. Diese Verbindungsli- 
nie gilt erst recht für das sogenannte Neo-Proportionen-Theorem, das neben den Faktor- 
quantitäten deren komparative Qualitäten berücksichtigt und vor allem in den Divergenzen‘ 
in der Verfügbarkeit von »human capital« (hochqualifizierten Arbeitskräften) die Ursache 
für Spezialisierungen im Außenhandel sieht. Dader komparativ unterschiedliche Bestand an 
hochqualifizierten Arbeitskräften mit dem internationalen Entwicklungsgefälle korreliert, 
ist die Verbindung des Neo-Faktorproportionen-Theorems mit der Produktivitätstheorie 
Ricardos unmittelbar gegeben. 

Innerhalb der bundesrepublikanischen marxistischen Diskussion ist das Ricardo-Theorem 
stets wegen seiner auf den Goldstandard bezogenen quantitätstheoretischen Argumentation 
kritisiert worden. Unabhängig von der Frage der Richtigkeit dieser Kritik, dürfte deutlich ge- 
worden sein, daß für das heutige Weltwährungssystem derartige Argumente wenig überzeu- 
gen. Heute wäre nachzuweisen, dafs die Wechselkursveränderungen anomal reagieren, um 
das Ricardo-Theorem verwerfen zu können. Ich hoffe, in meiner Kritik an Elmar Alvaters 
Thesen zur Wechselkursproblematik in Abschnitt 1 deutlich gemacht zu haben, daß dieser 
Nachweis jedenfalls durch die bisher vorgetragenen Argumente nicht erbracht worden ist. 
Eine weitere linke Kritik am Ricardo-Theorem bezieht sich auf dessen Anwendung auf den 
Handel zwischen kapitalistischen Industrieländern und Entwicklungsländern. Eine Speziali- 
sierung nach dem Prinzip der komparativen Kosten entspreche — so wurde argumentiert — 
den Interessen der Zentren, die die Entwicklungsländer auf die Rolle eines Lieferanten 
rohstoff- und arbeitsintensiver Produkte zuschneiden wollten. Die Entwicklungsländer 
würden damit auf für sie handels- und wachstumspolitisch nachteilige Strukturen festgelegt. 
Diese statische Betrachtung der komparativen Kosten, dieübersieht, daß sich im Verlaufe der 
nachholenden Entwicklung die komparativen Kostenverhältnisse verändern, wird durch 
empirische Studien über die Handelsstrukturen der 60er und 70er Jahre widerlegt. Zunächst 
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sei auf eineStudie von Donges und Müller-Ohlsen verwiesen, die mit ihrer Projektgruppe die 
Entwicklung der Spezialisierungstrukturen von 15 Schwellenländern von 1965 bis 1973 un- 
tersucht haben!!. Unter Anwendung der von Balassa entwickelten RCA-Methode” stellten 
sie fest, daß die komparativen Vorteile dieser Länder vor allem bei arbeitsintensiven Indu- 
strieerzeugnissen, bearbeiteten Agrarprodukten und einigen rohstoffintensiven Erzeugnis- 
sen lagen, daß sich aber im Untersuchungszeitraum die komparativen Wettbewerbsnachteile 
»fast allgemein, vor allem aber im Bereich der Metall- und Metallverarbeitenden Industrie so- 
wie bei Maschinen, Fahrzeugen, feinmechanischen und optischen Erzeugnissen zum Teil er- 
heblich vermindert haben« (Donges/Müller-Ohlsen 1978; 160). 

Diese Untersuchung wird durch das Ergebnis einer Forschungsgruppe über Fragen des Süd- 
Siid-Handels bestätigt (T.anghammer 1983 (s. Tabelle 1)). Die Daten der Tabelle 1 zeigen, daß 
von 1963 bis 1978 der Abstand zwischen den Weltexporten und den Entwicklungsländerex- 
porten in der Sachkapital- bzw. Humankapitalintensität erheblich geringer geworden ist, 
daß ferner im Zeitablauf die Humankapitalintensität der Entwicklungsländerexporte deut- 
lich stärker zugenommen hat als die Sachkapitalintensität. Interessant ist auch, daß die Ex- 
porte der Entwicklungsländer in die Industrieländer wesentlich arbeitsintensiver sind als die- 
Exporte in die eigene Region, ein Faktum, das das Faktorproportionen-Theorem bestätigt". 
Die komparativen Kostenvorteile verändern sich also im Verlaufe des Industialisierungspro- 
zesses, von einem starren Festschreiben der Entwicklungsländer auf rohstoff- und arbeitsin- 
tensive Produkte kann nicht die Rede sein. 

Die Diskussionen über das Ohlin-Heckscher-Theorem innerhalb der traditionellen Außen- 
wirtschaftstheorie beziehen sich primär auf die Frage der Reversibilität der Faktorintensitä- 
ten. Da das Faktorproportionen-Theorem identische Faktorintensitäten bei jeder Faktor- 
preisrelation unterstellt, wird die Gültigkeit des Theoremsstark erschüttert, wenn empirisch 
nachgewiesen werden kann, daß die Substitutionselastizitäten international große Unter- 
schiede aufweisen. In diesem Falle kann mit sich verändernden Lohn-Profit-Relationen ein 
Umschlag der Faktorintensitäten nicht ausgeschlossen werden. Die empirischen Untersu- 
chungen der sogenannten Stanfordgruppe, die mit Hilfe von CES-Funktionen die Frage der 
Substitutionselastizität testeten, haben ergeben, daß die Faktorintensitäten tatsächlich rever- 
sibel sein können (Minhas 1963). Eine Neuberechnung der Daten der Stanfordgruppe durch 
Leontief ergab jedoch, daß die Reversibilität nur in 17 von 210 möglichen Fällen gegeben war, 
so daß die Frage des Umschlags der Faktorintensität empirisch evtl. nur von geringer Rele- 
vanz ist (Horn 1976; 23 ff.). Die diesbezügliche Diskussion ist allerdings noch längst nicht ab- 
geschlossen, und es ist zu betonen, daß sie die Gültigkeit der ricardianischen Variante der 
Theorie der komparativen Kosten nicht berührt. 

Einen empirischen Test des HOS-Theorems hat jüngst Foders durchgeführt (Foders 1983). 
Er überprüfte die Gültigkeit des Theorems anhand des Außenhandels zwischen Argenti- 
nien, Brasilien und der Bundesrepublik mit Hilfe verschiedener Methoden. Foders ermittelte 
zunächst die Rangordnung der drei Länder in der Austattung mit den Faktoren Kapital, qua- 
lifizierte Arbeit, unqualifizierte Arbeit, landwirtschaftliche Rohstoffe und bergbauliche 
Rohstoffe. Diese relative Faktorausstattung wurde dann mit der durchschnittlichen Fakto- 
rintensität der bilateralen Exporte und der bilateralen Importe der drei Länder verglichen 
(Bestimmung des Leontief-Indexes).'”* Das HOS-Theorem wurde in diesem Test (zweier 
Güterbündel und fünf Faktoren) mit einer Ausnahme für alle Länder und alle Faktoren be- 
stätigt. Die Ausnahme betrifft den Faktor landwirtschaftliche Rohstoffe im Handel zwi- 
schen Brasilien und der Bundesrepublik. 
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Tabelle 1: Sach- und Humankapitalintensitäten! des Entwicklungsländer- und Weltexports von verarbeiteten Produkten 1963-1978 
(Weltexport 1963 = 100) 


Bestimmungsregionen Entwicklungsländerexporte Weltexporte 
1963 1963 1973 1978 1963 1968 1973 1978 
’ Sachkapitalintensität 

Welt:u4u:00 re 67,3 74,6 72,6 76,6 100,0 104,8 102,4 104,9 
Industrieländer .................. 64,3 70,8 67,3 69,9 97,7 102,8 100,2 102,9 
Entwicklungsländer .............. 74,4 81,9 83,0 88,1 104,2 110,0 109,4 111,1 
darunter 

Nettokapitalexportierende 

Länder. skin nee 57,4 72,2 68,3 70,4 92,3 95,0 90,1 90,3 
Sozalschekandersunlien, 73,3 80,9 81,1 83,3 107,8 107,4 101,7 110,4 

Humankapitalintensität 

Welessckane en ae 59,5 67,8 72,7 78,0 100,0 104,3 103,9 105,3 
Industrieländer ..........222.2.... 54,5 62,8 67,5 71,8 96,4 102,4 101,1 102,1 
Entwicklungsländer .............. 72,0 77,6 83,3 87,1 107,0 109,6 112,0 112,4 
darunter 

Nettokapitalexportierende 

Eänder... 4.242268 2. 48,7 70,0 71,8 81,0 101,3 104,3 101,5 104,3 
Sozialistische Länder ............- 66,6 73,4 77,6 87,3 105,6 100,3 102,3 109,3 


1 Die Sachkapitalintensität ist definiert als das Verhältnis der Nicht-Lohn-Komponente der Wertschöpfung zur Lohnsumme für ungelernte Arbeit 
in einem Industriesektor, die Humankapitalintensität als das Verhältnis der Differenz zwischen den Lohnsummen für gelernte und ungelernte 
Arbeit wiederum zur Lohnsumme für ungelernte Arbeit. Die Koeffizienten stellen mit Handelsanteilen gewichtete Industriesektordurchschnitte 
auf der Basis der vierstelligen ISIC-Nomenklatur (Kategorie 3 ausschließlich mineralischer Öle) dar und wurden mit Hilfe indischer Industrie- 
zensusdaten ermittelt. 


Quelle: Langhammer 1983; 150 


Ein weiterer, statistisch strengerer Test des Faktorproportionen-Theorems im Falle vieler 
Güter und fünf Faktoren unter Anwendung der Regressionsanalyse fiel für die Exporte Ar- 
gentiniens ebenfalls positiv aus. Für die Exporte Brasiliens und der Bundesrepublik in die je- 
weils übrigen Test-Länder ließ sich das HOS-Theorem dagegen nicht bestätigen. Die Arbeit 
Foders’ ist nicht nur wegen dieser Tests des HOS-Theorems mit unterschiedlichen statisti- 
schen Methoden von Bedeutung, sie bietet darüber hinaus einen Überblick über weitere bis- 
herige Falsifikationsversuche des Theorems und diskutiert schließlich sehr ausführlich die 
theoretischen Prämissen des Ansatzes von Ohlin und Heckscher. 

Das Fazit dieser Überlegungen zur Theorie der komparativen Kosten: 1. Nur auf der Grund- 
lage der ricardianischen Variante der Theorie der komparativen Kosten läßt sich erklären, 
daß Länder mit ungleichem Produktivkraftniveau auf dem Weltmarkt zum gegenseitigen 
Nutzen miteinander konkurrieren können. 

2. Das HOS-Theorem bzw. das Neo-Faktorproportionentheorem, die beide unter bestimm- 
ten Prämissen mit der Ricardo-Hypothese verbunden werden können, sind bisher weder 
theoretisch widerlegt noch empirisch eindeutig falsifiziert worden. 

Auch wenn dabeı von liebgewonnenen "Thesen über die Widersprüche im internationalen 
System Abschied genommen werden muß, kommt die marxistische Weltmarkttheorie am 
Theorem der komparativen Kosten wissenschaftlich nicht vorbei. 


3. Nationalstaat und Kapital 


Die Notwendigkeit, zwischen allgemeiner Staatsintervention und nationalstaatlicher Inter- 
vention in den Konkurrenzkampf des Kapitals zu differenzieren, erkennt nur derjenige, dem 
sich die Theorie der komparativen Kosten erschlossen hat. Nur wer anerkennt, daß auf dem 
Weltmarkt auf der Basis ungleicher Entwicklungsniveaus der Nationen nicht das absolute, 
sondern das komparative Kostengesetz Gültigkeit hat, wird den Sinn der Nationalstaats- im 
Unterschied zur allgemeinen Staatsproblematik verstehen. Die Wirksamkeit des Gesetzes 
der komparativen Kosten setzt unter Abstraktion von allen übrigen Instrumentarien (Zölle, 
Kontingente, Prämien etc.) stets einen aus der Gliederung des Weltmarktes in Nationalstaa- 
ten entspringenden Mechanismus voraus: die oben beschriebenen Anpassungsbewegungen 
der Wechselkurse. Der Nationalstaat ist also im internationalen Konkurrenzkampf des Kapi- 
tals auch dann präsent, wenn er — wie in Liberalisierungsperioden — scheinbar im Rückzug 
begriffen ist. Die Instanz Politik interveniert permanent in die direkte Produzentenkonkur- 
renz auf dem Weltmarkt durch die Transformation komparativer in absolute Preisvorteile 
(-nachteile). Diese Form des Eingriffes der Instanz Politik in die Ökonomie ist innerhalb des 
Nationalstaates selbst dann nicht anzutreffen, wenn es sich um einen keynesianistisch hoch- 
gerüsteten Wohlfahrts- und Interventionsstaat handelt. Die staatlichen Einwirkungen in die 
Ökonomie (ob Steuern oder Sozialgesetze, ob Haushaltsprogramme oder Zentralbankpoli- 
tik) gelten hier für alle Produzenten gleichermaßen, verschieben damit die relativen Kosten- 
und Preislinien nicht, an denen sich die Einzelkapitale gegenüberstehen. Dieser Unterschied 
zwischen dem Politik-Ökonomie- Verhältnis außerhalb und innerhalb des Nationalstaates 
ist erklärungsbedürftig, Er ist m. E. aus der allgemeinen Logik von Kapital und Staat in der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht herzuleiten, sondern wurzelt in der speziellen Genese des 
bürgerlichen Staates aus vorkapitalistischen Strukturen und der speziellen historischen Kon- 
stellation im Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus (vgl. Busch/Grunert/Tobergte 


168 Klaus Busch 


1984; 22 ff.). Elmar Altvaters Ausführungen zu den diesbezüglichen Passagen meiner Waller- 
stein-Kritik verraten nicht nur ein allgemeines, aus seiner Ablehnung des Ricardo-Theorems 
resultierendes Unverständnis, sondern darüber hinaus eine spezielle Schluderigkeit im Umgang 
mit den von ihm kritisierten Texten. So hält er mir die Deregulierungstendenz des bürgerlichen 
Staates in Krisenzeiten als Widerlegung meiner These vom wachsenden rationalstaatlichen In- 
terventionsbedarf in Krisenzeiten entgegen, ohne zu erkennen, daß die Differenz zwischen 
neoliberalen Tendenzen im Inneren und merkantilistischen Tendenzen im Äußeren des Natio- 
nalstaates genau meiner Auffassung von der unterschiedlichen Politik-Ökonomie-Relation 
von Staat und Nationalstaat entsprechen, ohne anscheinend zu wissen, daß ich auf genau diesen 
Sachverhalt bereits in einer früheren Arbeit aufmerksam gemacht habe (Busch/Grunert/To- 
bergte 1984; 28 £). 

Ebenso geht seine Argumentation gegen meine These vom Rückzug des Nationalstaates in Auf- 
schwungperioden des Weltkapitals an der Sache vorbei. Zunächst ist wiederum zu betonen, 
daß ich mich an diesen Textstellen auf den Weltmarkt und nicht auf die Binnenstrukturen des 
Nationalstaates beziehe. Zum anderen wird auch Elmar Altvater nicht leugnen wollen, daß die 
nach dem Zweiten Weltkrieg aufgebauten Weltwirtschaftsinstitutionen, das GATT- und das 
Bretton-Woods-System, und die in deren Rahmen bis Mitte der 70er Jahre betriebene Politik. 
Ausdruck des Liberalismus, des Rückganges direkter Staatseingriffe in die Konkurrenz des Ka- 
pitals auf dem Weltmarkt sind. Das GATT-System und das Bretton-Woods- Abkommen for- 
mulieren mit dem Freihandelsprinzip und dem Prinzip des multilateralen vollkonvertiblen 
Zahlungsverkehrs die Antwort auf Protektionismus, Abwertungswettläufe und Devisenbe- 
wirtschaftung, die der Zerfall des Goldstandards und die erste Weltwirtschaftskrise erzeugt hat- 
ten. Die Zollrunden von Genf (1947), Annecy (1949), Torquay (1950/51), das multilaterale 
Clearingim Rahmen der EZU, der Abbau der Kontingente im Rahmen der OEEG, dieDillon-, 
Kennedy- und Tokio-Runde des GATT, die Herstellung der Vollkonvertibilität in den 50er 
Jahren, die Kreditmechanismen des Internationalen Währungsfonds, die Allgemeinen Kredit- 
vereinbarungen von 1962, die Swap-Abkommen der 60er Jahre zwischen den Zentralbanken 
der wichtigsten kapitalistischen Industrieländer, die Schaffung von Sonderziehungsrechten 
1967, all das sind natürlich nationalstaatliche Interventionen, aber Interventionen mit dem Zie- 
le des Liberalismus, also der Befreiung des internationalen Handels- und Kapitalverkehrs von 
Zöllen, Kontingenten, Devisenbewirtschaftung, »schmutzigen« Wechselkursveränderungen 
etc., von Eingriffen, die den internationalen Konkurrenzkampf des Kapitals verzerren. Rück- 
zug des Nationalstaates heißt also in dieser Periode nicht Verzicht auf nationalstaatliches Han- 
deln überhaupt, sondern das vertragsmäßige Absichern der Rücknahme nationalstaatlicher 
Eingriffsinstrumente in die Märkte. 


4. Zur Theorie der Unterentwicklung 


Nahm schon in den ersten Teilen des Artikels von Altvater die Polemik ein größeres Ge- 
wicht ein als die sachliche Argumentation, so wird im letzten Teil seiner »Kritik« die eigene 
Lernunwilligkeit dokumentiert. Wenn ich dennoch auch auf diese Passagen repliziere, dann 
wegen der Annahme, daß diese Lernunwilligkeit in der Frage der Unterentwicklung für gro- 
ße Teile der Linken exemplarisch sein könnte. 

Die wichtigste Erkenntnis der Unterentwicklungsdiskussion der letzten 15 Jahre lautet: Aus 
den Weltmarktbedingungen allein ist die Stagnation ın vielen Teilen der»Dritten Welt« nicht 
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zu erklären. Die ganz unterschiedlichen Industrialisierungserfolge der verschiedenen Länder 
in der »Peripherie« bei gleichen Weltmarktbedingungen verweisen auf ein tiefes Erklärungs- 
defizit der Dependenztheorie. Die Differenzierungsprozesse innerhalb der »Dritten Welt« 
indizieren die Daten der Tabelle 2 (s. Tabelle 2). Während die Gruppe der Schwellenländer 
den Anteil der Industriegüter an den Exporten von 1963/64 bis 1977/78 von 32,2 % auf 66,7 % 
zu Lasten des Anteils der Rohprodukte erhöhen konnte, waren die diesbezüglichen Erfolge 
der Niedrigeinkommensländer wesentlich bescheidener: sie konnten ihren Industriegüterex- 
portanteil nur von 8 auf 21,6 % steigern. Mit einer ausschließlich exogen orientierten Unter- 
entwicklungstheorie sind diese Differenzierungsprozesse in der »Dritten Welt« nicht zu be- 
greifen. Autoren der unterschiedlichsten wissenschaftstheoretischen Provenienz haben sich 
in den letzten Jahren deshalb zu der Einsicht durchgearbeitet, daß die in der linken Unterent- 
wicklungstheorie bisher vernachlässigten endogenen Strukturen unterentwickelter Länder 
dringend in die theoretischen Gebäude aufgenommen werden müssen. Ob sie nun, wie Seng- 
haas, einst Vertreter der Dependenztheorie waren oder, wieSchweers, von der neueren Impe- 
rialismustheorie (Baran) oder, wie Eikenberg, von der strukturalistischen Gesellschaftstheo- 
rie oder, wie Lipietz, von der Theorie des Fordismus ihren Ausgangspunkt nahmen, von der 
Notwendigkeit der Reformulierung der Unterentwicklungsproblematik sind sie heute alle 


Tabelle 2: Sektoralstruktur der Exporte der Schwellenländer! und der 
Niedrigeinkommensländer? 1963/64 und 1977/78 — in vH der Nichtölexporte? — 


1963/64 1977/78 1963/64 1977/78 


Exporte der Exporte der 
Schwellenländer Niedrig- 
einkommensländer 

Rohprodukte 67,8 33,3 Rohprodukte 92,0 78,4 
Nahrungsmittel 47,6 25,0 Nahrungsmittel 51,1 51,2 
Landwirtschaftli- Landwirtschaftli- ; 
cheRohprodukte 14,1 4,6 che Rohprodukte 28,9 12,2 
Metalle, Minerale 6,1 3,7 Metalle, Minerale 12,0 15,0 

Industriegüter 32,2 66,7 Industriegüter 8,0 21,6 
Maschinen, Maschinen, 
Ausrüstungsgüter 5,2 19,3 Ausrüstungsgüter 0,3 1,6 
Andere Industrie- Andere Industrie- 
güter 2708474 güter 77.200 


1 Argentinien, Brasilien, Griechenland, Hongkong, Israel, Jugoslawien, Mexiko, Portugal, Singapur, 
Spanien, Südkorea, Taiwan. 

2 Einschließlich der am wenigsten entwickleten Länder bis zu einem Pro-Kopf-Einkommen 1979 
von 1.000 US-Dollar: Ägypten, ElSalvador, Ghana, Guyana, Haiti, Kamerun, Kenia, Malawi, Ma- 
rokko, Nigeria, Pakistan, Peru, Philippinen, Senegal, Sri Lanka, Sudan, Thailand, Zentralafrikani- 
sche Republik. 

3 Mit den Nichtölexporten der einzelnen Stichprobenländer gewichteter Länderdurchschnitt. 


Quelle: Langhammer 1983; 148 
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überzeugt'*. Altvater hält dies angesichts der Verschuldungskrise vieler Entwicklungsländer 
für eine »ärgerliche Hilflosigkeit«. Mit dem Argument »Verschuldungskrise« ist die welt- 
marktorientierte Unterentwicklungstheorie allerdings nicht zu retten, dies aus 3 Gründen: 
1. Trifft die Verschuldungskrise gerade diejenigen unterentwickelten Länder am geringsten, 
die am frühesten und konsequentesten den Weg der exportorientierten Industrialisierung 
eingeschlagen haben, wie z.B. Hongkong, Südkorea und Taiwan (Donges/Müller-Ohlsen 
1978; 91 ff). 

2. Sind für die Verschuldungskrise vieler Entwicklungsländer nicht nur exogene Faktoren, 
wie die Überakkumulationskrise in den Zentren, die OPEC-Preispolitik, die US-amerikani- 
sche monetäre Restriktionspolitik (hohe Zinsen, Überbewertung des Dollar), der wachsende 
Protektionismus im Welthandel, verantwortlich, wie Elmar Altvater in seinen zahlreichen 
Artikeln zu diesem Problem immer wieder behauptet, es gibt auch endogene Ursachen, die 
auf das Konto der Regierungspolitik in den unterentwickelten Ländern selber gehen. Die 
massiven Defizite in den Staatshaushalten einiger Länder, nicht selten zum Zwecke militäri- 
scher Aufrüstung, eine verfehlte Industrialisierungspolitik, die wie in Mexiko, das von der 
OPEC-Politik eigentlich hätte profitieren müssen, umfangreiche Investitionen in Bereiche 
lenkte (Nuklearenergie, Stahlindustrie, Petrochemie), die nicht den Spezialisierungsmöglich- 
keiten des Landes entsprachen, schließlich eine verfehlte Wechselkurspolitik, die mit einer 
Tendenz zur Überbewertung den Export- sowie den Importsubstitutionssektor und damit 
die Leistungsbilanz geschwächt hat (Glismann/Nunnenkamp 1983). 

3. Beherrscht zwar die Schuldenproblematik einiger lateinamerikanischer Schwellenländer 
die Schlagzeilen, weil sie den Löwenanteil der Schulden auf sich vereinigen, dies heißt aber 
nicht, daß die »Vierte« Welt die Verschuldungskrise eher meistern könnte als die reicheren 
Länder der »Dritten Welt«. Ganz im Gegenteil trifft etwa die Preispolitik der OPEC die 
»Vierte« Welt relativ härter, so daß die aufgezeigten Differenzierungsprozesse in der »Peri- 
pherie« durch die Verschuldungsproblematik sich weiter vertiefen werden. 

Die Verschuldungskrise ist also weder ein Beleg dafür, daß die Weltmarktintegration Unter- 
entwicklung erzeugt, noch ein Argument gegen die Differenzierungsthese, die ja bekanntlich 
das Augenmerk verstärkt auf die endogenen Variablen gelenkt hat”®. 

Elmar Altvater meint nun, meine Argumentation zur Unterentwicklungsfrage widerspre- 
che der von mir vertretenen Modifikationstheorie diametral, im letzten Teil meines Waller- 
stein- Artikels würde ich — ohne es freilich zu wissen — den Stab über meine eigene Theorie 
brechen. Diese Auffassung Altvaters beruht auf einem kaum noch nachvollziehbaren Miß- 
verständnis der zu untersuchenden Problematik. Eine endogene Unterentwicklungstheorie 
und das Modifikationstheorem widersprechen sich keineswegs. Die erste untersucht die Fra- 
ge, welche Voraussetzungen im Verhältnis der Instanzen Politik, Ökonomie und Ideologie 
gegeben sein müssen, damit die kapitalistische die vorkapitalistische Produktionsweise ablö- 
sen kann; die zweite macht deutlich, daß schwach entwickelte kaptalistische Nationen auf 
dem Weltmarkt nicht niederkonkurriert werden, sondern auf der Basis der Schutzfunktio- 
nen der Wechselkurse ihre speziellen Akkumulationsvorteile ins Spiel bringen können. Das 
Modifikationstheorem gewinnt seine Bedeutung erst auf der Grundlage kapitalistischer Pro- 
duktionsverhältnisse. Hemmen vorkapitalistische Strukturen in den Instanzen Ideologie 
und Politik die normalen Regulationsprinzipien der kapitalistischen Ökonomie, beschränkt 
dies auch die Möglichkeit dieser Länder, die für den Weltmarkt angemessenen Spezialisie- 
rungsstrukturen aufzubauen. Die endogene Unterentwicklungstheorie und das Modifika- 
tionstheorem ergänzen sich also konsistent. Im Gegensatz zu Altvaters These bestehen eher 
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zwischen der Dependenztheorie und der Modifikationstheorie Kompatibilitätsprobleme. 
Die Modifikationstheorie müßte in diesem Falle nachweisen, daß die Ausgleichsmechanis- 
men des Weltmarktes aufgrund von Anomalien (z.B. Elastizitätswerte, undifferenzierte Pro- 
duktions- und Exportstrukturen) für die unterentwickelten Länder (noch) keine Gültigkeit 
haben. 

Elmar Altvater betrachtet seine »Kritik« als Aufforderung, »die Diskussion um die Welt- 
markttheorien voranzubringen«. Dies ist ihm nur insofern gelungen, als sein Beitrag noch 
einmal deutlich das Ausmaß an theoretischem und ideologischem Ballast vor Augen führt, 
den es abzuwerfen gilt, will die Linke den Anschluß an eine konsistente und realitätsbezoge- 
ne Weltmarkttheorie nicht weiterhin versäumen. 

Weder sollten in Zukunft Elementaria der Außenwirtschaftstheorie, wie die Theorie der 
Wechselkurse, übersehen noch fundamentale Theorien, wie das Theorem der komparativen 
Kosten, eskamotiert noch die gesellschaftsstrukturellen Momente in der Theorie der Unter- 
entwicklung ignoriert werden. 


Anmerkungen 


1 Altvater argumentiert in diesen Passagen seiner »Kritik« ungemein vage (»dürfte«, »möglicherwei- 
ses, »kanns, ...), obwohl die Auswirkungen einer Abwertung — wie zu zeigen ist — auf die Lei- 
stungsbilanz und das Sozialprodukt sehr exakt benannt werden können. Trotz dieser unpräzisen 
Formulierung seiner Prämissen wird die Schlußfolgerung, das Verwerfen des Modifikationstheo- 
rems, apodiktisch verkündet. 

2 Zur Ableitung dieser und der Robinson-Formel vgl. Klaus Rose: »Theorie der Außenwirtschaft«, 
8. Aufl., München 1981, $. 84 ff. sowie H.-]. Jarchow/P. Rühmann: »Monetäre Außenwirtschaft — 
I. Monetäre Außenwirtschaftstheorie«, Göttingen 1982, $. 43 ff. Die Symbole bedeuten: n„ Elasti- 
zität der mengenmäßigen Importnachfrage des Inlands in bezug auf den DM-Preis der Importe, 
n„Elastizität der mengenmäßigen Exportnachfrage des Auslands in bezug auf den Dollar-Preis die- 
ser Exporte, 
em Elastizität des ausländischen Angebots an Importgütern in bezug auf den Dollar-Preis dieser Gü- 
ter und 
&x Elastizität des inländischen Angebots an Exportgütern in bezug auf den DM-Preis dieser Güter. 

3 Tabelle 3: Import- und Exportelastizitäten? 


Land i Am Nx 
Bundesrepublik -0,653 -0,831 
Frankreich -1,310 -1,334 
Niederlande -0,382 -2,728 
Italien -1,053 3,290 
Belgien/Luxemburg -0,956 -1,572 
USA (-0,018) 2,319 
Vereinigtes Königreich (0,028) -1,323 


a Den Messungen liegen unverzögerte Quartalswerte für den Zeitraum 1955-1970 zugrunde. — 
Alle Schätzungen sind signifikant auf einem 5 v.H.-Niveau, ausgenommen die beiden einge- 
klammerten Werte für die USA und das Vereinigte Königreich. 


Quelle: H.-]. Jarchow/P. Rühmann 1982, S. 70 
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4 Altvaters Mißverständnis wird aus folgender Aussage deutlich: »Es können sogar die gleichen Ein- 
zelkapitale sein, die bei einer Währungsabwertung bei den Exporten das verdienen, was sie bei den 
importierten Inputs draufzuzahlen haben«. Nehmen wir eine 10 %ige Abwertung an, dann steigt 
bei gegebenen internationalen (Dollar-)Preisen der DM-Exportpreis des von Altvater analysierten 
Einzelkapitalisteen um 10 %, während sich ein Teil (!) der von ihm verwendeten Vorleistungen um 
10% verteuert. Selbst wenn der Exporteur seine DM-Preise nun nicht um 10 % ansteigen läßt, um 
evtl. den Absatz zu verbessern, wird der Nettoeffekt der Abwertung auf seine individuelle Profitra- 
te insgesamt positiv sein (dem gestiegenen Exportpreis in DM, dem erhöhten Absatz und der evtl. 
sich einstellenden Kostendegression bei wachsender Kapazitätsauslastung stehen nur die höheren 
Preise einiger Inputs gegenüber). 

5 Die Berechnung von Kapitalrenditen anstelle von Umsatzrenditen bestätigt das gewonnene Ergeb- 
nis. Das Datenmaterial läßt aber in diesem Falle nur einen Vergleich mit3 Weltmarktkonkurrenten 
(USA, Japan und Großbritannien) zu. Wetter u.a. 1984, $. 155 ff. 

6 Belgien, Frankreich, Italien, Japan, Großbritannien und USA 

7 Der Wechselkurs ist als Preis für eine ausländische Währungseinheit (etwa 1 Dollar) ausgedrückt in 
DM definiert. Sinkt also dieser Preis, wird die DM aufgewertet. 

7a Die Überbewertung des US-Dollar seit Anfang der 80er Jahre ist portfoliotheoretisch aus dem großen 
Zinsratengefälle zwischen den USA und den übrigen kapitalistischen Industrieländern zu erklären. 
Diese Zinsratendifferenz hat auf die kurzfristigen Kapitalströme eine größere Wirkung als die Erwar- 
tung einer Dollarabwertung aufgrund des Leistungsbilanzdefizits. Allerdings könnte die US-Regie- 
rung ihre vor allem rüstungspolitisch bedingten Haushaltsdefizite, die für die Zinsdifferenz im wesent- 
lichen verantwortlich sind, nicht lange aufrechterhalten, verfolgte sie nicht gleichzeitig eine massive 
protektionistische Außenhandelspolitik. Ohne die zahlreichen Selbstbeschränkungsabkommen mit 
Industrie- und Schwellenländern im Automobil-, Stahl-, Textil-, Elektro- und Schiffsbausektor würde 
das Leistungsbilanzdefizit noch gigantischere Ausmaße annehmen und die US-Wirtschaft auf den hei- 
mischen Märkten noch stärker von der Auslandskonkurrenz bedroht werden. Ohne den Protektio- 
nismus wäre die Hochzinspolitik deshalb für die US-Regierung nicht durchzuhalten, würde der Kurs 
des US-Dollar sich rascher wieder den realen Konkurrenzverhältnissen anpassen. 

8 Vgl. Emmanuel 1969, $. 260 ff sowie meine Kritik in Prokla Nr. 8/9, 5. 78 ff. 

9 ZurKritik der Theorie der internationalen Lohnkostenkonkurrenz vgl. Busch/Grunert/Tobergte 
1984, 5.85 f. 

10 Eine gute Darstellung des Zusammenhanges von opportunity costs und Geldpreisen bei alternati- 
ven Wechselkursen ist zu finden in: R.G. Lipsey: »Einführung in die Positive Ökonomie«, Köln 
1971, 8. 731 ff. 

11 Folgende Länder wurden untersucht: Ägypten, Brasilien, Hongkong, Indien, Israel, Jugoslawien, 
Kolumbien, Malaysıa, Mexiko, Pakistan, Singapur, Spanien, Südkorea, Taiwan und Türkei 

12 RCA-Werte vergleichen die Nettoexportquote einer Branche mit der Nettoexportquote der Ge- 


samtwirtschaft: 
RCA - mi $ X-M 
xi+mi X+M 


Die Werte sind durch Multiplikation mit folgenden Faktoren auf -100 bis + 100 normiert: 


100 für mi X-M 
ür > 
-&M xi+mi X+M 
X+M 
bzw. 
100 für mu _ X-M 
1: %M xj+mi X+M 
X+M 
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13a 


14 


14a 


15 
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x; und m; bezeichnen die Exporte und die Importe der jeweiligen Branche und X und M die Exporte 
und Importe aller Branchen. 

Eine Differenzierung nach Schwellenländern und Niedrigeinkommensländern zeigt, daß diese 
Aussage durchgängig nur für die Schwellenländer zutrifft. Vgl. dazu Langhammer 1983, S. 151 ff. 
Der Leontief-Index (LI) setzt die direkten und die indirekten Faktorintensitäten (DIFI) des Import- 
und des Exportbündels ins Verhältnis: 


„DIE = 
“ DIER ° 


Altvaters Behauptung, durch meine Darstellung der Thesen von Lipietz würde ich — unbewußt — 
schließlich doch noch die Thesen Wallersteins anerkennen, basiert auf einer verkürzten Rezeption 
meines Textes. Ich halte den Beitrag Lipietz’ insofern für bemerkenswert, alser von den realen Dif- 
ferenzierungsprozessen in der Dritten Welt ausgeht und uch den internen Strukturbedingungen in 
den unterentwickelten Ländern einen relevanten Stellenwert beimißt. Da Lipietz am Ende seiner 
Analyse weiterhin die Theorie der »neofordistischen« Arbeitsteilung vertritt, kritisiere ich seine 
Position schließlich als inkonsequent. Daraus eine Übernahme der Thesen Lipietz’ lesen zu kön- 
nen, bleibt Elmar Altvaters Geheimnis. 

Von den 729 Mrd. US-Dollar Gesamtschulden der nicht ölexportierenden Entwicklungsländer ent- 
fallen auf Lateinamerika 315 Mrd. US-Dollar, auf Asien dagegen nur 186 Mrd. US-Dollar. Der An- 
teil des Schuldendienstes an den Exporterlösen der nicht ölexportierenden Entwicklungsländer 
stieg in Asien von 7,6% 1977 auf 9,9 % 1984 an, in Lateinamerika dagegen von 32 % auf 44,6%. Ob- 
wohl die fernöstlichen Entwicklungsländer eine höhere Exportquote aufweisen und deshalb vom 
Protektionismus der kapitalistischen Industrieländer stärker getroffen wurden als die lateinameri- 
kanischen Schwellenländer und obwohl sie die Ölpreissteigerungen relativ stärker belasten als die 
Länder Lateinamerikas, konnten diese asiatischen Länder wegen günstigerer interner und externer 
Bedingungen ihre Außenverschuldung in vertretbaren Grenzen halten. Vgl. Handelsblatt Nr. 114, 
19. 6. 1985, $.4 

Altvaters Anmerkungen zum Problem der Ungleichzeitigkeit der Instanzen und der Dominanz- 
strukturen in einer Gesellschaftsformation zeigen eine geringe Kenntnis der strukturalistischen 
Problematik. Weder ist im Begriff der Überdeterminierung die Ungleichzeitigkeit der Instanzen 
»beliebig« noch werden Dominanzverhältnisse in Abrede gestellt. Altvaters »Ökonomismus«, der 
für die Bedeutung der Instanzen Politik und Ideologie blind ist, wird sichtbar, wenn er behaupter, 
mit der Dominanz der kapitalistischen Produktionsweise in der Ökonomie sei der Weltmarkt in 
den unterentwickelten Ländern wieder präsent. Als ob damit die Bedeutung vorkapitalistischer 
Strukturen in Politik und Ideologie für die Ökonomie quantite negligeable wäre. Auffällig ist auch, 
daß Elmar Altvater mit keinem Satz erläutert, aufgrund welcher Gesetzmäßigkeiten die Welt- 
marktintegration Unterentwicklung erzeugt bzw. reproduziert. 
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